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GRUNDFRAGEN DER NEUEREN DEUTSCHEN 
GESCHICHTE 
Zum Problem der historischen Urteilsbildung 
VON 
THEODOR SCHIEDER 











ES wird heute wenig nachgedacht darüber, wie historische Urteile 
zustande kommen, was man von ihnen erwarten darf und welche 
Funktion sie erfüllen. Der Schwund an historischem Bewußtsein ist 
zugleich auch ein Schwund an historischem Urteilsvermögen, der 
durch eine ganze Reihe von Faktoren verursacht wird. Ich möchte 
hier auf einige dieser Faktoren verweisen: 1. Die Verwüstung der 
Geschichtslandschaft — diese im wörtlichen und übertragenen 
Sinne verstanden — hat das antiquarische Interesse fast ganz zum 
Erlöschen gebracht. Dieses war ein mächtiger Impuls des Ge- 
schichtsdenkens auch in seiner gehobenen Form im 19. Jahrhundert, 
man muß es geradezu als die Erlebnisbasis der großen Historio- 
graphie bezeichnen, soweit diese auf die reine Anschauung der 
Vergangenheit gerichtet war. Rankes bekanntes Wort, er wolle 
nur zeigen, „wie es eigentlich gewesen ist‘‘, enthält etwas davon, 
aber auch in gewissem Sinne Burckhardt mit seiner Ahnung des 
„wunderbaren Schauspiels‘‘, dem Geist der Menschheit erkennend 
nachzugehen. Das antiquarische Interesse, dem Nietzsche den 
Todesstoß versetzt hat, muß man in der Form, die es im 19. Jahr- 
hundert angenommen hat, als die zeitgeschichtliche Entsprechung 
zu der beginnenden Zerstörung der alteuropäischen Geschichts- 
landschaft ansehen, als eine Art erschrockener Ahnung von den 
Dingen, die da herankamen. Burckhardt hat das in der ihm eigenen 
unerbittlichen Konsequenz am deutlichsten ausgesprochen. 2. Wenn 
es richtig ist, daß das europäische Geschichtsdenken seit dem Mittel- 
alter sich aus heilsgeschichtlichen Vorstellungen, d.h. aus der 
„theologischen Ausdeutung der Geschichte als eines Heilsge- 
schehens‘‘ (Löwith), gebildet hat, so hat das moderne Geschichts- 


denken — soweit es nicht einfach das Antiquarische als „Bild“ 






























I) Text eines Referats, das am 11. Oktober 1960 auf der Tagung des Arbeits- 
kreises für moderne Sozialgeschichte gehalten wurde. An der Form eines 
Diskussionsbeitrags, der Anstöße geben und keine abschließenden Ergebnisse 
vortragen will, wurde nichts geändert. 
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festhalten will — diesen eschatologischen Zug in die Idee einer 
innerweltlichen Erlösung in der Geschichte, durch die Geschichte 
verwandelt. Dies trifft nicht nur auf den Marxismus zu, sondern 
gilt ebenso für den Positivismus von August Comte wie für den 
vulgärliberalen Fortschrittsgedanken. Heute ist davon wenig mehr 
vorhanden: Der kommunistische Endzeitgedanke der klassen- 


losen Gesellschaft als der Stufe der Aufhebung dessen, was bei 


Marx als Selbstentfremdung des Menschen erscheint, ist entweder 
versteinerte Dogmatik oder eine dialektische Formel geworden, 
hinter der sich der Unglaube gerade an den endzeitlichen Charakter 
mindestens des gegenwärtigen Kommunismus verbirgt. Hier liegt 
die Wurzel der Ratlosigkeit, in der sich denkende Marxisten wie 
Lukäcs befinden. 

Auf der anderen Seite ist, was paradox klingen mag, im 
vergangenen Kriege auch der Aufklärungsoptimismus mit seiner 
Hoffnung zerbrochen, die Welt einer endgültigen Ordnung der 
Vernunft zuzuführen. Die geschichtliche Erfahrung, daß mit der 
Niederwerfung der totalitären Diktatur an der einen Stelle wie eine 
Hydra die totalitäre Gefahr an anderer Stelle auferstanden und 
ins Riesenhafte gewachsen ist, ist eine der tiefsten Erschütterungen 
gewesen, die das amerikanische Selbstbewußtsein in seiner ganzen 


Geschichte erlebt hat. Eine teleologische weltgeschichtliche Ent- 


wicklung ist unter solchen Bedingungen für viele etwas schwer Vor- 
stellbares geworden, jedenfalls etwas schwerer Vorstellbares als 
je zuvor. Die Geschichte wird zu einem Rätsel in dem Moment, wo 
sie ihr Ziel verloren zu haben scheint — dies wird gerade im angel- 


sächsisch-amerikanischen Kulturraum tiefer empfunden und durch- 


litten als etwa bei uns Deutschen, da uns der Historismus viel eher 


auf einen historischen Agnostizismus vorbereitet hat. 

Wohin wir schauen, ist das Ziel der Geschichte in Nebel ge- 
hüllt und die Antwort auf die Frage, wohin der Lauf der Geschichte 
treibt, schwieriger geworden. Es werden im Grunde nur noch zwei 
Antworten versucht und beide sind gerade für einen sozialhistorisch 


interessierten Kreis von besonderem Interesse, Die eine liegt gleich- 


sam auf der Hand: nachdem die Welterlösungsideen von 1789 und 


1917 an ihr Ende gekommen zu sein scheinen, wird auf das Ereignis 
zurückgegriffen, das sie beide mitausgelöst hat, auf die industrielle 
Revolution; in ihrer Vollendung wird, wenn nicht mehr die 
Erlösung der Welt, so doch die Erfüllung eines durch nichts auf- 
zuhaltenden Prozesses gesehen, der nur ihm eigene Bewegungs- 


gesetze hat. Wenn man auf diese Weise die industrielle Revolution 


als die causa prima der Umformung der Welt zur modernen Welt 
versteht, so wird man doch auf die Dauer der Frage nicht aus- 
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weichen können, ob diese Revolution eine letzte Weltstunde der 
Menschheit auf dieser Erde ist oder eine beliebige Phase im ge- 
schichtlichen Ablauf wie viele andere auch. Und hier ist, scheint 
mir, ein Ansatzpunkt wirklicher historischer Fragestellungen. 

Die zweite Antwort hängt sehr eng mit der ersten zusammen: 
die industrielle Revolution mit ihren sämtlichen Konsequenzen hat 


zum erstenmal die Erde zu einem einheitlichen politischen, gesell- 


schaftlichen und zivilisatorischen Schauplatz zusammengefaßt. 
Weltgeschichte der Menschheit ist in dieser Situation nicht mehr 
ein spekulatives Ziel, auf das die geschehene Geschichte ausge- 
richtet wird, sondern sie ist eine gegenwärtige Erfahrung, die nach 
Bestätigung durch die Geschichte ruft. Es entsteht die verführeri- 
sche Frage, ob die planetarische Weltgeschichte von heute ohne 
weiteres in die Vergangenheit zurückprojiziert werden darf. Darf 
man annehmen, daß gerade ihre Entstehung es ist, die den Inhalt, 
ja den Sinn aller Geschichte ausmacht ? Bekanntlich hat Karl 
Jaspers — aber außer ihm noch mancher andere — diese These 
bejaht und dahin erweitert, daß die Menschheit einen einzigen 
Ursprung und ein Ziel und damit, wie man weiter daraus schließen 
darf, auch einen einzigen Weg habe. Im Sichtbarmachen dieses 
Weges läge dann die Aufgabe, zugleich aber die besondere 


Schwierigkeit, vor die sich der Historiker als empirisch vorgehender 


Forscher gestellt sähe. 

Ich glaube, daß niemand, der heute Geschichte treibt, an diesen 
beiden Antworten vorbeigehen kann, weniger noch an der ersten 
als an der zweiten, die bei Jaspers z. B. etwas sehr Konstruktives 


hat, Aber gerade dieser seiner konstruktiven Elemente muß man 


das hier aufgezeigte Grundschema entkleiden, alles Hegelianimus 


und Marxismus, aber auch alles trivialen Aufklärertums im Stile 
Voltaires oder August Comtes. Wir nehmen vielmehr die tech- 
nische Revolution und ihre konstituierende Bedeutung für die 
moderne Welt als eine schlichte historische Erfahrung und ebenso 
das Zusammenwachsen der Welt zu einem geschichtlichen Kraft- 


feld. Ob in dem ganzen Verlauf mehr als ein Fortschreiten, näm- 


lich ein Fortschritt zu erkennen ist, bleibt vorerst dahingestellt, 
sosehr es verlockt, die Frage nach dem wachsenden äußeren Wohl- 
stand der vielen, dem ‚‚Besserlebenwollen der Massen‘ wie es 
Burckhardt noch genannt hat, in diesen Zusammenhang zu stel- 
len. Gehen wir von der technischen Revolution seit dem Ende des 
18. Jahrhunderts als der entscheidenden Triebkraft der modernen 


Weltzeit aus, dann gewinnen wir einen Standort, von dem aus sich 


der historische Materialismus mit seinen eigenen Waffen schlagen 
läßt. Denn wenn tatsächlich die Veränderung der Produktions- 


ı* 
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verhältnisse die Basis aller anderen historischen Phänomene sein 
soll, dann werden die Entwicklungsphasen der industriellen Revolu- 
tion zum Maßstab historischer Interpretation der modernen Welt, 
Die Organisationsformen der Wirtschaft werden demgegenüber zu 
sekundären Phänomenen, und es erweist sich als unhaltbar, Kapi- 
talismus und Kommunismus als zwei Epochen der Menschheits- 
geschichte aufzufassen. 

Abgesehen von dieser Überlegung besteht ein wesentlicher 
methodischer Gewinn dieser These darin, daß wir, wenn auch kein 
Ziel, so doch wohl eine Richtung der Geschichte erkennen und daß 
uns dadurch Maßstäbe für unser Urteil oder unsere Bewertung zu- 
rückgegeben werden. Mit dem Kontinuitätsbegriff der klassischen 
Epoche des Historismus werden wir dabei wenig mehr anfangen 
können. Ranke hatte Geschichte noch ganz als das Wissen von der 
verborgenen Kontinuität verstanden, die die Vergangenheit mit 
aller Zukunft verbindet. Burckhardt stand schon unserer Position 
insofern näher, als er in der Geschichte ein Gegengewicht gegen 
die rasche Bewegung der Zeit, ein Medium der Besinnung in den 
Stürmen des Revolutionszeitalters sehen wollte. Geschichte wird 
nicht mehr von dem Hochgefühl getragen, daß der Zeitgeist mit 
ihr verbündet ist, ja daß sie selbst der Zeitgeist ist, sondern sie 
bildet ihr Bewußtsein aus der tiefen Betroffenheit durch eine der 
Geschichte widerstehende Gegenwart. Burckhardt hat neben 
Tocqueville als erster großer Historiker erkannt, daß die Gegen- 
wart und mehr noch die Zukunft der Geschichte davonzulaufen 
beginnen, daß sich plötzlich ein Abgrund zwischen ihnen aufgetan 
hat. Wenn er noch den Sprung über diesen Abgrund nicht getan 
hat und den festen Boden der alteuropäischen Geschichte nicht 
verließ, so ist uns selbst die Wahl genommen. Wir können nur noch 
auf das andere Ufer zurückblicken, aber eben daraus wächst unsere 
Kraft der Anschauung, der Erkenntnis der geschichtlich geworde- 
nen Welt. Wir sehen sie geradezu durch ihre Andersartigkeit gegen- 
über unserer Gegenwart bestimmt. Jedenfalls ist durch die Ver- 
änderungen der Welt im Gefolge der industriellen Revolution ein 
neues historisches Bewußtsein entstanden, das auf der Diskontinui- 
tät aufbaut. 


Die Diskontinuität ist also eine allgemeine Kategorie des ge f 


schichtlichen Denkens von heute, nicht etwas spezifisch oder aus- 
schließlich Deutsches. Damit stehen wir bei einem engeren Problem: 


den historischen Wertmaßstäben unserer deutschen Geschichte f 


Die allgemeine Unsicherheit der Wertungen, die für das gesamte 
Feld der Geschichte gilt, wiederholt sich im engeren Kreis unserer 
deutschen Geschichte, teils aus den allgemeinen Ursachen, teik 
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aber aus der besonderen deutschen Lage. In der deutschen Ge- 
schichtsschreibung dominierte fast ununterbrochen durch ein Jahr- 
hundert das aus dem nationalen Liberalismus stammende Leitbild 
vom unvollendeten und zu vollendenden Nationalstaat!). Es gab der 
Geschichte einen auf die Zukunft, auf die erst noch zu schaffende 
Nation gerichteten Impuls. Bei Droysen, dem geistvollsten der 
liberalen Historiker der großen Zeit, sieht man sehr deutlich, wie 
sehr dieses Leitbild aus den großen allgemeinen Werten des libe- 
ralen Denkens abgeleitet ist. Für Droysen ist, wie wir vor allem in 
seiner Historik lesen können, die Geschichte die aufgedeckte Logik 
der Entwicklung zur Freiheit im Hegelschen Sinne; als ‚Bewegung 
der sittlichen Welt‘ faßt Droyen Geschichte zusammen, aber er 
drängt diese Bewegung immer mehr auf die Schöpfung des freien, 
nationalen Staates zusammen. Die Bewegung der sittlichen Welt 
ist dann nichts anderes mehr als die Bewegung zur nationalen Frei- 
heit. Es wäre vermessen, wenn man alle Schöpfungen der deutschen 
Geschichtsschreibung und Geschichtswissenschaft seither auf diese 
Formel einschränken würde, aber ein Hauptimpuls ist sie für das 
deutsche Geschichtsdenken geblieben, so vielseitig sie variiert 
werden konnte. Die Vorstellung vom unvollendeten Nationalstaat 
hatte ihre Bedeutung nicht nur in der Epoche der nationalstaat- 
lichen Einigung, sondern ebenso auch bei dem publizistischen und 
wissenschaftlichen Beistand, den die deutsche Historie für den 
Übergang zur „Weltpolitik“ um die Jahrhundertwende geleistet 
hatte, nicht anders in den Kriegszieldebatten des I. Weltkrieges und 
am nachdrücklichsten in der Auseinandersetzung mit Versailles. 
Der Gedanke des unvollendeten Nationalstaates erhielt zuletzt 
nach der Niederlage im I. Weltkrieg einen doppelten Aspekt: er 
führte zum einfachen Revisionismus, zur Forderung, die Grenzen 
von 1871 wiederherzustellen, und er löste das nationale Selbstbe- 
stimmungsprinzip in seiner großdeutschen-völkischen Form aus. 
Nicht nur gegen den amputierten Nationalstaat von 1919, sondern 
auch gegen den unvollendeten Nationalstaat von 1866/1871 wurde 
der Angriff gerichtet, und mehr und mehr verschob sich im natio- 
nalgeschichtlichen Schrifttum der Vorstoß von jenem zu diesem. 
Ich will hier im einzelnen die Frage nicht verfolgen, wie dieses 
Rezept unter dem System des Nationalsozialismus weiterentwickelt 


!) Die von Helmuth Plessner verwandte Formel ‚verspätete Nation‘ scheint 
mir keinen wesentlichen Zug der deutschen Entwicklung zu treffen. Die Kate- 
gorie der Verspätung ist für die nationalstaatliche Politik im 19. Jahrhundert 
nicht zutreffend; sie müßte sonst auch für Frankreich oder Italien gelten. 
Das unterscheidende Merkmal der deutschen Nationalstaatsgeschichte ist 
ihre Unvollendetheit. 
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wurde, es scheint mir aber sicher, daß nur diese geschilderte Aus- 
gangslage des Bewußtseins vom unvollendeten Nationalstaat die 
partiellen Einbrüche der nationalsozialistischen Ideologie in die 
deutsche Geschichtswissenschaft ermöglicht hat. Man denke nur 
an die großdeutsche Phase der nationalsozialistischen Revolution, 
deren rein funktionalen Charakter im Machtdenken Hitlers wenige 
erkannt haben. In seiner letzten Phase entartete dann das Leitbild 
vom unvollendeten Nationalstaat zu der Forderung, Deutschland 
müsse seinen Weg als Nation mit einer imperialen Machtbildung 
vollenden und damit etwas nachholen, was bei den andern großen 
europäischen Völkern als Endstufe ihrer nationalen Entwicklung 
erschien. Es müsse diese durch die Weltherrschaft der Nation über- 
runden, die sich immer mehr zu einer einheitlichen Rasse umformt, 

Man könnte annehmen, daß das Leitbild des unvollendeten 
Nationalstaats seit dem Ende des II. Weltkriegs angesichts des 
Zusammenbruchs der großdeutschen und der kleindeutschen 
Reichsidee, der radikalen Reduzierung des deutschen Staats- und 
Volksraumes und der Überschichtung eines aus eigenen Überlie- 
ferungen gestalteten Nationsraumes mit den sozialrevolutionären 
Ordnungsideen einer fremden Macht jetzt in seine Sternstunde 
getreten ist. Dem ist aber, wenn wir die Dinge nüchtern unter die 
Lupe nehmen, nicht so. Das nationale Bewußtsein bleibt zwar an 
dem historischen Raum des kleindeutschen Bismarck-Reiches 
orientiert, ja, es hat ihn in dem verkleinerten Ausmaß von 1919 
sozusagen juristisch zementiert, aber dieses Bewußtsein wirkt sich 
in der geschichtswissenschaftlichen Arbeit weit weniger aus als in 
den vorhergehenden Epochen. Die Auseinandersetzung mit den 
Grenzen von 1937, die ja die Grenzen von 1919 sind, mit der 
Teilung des Nationalstaats, mit dem Zerfall einer einheitlichen 
politischen Ordnung auf dem Boden des Reiches von 1871, auf der 
anderen Seite aber auch mit dem Gesamtkomplex der europäi- 
schen Integration wird entweder nicht mit offenem Visier, oder mit 
oft fiktiven Argumentationen und unter ständigem Ausweichen vor 
einer geistigen und politischen Entscheidung geführt. Dies ist 
zweifellos in erster Linie bedingt durch eine weltpolitische Span- 
nungslage, in der von einem lauernden Gegner jedes unbedachte, 
aber auch wohl bedachte Wort zu einer hochexplosiven Waffe 
in „Kalten Krieg‘ umgemodelt werden kann, aber es ist doch auch 
ein Symptom dafür, daß man in der gegenwärtigen Not der deut- 
schen Politik nicht einfach mehr eine bloße Wiederholung der 
alten Frage nach der Vollendung des Nationalstaats zu sehen ver- 
mag, daß man an alten nationalgeschichtlichen Leitbildern irre 
geworden ist, ohne schon neue zu besitzen. 
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Das äußert sich in der verschiedenartigsten Weise. Man kann 
gerade im Umgang mit der jüngeren Generation an den Hoch- 
schulen immer wieder feststellen, in welchem Maße das historische 
Verständnis für alle Kundgebungen und Programme nationalstaat- 
licher Politik vor 1871, nach 1871, nach 1918/19 zurückgegangen ist. 
Die Überzeugung, daß die deutsche Geschichte seit 1848 mit ihren 
nationalen Anstrengungen, mit ihren oft utopischen Hoffnungen, 
ihrem Erfolgsbewußtsein, aber auch mit ihren Opfern und Leiden 
eine Einbahnstraße zu Hitler ist, scheint manchmal weiter verbreitet 
und tiefer verwurzelt zu sein, als wir eswahrhaben wollen. Hier steckt 
eine Gefahr, die noch gesteigert würde, wenn sich Geschichtskennt- 
nisse und Geschichtsbewußtsein ausschließlich auf Zeitgeschichte 
einengen würden. Die historische Wissenschaft hat die immense 
Aufgabe, das historische Denken aus dem Teufelszirkel von Selbst- 
rechtfertigung und Selbstanklage herauszuführen und den Verzicht 
auf die nationalstaatliche Teleologie nicht nur negativ zu verstehen, 
sondern positiv die deutsche Geschichte in ihren eigentümlichen 
Zügen sich neu geistig anzueignen. So wird es uns heute wieder 
deutlicher werden, daß bestimmte föderative, unstaatliche Struktur- 
elemente in der deutschen Geschichte mindestens seit dem 13. Jahr- 
hundert bis zum Ende des Deutschen Bundes sich erhalten haben, 
daß sie z.T. noch länger in den politischen Formen der Habsburgi- 
schen Monarchie und derSchweizerischen Eidgenossenschaft fortleb- 
ten. Es wäre unangebracht, den Partikularismus oder Föderalismus 
romantisch zu verklären, wie das in der Constantin-Frantz-Renais- 
sance nach dem Kriege versucht wurde, ebenso wie der Einschlag 
von Universalismus in der alteuropäischen Phase der deutschen 
Geschichte nicht zum abendländischen Modell für die Zukunft er- 
hoben werden kann. Aber immerhin wird man die Intensität regio- 
naler Politik als etwas für die deutsche Geschichte Konstitutives — 
im guten und bösen Sinne — ansehen müssen, wie es noch Bis- 
marck getan hat und wie man es selbst bei Treitschke nicht ohne 
Liebe und Wehmut dargestellt findet. Man wird andererseits er- 
kennen, daß die universalistische Tradition im deutschen politi- 
schen Denken und in der deutschen Politik des 19. Jahrhunderts 
völlig untergegangen ist: sie ist namentlich in der Rechtswissen- 
schaft seit der historischen Schule und dem Positivismus mit 
Stumpf und Stil ausgerottet worden, so daß die deutsche Politik 
und das deutsche politische Denken dem westeuropäischen aufge- 
klärt-humanitären Universalismus völlig wehrlos und hilflos gegen- 
überstanden. Das zeigte sich schon bei der deutschen Haltung auf 
den Haager Friedenskonferenzen, es zeigte sich bei den Kriegsziel- 
diskussionen des I. Weltkriegs in der Unfähigkeit, die militärische 
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Befreiung der ostmitteleuropäischen Völker zu einem Programm 
der politischen Befreiung auszubauen. Ganz zu schweigen von dem 
höchst unsicheren und prekären Verhältnis der deutschen öffent- 
lichen Meinung zum Völkerbund von Genf, der eben ausschließlich 
im machiavellistischen Sinne als Machtorganisation der Sieger ver- 
standen wurde. Stresemann hat, aus der nationalen Tradition der 
deutschen Politik kommend, sich auf den Boden des ethisch- 
humanitären Universalismus des Westens — sicher nicht aus 
Ideologie, sondern aus nationalem Realismus — zu stellen ver- 
sucht, aber er ist dabei zerrieben worden. Wie schwierig es ist, von 
bestimmten deutschen rechtswissenschaftlichen Positionen her 
ein Verständnis etwa der weltgeschichtlichen Leistung des Jus 
publicum Europaeum aufzubauen, zeigt der zweifellos geistvolle 
Versuch, den Carl Schmitt nach dem II. Weltkrieg in seinem 
„Nomos der Erde‘‘ gemacht hat: hier wird der angelsächsische 
Universalismus einfach als Raum- und Ortlosigkeit mißverstanden. 

Für die regionale Tradition der deutschen Geschichte ist 
etwas Ähnliches noch nicht versucht worden, wenn auch das 
Vordringen sozialgeschichtlicher und universalgeschichtlicher Ge- 
sichtspunkte in der sogenannten Landesgeschichte unverkennbar 
ist. Nur bleibt diese meist beim hohen Mittelalter oder bestenfalls 
beim Ausgang des Ständetums stehen und sieht alles Folgende vom 
kleinfürstlichen Absolutismus bis zum souveränen Partikularstaat 
des 19. Jahrhunderts nur als eine beklagenswerte Entartungsform 
und Entfremdung vom nationalstaatlichen Ideal. Auch noch der 
Partikularismus des 19. Jahrhunderts besitzt aber sozialgeschicht- 
liches Interesse, und man kann etwa bei Wilhelm Hch. Riehl in 
„Land und Leute‘ etwas über seine Soziologie und Soziographie 
nachlesen; hier wird z. B. auf den ursächlichen Zusammenhang 
zwischen kleinstaatlicher Politik in großstaatlichen Formen und 
der fortschreitenden sozialen Zersetzung hingewiesen, während sich 
die landläufige Kritik etwa Treitschkes am Partikularismus mit 
dem allgemeinen Hinweis auf die ethische Überlegenheit des natio- 
nalen Machtstaats begnügt. Das Verhältnis der partikularstaat- 
lichen politischen Wirklichkeit Deutschlands zur sozialen Revo- 
lution des 19. Jahrhunderts ist ein höchst anziehendes, in keiner 
Weise ausgeschöpftes Problem. 

Damit sind wir aber schon in die Nähe einer zweiten These 
gelangt: im deutschen geschichtlichen Bewußtsein ist lange unter- 
gründig, aber offen hervortretend schon seit dem Jungen Deutsch- 
land, seit dem Linkshegelianismus, seit Lorenz von Stein und später 
vor allem Max Weber die These vom unvollendeten Verfassungs- 
staat lebendig. Sie ist vorwiegend eine These ‚von links‘, aber 
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keineswegs ausschließlich; denn die immer wieder verwandte 
Grundformel von der mangelnden Kongruenz gesellschaftlicher und 
politischer Verfassung als der Crux des öffentlichen Lebens in 
Deutschland wird auch von rechts her ausgesprochen. Die Konser- 
yativen führen damit ihren Kampf gegen den Liberalismus und sei- 
nen Einfluß auf die deutsche Politik, sowohl die preußischen Konser- 
vativen während des Verfassungskonflikts, als Bismarck mit Lassalle 
über die Einführung des allgemeinen Wahlrechts verhandelte, wie 
auch die katholischen Konservativen in der Reichsgründungszeit 
und im Kulturkampf. Man lese etwa die Kommentare zum Zeit- 
geschehen, die Edmund Jörg in den Historisch-Politischen Blättern 
schrieb. Wenn schon Ranke in den 30er Jahren des 19. Jahrhunderts 
die Ideen des Konstitutionalismus mit der These ablehnte, sie seien 
das „Abstractum einer fremden Existenz‘, so knüpft der Wider- 
stand gegen die Weimarer Verfassung von rechts, und zwar auch 
der von jungkonservativer Seite an diese Formel an. Carl Schmitt 
hat in seiner Schrift von 1923 über die geistesgeschichtliche Lage 
des heutigen Parlamentarismus dieses Problem als ein allgemeines, 
nicht nur spezifisch deutsches deuten zu können gemeint. Was in 
ihr behandelt wird, ist die Fixierung der weltgeschichtlichen Stunde 
des Parlamentarismus auf die Zeit der Geltung von Öffentlichkeit 
und Diskussion als seiner tragenden Prinzipien. Im Kampf gegen 
die Geheimpolitik absoluter Fürsten ist nach Schmitt der Gedanke 
des modernen Parlamentarismus, die Forderung einer Kontrolle 
und der Glaube an Öffentlichkeit und Publizität entstanden; aber 
heute habe der ‚relative Rationalismus‘‘ des parlamentarischen 
Denkens seine Evidenz verloren. „Sind Öffentlichkeit und Diskus- 
sion in der tatsächlichen Wirklichkeit des parlamentarischen Be- 
triebes zu einer leeren und nichtigen Formalität geworden, so hat 
auch das Parlament, wie es sich im 19. Jahrhundert entwickelt hat, 
seine bisherige Grundlage und seinen Sinn verloren.‘ Hier wird 
bereits der Generalangriff gegen den Weimarer Parlamentarismus 
aus dem Gedanken der Inkongruenz der gesellschaftlich-geistigen 
Lage mit der politischen Verfassung abgeleitet, mit weit größerer 
politischer Wirkung, aber genau auf der gleichen Linie, auf der 
seinerzeit Ferdinand Lasalle in seiner Schrift über Verfassungs- 
wesen operierte. Bei Lassalle konnte man lesen, daß geschriebene 
Verfassungen nur dann von Wert und Dauer seien, wenn sie den 
genauen Ausdruck der wirklichen, in der Gesellschaft bestehenden 
Machtverhältnisse darstellen. 

Dieser Exkurs über die antiliberale Theorie soll die Tatsache 
nicht verschleiern, daß es in erster Linie die liberale Theorie ge- 
wesen ist, von der die These vom unvollendeten Verfassungsstaat 
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vertreten wurde. Mit ihr wird geradezu das Generalthema der 
deutschen Geschichte des 19. Jahrhunderts angeschnitten. Das 
Faktum, daß die beiden deutschen Hauptmächte bis zur Revolu- 
tion von 1848 ohne geschriebene Verfassungen, ohne Konstitu- 
tionen und Parlamente waren, hat zuerst das Gefühl politischer 
Rückständigkeit Deutschlands bei der liberalen Bewegung be- 
gründet, auch wenn sich diese lange auf die dem deutschen öffent- 
lichen Leben eigentümlichen freiheitlichen Elemente berief. Dieses 
Bewußtsein verstärkte sich dann — nach dem vorübergehenden 
Übergewicht nationaler Stimmungen zwischen 1866 und 1878 — 
im neuen Reich und richtete sich in erster Linie gegen zwei institu- 
tionelle Mängel der politischen Ordnung nach 1871: gegen die feh- 
lende parlamentarische Verantwortlichkeit der Reichsregierung 
und gegen das Dreiklassenwahlrecht in Preußen. Beides diente auf 
die Dauer der Versteinerung überalterter gesellschaftspolitischer 
Machtverhältnisse, die den vollen Durchbruch der Industrie- 
gesellschaft und ihrer Klassen in der Reichspolitik und ihren In- 
stitutionen verhinderte und unerträgliche Spannungen im Staats- 
und Gesellschaftsgefüge herbeiführte. Im I. Weltkrieg wurden diese 
Spannungen das entscheidende Hindernis für die rettende politi- 
sche Tat, die das Reich durch entschiedene verfassungspolitische 
Reformen in seinem Existenzkampf zugleich widerstandsfähig und 
elastisch gemacht hätte. Das alles braucht nicht näher ausgeführt 
zu werden; die klassische Abrechnung mit den Schwächen der 
Reichsordnung kann man in Max Webers Aufsatz vom Sommer 
1917 über „Parlament und Regierung im neugeordneten Deutsch- 
land‘‘ nachlesen. 

Trotzdem bedarf es noch einiger Überlegungen, um gerade 
an diesem Punkte zu festeren Wertmaßstäben zu gelangen. Es 
müssen zuerst zwei Mißverständnisse ausgeräumt werden: das 
eine besteht in der irrigen Auffassung, die Integrationskraft des 
deutschen Nationalstaats sei wegen seiner eben berührten Mängel so 
schwach gewesen, daß man von 1871 bis 1914 von einer wachsen- 
den nationalen Dekomposition sprechen müsse. Diese These, die 
etwa bei Golo Mann in seinem Urteil über das Kaiserreich von 1914 
erscheint, es habe damals im Grunde noch immer keine Nation 
gegeben, so wie die älteren Nationalstaaten sie geprägt hatten, ist 
meines Erachtens historisch nicht belegbar. Richtig an ihr ist, daß 
die Aufrichtung der Schranken gegen die Parlamentarisierung im 
Reich und gegen die Demokratisierung des preußischen Wahl- 
rechts den vollen Einschmelzungsprozeß von Gesellschaft und 
Staat verhindert hat. Auf der anderen Seite aber wird man sicher 
sagen dürfen, daß das Reich als Nationalstaat in den Jahren, bevor 
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die große Lebenskrise des Krieges ausbrach, trotz der verfassungs- 
politischen Schwächen von breiteren Schichten innerlich getragen 
wurde als noch vor der Jahrhundertwende. Die sozialistische 
Arbeiterschaft war dabei, fast unmerklich in die Reichsnation hin- 
einzuwachsen; die katholischen Volksteile wirkten längst am inne- 
ren und äußeren Ausbau des Reiches mit. Friedrich Meinecke 
schildert dieses Zusammenwachsen in einem Aufsatz „Reich und 
Nation seit 1871‘, der während des Krieges erschienen ist; er ver- 
weist hier auf den eigentümlichen Widerspruch zwischen den 
ostensiblen Gegensätzen und den im verborgenen wachsenden 
Gemeinsamkeiten des deutschen öffentlichen Lebens: ‚„‚während die 
Parteien in ihrem Handeln sich oft ganz hart und unbiegsam 
zeigten, spannen sich in ihrem Denken mannigfache neue Fäden 
von einer zur andern!).‘ 

Das andere Mißverständnis hat man darin zu sehen, daß die 
deutsche verfassungspolitische Lage vor 1918 unter dem Aspekt der 
normativen Bedeutung gesehen werden müsse, den die parlamen- 
tarisch-konstitutionelle Theorie in ihren westeuropäischen Formen 
beanspruchen könne. Dazu ist zu sagen, daß es eine absolute Norm 
in diesem Sinne geschichtlich nie gegeben hat; daß dies selbst von 
den westeuropäischen Verfassungen nicht gesagt werden kann, 
wurde von Robert Redslob in seiner bekannten Untersuchung von 
1918 über ‚Die parlamentarische Regierung in ihrer wahren und 
in ihrer unechten Form‘‘ nachgewiesen, die ganz auf die Unter- 
scheidung des französischen und englischen parlamentarischen 
Typus abzielt. Die Kriterien für die Bewertung der deutschen 
verfassungspolitischen Situation müssen auf anderem Wege ge- 
wonnen werden: sie sind in dem jeweiligen effektiven Gleichge- 
wicht zwischen den gesellschaftlichen Bewegungskräften und der 
staatlich-politischen Ordnung zu sehen. Die gesellschaftliche Be- 
wegung, die ihrerseits der Ausdruck der fortschreitenden indu- 
striellen Revolution ist, wird von jeder historischen Interpretation 
des 19. Jahrhunderts als die prima causa anerkannt werden müs- 
sen. So hat auch der konservative Tocqueville die Heraufkunft der 
egalitären Demokratie als einen unaufhaltsamen Vorgang erkannt 
und nur nach Mitteln gesucht, ihn nicht als Sturmflut, sondern in 
gebahnten Kanälen ablaufen zu lassen. Es ergibt sich daraus, daß 
die Demokratisierung in allen ihren Erscheinungsformen als Be- 
wertungsmaßstab verwendet werden muß, nur kann es keinen 
dogmatischen Streit zwischen einem sogenannten konstitutionellen 
und parlamentarischen Regime geben, wie er vor 1914 gang und 


!) Zu dieser Frage meine demnächst erscheinende Studie „Das Deutsche 
Kaiserreich von 1871 als Nationalstaat“. 
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gäbe war. Der eigentümliche Kompromiß von monarchisch-autori- 
tärem Machtstaat, nationaldemokratischem Parlament und libe- 
raler Rechtsstaatsordnung, wie ihn das Kaiserreich von 1871 dar- 
stellt, bleibt in jedem Falle eine imposante Erscheinung, wenn sie 
auch zweifellos nicht die epochale demokratische Tendenz in klarer 
Form verwirklicht hat. Sie war ein Versuch, den Klassenantago- 
nismus mit staatlich-bürokratischen Mitteln von oben her zu über- 
winden und nicht in der angelsächsischen Weise des Kontrakts der 
gesellschaftlichen Kräfte miteinander. Friedrich Naumann hatte 
in seinem Buche ‚Demokratie und Kaisertum‘‘ geglaubt, den 
Kaiser als Repräsentanten der monarchisch-autoritären Tradition 
Preußens— Deutschlands zum Führer aus einer alten, agrarisch- 
feudal bestimmten in eine neue, industriell-soziale Zeit umformen 
zu können. Er sah in der Imperatorenperson solange eine Volks- 
zukunft, „bis einmal tragfähige neue politische Massengebilde da 
sein werden, die die politische Rolle spielen können, die bis vor 
kurzem die agrarische Aristokratie spielte“. Das Kaisertum 
sollte der Träger der „Diktatur des Industrialismus‘‘ werden. 
Das erscheint heute wie eine wirklichkeitsfremde Utopie, aber es 
gibt uns doch zu bedenken, wie vielfältig die Möglichkeiten in 
der Zeit selbst gesehen wurden, um den geforderten Ausgleich 
zwischen gesellschaftlicher Entwicklung und politischer Verfassung 
herzustellen. 

Unsere historische Forschung wird sich den Zugang zu den 
Phänomenen der deutschen Geschichte, die ich unter dem Stich- 
wort des „unvollendeten Verfassungsstaats‘‘ zusammengefaßt habe, 
nicht durch vorgefaßte Urteile verbauen dürfen, ebensowenig aber 
durch eine allzu isolierte Betrachtung der einzelnen Epochen der 
neueren deutschen Geschichte. Für die sozialgeschichtliche An- 
schauung, die der verfassungsgeschichtlichen zugrunde liegen muß, 
treten die Epocheneinschnitte der politischen Geschichte ohnedies 
stärker zurück: sie hat die einheitlichen Züge der Entwicklung seit 
1815 über die politischen Wendepunkte von 1866/71 und 1918/19 
hinweg herauszuarbeiten. Besonders nachdrücklich muß dies für 
den inneren Zusammenhang hervorgehoben werden, der zwischen 
dem Kaiserreich und der Weimarer Republik sozialgeschichtlich, 
ja sogar, wenn man an die Funktion des Reichspräsidenten denkt, 
verfassungspolitisch besteht. Der Einschnitt des I. Weltkriegs, die 
Niederlage von 1918 sind daher nicht nur aus dem Blickpunkt des 
Endes, sondern auch aus dem der Fortsetzung zu sehen. Um es mit 
einem Wort anzudeuten: Deutschland hat als Industriemacht mehr 


über die Niederlage hinweg gerettet denn als politische Macht. In f 


erhöhtem Maße gilt dies für die Niederlage des II. Weltkrieges. 
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Wir kommen nun noch zu einem dritten Gesichtspunkt, der 
seit langem als Bewertungsmaßstab für die deutsche Geschichte seit 
1871 verwandt wurde: ich nenne ihn die These vom ‚unvollendeten 
Kulturstaat.‘‘ Daß der neue Nationalstaat nicht den entscheiden- 
den Fortschritt in der Bewegung des Geistes bilde, wie es die 
Hegelianer meinten, sondern dem deutschen Geist im Wege stehe, 
dies hat zuerst Friedrich Nietzsche in der ersten seiner Unzeit- 
gemäßen Betrachtungen über „David Strauß, der Bekenner und 
Schriftsteller‘‘ ausgesprochen. Ich wiederhole die oft zitierten 
Sätze: „Ein großer Sieg ist eine große Gefahr. Die menschliche 
Natur erträgt ihn schwerer als eine Niederlage: ja, es scheint selbst 
leichter zu sein, einen solchen Sieg zu erringen als ihn so zu ertra- 
gen, daß daraus keine schwerere Niederlage entsteht. Von allen 
schlimmen Folgen aber, die der letzte, mit Frankreich geführte 
Krieg hinter sich dreinzieht, ist vielleicht die schlimmste ein weit- 
verbreiteter Irrtum: der Irrtum der öffentlichen Meinung und aller 
öffentlich Meinenden, daß auch die deutsche Kultur in jenem 
Kampfe gesiegt habe und deshalb jetzt mit den Kränzen ge- 
schmückt werden müsse, die so außerordentlichen Begebnissen und 
Erfolgen gemäß seien. Dieser Wahn ist höchst verderblich: nicht 
etwa weil es ein Wahn ist — denn es gibt die heilsamsten und 
segensreichsten Irrtümer —, sondern weil er imstande ist, unsern 
Sieg in eine völlige Niederlage zu verwandeln: in die Niederlage, ja 
die Exstirpation des deutschen Geistes zugunsten des deutschen 
Reiches!).“ Hier war in der Tat seherisch eine geschichtliche Wahr- 
heit ausgesprochen: der deutsche Nationalstaat hat die humani- 
stische und ästhetische Kultur Deutschlands, wie sie sich in dem 
Jahrhundert von 1750 bis 1850 entfaltet hatte, nicht zu bewahren 
vermocht, sondern seine historische Funktion bestand eher darin, 
daß er eine pragmatische, wissenschaftlich-technische Kultur er- 
möglicht und gefördert hat. Trotzdem ist die Formel vom Gegen- 
satz von Geist und Staat nicht restlos befriedigend, sie muß in ver- 
schiedenen Richtungen differenziert werden. Zum ersten hat es 
eine Identität von Geist und Staat oder der Grundrichtungen von 
geistig-künstlerischer Kultur und staatlich-politischem Dasein in 


!) Vgl. dazu die ähnliche Gedanken aussprechende Rede von Theodor 
Mommsen am 18. März 1880 (Reden und Aufsätze 1905): „‚Ernster und pein- 
licher sind die Erscheinungen, welche die geistige Entwicklung unseres 
eigenen Volkes unter der Sonne des Glücks aufweist. Wie der Soldat leichter 
den Gefahren und Entsagungen des Krieges widersteht als dem Rausch des 
Sieges, so stehen auch wir vor und in einer spontanen Rekrudeszenz alter, 
einer spontanen Generation neuer moralischer Seuchen, die mit epidemischer 
Gewalt um sich greifen und an der Grundlage unserer Gesellschaft rütteln....“ 
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den europäischen Nationen während des 19. und 20. Jahrhunderts 
kaum irgendwo gegeben. Die große Romanliteratur dieser Epoche 


2. B. ist gesellschaftskritisch und staatskritisch, nicht nur in Ruß- 


land, sondern auch in Frankreich und in Skandinavien. Sie steht im 


Falle Rußlands eindeutig im Vorhof der Revolution wie früher die 
große Aufklärungsliteratur in Frankreich. Sie bewirkt im Frank- 
reich der Dreyfus-Affäre wenn nicht revolutionäre, so doch refor- 
mistische Prozesse. Eher scheint es richtig, in Deutschland von der 


relativen Schwäche der kritischen, vor allem sozialkritischen Funk- 


tion der Literatur zu sprechen, wenn sie auch keineswegs ganz fehlt, 


Eher ist das Ausbleiben einer revolutionären Intelligenz in Deutsch- 
land das Auffällige: sie erscheint nur in einigen Momenten wie im 
Sturm und Drang des ausgehenden 18. Jahrhunderts oder im An- 
teil des Expressionismus an den revolutionären Bewegungen von 
1918/19 (Ernst Toller z. B.), am eindrucksvollsten im Jungen 


Deutschland und im Junghegelianismus um 1840, aber die revolu- 


tionäre Wirkung gerade dieser Gruppe schlug nur auf dem welt- 
weiten Umweg über den Marxismus schließlich wieder auf Deutsch- 
land zurück. 

Es hängt mit diesen Umständen zusammen, daß des öfteren 
der Vorwurf nicht des Gegensatzes von Geist und Staat für die 
neuere deutsche Geschichte gemacht wurde, sondern vielmehr der 
einer allzu instrumentalen Rolle des Geistes im Staate. Dieser Vor- 
wurf ist zuerst schon gegen Hegel erhoben worden und wurde neuer- 
dings wieder von Karl Popper aufgenommen!) — er wird später 
gegen den deutschen Rechtspositivismus von den Naturrechtlern 
wiederholt und kehrt in abgewandelter Form wieder gegen die 
Theoretiker der sogenannten konservativen Revolution, denen 
Handlangerdienste für den Nationalsozialismus vorgeworfen wer- 
den. Von der Position des Marxismus wird dann Ideologiever- 
dacht gegen jede Art von geistiger Schöpfung gerichtet und diese 
schließlich nur noch aus der Interessenpsychologie einer sozialen 
Gruppe verstanden. So hat Georg Lukäcs in seinem Buche „Die 
Zerstörung der Vernunft‘‘ die deutsche Geistesgeschichte als einen 
geradlinigen Weg in die faschistische Barbarei sehen wollen. Wo- 
hin das im einzelnen zu führen vermag, sei an einigen Beispielen 
demonstriert; wir finden bei Lucäcs Schopenhauer, Nietzsche, 
Heidegger und Max Weber in folgender Weise ideologisch fixiert: 
Schopenhauer: „indirekte Apologetik‘“ des Kapitalismus, deren 
soziale Funktion in der philosophischen Begründung der Sinn- 
losigkeit eines jeden politischen Handelns besteht. 


1) Die offene Gesellschaft und ihre Feinde, 2. Band; Falsche Propheten 
(Hegel, Marx und die Folgen), dt. Ausgabe 1958. 
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Nietzsche» die mythische Vorwegnahme der imperialistischen 
Barbarei. 


Heidegger: Ideologie des Katzenjammers des Individualismus der 


imperialistischen Periode. 
Max Weber: soziologische Kategorien als die abstrakt formulierte 
Psychologie des kalkulierenden individuellen Agenten des Kapi- 


talismus. 
Diese extremen Formulierungen zeigen die Verirrungen, in die die 


marxistische Ideologieforschung gerät, wenn sie die offenen Bezie- 


hungen der verschiedenen Lebensbereiche — Philosophie, Staat, 
Kunst, Wirtschaft — in reine Interessenbeziehungen umzudeuten 
versucht, die von dem bekannten Primat der ökonomischen Ver- 
hältnisse bestimmt werden. Die historische Forschung kann aber 
von der prinzipiellen Einsicht nicht abgehen, daß es sich immer um 
offene Beziehungen verschiedener ‚Potenzen‘‘ handelt, von denen 
jede über autonome Antriebskräfte verfügt. So sehr wir nach dem 
„Totaleindruck“* einer Epoche streben, um einen Ausdruck des 
alten Justus Möser zu verwenden, so wenig können wir uns auf 
eine Subordinierung einer Potenz oder mehrerer Potenzen unter 
eine herrschende einlassen, wäre diese nun ‚‚der Staat‘‘, oder ‚‚der 
Geist‘ oder „‚die Wirtschaft‘‘. Die Geschichte wird sich sehr oft mit 
einer koordinierenden Weise begnügen müssen, sie wird die unent- 
wirrbare Verschränktheit, andererseits den ständigen Antagonis- 
mus der politischen und kulturellen Tendenzen aufzeigen und nicht 
von einer Norm — etwa eines Primats des Staates vor dem Geist 
oder umgekehrt des Geistes vor dem Staat — ausgehen dürfen. Es 
zeigt sich dann bald, wie wenig klar noch die Konturen des geisti- 
gen Lebens im Staate und in der Gesellschaft des neuen Deutsch- 
lands gezeichnet werden können, und wie vieler Anstrengungen es 
hier noch bedarf. 

Ich komme zum Schluß: die Kategorie des ‚„Unvollendeten“ 
kehrt, wie sich zeigen ließ, in der Interpretation der deutschen 
Geschichte mit verschiedenen Zusätzen wieder. Überall, wo sie an- 
gewandt wurde, geschah dies mit einer eingestandenen oder unein- 
gestandenen Hoffnung auf eine noch mögliche und noch zu voll- 
ziehende Vollendung: auf die Vollendung des Nationalstaats, des 
Verfassungsstaats, des Kulturstaats. Es könnte das Fazit aus den 
Erfahrungen unserer Generation sein, daß wir die Unvollendetheit 
ohne Hoffnung auf Vollendung als die Grundkategorie unserer 
Geschichte bestehen lassen müssen. Dann würden die ‚verlorenen 
Zeiten‘‘ wie die zwischen 1815 und 1848 und vielleicht auch unsere 
eigene nicht mehr nur im Schatten scheinbarer Vollendung bleiben, 
sondern in ihrer zweifellos vorhandenen eigenständigen Fülle her- 
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vortreten. Was Fülle und was Leere eines Zeitalters ist, würde sich 
vielleicht überhaupt anders ansehen lassen. Wer vom Unvollend- 
baren in der Geschichte weiß, dem würde sich manches ihrer Ge- 
heimnisse eher öffnen, als wer nur das Fertige, Vollendete kennt, 
Damit würden nicht nur die historischen Wertmaßstäbe unserer 
deutschen Geschichte, sondern jeder Geschichte verändert und wir 
kehrten zu unserem Ausgangspunkt zurück, an dem wir die Frage 
nach der deutschen Geschichte aus der Frage nach der Geschichte 
überhaupt abzuleiten versuchten. 
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DIE SPANISCHE MONARCHIE 
. IM 18. JAHRHUNDERT 
UND DIE UNABHÄNGIGKEIT HISPANOAMERIKAS 
VON 
RICARDO KREBS 


DER Erbfolgekrieg war für Spanien Abschluß einer Epoche und 
neuer Beginn. Sein Ausgang schien zunächst eine Katastrophe für 
die Monarchie zu sein. Das Schicksal Spaniens als selbständige 
Macht in Europa schien besiegelt. Der Friede von Utrecht, aus dem 
die neue auf dem rationalen Prinzip des Gleichgewichts beruhende 
europäische Staatenordnung hervorging, bedeutete für Spanien den 
Verlust seines gesamten zentraleuropäischen Besitzes, auf dem seit 
den Tagen Karls V. seine Vormachtstellung in Europa beruht hatte. 

Aber was zunächst als völliger Zusammenbruch erschienen 
war, erwies sich bald als Gewinn und Ansatz zu neuen Möglich- 
keiten. Spanien gab ja nur Gebiete und Ansprüche auf, die seit 
langem seine realen Machtmittel überstiegen hatten. Die spanische 
Vormachtstellung war schon vor langer Zeit verlorengegangen. 
Der Friede von Utrecht ratifizierte lediglich einen historischen 
Tatbestand. Spaniens Macht blieb auf die Pyrenäenhalbinsel 
und die Neue Welt beschränkt. 

Aber gerade diese Begrenzung erlaubte eine Konzentration 
der Machtmittel und einen neuen Aufbau. Indem Spanien sich von 
dem zur Last gewordenen Erbe der Universalmonarchie befreite, 
stellte es sich auf den Boden der Wirklichkeit und gewann dadurch 
dieMöglichkeit, wiederum handelnd in die Geschichte einzugreifen. 

Im offenen Gegensatz zur imperialen Politik der Habsburger!) 
beschränkten sich die Bourbonen darauf, Spanien als souveräne 


!) Die Verurteilung der Eroberungspolitik und des Krieges im allgemeinen 
ist fast allen Autoren des 18. Jahrhunderts gemeinsam. Vgl. Feij6o, La 
ambiciön en elsolio, Teatro Critico III, 12; Miguel A. della Gändara, Apuntes 
sobre el Bien y el Mal de Espafia, Madrid 1762; Campomanes, Discurso 
sobre la Educaciön popular, Madrid 1775, 411ff. Einige Autoren, wie z.B. 
Feij6o verurteilen den Eroberungskrieg als ungerechten Krieg und bedienen 
sich moralischer und theologischer Argumente; sie wiederholen damit ledig- 
lich die Thesen der Juristen und Theologen des 17. Jahrhunderts. Die meisten 
Autoren aber verurteilen den Krieg als unnütz, unökonomisch und unmensch- 
lich. Es verbindet sich hier die aus der spanischen Geschichte abgeleitete 
Erfahrung mit den utilitarischen und philantropischen Tendenzen des 
18, Jahrhunderts, wie sie auch in Frankreich auftreten. Vgl. Montesquieu, 
De la politique, in M&langes inedits des Montesquieu, 1892, 175. 
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Macht zu behaupten. Diesem Ziel diente die Neutralitätspolitik 
Ferdinands VI.: Spanien sollte sich aus den europäischen Kriegen 
heraushalten, um sich seiner inneren Entwicklung widmen zu 
können. Diese Politik wurde zunächst von Karl III. fortgeführt, 
Der innere Aufschwung und der Ausbau von Heer und Flotte 
erlaubten ihm dann später, eine aktivere Außenpolitik zu betreiben, 
Doch verzichtete Karl III. auch weiterhin bewußt darauf, für 
Spanien erneut eine Vormachtstellung anzustreben und beschränkte 
sich darauf, die Souveränität zu wahren und seinen territorialen 
Besitz zu behaupten!). 

Als gefährlichster Gegner der spanischen Interessen in Europa 
und Übersee erwies sich England. Die Besetzung von Gibraltar 
und Menorca durch England gefährdete den Einfluß Spaniens auf 
das westliche Mittelmeer, seine traditionelle Interessensphäre, 
Besonders schmerzlich war der Verlust von Gibraltar, da die eng- 
lische Besetzung nicht nur eine ständige militärische Bedrohung, 
sondern vor allem auch einen deutlichen Ausdruck der Mißachtung 
der spanischen Souveränität darstellte. Die englische Seemacht 
gefährdete das Gleichgewicht auf den Meeren. Der Ausbau der 
englischen Macht in Nordamerika stellte eine Gefahr für das 
spanische Kolonialreich dar. 

Der gemeinsame Gegensatz gegen England führte die spani- 
schen und die französischen Bourbonen zusammen. Sie schlossen 
den Familienpakt, sie verbündeten sich im Siebenjährigen Krieg 
und unterstützten die nordamerikanischen Rebellen?). Dieselben 
Beweggründe führten unter Karl IV. zu einer Überwindung der 
Bedenken gegen das ketzerische Frankreich der Revolution, zum 
Frieden von Basel und schließlich zum Bündnis mit dem Direk- 
torium und mit Napoleon. 

Spanien hat Gibraltar nicht zurückgewinnen können, und das 
ist ein Beweis für seine Schwäche. Aber es hat seine amerikanischen 


1) „Der König steht fest zu der Maxime, einen Krieg nur dann zu führen, 


wenn es notwendig sein sollte, und zwar nur im äußersten Notfall, wenn f 


keine andere Möglichkeit bestehen sollte, seine Rechte zu verteidigen.“ 


Brief des Ministers Tanucci an den Fürsten Yaci, 30. Dez. 1758, zit. bäif 
Palacio Atard, El Tercer Pacto de Familia, Madrid, 1945, S. 23. Am Ende 


seiner Regierung wiederholt der König in seinem politischen Testament 


ausdrücklich denselben Gedanken: ‚Frankreich muß deutlich erkennen, f 
daß wir einem Krieg nur nach eingehender Prüfung, mit ausdrücklicher f 


Einwilligung und mit den Vorkehrungen, die dem Ausmaß und den Wirkur- 


gen dieses großen Übels und dieser Geißel der Menschheit entsprechen, f 
beitreten werden‘. Instrucciön Reservada Cap. CCCXXII Biblioteca «FE 


Autores Espaüoles Bd. 59, S. 261. 
2) Vicente Palacio Atard, El Tercer Pacto de Familia, Madrid 1945. 
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Besitzungen verteidigen können, und es hat eine selbständige 
Politik getrieben. Indem es den Geboten der eigenen Staatsräson 
gefolgt ist, ist es dem Schicksal entgangen, dem Portugal erlegen 
ist, das vollständig unter den Einfluß Englands geriet. 

Gleichzeitig hat Karl III. auch sorgfältig darüber gewacht, 
nicht in Abhängigkeit von Frankreich, seinem mächtigen Ver- 
bündeten, zu geraten!). 

Spanien gehörte im 18. Jahrhundert nicht mehr zu den großen 
Mächten, es bestimmte nicht mehr den Gang der Weltgeschichte, 
aber es spielte doch durchaus eine eigene Rolle im europäischen 
Mächtekonzert. In Wahrung seiner Interessen hat es aktiv zu der 
Erhaltung des europäischen Gleichgewichts und damit zur Ge- 
staltung des europäischen Staatensystems beigetragen. Indem es 
solcherart in der Wahrung seiner Souveränität das Ziel der Außen- 
politik sah, identifizierte es sich mit dem für die moderne europäische 
Staatenentwicklung wesentlichen Prinzip. 

Die Bourbonenkönige und ihre Minister waren davon über- 
zeugt, daß der Niedergang Spaniens eine Folge der verfehlten 
Politik der Habsburger sei und daß ein Wiederaufstieg nur durch 
grundlegende Reformen im Innern zu erreichen sei?). In deren 
Durchführung kam es zu einer erneuten und letzten Steigerung der 


1) Vgl. die eingehenden Anweisungen Karls III. in der Instrucciön Reservada. 
Die Überlegungen über die Politik, die Frankreich gegenüber zu verfolgen 
sei, nehmen weitaus den größten Platz ein. Dem Hinweis, daß für Spanien 
die Verbindung und Freundschaft mit Frankreich lebenswichtig sei, folgt 
unmittelbar die Bemerkung, daß Spanien mit allen Mitteln seine Unabhän- 
gigkeit Frankreich gegenüber wahren müsse. Instrucciön Reservada Cap. 
CCCIIff. a.a.0., S. 258. 

?) Der Niedergang Spaniens drang bereits zu Beginn des 17. Jahrhunderts 
ins Bewußtsein und wurde bald zum wichtigsten Thema der politischen 
Literatur. Bereits die Autoren des 17. Jahrhunderts versuchen, die konkre- 
ten, politischen und wirtschaftlichen Ursachen aufzudecken, doch herrscht 
bei ihnen noch die theologische Fragestellung vor. Die Grundprobleme sind 
die Beziehung zwischen dem irdischen Geschehen und der Vorsehung und 
die Rolle Spaniens im Rahmen der göttlichen Weltregierung. Im 18. Jahr- 
hundert verschwindet die providentielle Deutung bis auf einige wenige 
Ausnahmen, wie z. B. Carta del reverendo Obispo de Cuenca al confesor 
real, fray Joaquin Eleto, Biblioteca de Autores Espafoles Bd. 59, S. 1ff. 
Die Autoren des 18. Jahrhunderts führen den Verfall auf wirtschaftliche 
Ursachen zurück. Vgl. Luis Sänchez Agesta, El pensamiento politico del 
Despotismo Ilustrado, Madrid 1953, S.115ff. Im 19. Jahrhundert klagen 


‚F die Liberalen den Absolutismus und die Theokratie an, während die Katho- 


liken die Ursache im Abfall von der katholischen Tradition, dem wahren 
" Sein Spaniens, sehen. Vgl. Palacio Atard, Derrota, Agotamiento, Decadencia 
" enla Espafa del siglo XVII, Madrid 1949. 
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königlichen Macht, zur vollen Ausbildung des monarchischen 
Absolutismus. Ihre theoretische Legitimierung erfuhr diese Ent- 
wicklung durch die offizielle Anerkennung der Lehre vom Gottes- 
gnadentum. Während im Zeitalter der Habsburger noch die 
scholastische Vertragslehre volle Gültigkeit besessen hatte, wurde 
von Karl III. die Lehre vom göttlichen Recht der Könige zur 
amtlichen Doktrin erhoben. Unter Verwendung der vor allem vom 
Gallikanismus entwickelten Thesen wurden die gegenteiligen 
Lehren verurteilt. Unter den Vorwürfen, die gegen die Jesuiten 
erhoben wurden und die ihre Austreibung rechtfertigen sollten, 
richtete sich eine der schwersten Anschuldigungen gegen die von 
dem Jesuitenpater Juan de Mariana zweihundert Jahre früher 
entwickelte Lehre vom Widerstandsrecht und vom Königs- und 
Tyrannenmord. Diese Lehre wurde als frevlerisch und aufrühre- 
risch verurteilt, ihre Verbreitung auf den Universitäten wurde 
durch königliches Dekret verboten, und von den Universitäts- 
professoren wurde bei ihrer Vereidigung ausdrücklich das Bekennt- 
nis zum absoluten Königtum und Gottesgnadentum verlangt!). 

Erst im 18. Jahrhundert wurde Spanien wahrhaft zur abso- 
luten Monarchie, so wie sie sich in Frankreich bereits nahezu ein 
Jahrhundert vorher, unter Ludwig XIV., voll durchgesetzt hatte, 


1) R. Provisiön de 23 de Mayo de 1767. — Zur Verteidigung der Lehre vom 
Gottesgnadentum bezog man sich auf die Bibel, die Patristik und die alten 
Konzilien. Man konnte auch auf die spanische Tradition zurückgreifen. Am 
häufigsten wurden die Worte aus den Gesetzbüchern Alfons des Weisen 
zitiert: „Jeder König ist in seinem Reich ein Vikar Gottes.‘ Ley 7. tit.1, 
Part. 2. Vitoria konnte als Beleg zitiert werden: ‚Man ersieht hieraus, daß 
die königliche Macht sich nicht von der res publica herleitet, sondern von 
Gott selbst.‘ Vitoria, De potestati civiliÄ, 8. Vor allem aber griff man auf 
die klassischen Vertreter der Lehre vom Gottesgnadentum zurück: William 
Barclay, Pierre de Marca und Bossuet. — So einhellig und leidenschaftlich 
die Verteidiger der Monarchie auch das Gottesgnadentum vertraten, so 
läßt sich doch nicht verkennen, daß ihr Standpunkt nur in ganz wenigen 
Fällen von echter Frömmigkeit getragen war. In den meisten Fällen handelt 
es sich um eine rein politische These zur Verteidigung des Regalismus. Der 
Hinweis auf den unmittelbar göttlichen Ursprung der königlichen Macht 
soll diese dem Papsttum gleichsetzen. Die Lehre vom Gottesgnadentum 
erweist sich somit in Spanien im 18. Jahrhundert lediglich als eine Ideologie. 
Vgl. Mario Göngora, Estudios sobre el Galicanismo y la ‚‚Ilustraciön Catö- 
lica‘ en America Espaola, Revista Chilena de Historia y Geografia No 125, 
Santiago de Chile 1957, S.119. Auf jeden Fall aber ist es für die geistige 
Situation Spaniens bezeichnend, daß die Verteidiger des Königtums es für 
nötig hielten, dieses für sakrosankt zu erklären und es religiös zu legitimieren. 
Hingegen fehlt völlig eine Rechtfertigung des Absolutismus auf rationali- 
stisch-naturrechtlicher Basis. 
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Die Erhöhung der Königsmacht sollte nicht den persönlichen 
Interessen dienen, sondern der objektiven Staatsmacht zugute 
kommen. Die Bourbonen verfolgten in ihrer Innenpolitik konse- 
quent das Ziel, den Staatsapparat zu vereinheitlichen und zu zen- 
tralisieren. 

Aragön, das bisher immer noch als eigenes Königreich ange- 
sehen worden war, wurde nun als Provinz mit Kastilien verschmol- 
zen. Die Cortes von Aragön gingen in den von Kastilien auf (1709), 
so daß nun zum erstenmal seit der Vereinigung der beiden Reiche 
durch die Katholischen Könige Generalstände für die Gesamt- 
monarchie bestanden. Gleichzeitig aber wurden diese Cortes 
Generales jeder Macht entkleidet. Im ganzen 18. Jahrhundert 
wurden sie lediglich sechsmal einberufen, und zwar nur um dem 
Thronfolger zu huldigen. 

Die Räte — der Consejo de Estado, de Castilla, de Aragön, 
de Flandes, de Indias, de la Inquisiciöon —, die unter den Habs- 
burgern die wichtigsten Organe der Monarchie gewesen waren, 
verloren im 18. Jahrhundert einen großen Teil ihrer Bedeutung. 
Und zwar nicht nur solche Räte wie der Consejo de Flandes, der 
ja keine Funktion mehr zu erfüllen hatte, sondern auch so wichtige 
Räte wie der Consejo de Estado oder der Consejo del Santo Oficio. 
Nur der Rat von Kastilien behielt weitgehend seine große Bedeu- 
tung und wurde auch für die andern Provinzen des Reiches zu- 
ständig, entsprechend der zentralen Stellung Kastiliens im Gesamt- 
gefüge der Monarchie). 

Die Autoren des 17. Jahrhunderts hatten den Consejos ent- 
scheidende Bedeutung zugemessen und sie hatten ihre Notwendig- 
keit und Berechtigung aus dem göttlichen und dem natürlichen 
Recht abgeleitet. Einzelne Autoren hatten die Räte sogar als 
Nachfolgeinstitutionen der Cortes und als eine Art Volksvertretung 
aufgefaßt?). Aufgabe der Consejos war es gewesen, den König in 
einer durchaus selbständigen Weise zu beraten, um Gesetz, Recht 
und Gerechtigkeit miteinander in Einklang zu bringen. 

Die relative Selbständigkeit der Räte war mit dem absoluten 
Königtum der Bourbonen nicht vereinbar. Und noch in einer 
zweiten Hinsicht entsprachen die Consejos nicht mehr den Anforde- 
rungen des modernen, rational geordneten Einheitsstaates. Die 


I) Vgl. Desdevises du Dezert, Le Conseil de Castille au XVIIIe siecle, Revue 
Hispanique 1907; V. Palacio Atard, El Despotismo ilustrado espafol, Arbor 
No 22, Madrid 1947, S. 362 ff. 

®) Z.B. Juan de Madariaga, El Senado y su Principe, Valencia 1617. Vgl. 
Maravall, Teoria espafola del Estado en el siglo XVII, Madrid 1944, 
275f. 
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meisten Räte gründeten sich nämlich auf das Territorialprinzip, 
so daß sich in ihrem Nebeneinander die Entstehung der Monarchie 
aus dem Zusammenlegen verschiedener Reiche und Länder 
widerspiegelte. 

Aus diesen Gründen schränkte die Krone im 18. Jahrhundert 
die Funktionen der Consejos ein und gründete die neuen Mini- 
sterien, die nach rein sachlichen Gesichtspunkten und Ressort- 
aufgaben gegliedert waren!). 

Die wichtigste Reform der öffentlichen Verwaltung war die 
Einführung des Intendantensystems nach französischem Muster 
(1749). Als Provinzgouverneure vereinigten die Intendanten 
administrative, fiskalische, richterliche und militärische Befug- 
nisse. Sie waren die unmittelbaren Vertreter des Königs und 
wurden dadurch zu den wichtigsten Exekutivorganen der absoluten 
Monarchie. 

Die neuen Ämter und Institutionen wurden neben und über 
die bestehenden Einrichtungen gestellt, so daß diese weitgehend 
ihre Bedeutung verloren, ohne aber ganz zu verschwinden. Solcher- 
art legte sich der moderne Staat über die alten Stände und Länder. 

Die Ausweitung der Staatsmacht machte auch vor der Kirche 
nicht halt. In Anknüpfung an ältere Tendenzen und in bewußter 
Anlehnung an den französischen Gallikanismus und insbesondere 
an Febronius kam es unter Karl III. zur vollen Ausbildung des 
Regalismus, des absoluten Staatskirchentums?). Im Konkordat 
von 1753 erreichte die Krone die Ausdehnung des bis dahin ihr 
nur für Amerika zustehenden Patronatsrechts auch auf Spanien. 
Der König setzte Bischöfe und Erzbischöfe ein. Dem Papst ver- 
blieb eine lediglich geistliche Autorität. Jedwede Mitteilung des 
Papstes bedurfte zu ihrer Veröffentlichung in Spanien der aus- 
drücklichen Genehmigung durch das königliche Exequatur. In 
Anknüpfung an die Konzilien der Westgotenzeit wurde die perio- 
dische Einberufung von Diözesan- und Provinzialsynoden geför- 
dert. Die Synoden wurden im Beisein eines Vertreters der Krone 
abgehalten, und es blieb dem König vorbehalten, die Synodal- 
beschlüsse zu ratifizieren. Indem man die Rechte des nationalen 
Klerus betonte, stärkte man die Verbindung von Kirche und 
Monarchie und schwächte die Macht des Papstes. Unter dem Ein- 


1) Vgl. die eingehenden Erörterungen über die Vor- und Nachteile der Auf- 
gliederung nach territorialen oder sachlichen Gesichtspunkten in der In- 
strucciön Reservada, Cap. CXXXVIII—CXLVI. 

2) Vgl. Vicente Rodriguez Casado, Iglesia y Estado en el Reinado de Carlos 
III, Estudios Americanos, No 1, Sevilla 1948, 5ff.; Richard Herr, The 18th 
Century Revolution in Spain, Princeton 19538 und Mario Göngora, op. cit. 
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fuß des Gallikanismus wurden der Episkopalismus und die alte Kon- 
zilslehre dazu verwandt, die Kirche der Monarchie unterzuordnen. 

Dem Regalismus fiel auch der Jesuitenorden zum Opfer. Die 
Vertreibung der Jesuiten aus Spanien und Amerika ist nicht oder 
nur zu einem ganz geringen Teil auf aufklärerische Motive zurück- 
zuführen. In Frankreich kam zu den politischen Gründen das 
Drängen der Voltairianer, Freidenker und Freimaurer hinzu. In 
Spanien hingegen spielten antireligiöse oder antiklerikale Gründe 
keine Rolle. Karl III. war strenggläubig und außerordentlich 
fromm. Sein ganz besonderes Anliegen war der Marienkult, dem er 
höchste Förderung zuteil werden ließ. Und auch seine Minister 
waren meist gläubige Menschen und treue Diener der Kirche. Die 
Tatsache, daß in Spanien die Vertreibung der Jesuiten nicht als 
eine Maßnahme gegen die Kirche im ganzen gedacht war, wird 
schon allein dadurch ersichtlich, daß dem Staatsrat, der am 21.März 
1768 die Austreibung beschloß, 5 Erzbischöfe und Bischöfe ange- 
hörten, die einhellig dafür stimmten!). 

Die Jesuitenvertreibung geschah vornehmlich aus politischen 
und wirtschaftlichen Gründen. Der spanischen Krone war es im 
Lauf der Zeit gelungen, eine weitgehende Kontrolle über die Orden 
und Kongregationen zu erlangen. Auf Grund besonderer Ab- 
machungen mit der römischen Kurie hatte sie das Recht erworben, 
die Provinzialobern zu nominieren. Auch war festgesetzt, daß die 
Obern Spanier zu sein hatten. Der Einfluß auf die geistlichen Orden 
war für die Monarchie lebenswichtig, da der Regularklerus in 
Spanien außerordentlich zahlreich war und die Orden einen sehr 
großen Teil des Nationalvermögens zu eigen hatten?). 


!) Im Jahre 1769 erbat die Krone von sämtlichen Prälaten ein Gutachten 
über die Vertreibung der Jesuiten. Von den 56 Berichten, die eingesandt 
wurden, sprachen sich 42 dafür und lediglich 8 dagegen aus; 6 enthielten 
sich eines Urteils. Vgl. V. Rodriguez Casado, op. cit. S. 45ff. — Die Unter- 
suchung wird durch den Umstand erschwert, daß die wichtigsten Quellen 
hierüber, nämlich die Akten des Consejo, z. T. verschwunden sind. Immerhin 
liegen genügend Belege vor, deren objektive Durchsicht zu dem Ergebnis 
führt, daß die Vertreibung der Jesuiten eine vorwiegend politische Maß- 
nahme war und den Zweck verfolgte, die übergroße Macht der Jesuiten zu 
zerbrechen, nachdem es nicht gelungen war, eine Kontrolle über den Orden 
zu gewinnen. Zu den politischen Motiven gesellen sich gewiß auch geistig 
kulturelle Tendenzen, doch rühren diese nicht aus der rationalistischen 
Aufklärung her, sondern stellen innerhalb des religiös gebundenen Denkens 
eine Reaktion gegen die aristotelische Scholastik dar, deren Hauptvertreter 
die Jesuiten waren. Vgl. Mario Göngora, op. cit. 

?) 1788 gab es etwa 2000 Klöster mit 68000 Mönchen und 1000 Klöster mit 
33000 Nonnen. Vgl. Richard Herr, op. cit., S. 29. 
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Hingegen scheiterten alle Versuche, einen Einfluß auf den 
politisch und wirtschaftlich wichtigsten Orden, die Gesellschaft 
Jesu, zu gewinnen. Die Gesellschaft Jesu war ihrem Wesen nach 
ultramontan und kurialistisch, und die Jesuiten erschienen als die 
eifrigsten Vertreter der päpstlichen Theokratie. Schließlich empfand 
die Krone den Jesuitenorden als einen Staat im Staat und als 
unverträglich mit den Anforderungen der modernen Staatsidee: 
„Jegliche Faktion innerhalb eines Staates ist mit dem Bestand und 
der Erhaltung des Staates selbst unvereinbar; folglich muß ent- 
weder die Zivilgewalt erliegen und vergehen oder sie muß diese 
todbringende Gesellschaft wie eine richtige politische Krankheit 
ausstoßen!).‘ Da sich eine Einordnung der Jesuiten in das absolu- 
tistische Staatskirchentum als unmöglich erwies, griff die Krone 
zum Radikalmittel der Austreibung. 

Die politischen Reformen der Bourbonen erweisen, daß sich 
Spanien im 18. Jahrhundert weitgehend mit der modernen Staats- 
entwicklung identifizierte. Genauso wie im übrigen Europa vollzog 
sich die Umwandlung der alten Ständemonarchie zum modernen 
Staat, d.h. zumStaat als rationale Anstalt, als fürstliche Herrschafts- 
und Friedensorganisation, gestützt auf Heer und Beamtenschaft. 

So groß die Übereinstimmung aber auch ist, so zeichnen sich 
doch gewisse Unterschiede ab. 

Betrachten wir die gleichzeitige politische Entwicklung im 
übrigen Europa und besonders in Preußen, dem Archetypus des 
aufgeklärten Absolutismus, so können wir dort eine doppelte 
Emanzipation feststellen?); als Folge der Rationalisierung und 
Objektivierung des Staates löst sich dieser als Anstalt vom Patri- 
monium des Fürsten; er wird zur souveränen Institution, der sich 
auch der Fürst, als der erste Diener des Staates, zu unterwerfen hat. 

Gleichzeitig emanzipiert sich der Fürst von Gott, dessen per- 
sönlicher Stellvertreter er nach der Lehre vom Gottesgnadentum 
gewesen war. Der Fürst wird aufgeklärt und bezieht seine Macht 
aus der rationalistischen, naturrechtlichen Lehre vom Gesellschafts- 


vertrag. 
In Spanien läßt sich wohl die Emanzipation des Staates vom 


Patrimonium und der Person des Königs beobachten. Kastilien 
und Aragön und auch die amerikanischen Besitzungen werden 
nicht mehr durch die Person des Monarchen zusammengehalten, 
sondern werden zu Provinzen des einen Staates. 


!) Consulta del Consejo Extraordinario, 30 Nov. 1767; zit. Danvila y Colla- 


do, Reinado de Carlos III, Bd. III, S. 659. 
2) Vgl. W. Conze, Staat und Gesellschaft in der Frührevolutionären Epoche 
Deutschlands, HZ 186, 1958, S. 4. 
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Hingegen findet in Spanien nicht die Emanzipation vom 
Gottesgnadentum statt. Im Gegenteil, diese Lehre erfährt erst jetzt 
ihre volle Ausbildung und wird zur offiziellen Doktrin. Wohl ist 
für manche Verfechter der Lehre diese lediglich eine Ideologie, 
wie auch im übrigen Europa das Zeremoniell den König noch als 
Vertreter Gottes gelten läßt, obgleich niemand mehr ernsthaft 
daran glaubt. Aber in Spanien wird das Königtum im allgemeinen 
noch ganz persönlich und religiös gefaßt, so daß es nicht zu seiner 
Objektivierung und Rationalisierung kommt. Es fehlt jene letzte 
Stufe, deren Überschreitung in den andern Ländern die Ausbildung 
des modernen Nationalstaates auf demokratisch-naturrechtlicher 
Grundlage einleitete. 

In Spanien wurde dieser Schritt im 18. Jahrhundert nicht voll- 
zogen. Der Staat blieb trotz aller Objektivierung an der Person 
des Königs haften. Und deshalb mußte sich eine Krise des König- 
tums oder das persönliche Versagen des Herrschers für das ganze 
Staatswesen verhängnisvoll auswirken. 

Die politischen Veränderungen finden ihre Entsprechung in der 
wirtschaftlichen Entwicklung. Die Regierung führte unter dem Ein- 
fluß der physiokratischen Schule und der englischen Ökonomisten 
eine weitgehende Liberalisierung von Handel und Gewerbe durch. 
Sie gab definitiv die merkantilistische Gleichsetzung von Gold und 
Reichtum auf. Sie verzichtete darauf, die spanische Wirtschaft auf 
den Silberreichtum von Peru und Mexiko zu stützen, und förderte 
statt dessen die Arbeit und die Produktion als die einzig wahren 
Quellen des Reichtums. Zur Unterstützung der Landwirtschaft 
wurde der Getreidehandel freigegeben. Der Zunftzwang wurde 
weitgehend beseitigt. Freizügigkeit und Gewerbefreiheit wurden 
gewährt. Ein königliches Dekret verfügte im Jahre 1771, daß die 
Betätigung im Handel oder Gewerbe nicht den Verlust des Adels- 
prädikates nach sich ziehe. Im Jahre 1771 stiftete Karl III. den 
nach ihm benannten Orden, dem er dieselben Prärogativen ver- 
lieh, die den Orden von Alcäntara, Santiago, Calatrava und 
Montesa eigen waren. Während aber diese hocharistokratischen 
Korporationen die ‚Reinheit des Blutes‘‘ zur Grundbedingung 
machten und damit dem alten Adel vorbehalten blieben, wählte 


der neue Orden seine Mitglieder lediglich nach Talent und Ver- 
dienst, gemäß seiner Devise ‚‚virtuti et merito‘. Indem der Karls- 


orden die bürgerlichen Tugenden offiziell sanktionierte und sich 
den Bürgerlichen öffnete, sollte er das Ansehen des Bürgertums 


erhöhen!). 


!) Dem Lob des Bürgertums und der bürgerlichen Tugenden und Tätigkeiten 
entspricht in der Literatur des 18. Jahrhunderts eine scharfe Kritik des 
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Während die Regierung die Rechte der alten, auf Privilegien 
beruhenden Körperschaften einschränkte!), förderte sie gleich- 
zeitig die Privatinitiative und schenkte ihre besondere Gunst den 
Ökonomischen Gesellschaften der „Freunde des Landes“, die sich 
die Aufgabe stellten, alle wirtschaftlichen Kräfte zu wecken und 
vor allem durch Verbreitung der ausländischen nationalökonomi- 
schen Literatur und der neuesten Techniken den Anschluß an die 
wirtschaftliche Entwicklung des übrigen Europa herzustellen. 

Den Bestrebungen der Regierung war ein nicht unerheblicher 
Erfolg beschieden. Unter Karl III. erfolgte ein wesentlicher Auf- 
schwung der spanischen Wirtschaft?). 

Die politische und wirtschaftliche Entwicklung wirkte sich 
auch auf die soziale Struktur aus. Der absolutistische Fürstenstaat 
legte sich als rationale Organisation über die alte ständische Gesell- 
schaft mit ihren Korporationen und Sonderrechten und entzog 
ihr jegliche politische Macht, so daß von der socielas civilis, im 
alten aristotelischen Sinne, nur noch die Form verblieb. Die Ent- 
politisierung der ständischen Gesellschaft ließ deren hierarchische 
Struktur und die ständischen Sonderrechte sinnlos werden und 
führte zu ihrem weitgehenden Abbau, ohne diesen aber zu einem 
systematischen Abschluß zu bringen. Überall überschnitten sich 
die moderne rationale Staatsordnung und die alten korporativen 
Institutionen. 

Gleichzeitig förderten die Reformen der Bourbonen die Ent- 
faltung des Bürgertums und legten damit den Grundstein zur 
Entstehung der modernen, bürgerlichen Gesellschaft. 

Diese Entwicklung stimmt weitgehend mit der des übrigen 
Europa überein. Das In- und Übereinander von modernem 
Beamten- und Militärstaat, ständischer sociezas und bürgerlicher 
Gesellschaft wird besonders im Frankreich des 18. Jahrhunderts 
ersichtlich, ist aber darüber hinaus eine allgemeine Erscheinung 
des vorrevolutionären Europa®). Inmitten dieser allgemeinen Über- 
einstimmung weist die spanische Entwicklung aber auch wiederum 
besondere Züge auf. So stark im 18. Jahrhundert die Kritik am 


Adels. Vgl. Feij6o, Valor de la nobleza e influjo de la sangre, Teatro Critico 
IV, 2: 

1) Besondere Bedeutung kommt dem Kampf gegen die Mesta zu. Vgl. Julius 
Klein, The Mesta. A study in Spanish economic History, 1273—1836, 
Cambridge 1920. 

2) Vgl. Earl J. Hamilton, La inflaciön de beneficios y la Revoluciön Industrial, 
1751—1800, in El florecimiento del capitalismo, Madrid 1948. 

®) Vgl. O. Brunner, Das Problem einer europäischen Sozialgeschichte, in 
Neue Wege der Sozialgeschichte, Göttingen 1956, 26 ff., W.Conze, op. cit., 2fl. 
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Geburtsadel und an den ständischen Vorrechten war und sosehr 
durch die Vermehrung der Bürokratie und die Entwicklung kapi- 
talistischer Wirtschaftsformen das Bürgertum gestärkt wurde, so 
blieb doch die agrarische Adelsgesellschaft im wesentlichen be- 
stehen, während sich andererseits Kapitalismus, industrielle Revo- 


Iution und Bourgeoisie bei weitem nicht in demselben Maße ent- 
wickelten, wie z. B. im benachbarten Frankreich. Trotz aller Fort- 
schritte und aller Bemühungen der Regierung und der aufgeklärten 
Reformer bildete sich in Spanien kein rechtes Bürgertum!). 

Die Veränderungen der staatlichen Ordnung, die Entpoliti- 
sierung und Entleerung der alten ständischen Mächte und das 
Heranwachsen neuer gesellschaftlicher Kräfte führten im 19. Jahr- 


hundert auch in Spanien zu jenem Auseinandertreten von Staat 


und Gesellschaft, das für die moderne europäische Verfassungs- 
entwicklung so entscheidend gewesen ist. Aber die „bürgerliche 
Gesellschaft‘‘ wurde in Spanien durch eine so geringe Minderheit 
dargestellt, daß für die modernen Begriffe von Freiheit und Gleich- 
heit, Staatsbürgertum und Verfassung die sozialen Voraussetzungen 


I) Dieses allgemeine Urteil trifft vor allem auf Kastilien und Andalusien 
zu. In Cädiz bildete sich durch den Amerikahandel ein reicher Kaufmanns- 
stand, der auch der Aufklärung gegenüber sehr aufgeschlossen war. In 
Katalonien und besonders in Barcelona läßt sich im 18. Jahrhundert eine 
starke Zunahme der Bevölkerung, des Handels und der Industrie feststellen. 
Im letzten Drittel des 18. Jahrhunderts setzte die ‚industrielle Revolution“ 
ein. Vgl. Pierre Vilar, Elan urbain et mouvement des salaires. Le cas de 
Barcelona au XVIIIe siecle. Revue d’Histoire Economique et Sociale, 
Paris 1950, Vol. 28, 398ff. — Noch fehlt es an eingehenden und exakten 
Studien über die spanische Wirtschafts- und Sozialgeschichte des 18. Jahr- 
hunderts. Doch die vorliegenden Arbeiten, wie z. B. die Forschungen von 
Earl J. Hamilton, lassen darauf schließen, daß es trotz des wirtschaftlichen 
Aufschwungs nicht zur Ausbildung eines zahlreichen und starken Bürger- 
tums kam. Es liegen keine Anzeichen vor, die die These von Vicente Rodri- 
guez Casado als begründet erscheinen lassen. Rodriguez Casado deutet das 
18. Jahrhundert als ‚‚revoluciön burguesa‘“. Vgl. Politica interior de Carlos 
III, Simancas Vol. I, Valladolid 1950; La ‚‚Revoluciön burguesa‘ del XVIII 
espalol, Arbor No 61, Madrid 1951; EI intento espafol de ‚Ilustraciön 
Cristiana‘‘, Estudios Americanos, No 42, Sevilla 1955. So wichtig und be- 
techtigt der Hinweis auf das bürgerliche Element ist und so verdienstvoll 
in dieser Hinsicht die Arbeiten von Rodriguez Casado sind, so besteht doch 
hierbei die Gefahr, gewisse Kategorien, die vor allem am französischen 
Beispiel erarbeitet sind, auf die spanische Wirklichkeit zu übertragen, ohne 
deren eigenem Charakter gerecht zu werden. Die ‚Revolution‘ des 18. Jahr- 
hunderts erscheint nicht sosehr als die Leistung einer sozialen Schicht, 
als vielmehr als das Werk der Monarchie und einer Elite von aufgeklärten 
Reformern. 
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fehlten und alle Versuche, das politische Leben auf sie zu gründen, 
immer wieder scheiterten. Die durch die französische Intervention 
eingeleitete Krise verursachte in Spanien den Zusammenbruch des 
Ancien Regime. Aber bald stellte es sich heraus, daß der Zerfall 
der alten Ordnung nicht zur neuen bürgerlichen Ordnung führte, 
sondern zur Unordnung. Das bis dahin durch die ständische Ord- 
nung gebundene Individuum wurde aus dieser entlassen, ohne von 
den Konventionen der bürgerlichen Gesellschaft aufgefangen zu 
werden. Aus dem Zusammenprall der individuellen Kräfte und 
Leidenschaften erwuchsen Revolution, Bürgerkrieg und Diktatur. 

Es ist üblich, die Monarchie Karls III. als ein Musterbeispiel 
für den aufgeklärten Absolutismus darzustellen. Und es besteht 
kein Zweifel, daß Karl III. und seine Minister nicht nur ‚‚absolut“, 
sondern auch ‚‚aufgeklärt‘‘ waren. Doch bedarf dieser Begriff einer 
näheren Erläuterung. 

Im Lauf des 18. Jahrhunderts verbreitete sich in Spanien die 
Überzeugung, daß die überlieferten Denkformen hinfällig geworden 
waren und daß es einer geistigen Erneuerung und des Anschlusses 
an die kulturelle Entwicklung im übrigen Europa bedurfte. Diese 
Tendenz setzte mit dem Benediktiner Jerönimo Feijöo ein und 
gipfelte in Gaspar de Jovellanos, der bedeutendsten Gestalt des 
spanischen Geisteslebens im 18. Jahrhundert!). 

Diese geistige Erneuerung bezog ihre stärksten Anregungen 
aus der französischen theologischen Kultur des 17. Jahrhunderts, 
insbesondere aus dem Gedankengut der Mauriner und des Galli- 
kanismus. Mabillon, Fleury und Bossuet hinterließen tiefe Spuren, 
sowohl in Hinblick auf die Methodik wie auf den theoretischen 
Gehalt. Die wesentlichen Kennzeichen waren der Gegensatz gegen 
die durch den Jesuitismus verkörperte aristotelische Scholastik, 
die historisch-kritische Methode, Bibelstudium, Kanonistik und 
Interesse für die Kirche des apostolischen Zeitalters, Studium der 
westgotischen Monarchie und der toledanischen Konzilien, Pflege 
des nationalen historischen Rechts und der spanischen Sprache 
und Literatur, moralistischer Rigorismus und Reaktion gegen den 
Aberglauben und die populären Devotionsformen?). 

Diese Anregungen und Tendenzen bewirkten in Spanien eine 
Auflockerung und Erneuerung des geistigen Lebens und einen 
allgemeinen kulturellen Aufschwung. Eines der wichtigsten Ergeb- 
nisse dieser Bewegung war die allgemeine Universitätsreform, die 


1) Über Feij6o vgl. G. Delpy, L’Espagne et l’esprit europeen. L’CEuvre de 
Feij6o, Paris 1936. Über Jovellanos: P. Pefialver, Modernidad tradicional 
en el pensamiento de Jovellanos, Sevilla 1953. 

2) Vgl. Mario Göngora a.a.O. 





geisti 
zuges 
zeitig 
des A 
den v 
reforı 
in de 
der I 
natio! 


I 
natio) 
zum ı 
I 
späte: 
gotisc 
sprüc 
„goti 
Ansp: 
Späte 
die tı 
fertig 
sich « 
spani 
den d 
durch 
tioneı 
] 
dem ( 
mus 


1) Vgl 
Paris 

115f. 
%) Vgl 
91f.; 
el sigl 
Madri 
°) vg 
über 

Archi' 


Die spanische Monarchie im 18. Jahrhundert 29 


im Anschluß an die Jesuitenvertreibung von Campomanes, dem 
bedeutenden Minister Karls III. und hervorragendsten Vertreter 
des regalistischen Staatskirchentums, durchgeführt wurde. Um die 
Universitäten wiederum zu den wichtigsten Anstalten des höheren 
geistigen Lebens zu machen, wurde ihnen das ausschließliche Recht 
zugesprochen, akademische Titel und Würden zu verleihen. Gleich- 
zeitig wurde die Macht der Colegios Mayores, die zu einem Hort 
des Adels und der traditionellen, scholastischen Disziplinen gewor- 
den waren, gebrochen. An den Universitäten wurden die Lehrpläne 
reformiert, und es wurden die neuen kritischen Methoden, sowohl 
in den Geistes- wie in den Naturwissenschaften, und das Studium 
der Heiligen Schriften, der Patristik, des Naturrechts und des 
nationalen Rechts eingeführt!). 

Besondere Bedeutung erlangte die bewußte Hinwendung zur 
nationalen Geschichte, insbesondere der gotischen Monarchie, und 
zum nationalen Recht. 

Der „goticismo‘‘ besaß eine lange Vorgeschichte. Seit dem 
späten Mittelalter hatten die Autoren immer wieder auf das west- 
gotische Königreich zurückgegriffen, um nationalstaatliche An- 
sprüche historisch zu legitimieren. In früheren Zeiten war der 
„goticismo‘‘ die wichtigste Waffe im Kampf gegen die universalen 
Ansprüche des Kaisertums und gegen die Romanistik gewesen?). 
Später diente die Berufung auf die westgotische Monarchie und 
die toledanischen Konzilien vor allem der theoretischen Recht- 
fertigung des Staatskirchentums. Im 18. Jahrhundert verstärkte 
sich der „goticismo‘‘ unter dem Einfluß des Gallikanismus. Die 
spanischen Autoren bedienten sich nun der philologischen Metho- 
den der Mauriner, um die Kenntnisse der westgotischen Geschichte 
durch systematische Archivuntersuchungen und Quellenpublika- 
tionen zu erweitern und zu vertiefen?). 

Die gelehrten Studien erbrachten den Beweis, daß der aus 
dem Gallikanismus übernommene Episkopalismus und Konziliaris- 
mus der ursprünglichen Kirchendisziplin und insbesondere der 


!) Vgl. Sarrailh, L’Espagne £Eclairee de la deuxi&me moitie du XVIIIe siecle, 
Paris 1954, 185—201. Richard Herr, op. cit., 26ff.; M. Göngora, op. cit., 
115ff. 

%) Vgl. Maravall, Teoria espafiola del Estado en el siglo XVII, Madrid 1944, 
9f.; R. Riaza, El derecho romano y el derecho nacional en Castilla durante 
elsiglo XVIII, Revista de Ciencias Juridicas y Sociales, Aio XXII, No 48, 
Madrid 1929. 

°) Vgl.die interessanten Berichte von Pedro Rodriguez de Campomanes 
über seine Studien im Archiv des Escorial. Ms. 25-5-123 und 27-4-122, 
Archiv der Academia de la Historia, Madrid. 
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Kirchenverfassung des Westgotenreichs entsprach. So wurden die 
historische gelehrte Forschung und der Rückgriff auf die gotische 
Monarchie zum wichtigsten Mittel in der Polemik gegen die Ultra 
montanen. 

Die politische Tendenz dieser historischen Literatur ist unver- 
kennbar. Doch wäre es unrichtig, die politische Motivation als 
einzige Quelle anzusehen. Über das unmittelbar politische Interesse 
hinaus bestand das tiefere Anliegen, die Gegenwart in der Ver- 
gangenheit zu verankern. Aus einem starken Traditionsbewußtsein 
heraus begriff der Spanier seine Geschichte als Einheit und empfand 
es als eine Notwendigkeit, seine Existenz historisch zu begründen!), 
Diesem Bedürfnis wurden die neuen historisch-kritischen Methoden 
dienstbar gemacht, so daß sich Traditionsgefühl und aufkläreri- 
sches Verlangen nach kritischer Erkenntnis miteinander verbanden. 

Aus denselben Wurzeln erwuchs auch das Interesse für das 
spanische Recht. Im 18. Jahrhundert verstärkten sich der Gegen- 
satz gegen das römische Recht und die Besinnung auf das eigene, 
nationale Recht. Im Zuge der Universitätsreform unter Karl III. 
wurden Lehrstühle für das Studium des spanischen Rechts und 
seiner Geschichte eingerichtet. Jovellanos schrieb eine glühende 
Verteidigung des altspanischen Rechts?). 1808 veröffentlichte 
Martinez Marina seinen berühmten „Kritischen Essai über die 
alte Gesetzgebung der Reiche Leön und Kastilien‘‘. Als wichtigstes 
Ergebnis dieser Bewegung ist die Veröffentlichung der „Novisima 
Recopilaciön de las Leyes de Espana‘ im Jahre 1805 anzusehen. 
Während gleichzeitig Napoleon für Frankreich einen neuen 
Gesetzeskodex auf rationaler Basis schuf, wurde in Spanien noch 
einmal das gesamte historische Recht rekopiliert. 

Die historische Tendenz muß als ein besonderes Kennzeichen 
im spanischen Rechtsdenken des 18. Jahrhunderts angesehen 
werden. Wohl drang in Spanien auch das moderne Naturrecht ein. 
Die Werke von Grotius, Pufendorf, Thomasius, Vatel u. a. zirku- 
lierten und wurden auf den Universitäten kommentiert. Im Jahre 
1770 wurde in Madrid an den Reales Estudios de San Isidor ein 
besonderer Lehrstuhl für Naturrecht geschaffen. Aber im ganzen hat 
das moderne, rationalistische Naturrecht für das spanische Geistes- 
leben eine viel geringere Bedeutung als im übrigen Europa gehabt?) 


1) Vgl. Ricardo Krebs, La visiön de la historia espafola en el pensamiento 
de Campomanes, Miscelänea Vicente Lecuna, Tomo I, Caracas 1959, 237fl. 
2) Jovellanos, Obras, Biblioteca Autores Espafoles, Bd. 48, 288 und 298ff., 
Bd. 50, 145 ff. 

®) Sehr bezeichnend für die Aufnahme der meist protestantischen Vertreter 
des modernen Naturrechts ist die kleine Schrift ‚Historia del Derecho 
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Die spanischen Politiker und Autoren rechtfertigten ihr Tun 
und Denken nicht aus der universalen Vernunft, sondern aus der 
Vergangenheit und der in dieser niedergelegten Weisheit und 
Gerechtigkeit. In der Beschäftigung mit dem historischen Recht 
verrät sich nur insofern ein aufklärerisches Element, als zu dessen 
Erkenntnis die neuen kritischen Methoden verwandt wurden!). 

In all diesen Erscheinungen kommt ein starkes Traditions- 
bewußtsein zum Ausdruck. Der Spanier des 18. Jahrhunderts 
fühlte sich seiner Geschichte verbunden, und obwohl er starke 
Kritik an bestimmten ‚‚Irrtümern‘‘ und ‚„Fehlern‘‘ der Vergangen- 
heit übte, empfand er es als eine Notwendigkeit, seine Existenz 
historisch zu verankern. Und er benutzte die von der französischen 
kirchlichen Kultur des 17. Jahrhunderts erarbeiteten Kategorien 
und Methoden, um die traditionellen Werte zu erneuern und aus 
ihrer Erstarrung zu befreien. 

Zu diesen Kräften traten im Lauf des 18. Jahrhunderts dann 
noch einige weitere Elemente, die als eigentlich „aufklärerisch‘ 
bezeichnet werden können und die dem französischen Enzyklo- 
pädismus und der englischen Aufklärung entnommen wurden. 
In Nacheiferung des französischen Beispiels wurden in Madrid die 
Akademien der Literatur, der Schönen Künste, der Historie und 
der Medizin, die Königliche Bibliothek, das Naturhistorische 


Kabinett und der Botanische Garten begründet, um in Spanien 
die neuen Prinzipien der wissenschaftlichen Erkenntnis und des 
ästhetischen Geschmacks zur Geltung zu bringen. Das Unterrichts- 


Natural y de Gentes‘‘, von Joaquin Marin y Mendoza, dem ersten Inhaber 
des neuen Lehrstuhls für Naturrecht in Madrid. Auf eklektischem Wege 
wird hier versucht, zwischen dem älteren und dem neuen Naturrecht, zwi- 
schen Dogma und Rationalismus zu vermitteln. Die eigentliche Bedeutung 
des modernen Naturrechts wird dadurch aber übersehen. Neue Aufl., 
Joaquin Marin y Mendoza, Historia del Derecho Natural y de Gentes, 
Madrid 1950. 

I) Vgl. J. A. Maravall, Vorwort zu Francisco Martinez Marina, Discurso 
sobre el origen de la monarquia y sobre la naturaleza del gobierno espanol, 
n. Aufl. Madrid 1957. — Maravall weist mit vollem Recht darauf hin, daß 
dieses historische Bewußtsein nicht einem romantischen Empfinden oder 
gar dem geschichtlichen Denken der historischen Rechtsschule entspricht. 
Die Gerechtigkeit wird als absolut und unzeitlich aufgefaßt und ist nicht 
der geschichtlichen Entwicklung immanent. Das Recht entwickelt sich nicht 
in der Geschichte, sondern erscheint in ihr und verankert sich in der natio- 
nalen Wirklichkeit. Aus diesem Grund muß das neue Recht auf das histori- 
sche Recht zurückgreifen. Ein rein aus der Vernunft entwickeltes Recht 
bliebe abstrakt. Geschichte und Vernunft erscheinen aber in keiner Weise 
als Widerspruch. 
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wesen wurde bewußt gefördert. Regierung, Städte und Private 
gründeten neue Schulen. Besondere Förderung kam der technischen 
Ausbildung und den Handwerksschulen zu. Die bewußte Auf- 
lockerung der Zensur und der Inquisition ermöglichte die weite 
Verbreitung der modernen Literatur. Die Werke von Diderot, 
Voltaire, Montesquieu, Hobbes, Locke und Hume zirkulierten 
im Original oder in der Übersetzung. Die Ökonomischen Gesell- 
schaften machten die neuere wissenschaftliche und technische 
Literatur bekannt. 

Im Zuge dieser neuen Interessen und Bemühungen entfaltete 
sich in Spanien besonders die Nationalökonomie. Wohl hatte es 
schon im 16. und 17. Jahrhundert eine reiche volkswirtschaftliche 
Literatur gegeben, aber jene Autoren wurden nun als „‚arbitristas“, 
als Projektenmacher, verächtlich abgetan, und man bemühte sich 
um eine wissenschaftliche Erklärung des spanischen Verfalls und 
um sachliche Vorschläge für eine Neuordnung der Wirtschaft, 
Zum Teil vertraten die Autoren noch merkantilistische Prinzipien, 
in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts aber machten sie sich 
unter dem Einfluß der französischen Physiokraten und von Adam 
Smith die Prinzipien der neuen Volkswirtschaftslehre und Finanz- 
wissenschaft zu eigen. 

Diese aufgeklärten und aufklärerischen Tendenzen entwickel- 
ten sich im bewußten Gegensatz zur aristotelischen Scholastik, 
knüpften an Descartes und den englischen Empirismus an und 
huldigten einem recht handfesten Utilitarismus und Eudämo- 
nismus. 

So eng die Berührung zwischen dem spanischen Geistesleben 
und der französischen und englischen Aufklärung war, so fanden 
doch die extremen Richtungen, die jenseits der Pyrenäen ent- 
standen waren, keinen Widerhall. Die ‚„Aufklärung‘‘ blieb auf die 
Wissenschaft, Technik und Wirtschaft beschränkt, drang aber 
nicht in das religiöse Leben ein. Wohl milderte sich der Gegensatz 
zu den protestantischen Konfessionen, doch entsprach dieses Ver- 
halten einem neuen Begriff der Karitas und nicht dem modernen 
Toleranzbegriff. Das englische Freidenkertum oder die rationali- 
stische Kritik an Offenbarung, Dogma und Kirche fanden keine 
Anhänger, und zwar nicht nur weil das offizielle Verbot solche 
Bestrebungen unterdrückte, sondern vor allem weil keine Bereit- 
schaft dafür vorhanden war. 

Das spanische Geistesleben des 18. Jahrhunderts bietet ein 
buntes, vielschichtiges Bild. Der bewußte Rückgriff auf die natio- 
nale Vergangenheit verband sich mit den Anregungen, die der 
französischen theologischen Kultur des 17. Jahrhunderts entnom- 
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men wurden, und mit den neueren Tendenzen, die als eigentlich 
„aufklärerisch‘‘ bezeichnet werden können. 

Will man diese spanische Aufklärung mit einer Formel be- 
zeichnen, so erweist sich der Begriff „christliche Aufklärung‘ als 
fruchtbar. 

Die christliche Aufklärung entwickelte sich im 18. Jahrhundert 
in den katholischen Ländern Europas im Gegensatz zum Rationa- 
liimus und doch auch gleichzeitig unter dessen Einfluß. Sie bemühte 
sich im Anschluß an die tridentinischen Reformbestrebungen um 
eine Erneuerung des religiösen Lebens, wobei sie einerseits auf 
ältere Bestandteile der christlichen Tradition zurückgriff und ande- 
rerseits sich den neuen Tendenzen anschloß. Quelle und Ausgangs- 
unkt für den katholischen Illuminismus ist die französische Kultur 
des 17. Jahrhunderts, insbesondere die kartesianische Philosophie, 
die historisch-philologischen Methoden der Mauriner, der Janse- 
nismus und der Gallikanismus. Im Lauf des 18. Jahrhunderts 
verbreiteten sich diese Tendenzen auf die übrigen katholischen 
Länder, wobei sie zum Teil mit verwandten älteren Strömungen 
verschmolzen und sich andererseits eklektisch mit den radikaleren 
Tendenzen der rationalistischen Aufklärung verbanden. Gleich- 
zeitig wirkten sich diese geistigen Tendenzen auf das politische 
Leben aus und bewirkten eine Reihe grundlegender Reformen, 
wie sie vor allem der Josephinismus in systematischer Weise durch- 
führte. 

Das Entscheidende am katholischen Illuminismus ist das 
Bemühen, die christlichen und die aufklärerischen Elemente, die 
im übrigen divergierten oder sich einander widersetzten, zu ver- 
binden und dadurch das religiöse Leben aus erstarrten und als 
anachronistisch empfundenen Formen zu befreien!). 

Im spanischen Geistesleben des 18. Jahrhunderts ist eine un- 
verkennbare Auflockerung und Befruchtung zu bemerken. Die 
Erstarrung, die seit Ende des 17. Jahrhunderts eingetreten war, 
wurde weitgehend überwunden. Spanien, das sich dem übrigen 
Europa entfremdet hatte, fand durch die Aufnahme der neueren 


!) Vgl.den ausgezeichneten Überblick bei M. Göngora, op. cit.133ff. Im 
einzelnen: V. Martin, Les origines du Gallicanisme, Paris 1939; B. Groet- 
huysen, La formaciön de la conciencia burguesa en Francia durante el siglo 
XVIII, Mexico 1943; P. Hazard, El pensamiento europeo en el siglo 18, 
Madrid 1946, 74ff.; Sebastian Merkle, Die kirchliche Aufklärung im katho- 
lischen Deutschland, Berlin 1910; F. Schnabel, Deutsche Geschichte im 
19, Jahrhundert, Freiburg 1936, Bd. IV; Eduard Winter, Der Josephinismus 
und seine Geschichte, Wien 1943 ; Ernesto Codignola, Illuministici, Giansenisti 
e Giacobini nell’Italia del Settecento, Firenze 1947. 


Historische Zeitschrift 192. Band 
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Tendenzen wiederum den Anschluß an die allgemeine Kultur- j 
entwicklung. = 
Bei aller Übereinstimmung lassen sich aber auch hier wieder- " 
um Eigenheiten der spanischen Entwicklung aufzeigen. In den 
Nachbarländern war die christliche Aufklärung nur eine Strömung = 
neben andern. Daneben entwickelten sich die für die Aufklärung 
eigentlich wesentlichen Kennzeichen. Der Mensch befreite sich von 
der von ihm selbst verschuldeten Unmündigkeit und bekannte 
sich zur autonomen Vernunft. Die radikalen Tendenzen führten der] 


und! 
den ' 


zu Auseinandersetzungen, die wohl manchmal tiefe Wunden den ; 
schlugen, die aber immer wieder befruchtend wirkten. Jesu 

In Spanien dagegen kam es nicht zur Entfaltung einer ratio- Saale 
nalistischen Aufklärung im Sinne etwa des Enzyklopädismus. Die Seanuit 
spezifisch „aufklärerischen‘‘ Tendenzen blieben auf die Wissen- . u 
schaft, die Technik und die Wirtschaft beschränkt, ohne in die ne 
religiösen Bezirke einzudringen, so daß die Grundlagen des geisti- getray 


gen Lebens nicht von der Aufklärung erfaßt wurden. a 
Wohl kam es zu einer gewissen Erneuerung des religiösen Kater 
Lebens, aber der utilitaristische Moralismus führte auch zu einer Le 
Gleichsetzung von Religion und Moral und damit zu einer Verken- | ‚on ( 
nung des religiösen Phänomens. Die rein eklektische Verbindung | {pert 
heterogener Elemente entzog der Religion ihren geistigen Inhalt f „uch ı 
und ließ sie zu einer auf den Bezirk des Gefühls beschränkten | Reich 
Ritualfrömmigkeit werden, während gleichzeitig die Aufklärungs- ff zur G 
tendenzen, indem sie auf das mehr Materielle beschränkt blieben, | Untert 
sich nicht in ihrem eigentlichen Wesen entfalten konnten. Idee f ‚gm | 
und Wirklichkeit drohten auseinanderzutreten. rührer 
Betrachten wir die politische, soziale und geistige Entwicklung ff Iptert 
Spaniens im 18. Jahrhundert, so sehen wir überall neue Kräfte, einzige 
bewußtes Streben, lebendiges Wirken. Gleichzeitig aber beobachten M 
wir viel Halbheit und unausgereifte Tendenzen. Gegen Ende des fi ‚;.} 
18. Jahrhunderts bahnt sich die Krise des Ancien Regime an. Aber En 
| es drängt sich die Frage auf, ob die Kräfte, die stark genug waren, ff 4. Ind 
um diese Krise zu bewirken, auch stark genug sein würden, um ff noderı 
sie zu überwinden. na Belang 
digen ] 
u ; og u Di 
Nachdem die spanische Monarchie im Erbfolgekrieg_ ihre f pery eı 
zentral-europäischen Besitzungen verloren hatte, verblieben ihr f,ye; w 
außerhalb der Halbinsel nur noch die überseeischen Kolonien. (1777) 
Deren Bedeutung erhöhte sich durch die Tatsache, daß sie die f, 
einzigen Länder waren, mit denen Spanien mit Vorteil Handel Ri rn 


treiben konnte, da im übrigen die spanischen Waren mit der über- Ps... | 
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legenen Produktion der europäischen Nationen nicht konkurrieren 
konnten. 

In Anerkennung der Tatsache, daß ihre Weltgeltung im 
wesentlichen auf den amerikanischen Besitzungen beruhte, ließ 
die spanische Krone diesen höchste Aufmerksamkeit angedeihen 
und führte im Lauf des 18. Jahrhunderts eine Reihe von umfassen- 
den Verwaltungs- und Wirtschaftsreformen durch. 

Auch in Amerika drang die Krone auf offizielle Anerkennung 
der Lehre vom Gottesgnadentum. Durch königliches Dekret wur- 
den im Jahre 1768, ein Jahr nach der Ausweisung der Gesellschaft 
Jesu, die Lehrstühle der sogenannten Jesuitenlehre an den ameri- 
kanischen Universitäten aufgehoben, und es wurde verboten, die 
jesuitische Lehre vom Königs- und Tyrannenmord vorzutragen. 
In zahlreichen Schriften und Lehrbüchern wurde die These von 
der absoluten Macht und dem göttlichen Recht des Königs vor- 
getragen. Fray Jose Antonio de San Alberto, Bischof von Cördoba 
und später Erzbischof von Charcas, verfaßte einen Königlichen 
Katechismus zur politischen Unterweisung seiner Gemeinde. In 
20 Lektionen legte er dar, daß der Ursprung der Monarchie sich 
von Gott, von dem alle Macht komme, ableite. Weder bei der 
Übertragung der Macht noch bei ihrer Ausübung habe das Volk 
auch nur die geringste Mitwirkung. ‚Der König erkennt in seinem 
Reich in zivilen und weltlichen Dingen keinen anderen Oberen als 
nur Gott an, noch auch irgendeine andere Abhängigkeit oder 
Untertänigkeit als die von der Höchsten Majestät.‘ Die Lehre 
vom Widerstand gegen den Tyrannen sei als ketzerisch und auf- 
rührerisch anzusehen. Sogar ungerechte Gesetze seien von den 
Untertanen zu befolgen. Diesen verbleibe in solchen Fällen als 
einziges Mittel ‚der Gehorsam und die bescheidene Bitte‘). 

Mit dieser höchsten Steigerung des Absolutismus verband 
sich, genau wie in Spanien, eine Vereinheitlichung und Zentrali- 
sierung der Verwaltung. Im Jahre 1714 wurde neben dem Consejo 
de Indias eine Secretaria de Marina e Indias, als Ministerium im 
modernen Sinn, begründet. Vielfach wurden die amerikanischen 
Belange nicht mehr von den Indienräten, sondern von den zustän- 
digen Ressortministern bearbeitet. 

Die beiden bestehenden Vizekönigreiche Neu-Spanien und 
Perü erwiesen sich als zu ausgedehnt. Deshalb wurden von ihnen 
zwei weitere Vizekönigreiche, Neu-Granada (1739) und La Plata 
(1777) und vier Generalkapitanate, Guatemala, Cuba, Venezuela 
') S. Francisco Elias de Tejada, El pensamiento politico de Fray Jose 
Antonio de San Alberto, in Anuario de Estudios Americanos, Bd. VIII, 
Sevilla 1951. 
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und Chile, abgespalten. Eine weitere Straffung wurde durch Ein- 


führung des Intendantensystems (1782—1786) bewirkt. Durch 
diese rationale Neuordnung der Öffentlichen Verwaltung wurde 
die Staatsmacht in erhöhtem Maße zur Geltung gebracht. Auch 


unzugängliche und weit abliegende Provinzen wurden vom Staats- 
apparat erfaßt, die Küstenverteidigung konnte verstärkt werden, 
und es wurde eine Erhöhung und bessere Erhebung der Steuern 


ermöglicht!) 


Diese Reformen entsprachen im wesentlichen praktischen 


Notwendigkeiten und wurden hervorgerufen durch die Zunahme 
der Bevölkerung, die Besserung der Kommunikationen, den wirt- 
schaftlichen Aufschwung und andere allgemeine Veränderungen, 
die im Lauf des Jahrhunderts stattfanden. Darüber hinaus aber 
entsprangen diese Maßnahmen dem bewußten Willen, einen 


spanisch-amerikanischen Einheitsstaat zu schaffen. Aus der Viel 


falt der Länder jenseits und diesseits des Atlantik sollte ein Staat 
entstehen. Es ist bezeichnend, daß man im 18. Jahrhundert nicht 
mehr von den ‚‚reinos‘‘, sondern von den ‚dominios‘‘ spricht. Die 
alte Vorstellung des Patrimonialstaates, in dem der König als 
Bindeglied zwischen den verschiedenen Ländern und Reichen 
angesehen wird, weicht dem Begriff des nationalen Einheitsstaates. 


Die Besitzungen in Westindien gelten nicht mehr als Patrimonium 


des Königs von Kastilien, sondern als Provinzen der spanischen 
Monarchie?). 

Der absolutistische Beamtenstaat hat im 18. Jahrhundert in 
Amerika große Leistungen vollbracht. Die Krone hatte das Glück, 
über eine Reihe hervorragender Beamten zu verfügen, die ihr Amt 


in vorbildlicher Weise versahen. Ein objektiver Beobachter, wie 


Alexander von Humboldt, hat sich in seinem „Versuch über den 


politischen Zustand des Königreichs Neu-Spanien‘‘ voller Aner- 
kennung über die spanische Verwaltung ausgesprochen. 

So bedeutend die Leistungen der spanischen Monarchie im 
13. Jahrhundert in Amerika waren, so läßt sich doch nicht verken- 


nen, daß gerade hierdurch neue Erscheinungen hervorgerufen 


wurden, die eine Gefahr für den Fortbestand des Kolonialreiche 


bedeuten konnten. 
Je stärker die Gesamtmonarchie vereinheitlicht und zentrali- 
siert wurde, um so stärker mußten die damals schon sehr deutlichen 


1) Vgl. Desdevises du Dezert, Vice-Rois et Capitanies Generaux des Inde 
Espagnoles ä la fin du XVIIIeme siecle, Paris 1917; Lillian Fisher, Viceregal 


administration in the Spanish American Colonies, Berkeley, Calif. 19%6 


2) S.R. Konetzke, La Condiciön legal de los Criollos y las causas de l 
Independencia. Estudios Americanos, Sevilla 1950, No 5, 51ff. 
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Unterschiede zwischen der Alten und der Neuen Welt und zwischen 
den einzelnen amerikanischen Ländern in Erscheinung treten. 


Solange die westindischen Kolonien patrimonialer Besitz des 


Königs von Kastilien gewesen waren, hatten sie sich ihm persön- 
lich verbunden gefühlt. In dem Augenblick aber, da sie als Pro- 
vinzen in den absolutistischen Einheitsstaat eingefügt und damit 
auf die gleiche Ebene wie die peninsularen Provinzen gestellt 
wurden, mußten sie sich ihrer Individualität und Unterschiedlich- 


keit stärker bewußt werden, mußten sie gleiche Rechte wie diese 


beanspruchen und in der bevorzugten Verwendung der europäi- 
schen Spanier für die höhere Verwaltung eine Bevormundung und 


eine Ungerechtigkeit sehen. 
Die hierin enthaltenen Gefahren wurden durch die gleich- 
zeitige soziale und wirtschaftliche Entwicklung verstärkt. 


Die in Westindien bestehende Gesellschaftsordnung unter- 
schied sich in wesentlichen Zügen von der europäischen Gesell- 


schaft, wurde aber gleichwohl mit aristotelisch-scholastischen Be- 
griffen als organischer Körper aufgefaßt, in dem jedem Teil 
bestimmte Funktionen und Rechte zukamen. 

Das Gesetz unterschied Sklaven, Indianer und Spanier. Als 
Spanier galten nicht nur die Peninsularen, sondern auch deren in 


Amerika geborenen Nachfahren, die criollos; und zwar genügte es, 


daß einer der Elternteile Spanier war, so daß zu den crzollos nicht 
nur Weiße, sondern auch Mischlinge, die Mestizen und Mulatten, 
gehörten. Auf Grund ihrer Gleichheit genossen die £7z0//os im Prin- 
zip dieselben Rechte wie die europäischen Spanier. Die Wirklich- 
keit aber war komplexer und unterschiedlicher als Gesetz und 


Begriff, 


Zu Beginn der Conquista war der Versuch unternommen wor- 


den, in Amerika die europäische Gesellschaftsordnung in ihrer 
Gesamtheit zu reproduzieren, und zu diesem Zweck hatte vor allem 
Las Casas sich darum bemüht, spanische Handwerker und Bauern 
anzusiedeln?). Diese Versuche schlugen fehl. Die Spanier, die nach 
Amerika kamen, wollten keine Handarbeit verrichten, sondern 


l) Fray Bartolom& de las Casas ging es vor allem darum, die Unterwerfung 
und Ausbeutung der Indianer zu verhindern. Statt die spanische Herrschaft 
wirtschaftlich auf die Zwangsarbeit der Indianer zu stützen, sollte die 
europäische Gesellschaft mit ihren eigenen Ständen und folglich auch mit 
einem eigenen produzierenden Bauernstand neben der indianischen Gesell- 
schaft entstehen. Die Indianer sollten frei bleiben und freiwillige Arbeits- 


verträge mit den Europäern schließen. Vgl. Silvio Zavala, Ensayos sobre 


la colonizaciön espafola en America, Buenos Aires 1944; Lewis Hanke, La 
lucha por la justicia en la Conquista de America, Buenos Aires 1949. 
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herrschen und herrschaftlich leben. Es bildete sich eine europäische 
Oberschicht von Großgrundbesitzern, Kaufleuten und Beamten, 
die sich auf die Arbeit der Indianer und Neger stütztel). 

Diese herrschende Schicht mit ihren seigneuralen Ansprüchen 
und Lebensformen kann als Aristokratie bezeichnet werden, doch 
stellte sie nicht einen Adel im europäischen Sinne dar. 

Die Eroberer gehörten mit wenigen Ausnahmen nicht dem 
spanischen Hochadel an, sondern waren meist einfache Azrdalgos 
und cadalleros. Die spanische Krone hat es von Anfang an konse- 
quent vermieden, den Conquistadores feudale Sonderrechte einzu- 
räumen. Es kam in Amerika nicht zur Ausbildung von ständischen 
Korporationen oder Cortes. Von Beginn an wurde der Staat in 
Westindien als absolutistischer Beamtenstaat aufgebaut, so daß 
der Gesellschaft fast ausschließlich soziale und ökonomische Funk- 
tionen verblieben und ihre politische Betätigung sich auf die Betei- 
ligung an der Stadtverwaltung beschränkte. 

Im Lauf der Zeit fand eine größere soziale Differenzierung 
statt. Auf Grund — meist illegitimer — Verbindungen der Euro- 
päer mit den Eingeborenen entstand eine Mischlingsbevölkerung, 
die schließlich zahlreicher als die weiße Oberschicht war und zum 
Teil in diese selbst eindrang?). Im allgemeinen aber gehörten die 
Mischlinge einer sozial niederen Stufe an, so daß sie, wenngleich 
sie laut Gesetz Spanier waren, praktisch von der societas civilis 
ausgeschlossen waren. 

Seit Ende des 17. Jahrhunderts kam es immer häufiger vor, 
daß solche crzollos, die zu besonderem Reichtum und Ansehen 
gelangt waren, ihre Besitzungen in Fideikommisse umwandelten 
und durch Kauf ein Adelsprädikat erwarben. Diese Majoratsherrn 
und Adligen stellten innerhalb der Oberschicht eine Sondergruppe 


1) Clarence Haring, The Spanish Empire in America, New York 1947, 33ff., 
erklärt die Entstehung dieser Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung auf 
mechanische Weise und führt aus, daß der Reichtum an Edelmetallen und 
tropischen Erzeugnissen den Typ der ‚exploitation colony‘‘ entstehen ließ, 
während in Nordamerika das gemäßigte Klima und das Fehlen von Export- 
gütern den Typ der ‚„farm-colony‘‘ hervorbrachte. Demgegenüber betont 
M. Göngora, El Estado en el Derecho Indiano, Santiago de Chile 1951, 
100ff., daß man nicht von einer mechanischen Bedingtheit sprechen kanı, 
daß zu Beginn der Conquista verschiedene Möglichkeiten offenstanden, 
daß verschiedene Wege eingeschlagen wurden und daß sich auf Grund 
gewisser historischer Voraussetzungen und kraft freier Entschlüsse schließ- 
lich eine bestimmte Herrschafts- und Wirtschaftsordnung durchgesetzt hat. 
2) Humboldt schätzte die Gesamtbevölkerung des spanischen Amerika Ende 
des 18. Jahrhunderts auf 16902000 Einwohner; davon waren 3276000 
Weiße; 5130000 Mestizen; 7530000 Indianer und 780000 Neger. 
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dar, doch ohne daß sie daraus besondere politische Rechte abge- 
leitet hätten. 

Durch den wirtschaftlichen Aufschwung kam es zu größerer 
Vermögensbildung, und vor allem die Kaufleute gelangten zu 
Reichtum. Trotz dieser Differenzierung kam es aber auch jetzt 
nicht zur Ausbildung von Ständen und ständischen Korporationen. 
Im ganzen bewahrte die Oberschicht ihre Einheit. Es verbanden 
sich in ihr aristokratische und bürgerliche Tendenzen, so daß die 
Standesunterschiede, die die europäische Gesellschaftsordnung des 
Ancien Regime auszeichneten, sich nicht in derselben Weise in 
Westindien wiederholten. 

Die rechtliche und soziale Einheit wurde hingegen in zuneh- 
mendem Maße durch die Unterschiede und Gegensätze von crzollos 
und Peninsularen, von amerikanischen und europäischen Spaniern 
durchbrochen. 

Im Verlauf eines ganz natürlichen Prozesses waren die crzollos 
immer stärker mit der amerikanischen Wirklichkeit verschmolzen 
und wenngleich sie ganz in der europäischen Kulturtradition wur- 
zelten, so war es mit der Zeit doch zur Ausbildung eigener Gewohn- 
heiten und Lebensformen gekommen. Der crzollo fühlte sich seiner 
Heimat verbunden. In dem Maße wie er sich seiner Eigenheit 
bewußt wurde, empfand er Spanien als ein anderes Land und den 
Spanier als einen Fremden. 

Die Spanier, die nach Westindien kamen, waren Kaufleute, 
Beamte, Offiziere und Geistliche. Von den Kaufleuten verblieben 
viele in Amerika und sobald sie Wurzeln geschlagen hatten, ver- 
schmolzen sie mit den crzollos, in deren Familien sie oftmals ein- 
heirateten. Der europäische Spanier wurde somit vor allem durch 
den Beamten und den Offizier dargestellt. Darin aber lag die Mög- 
lichkeit und die Gefahr, daß die Entfremdung von Amerikanern 
und Europäern zum Gegensatz von Untertan und Verwaltung, 
von Gesellschaft und Staat wurde. 

Diese Aufspaltung wurde nun durch die allgemeine Entwick- 
lung und besonders durch die Wirtschaftspolitik der Krone im 
18. Jahrhundert gefördert. 

In der Erkenntnis der Bedeutung Westindiens für die Macht 
und den Reichtum Spaniens traf Karl III. verschiedene wichtige 
Maßnahmen zur Förderung der amerikanischen Wirtschaft und 
leitete eine neue Handelspolitik ein. 

Bis zu Beginn des 18. Jahrhunderts war der Südamerika- 
handel in Sevilla, später in Cädiz und in Portobelo und Veracruz 
zentralisiert. Auch der interkontinentale Handel unterlag starken 
Beschränkungen. Im Lauf des 18. Jahrhunderts fand eine gewisse 
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Liberalisierung statt, bis schließlich Karl III. weitgehende Frei- 
heiten gewährte. 1774 und 1776 wurden die Beschränkungen für 
den interkontinentalen Warenaustausch großenteils aufgehoben, 
1765 erhielten verschiedene spanische Häfen Erlaubnis zum direk- 
ten Verkehr mit Amerika. 1778 folgte dann das wichtige Gesetz 
über den freien Handel zwischen Spanien und Indien. 

Diese Maßnahmen wirkten sich außerordentlich günstig aus 
und hatten einen großen Aufschwung im Warenaustausch zur 
Folge. Die Liberalisierung begünstigte vor allem die südamerika- 
nischen Randprovinzen, deren Entwicklung durch die Abhängigkeit 
von Lima stark gehemmt worden war. Besonders rasch war der 
Aufschwung von Buenos Aires, worin sich bereits die zukünftige 
Entwicklung ankündigt, in deren Verlauf sich der Schwerpunkt 
des Europahandels von der Pazifikküste auf die Atlantikhäfen 
verlagertel). 

Wenngleich auch die Krone, an gewissen Grundsätzen des 
Merkantilismus festhaltend, die industrielle Entwicklung West- 
indiens hemmte und in den Kolonien im wesentlichen Lieferanten 
von Rohstoffen und Abnehmer für Fertigwaren sah, so läßt sich 
doch im ganzen eine beträchtliche Zunahme von Produktion und 
Umsatz und damit auch eine Erhöhung des Reichtums feststellen. 

Die wirtschaftlichen Veränderungen waren eng an die soziale 
Entwicklung gebunden. Die herrschende Schicht der erzo/los konnte 
ihre Position festigen. Es mehrte sich die Zahl der Majoratsherrn 
und Adligen. Vor allem aber verstärkten sich die bürgerlichen 
Elemente. 

Dieser Prozeß fand seinen sichtbarsten Niederschlag in der 
Entwicklung der Städte. Von Anbeginn an ist die Stadt Grundlage 
und Zentrum des spanischen Kolonisationswerkes in Amerika 
gewesen. In der Erkenntnis, daß die wenigen spanischen Elemente 
in der Weite des Raumes und der zahlenmäßig so unendlich über- 
legenen Indianerbevölkerung verlorengehen würden, hat die Krone 
von Anfang an die Städte zur Grundlage der Verwaltung, der 
kulturellen Betätigung und des religiösen Lebens gemacht. Die 
Stadt wurde zum eigentlichen Träger des europäischen Lebens in 
Amerika. 


1) Vgl. Emilio Ravignani, El volumen del comercio del Rio de la Plata a 
comienzos del Virreinato (1779—1786), Boletin del Instituto de Investi- 
gaciones Histöricas, Buenos Aires 1932, XV, 555—561. Inge Wolf, Algunas 
consideraciones sobre causas econömicas de la emancipaciön chilena, Anuario 
de Estudios Americanos XI, Sevilla 1954; dies., Chilenische Opposition 
gegen die Wirtschaftspolitik des Vizekönigreiches Peru, 1778—1810, Vjsch. 
f. Sozial- u. Wirtschaftsgesch., Bd. 43, 1956. 
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Im Laufe des 18. Jahrhunderts wuchsen die Städte an Zahl 
und Bedeutung. Neue Städte wurden gegründet. Dies hatte nun 
nicht nur rückwirkend eine Belebung der Wirtschaft zur Folge, 
sondern förderte auch das geistige Leben und hatte darüber hinaus 
wichtige soziale und politische Folgen. Die Stadt bot nämlich den 
amerikanischen Untertanen die Möglichkeit zu eigener politischer 
Betätigung. Diese hielt sich zwar in engen Grenzen. Der Cadzldo, 
der Stadtrat, bezog seine Macht und seine Rechte vom König, 
und es gehörten ihm Beamte, also Vertreter des Königs, an. 
Gleichwohl aber war der Cadzldo kein Organ der absoluten Monar- 
chie, sondern galt nach alter Lehre als Vertretung des „Volkes“. 
Das „Volk“ war die herrschende Oberschicht der erzollos, und inner- 
halb dieser handelte es sich meist um eine kleine Gruppe der reich- 
sten und mächtigsten Bürger, die die Ratsstellen durch Kauf er- 
warben, so daß diese in der Praxis in bestimmten Familien erblich 
waren. 

Im Zuge der Entwicklung des 18. Jahrhunderts gewannen 
die Cadbildos erhöhte Bedeutung, und vor allem gegen Ende des 
Jahrhunderts gingen von ihnen starke Impulse aus!). Die Möglich- 
keiten zur Beteiligung am öffentlichen Leben blieben sicherlich 
auch weiterhin gering. Die Betätigung der Stadträte beschränkte 
sich auf den wirtschaftlichen und kulturellen Bereich und war kein 
eigentlich politisches Handeln, das allein der Krone verblieb, die, 
gemäß dem Wesen des Absolutismus, auf dem Verwaltungsweg 
regierte. Und doch kann dem Cadildo eine politische Bedeutung 
nicht abgesprochen werden. Er war die einzige Institution, in der 
die amerikanischen Untertanen aktiv mitwirken konnten. Und so 
war der Stadtrat eine Schule des Gemeinsinns und der politischen 
Willensbildung. Durch die Teilnahme an der Munizipalverwaltung 
gelangten die crzollos zum Bewußtsein ihrer Macht, ihrer Möglich- 
keiten und ihrer Eigenart. 

Zu der Entfaltung eines amerikanischen Eigenbewußtseins 
trug auch die geistige Entwicklung bei. 

Das kulturelle Leben entwickelte sich in Amerika im 18. Jahr- 
hundert in weitgehender Übereinstimmung mit den geistigen 
Tendenzen in Spanien. Auch in den Kolonien kam es zu einer 
Rezeption der französischen Kultur des 17. Jahrhunderts, mit der 
Abwendung von der Scholastik und der Aufnahme der cartesiani- 
schen Philosophie, der kritischen Methoden und der allgemeinen 


!) Vgl. Julio Alemparte, El Cabildo en Chile colonial, Santiago de Chile 
1940; John Lynch, Intendants and Cabildos in the Viceroyalty of La Plata, 
1782—1810, The Hispanic American Historical Review, Vol. XXXV, 1955, 
337—362. 
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Tendenzen des Gallikanismus!). In der zweiten Hälfte des 18. Jahr- 
hunderts traten dann zu diesen noch stark in der Tradition wur- 
zelnden Bestrebungen radikalere Gedanken, und es erfolgte die 
Hinwendung zur rationalistischen Aufklärung. Die Anregungen 
wurden zum Teil durch Spanien selbst vermittelt, zum Teil kam 
es aber auch zu einer direkten Berührung mit den eigentlichen 
Aufklärungsländern, Frankreich und England. Die Aufklärungs- 
literatur fand ihren Weg nach Amerika. Reiche crzollos reisten 
nach Europa und beschränkten sich nicht mehr auf die spanische 
Halbinsel, sondern besuchten die Länder jenseits der Pyrenäen. 

Im Zuge dieser Entwicklung fand eine gewisse Verweltlichung 
der bis dahin eindeutig kirchlich gebundenen Kultur statt. Wohl 
bestimmten auch weiterhin Priester und Mönche das kulturelle 
Leben in entscheidendem Maße; aber die Gesellschaft wurde doch 
zum Träger eines eigenen geistigen Lebens, das mehr human und 
wissenschaftlich als theologisch orientiert war?). Die Profanarchi- 
tektur nahm an Bedeutung zu. Auch im 18. Jahrhundert wurden 
noch prunkvolle Kirchen und Klöster gebaut, aber die Städte 
schmückten sich auch mit Verwaltungsgebäuden, Patrizierpalästen, 
plazas und paseos. In Anlehnung an die Gebräuche in Paris und 
Madrid fand sich die Gesellschaft im Salon zur Zerzulia zusammen: 
es wurden ökonomische und pädagogische Abhandlungen verlesen, 
man kommentierte die neueste Literatur und musizierte. 

Es wurden die Grundlagen für die wissenschaftliche Erschlie- 
Bung der Neuen Welt gelegt. Und zwar beteiligten sich hieran nicht 
nur die europäischen Gelehrten und die eigens zu diesem Zweck 
von Europa unternommenen Expeditionen, sondern es wirkten 
auch crzoll/os und in Amerika ansässige Spanier mit, wie der be- 
rühmte Jose Celestino Mutis, der in Santa Fe de Bogotä zum Mittel- 
punkt eines naturwissenschaftlich interessierten Kreises wurde 
und dem bedeutende Forschungen über Neu-Granada zu ver- 
danken sind. 1722 erschien in Mexico die erste Gazette, der Mercurio 
Volante, mit Nachrichten aus Europa und literarischen und natur- 
wissenschaftlichen Berichten. In Havanna wurde die erste Öko- 
nomische Gesellschaft der ‚Freunde des Landes‘ begründet. 

Diese Bestrebungen waren Ausdruck einer wachsenden 
geistigen Unruhe. Einen klaren Ausdruck findet diese in einem 
Brief, den Francisco de Miranda im Jahre 1783, vor seiner Ab- 
fahrt in die Vereinigten Staaten, schrieb: Ich reise ab, ‚um meine 
1) M. Göngora, op. cit. 

2) Ein allgemeiner Überblick über die kulturelle Entwicklung findet sich 
bei Mariano Picön-Salas, De la Conquista a la Independencia. Tres siglos 
de Historia Cultural Hispanoamericana, Mexico 1944, Kap. VII und VIII 
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Reisen durch fremde Länder zu beginnen. Zu diesem Zweck habe 
ich mit Fleiß die wichtigsten Sprachen Europas gelernt. Diese ganze 
Saat, die mit nicht geringen Bemühungen und Unkosten in dem 
Zeitraum von 30 Jahren in meinen Verstand hineingelegt worden 
ist, würde aus Mangel an rechtzeitiger Pflege ohne Frucht und 
Nutzen bleiben: diese Pflege erwächst nur aus den Erfahrungen 
und Kenntnissen, die der Mensch erwirbt, wenn er persönlich mit 
eindringlichem Verstand das große Buch des Universums prüft. 
Die weisesten und tugendhaftesten Gesellschaften, ihre Gesetze, 
Regierung, Landwirtschaft, Handel, Kriegskunst, Schiffahrt, 
Wissenschaften, Künste, etc.: dies allein kann die Frucht zur 
Reife bringen und das große Werk der Bildung zum wahren 
Menschen abschließen‘“). Deutlich spiegeln diese Worte das auf- 
klärerische Verlangen nach universaler Erkenntnis und mensch- 
licher Bildung wider, das am Ende des 18. Jahrhunderts in der 
jungen Generation zum Durchbruch kam. 

Die geistige Unruhe verursachte ein Ungenügen an den be- 
stehenden Einrichtungen. Die Kritik schlug sich in satirischen 
Werken nieder und rief zahlreiche Reformschriften hervor, die, 
in Anlehnung an die spanischen Vorbilder, an Feij6öo, Campomanes 
oder 'Jovellanos, meist nationalökonomische und pädagogische 
Themen behandelten. Diese Literatur reicht nicht an die klassi- 
schen Werke der europäischen Aufklärung heran; sie ist auch noch 
sehr gemäßigt und wird von keinerlei revolutionären Absichten 
getragen; gleichwohl aber war sie Ausdruck dafür, daß der gebildete 
criollo des ausgehenden 18. Jahrhunderts sich nicht mehr mit der 
bestehenden Realität identifizierte und daß er sich der Möglichkeit 
einer anderen und reicheren Wirklichkeit bewußt wurde. 

Während solcherart die Kritik an der Überlieferung erwachte 
und der crzollo seinen geistigen Horizont über die Grenzen der 
spanischen Kultur hinaus erweiterte, erfolgten gleichzeitig die 
rationale Entdeckung und eine gefühlsbedingte Verklärung Ame- 
rikas und des Amerikanischen. Der crzo/lo konnte dabei auf die 
reiche Literatur zurückgreifen, die in Europa im 18. Jahrhundert 
aus der Verbindung von wissenschaftlichem Interesse, Lust am 
Exotischen und humanitärem Gefühl erwuchs. Die wissenschaft- 
lichen Arbeiten von La Condamine, Malespina und Humboldt, 
die zahlreichen historischen und naturwissenschaftlichen Schriften, 
die die Jesuiten nach ihrer Vertreibung im europäischen Exil 
verfaßten, wie Zos Zres siglos de Mexico von Andres Calvo oder 
Ensayo sobre la historia natural de Chile von Juan Ignacio Molina, 
Romane und Geschichtswerke wie Zes /ncas von Marmontel und 


I) Zit. M. Picön-Salas, op. cit., 189—190. 
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Histoire philosophique et politigue des etablissements et du commerc 
des Europeens dans les deux Indes von Raynal, die Idealisierung 
des Indianers und der Natur durch Rousseau: in diesen Werken 
vermischten sich Wirklichkeit und Utopie, Vernunft und Gefühl, 
aber sie stellten einen Versuch dar, Amerika in seiner Eigenart 
zu erfassen. Hieran entzündete sich die eigene amerikanische 
Literatur, und der c7z0/lo versuchte, sich und seine Wirklichkeit zu 
begreifen und darzustellen. Aus dem Ergebnis der amerikanischen 
Umwelt und in der Begegnung mit dem europäischen Anderssein 
entwickelte sich als unmittelbares Lebensgefühl oder als bewußte 
Reaktion ein amerikanisches Selbstbewußtsein, der crzollismo. 

Gegen Ende des 18. Jahrhunderts gab es also in Amerika eine 
reiche Oberschicht, die zwar in der europäischen Kulturtradition 
wurzelte, die sich aber der Neuen Welt fest verbunden fühlte, 
Diese Aristokratie stellte keine ‚‚Gesellschaft‘‘ im modernen Sinne 
dar. Ihre wirtschaftliche und soziale Vorrangstellung beruhte im 
wesentlichen auf ihrem Agrarbesitz und auf der Arbeit der Indianer 
und Sklaven. Es gab nur eine ganz unbedeutende Industrie, und 
es fehlte jeglicher Industriekapitalismus. Die ganze Lebensform war 
noch durchaus herrschaftlich und durch die traditionellen Werte 
der Ehre und des Glaubens bestimmt. Noch überwogen die Charak- 
teristiken der alten soczefas im aristotelischen Sinne. 

Gleichwohl aber zeichnete sich diese Adelsgesellschaft durch 
einige Züge aus, die in die Zukunft wiesen. Der Handel galt als 
durchaus ehrenvoll, und der Kaufmann spielte eine wichtige Rolle. 
Eine intellektuelle Elite nahm die Tendenzen der Aufklärung in 
sich auf. Es bildete sich ein amerikanisches Selbstbewußtsein. 

Neben den gemeinsamen Zügen lassen sich im 18. Jahrhundert 
innerhalb der amerikanischen Gesellschaft bereits regionale Ver- 
schiedenheiten feststellen. In den alten und reichen Vizekönig- 
reichen Peru und Mexico hatte sich die Wirtschaft im wesentlichen 
aus der Ausbeutung der Metalle entwickelt. Es überwogen inner- 
halb der Gesellschaft die aristokratischen Elemente, und es bestand 
ein mächtiger Verwaltungsapparat. Der Adel und die königlichen 
Beamten fühlten sich der spanischen Krone eng verbunden. Die 
zahlreiche Indianerbevölkerung verharrte in Armut und Passivität. 
In Venezuela, Argentinien und Chile hingegen, die erst in der 
zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts größere Bedeutung erlangten, 
waren die Landwirtschaft und der Handel mit Landesprodukten 
die Quellen des Reichtums. Es gab Ansätze zur Bildung eines 
Mittelstandes, und die Gesellschaft wies stärkere bürgerliche Züge 
auf. Diese Gesellschaft strebte nach politischer Selbstbetätigung 
und ergriff die Initiative in den Cabildos. Die Großgrundbesitzer 
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verfügten über eine zahlreiche Klientel, die es ihnen gegebenenfalls 
ermöglichen würde, den Kampf um die Macht aufzunehmen. 

In Hinblick auf die Zukunft war das wichtigste Ergebnis der 
historischen Entwicklung des 18. Jahrhunderts das Aufkommen 
gewisser Spannungen zwischen Staat und Gesellschaft. Die Reform- 
tätigkeit des absolutistischen Einheitsstaates begünstigte die Gesell- 
schaft der crzollos, rief aber auch in dialektischem Prozeß ihren 
Widerspruch und Gegensatz hervor. 

Diese Spannungen entzündeten sich vor allem an dem Unter- 
schied von crzollos und Peninsularen. Im Bewußtsein ihres Eigen- 
wertes empfanden die criollos die Besetzung der höheren Amts- 
stellen mit Europäern immer mehr als bedrückende Ungerechtig- 
keit. Im Jahre 1771 richtete der Cadz/do von Mexico ein Gesuch 
an den König, in dem wohl betont wurde, daß die europäischen 
und amerikanischen Spanier, auf Grund des Gehorsams, den sie 
demselben Herrscher schuldig seien, einen einzigen politischen 
Körper bildeten, daß aber dennoch in Hinblick auf die Ämter- 
versorgung „in diesen Ländern die europäischen Spanier als 
Fremde anzusehen seien‘. Es sei zu beklagen, daß die crz0//os von 
den höchsten zivilen, kirchlichen und militärischen Ämtern ausge- 
schlossen seien: „Wir wollen die Aufmerksamkeit Ew. Majestät 
nicht allzu sehr ermüden, indem wir auf die Rechte hinweisen, die 
die Einheimischen hinsichtlich der Besetzung der Ämter bean- 
spruchen, und zwar nicht nur in bevorzugter Weise, sondern unter 
Ausschluß der Fremden!).“ 

Es blieb nicht bei solchen Vorstellungen. Im Lauf des 18. Jahr- 
hunderts mehrten sich die Anzeichen, daß die Kolonialherrschaft 
als Bedrückung und als Fremdherrschaft empfunden wurde, und es 
kam zu offenen Aufständen. Der Cadz/do von Asunciön in Paraguay 
protestierte gegen die Zentralisierungspolitik der Monarchie, und , 
es kam zu einem Aufstand der comuneros mit dem Ziel, die alten 
munizipalen Rechte zu verteidigen (1735). Jahre später erhoben 
sich die comuneros del Socorro in Neu-Granada aus Protest gegen die 
Erhöhung der Steuern (1781). In beiden Fällen mußten größere 
militärische Kräfte aufgeboten werden, um die Aufstände nieder- 
zuschlagen. 

Diese und andere Unruhen richteten sich vornehmlich gegen 
gewisse Reformen der absolutistischen Monarchie und hatten 
eigentlich einen konservativen Charakter. Es ging um die Ver- 
teidigung der bestehenden Rechte. Der Name ‚‚comuneros‘‘ weist 
allein schon in die Vergangenheit. Es war ein Protest gegen wirk- 
liche oder vermeintliche Ungerechtigkeiten. Die Aufständischen 


!) Konetzke, op. cit., Note 41. 
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dachten nicht an einen politischen Umsturz, geschweige denn an 
eine Trennung von Spanien. 


Gleichwohl aber waren diese Aufstände ein Ausdruck dafür, 
daß die Gesellschaft der c720/os sich ihrer Eigenart und ihrer Macht 
bewußt geworden war und daß sie nicht gewillt war, passiv alle 
Maßnahmen der Obrigkeit über sich ergehen zu lassen. 


Die Krone hat den Gefahren, die sich in den Kolonien auf- 
taten, nicht blind oder teilnahmslos gegenüberstanden. Im An- 


schluß an gewisse Unruhen in Mexico ernannte der König im Jahre 
1768 eine Kommission, die sich aus seinen hervorragendsten Mini- 
stern zusammensetzte: Aranda, Campomanes und Floridablanca, 


und die den Auftrag erhielt, den Ursachen dieser Geschehnisse 
nachzugehen. Die Kommission gelangte zu dem Ergebnis, daß 
sich die amerikanischen Spanier ausgebeutet fühlten und daß es 
notwendig sei, die Bindungen zwischen Amerika und Spanien enger 
zu knüpfen. Zu diesem Zweck sei es notwendig, das Interesse der 
Amerikaner zu befriedigen, da ja das Interesse der eigentliche 
Antrieb im Menschen sei. „Spanien muß die Amerikaner durch 
die Studien an sich ziehen, und zu diesem Zweck ist eine ehrenvolle 
und glanzvolle Anstalt zu schaffen. Es ist ihnen im Heer eine gewisse 
Zahl von Offiziersstellen einzuräumen; es ist in Spanien ein Regi- 
ment aus Gebürtigen jener Länder aufzustellen. Und es ist die Politik 
zu befolgen, die wichtigsten Ämter, die Bistümer und Präbenden 
in Indien mit Spaniern zu bestellen und die entsprechenden 
Posten in Spanien mit crzollos zu besetzen. Hierdurch würden die 
Freundschaft und Einheit gestärkt und ein einziger politischer 
Körper geschaffen werden. Jeder crzo/lo, der hier wäre, wäre ein 
Geisel, um jene Länder unter der sanften Herrschaft Ew. Majestät 
zu halten!).‘ 

In Befolgung dieses Reformprogramms ordnete ein König- 
licher Befehl im Jahre 1776 der Kammer von Kastilien an, sie 
solle Amerikaner für bestimmte Ämter an den Kirchen und 


Gerichtshöfen in Spanien vorschlagen. Und umgekehrt erhielt die 
Indienkammer den Befehl, europäische Spanier für die entspre- 
chenden Ämter in Westindien zu nominieren. Im gleichen Jahr 


erfolgte an die Vizekönige und Gouverneure die Mitteilung, dab 
die criollos in den spanischen Regimentern in Amerika in der 


gleichen Weise wie die Peninsularen zu befördern seien. 1772 wurde 
in Granada das Königliche Kollegium amerikanischer Adliger 


gegründet. Eine königliche Order vom Jahre 1793, verfügte die 
Gründung einer Kompanie amerikanischer Kavaliere innerhalb 


der königlichen Leibwache. 
1) Zitiert bei Konetzke, op. cit., 45ff. 
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Diese Maßnahmen lassen erkennen, daß die spanische Re- 
gierung sich der Gefahren bewußt war, die in den Kolonien ent- 


standen waren. Und sie ist diesen Gefahren systematisch dadurch 
begegnet, daß sie Kultur und Wohlstand pflegte und daß sie ver- 
suchte, die crzoZlos fest an Spanien zu binden. Diese Politik hatte 
segensreiche Wirkungen und doch hat sie, gerade indem sie die 


Gesellschaft der crzodlos förderte, deren Emanzipation vorbereitet. 
Als Ergebnis der geschichtlichen Entwicklung der Kolonialzeit 


finden wir in Amerika am Ende des 18. Jahrhunderts einen fest- 
gefügten, zentralisierten Beamtenstaat und eine zum Bewußtsein 
ihrer selbst gekommene amerikanische Gesellschaft, dienun begann, 


nach politischer Selbstbetätigung zu streben. Hieraus ergaben sich 

Spannungen und Gegensätze, die den Keim zu einer Krise in den 

Beziehungen zwischen Staat und Gesellschaft in sich bargen. 
Unter diesem Gesichtspunkt entspricht die amerikanische 


Entwicklung dem europäischen Verlauf: in Amerika bereitete sich 
dieselbe Krise vor, die in Frankreich zum Zusammenbruch des 


Ancien Regime und zur Revolution führte. Wenngleich aber diese 
Krise im wesentlichen aus den gleichen Kräften hervorwuchs, so 
mußte sie doch in Amerika, auf Grund der Sonderheit der histo- 
rischen Situation, einen verschiedenen Verlauf nehmen und zu 
anderen Folgen führen. In Frankreich führte das Auseinander- 
brechen von Staat und Gesellschaft zur Revolution. In Amerika 
bedeutete der Gegensatz von Staat und Gesellschaft den Gegensatz 
von criollos und Peninsularen, Westindien und Spanien. Ihr Aus- 
einanderbrechen bedeutete deshalb nicht nur eine Revolution 
gegen den alten Staat, sondern auch den Aufstand gegen Spanien 
und den Kampf um die Unabhängigkeit. 

Am Ende des 18. Jahrhunderts stellte das große spanische 
Kolonialreich noch eine geschlossene Einheit dar. Die Spannungen 
und Gegensätze, die entstanden waren, waren gelegentlich zum 
Ausdruck gekommen, im allgemeinen aber überwog das Gefühl 


der Zugehörigkeit zur Gesamtmonarchie. Die amerikanischen Unter- 
tanen fühlten sich dem spanischen König in Treue verbunden und 
sahen in ihm ihren natürlichen, von Gott eingesetzten Herrn. 


Das Königtum war unter Karl III. die stärkste treibende 
Kraft in Spanien und Indien, und es war auch zugleich das stärkste 


Bindeglied zwischen den einzelnen Ländern diesseits und jenseits 
des Ozeans. Gerade deshalb aber mußte eine Krise des Königtums 
das ganze Reich erschüttern und die Konflikte, die sich seit längerer 


Zeit anbahnten, zum Ausbruch gelangen lassen. 
Diese Krise bahnte sich bereits unter Karl IV. an. Wohl 
setzten die bewährten Minister seines Vaters zunächst die Reform- 
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tätigkeit fort. Bald aber erlahmte diese, zum Teil auf Grund der 
persönlichen Unfähigkeit des neuen Königs, zum großen Teil aber 
auf Grund der Reaktion, die gegen die Französische Revolution und 


ihre Ausschreitungen einsetzte. Die Reformer schworen der Auf- 


klärung ab, und die spanische Monarchie begann, reaktionär zu 


werden. Die Krone verlor ihr Ansehen. Es kam zum Konflikt 
zwischen Karl IV. und seinem Sohn Ferdinand, zum Aufstand in 
Aranjuez, zur Abdankung des Königs und schließlich zur schmäh- 
lichen Zusammenkunft der Bourbonen und Napoleons in Bayonne. 


Der Kaiser erzwang den Rücktritt der Bourbonen, berief eine Ver- 
sammlung von spanischen Notabeln ein und oktroyierte eine neue 


Verfassung und einen neuen König. 

Josef Bonaparte konnte an die fortschrittlichen Tendenzen des 
aufgeklärten Absolutismus anknüpfen und fand deshalb auch die 
Unterstützung bestimmter Kreise in Spanien, der ‚‚afrancesados“, 
Die überwiegende Mehrheit des spanischen Volkes aber begehrte 
gegen die Vergewaltigung des göttlichen und des menschlichen 
Rechts auf und erhob sich gegen den Usurpator. Die umwälzenden 
Ereignisse ließen das Wesensprinzip des Absolutismus zusammen- 
brechen: statt in dem Herrscher die gottgewollte Obrigkeit zu 
sehen, ihm bedingungslos zu gehorchen und in treuer Bürgerpflicht 
Ruhe zu halten, erhob sich das Volk in Waffen. Der Volksaufstand 
erfolgte zum großen Teil unter dem Einfluß eines spontanen, un- 
reflektierten vaterländischen und religiösen Gefühls. Er empfing 
aber auch eine theoretische Rechtfertigung. Inmitten des Zusammen- 
bruchs des Absolutismus griffen viele auf die ältere scholastische 
Vertragslehre zurück; andere bezogen sich auf die revolutionäre 
demokratische Lehre von der Volkssouveränität. Das Volk, das 
seines rechtmäßigen Königs beraubt worden war, griff die ihm 
zugehörige Macht auf und erhob sich zur Verteidigung seiner 
Freiheit und der Rechte seines Königs. Allenthalben bildeten sich 
Juntas, und inSevilla konstituierte sich eine Junta Central de Espaiia 
e Indias, die die Regierung im Namen des verhinderten Königs 
Ferdinand VII. übernahm. 

Indem die Zentraljunta die Regierung an Königs Statt über- 
nahm, setzte sie das monarchische Prinzip fort. Gleichzeitig aber 
bedeutete die Einsetzung der Junta eine Überwindung des Absolu- 


tismus. Durch die Einwirkung Napoleons kam somit die Krise des f 


Absolutismus, die dieser durch seine Selbstverwirklichung herbei- 


geführt hatte, zum Ausbruch. Die entpolitisierte Gesellschaft f 


gewann die Macht zurück und unternahm es, den Staat zu tragen 


und mit neuem Geist zu erfüllen. Indem die spanische Nation sich f 
der Führung der durch sie selbst gebildeten Juntas unterstellte f 
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und sich Frankreich widersetzte, griff sie das eigentlich wesentliche 
Prinzip der Französischen Revolution auf und identifizierte sich 
mit den Tendenzen, die die europäische Entwicklung im 19. Jahr- 


hundert bestimmen sollten. 


Die Zentraljunta vermochte es nicht, die nationalen Kräfte 


zm Siege zu führen. Die Franzosen drangen in den Süden vor. 


Die Junta mußte sich nach Cädiz und schließlich auf die Isla de 
Leön zurückziehen. Dies bedeutete aber nicht das Ende der Ten- 
denzen, die in der Einsetzung der Junta zur Geltung gekommen 
waren. Diese wirkten vielmehr weiter und steigerten sich noch. 


Auf Drängen der radikalen Elemente wurde die Zentraljunta durch 


einen fünfgliedrigen Regentschaftsrat ersetzt und es wurden konsti- 
tuierende Cortes nach Cädiz einberufen. Während die spanische 
Nation zum Freiheitskampf antrat, sollten die Cortes die Verfassung 
ausarbeiten, die es auch in Zukunft der Nation erlauben sollte, ihre 
Souveränität in der politischen Selbstbetätigung zu verwirklichen. 


Der Freiheitskampf schien damit zum Beginn einer neuen Epoche 


in der inneren Entwicklung zu werden. 

Die Zentraljunta betrachtete sich auch als legitime Regierung 
für Westindien. Sie richtete einen Appell an die amerikanischen 
Spanier und forderte diese zur Teilnahme am Kampf gegen die fran- 
zösischen Unterdrücker auf. Gleichzeitig erbat sie ihre Mitwirkung 
bei der politischen Erneuerung der Monarchie. Diese Aufforderung 
entsprach sicherlich einem gewissen Opportunismus und politi- 
schen Kalkül, aber sie erwuchs auch aus der ehrlichen Über- 
zeugung, daß die Provinzen diesseits und jenseits des Atlantik 
einen einzigen Staat bildeten. Die Idee des Einheitsstaates, die 
durch den Absolutismus so stark gefördert worden war, erhielt 
jetzt eine neue und tiefere Bedeutung. Die amerikanischen Spanier 
sollten ihren europäischen Brüdern in der Stunde der höchsten 
Gefahr zur Hilfe kommen und für die Rechte ihres angestammten 
Königs eintreten. 

Die Zentraljunta, die aus dem Volkswillen hervorgegangen 
war, bedurfte der Einwilligung und Bestätigung der gesamten 
Nation. Um sich der Zustimmung der amerikanischen Unter- 
| tanen zu versichern, forderte die Junta durch ein Dekret vom 

22. Januar 1809 die Vizekönigreiche und Generalkapitanate auf, 
ihre Vertreter nach Spanien zu entsenden, um mit diesen die Junta 
zu vervollständigen, ‚da ja die ausgedehnten und kostbaren Be- 
sitzungen, die Spanien in Indien innehat, nicht eigentlich Kolonien 
oder Faktoreien sind, wie die Besitzungen anderer Nationen, son- 
‚ dern einen wesentlichen und integrierenden Bestandteil der spani- 
schen Monarchie bilden, und da der Wunsch besteht, auf unlösbare 
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Weise die heiligen Bande zwischen allen Besitzungen zu verstär- 
ken‘), 

Der Regentschaftsrat bekannte sich zu denselben Prinzipien, 
Die Cortes wurden als nationale Vertretung der gesamten Monarchie 
begriffen, und die amerikanischen Spanier wurden aufgefordert, 
ihre Vertreter zu wählen und an die konstituierende National- 
versammlung in Cädiz zu entsenden. In dem Aufruf dazu heißt es: 
„Vom Anbeginn der Revolution hat das Vaterland jene Besitzungen 
zum integrierenden und wesentlichen Bestandteil der spanischen 
Monarchie erklärt. Als solchem kommen ihnen dieselben Rechte 
und Prärogativen zu. Gemäß diesem Prinzip ewiger Billig- 
keit und Gerechtigkeit wurden jene Bürger dazu aufgerufen, an 
der erloschenen Regierung (i.e. die Zentraljunta) teilzuhaben. 
Gemäß demselben Prinzip sollen sie am Regentschaftsrat und den 
Cortes teilnehmen. Von diesem Augenblick an seht ihr, amerikani- 
sche Spanier, euch zur Würde freier Menschen erhoben. Ihr seid 
nicht mehr dieselben, die ihr früher ward: gebeugt unter ein Joch, 
das um so härter war, desto weiter ihr vom Mittelpunkt der Macht 
entfernt ward; mit Gleichgültigkeit behandelt, verletzt durch Hab- 
gier, zerstört durch Unwissenheit. Bedenkt bei der Wahl des Ver- 
treters, der euch in der Nationalversammlung repräsentieren soll, 
daß euer Geschick nicht mehr von den Ministern, den Vizekönigen, 
den Gouverneuren abhängt: es ruht in euren Händen?).“ 

Einige Monate später wiederholte der Regentschaftsrat in 
einem Dekret denselben Gedanken: ‚Die spanische Herrschaft 
bildet in beiden Erdteilen eine einzige Monarchie, eine einzige 
Nation, eine einzige Familie. Aus diesem Grunde sind den Bürgern 
der überseeischen Besitzungen genau dieselben Rechte wie den 
Bürgern der Halbinsel eigen?).‘ 

Die Erneuerung Spaniens aus dem Nationalgedanken und der 
Freiheitsidee sollte nicht auf die Halbinsel beschränkt bleiben, sie 
sollte auch die amerikanischen Besitzungen erfassen und das ganze 
Reich mit einem neuen Inhalt erfüllen. Der Absolutismus war 
zusammengebrochen und hatte vor der französischen Invasion 
kapituliert. Mittels der Überwindung des von ihm geschaffenen 
Gegensatzes von Staat und Gesellschaft sollte die freie und einige 
Nation zu neuer Größe emporsteigen. 


1) Zit. Diego Barros Arana, Historia General de Chile, Santiago de Chile 
1887, Bd. VIII, S. 84. 


2) Aufruf vom 31. Januar 1810; zit. D. Barros Arana, op. cit., VIII, 173. 


®) Dekret vom 15. Oktober 1810; zit. Jaime Eyzaguirre, Ideario y Ruta de 
la Emancipaciön Chilena, Santiago de Chile 1957, S. 119. 
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Am 24. September 1810 traten die Cortes feierlich zusammen, 
die erste und einzige Nationalversammlung des spanischen Gesamt- 
reiches, die sich je konstituierte. Nicht alle Provinzen der Neuen 
Welt hatten Delegierte wählen und entsenden können. Sie wurden 
durch in Cädiz ansässige Amerikaner vertreten, die von den Cortes 
provisorisch zu Deputierten-Stellvertretern ernannt wurden und 
die ihr Mandat bis zum Eintreffen der Titulardeputierten inne- 
haben sollten. 

Zusammen mit der Diskussion über die allgemeinen Prinzipien, 
auf denen der neue Staat beruhen sollte, kam es auch zur Debatte 
über die besonderen Fragen, die Amerika betrafen. 

Die amerikanischen Vertreter schlossen sich zusammen und 
unterzeichneten am 16. Dezember 1810 eine Eingabe, in der in 
11 Kapiteln die Reformen, die der Fortschritt und der Wohlstand 
der westindischen Provinzen erheischten, niedergelegt waren. Sie 
forderten für Amerika die gleiche Anzahl von Parlamentsvertretern 
wie für die spanischen Provinzen, Aufhebung aller Schranken und 
Verbote für die Landwirtschaft, absolute Freiheit des Handels, 
Förderung des Bergbaus, Abschaffung der staatlichen Monopole 
und die Versicherung, daß die Ämter in den westindischen Pro- 
vinzen mindestens zur Hälfte ‚mit Patriziern, die im Land selbst 
geboren sind‘‘, besetzt werden müßten. 

Unter den Peninsularen waren die liberalen Vertreter durchaus 
gewillt, den meisten dieser Reformen stattzugeben. Eine Zeitlang 
schien es, als ob aus den Cortes wirklich eine neue Gesetzgebung 
und Verfassung für das ganze Reich hervorgehen würde. Eine 
Forderung jedoch rief unüberwindbare Gegensätze hervor: dem 
Wunsch der Amerikaner nach gleicher Anzahl von Vertretern in 
den Cortes setzten die Peninsularen die Ansicht entgegen, daß die 
spanischen Provinzen wichtiger und volkreicher seien und deshalb 
Anrecht auf eine größere Anzahl von Deputierten hätten. Dem- 
gegenüber beriefen sich die Amerikaner auf das allgemeine Prinzip, 
auf das sich die Cortes gründeten, und auf die ausdrücklichen 
Zusicherungen der Zentraljunta und des Regentschaftsrates. 
Amerika und Spanien seien zwei gleichberechtigte Reichshälften, 
und beiden käme demnach die gleiche Anzahl von Vertretern zu. 

Emphatisch rief Don Miguel Riesco, der chilenische Vertreter, 
aus: „Blickt auf Amerika, das so würdig ist, eine einzige Familie mit 
Spanien zu bilden, wie es für dessen Erhaltung notwendig ist, und 
eilet durch diese und andere Mittel die Übel, die uns alle bedrohen 
und die auf andere Weise vielleicht nie mehr zu heilen sein werden, 
zu beseitigen. Dies ist es, worum ich euch ersuche, zum Wohle 
' Spaniens, von dem ich abstamme, zum Wohle Amerikas, wo ich 
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geboren wurde, und gemäß dem Eid, den ich zur Rettung des 
Vaterlandes geschworen habel).‘ 

Die Amerikaner, die sich in der Minderheit befanden, konn- 
ten ihren Standpunkt nicht durchdrücken. In der Sitzung vom 
18. Januar 1811 wurde ihr Antrag abgelehnt. Das europäische 
Spanien sicherte sich die Mehrheit in der Nationalversammlung 
des Gesamtreiches: von 107 Mandaten sollten 77 auf Spanien und 
lediglich 30 auf Amerika entfallen. 

Obwohl die Debatten in den Cortes von Cädiz weitergingen 
und den Amerikanern in anderen Dingen wichtige Zugeständnisse 
gemacht wurden, so war doch bereits mit der Abstimmung vom 
18. Januar eine definitive Entscheidung gefallen: auch in dem 
neuen, auf Volkssouveränität und liberalen Prinzipien beruhenden 
Staat würde die Führung bei Spanien bleiben. 

Der Beschluß der europäischen Spanier braucht nicht nur, wie 
es von amerikanischer Seite her meist geschehen ist, als Kurz- 
sichtigkeit, Egoismus und Machtgier gedeutet zu werden. Die ge- 
schichtliche Überlieferung ließ es als ganz natürlich erscheinen, 
daß das Mutterland weiterhin die Führung ausübte. Und auch vom 
Standpunkt der nationalen und demokratischen Prinzipien konnte 
der Beschluß der Peninsularen als legitim verteidigt werden: 
begriff man das Reich als Einheitsstaat und faßte die Volksver- 
tretung im demokratischen Sinne auf, so mußte dem volkreicheren 
Teil die größere Vertretung zukommen. Dies durfte von keinem 
als ungerechte Bevormundung empfunden werden, da sich ja in 
jedem Volksvertreter die gesamte Nation darstellte. Vom Stand- 
punkt des nationalen Einheitsstaates mußte das Verlangen der 
Amerikaner abgelehnt werden. Ihr Anspruch auf die gleiche Anzahl 
von Vertretern beruhte auf der Ansicht, daß das amerikanische 
und das europäische Spanien zwei gleichberechtigte Reichsteil 
seien. Diese Auffassung aber begriff letztlich jeden Teil als eigen- 
berechtigte Individualität und löste damit den Gedanken des Ein- 
heitsstaates auf. 

Ganz gleich aber, welche Argumente man dafür oder dawider 
aufstellte, geschichtlich entscheidend war allein die Tatsache, daß 
die westindischen Vertreter zu der Ansicht gelangten, daß von den 
Cortes für sie nichts zu erhoffen sei. Auch in dem neuen Verfassungs- 
staat würden die amerikanischen Provinzen nicht gleichberechtigt 
sein, sie würden weiterhin Kolonien bleiben. Sie würden weiterhin 
der Herrschaft Spaniens und der Peninsularen unterstehen; und 
diese Herrschaft würde nur um so drückender sein, gerade weil sie 
nicht mehr von einem absoluten König, unter dem ja keiner frei 


1) Diario de los discursos y actas de las Cortes, Cädiz 1811. 
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gewesen wäre, ausgeübt werden würde, sondern vom spanischen 
Volk, das für sich die Freiheit erlangt hätte. 

Der Versuch, das spanische Reich auf der Grundlage des 
Freiheitsgedankens und der Volkssouveränität zu erneuern und 
damit in seiner Integrität zu bewahren, konnte als gescheitert 
betrachtet werden. 

In der rückschauenden Betrachtung erweist es sich, daß dieses 
Scheitern nicht durch irgendwelche Zufälligkeiten verursacht 
worden ist, sondern in der geschichtlichen Wirklichkeit begründet 
liegt. 

: Das spanische Kolonialreich war ein Werk der Monarchie, des 
Absolutismus und Merkantilismus. Die absolute Monarchie wurde 
durch die von der neuen Gesellschaft hervorgebrachten Kräfte und 
Gedanken überwunden. Deren Hervorbrechen aber mußte die 
Bedeutung der inzwischen zu eigener Individualität herangereiften 
Neuen Welt verstärken und die Wahrung der politischen Einheit 
über den Ozean hinweg schließlich unmöglich machen. Die Ent- 
scheidung über die Zukunft des Kolonialreiches konnte deshalb 
nicht eigentlich in Spanien getroffen werden, sie mußte in Amerika 
selbst fallen. In dem Augenblick, da die Gesellschaft die Möglichkeit 
fand, im Denken und im Tun ihre Geschicke selbst zu bestimmen, 
mußte die Zukunft Amerikas von den Amerikanern selbst abhängen. 

Zu dem Zeitpunkt, an dem die Vertreter in Cädiz tagten und 
noch glaubten, die Dinge in der Hand zu haben, war die Ent- 
wicklung in Westindien bereits in Fluß gekommen, und eigentlich 
war die Entscheidung, unabhängig von den Beschlüssen der Cortes, 
bereits gefallen. 

Die Nachrichten von der französischen Invasion, der Gefangen- 
nahme Ferdinands VII. und der Bildung der Zentraljunta lösten 
bei ihrem Eintreffen in der Neuen Welt verschiedenartige Reak- 
tionen aus. 

Die Beamten betrachteten sich als vom König eingesetzt; sie 
standen an Königs Statt und hatten auch weiterhin für den legi- 
timen Monarchen die Regierung auszuüben. Die Tatsache, daß der 
König an der Ausübung seines Amtes gehindert war und daß sich 
an seiner Stelle die Junta Central gebildet hatte, bewirkte keine 
prinzipielle Veränderung in der kolonialen Verwaltung. Ihre An- 
sicht wurde von den meisten Spaniern geteilt und von all denen, 
die an das Gottesgnadentum des Königs glaubten und dem Volk 
jedes Recht auf politische Mitwirkung absprachen. 

Unter den crzollos hingegen verbreitete sich rasch die Ansicht, 
daß die Inhaftierung des Königs auch in Amerika die Macht an 
das „Volk“ zurückgehen lasse und daß dieses, in gleicher Weise 
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wie die spanische Nation auf der Halbinsel, Juntas zu bilden habe, 
um aktiv zur Verteidigung der Rechte des angestammten Königs 
beizutragen. Nur auf diese Weise sei Amerika für Ferdinand VII, 
zu retten; nur so sei zu vermeiden, daß auch die Kolonien unter die 
französische Herrschaft fielen. 

Während in den alten Vizekönigreichen, vor allem in Peru, die 
königlichen Beamten die Macht in der Hand behielten, übernahmen 
in den anderen Provinzen die crsollos die Initiative. Dies geschah 
vornehmlich in jenen Gebieten, in denen die Gesellschaft der crzollos 
im Lauf des 18. Jahrhunderts zu einem mächtigen und selbst- 
bewußten Stand herangewachsen war und ihre Rechte im Cadildo 
geltend gemacht hatte. In Quito, Bogotä und Caracas, in Buenos 
Aires und Santiago de Chile kam es im Lauf der Jahre 1809 und 
1810 zur Bildung von Regierungsjuntas, die, unter Berufung auf 
die alte Vertragslehre, als Vertretung des Volkes die Macht im 
Namen des Königs Ferdinand VII. übernahmen. 

Sehr bald kam es zu Gegensätzen zwischen den königlichen 
Beamten und diesen Juntas, wobei sowohl jene wie diese sich als 
Repräsentanten des Königs und seiner Rechte betrachteten und 
daraus den Anspruch auf die höhere Autorität ableiteten. Die 
Spannungen führten zu immer heftigeren Auseinandersetzungen, 
in deren Verlauf die Beamten gegen die Bürgerschaftsvertreter den 
Vorwurf der Rebellion erhoben, während diese hingegen jene der 
tyrannischen Willkür ziehen. In diesen gegenseitigen Vorwürfen 
und Anklagen kam der Gegensatz zwischen dem alten Recht des 
absolutistischen Beamtenstaates und dem neuen Recht der freien 
und souveränen Nation zum Ausdruck. 

In Spanien wurde die alte Monarchie durch die französische 
Invasion vernichtet. Die Zentraljunta und später der Regentschafts- 
rat und die Cortes führten sowohl die politische Erneuerung wie 
auch den Kampf gegen die Fremdherrschaft an, so daß im Augen- 
blick die inneren Gegensätze zurücktraten und historisch nicht 
wirksam wurden. In Amerika hingegen lief der alte absoluti- 
stische Beamtenstaat unmittelbar weiter, während gleichzeitig 
durch den Zusammenbruch der Monarchie Karls IV. die neuen 
Kräfte wachgerufen wurden. 

Der hierin enthaltene Antagonismus wurde den Zeitgenossen 
nicht sofort bewußt, so daß nicht etwa von vornherein zwei klar 
umrissene Fronten bestanden. Erst langsam und Schritt für 
Schritt, im Widerspiel der persönlichen Leidenschaften und der 
allgemeinen Gedanken, brachen sich die Gegensätze Bahn. 

Die amerikanischen Juntas meinten es zu Beginn mit ihren 
Treuebekenntnissen unzweifelhaft aufrichtig. Noch überwog ein- 
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deutig das Gefühl der Zugehörigkeit zu Spanien und zum ange- 
stammten Herrscher. Aus diesem Gefühl heraus erkannten die 
Juntas auch die provisorische Regierung in Sevilla an, die es 
übernommen hatte, die Rechte des gefangenen Königs in Spanien 
zu verteidigen. 

Die weiteren Ereignisse aber bewirkten eine Veränderung der 
Gefühle und Überzeugungen. 

Die Siege, die Napoleon, Jourdan und Massena errangen, 
erlaubten es, die Herrschaft Josephs I. fast über die ganze Halb- 
insel auszudehnen. Zum erstenmal mußten sich die crzo//os nun 
die Frage vorlegen, was denn geschehen solle, wenn Spanien 
definitiv unterliege. Sollte man Spanien verbunden bleiben und 
die französische Herrschaft anerkennen ? Doch die Ablehnung 
Bonapartes war einhellig. So mußte man sich mit dem Gedanken 
vertraut machen, die Verbindung mit Spanien aufzugeben, um 
dadurch die überlieferten Rechte und Gewohnheiten zu wahren. 
Der Gedanke an eine amerikanische Selbständigkeit bedeutete 
aber noch nicht den Aufstand gegen Ferdinand VII. Im Gegenteil, 
indem Amerika sich von dem französisch gewordenen Spanien 
löste, konnte es für Ferdinand VII. erhalten bleiben. 

Aber auch die Bindung an Ferdinand VII. lockerte sich im 
Lauf der Zeit. Die Juntas hatten die Regierung im Namen Ferdi- 
nands VII. und zur Verteidigung seiner Rechte übernommen, 
um jede gewaltsame Veränderung in Amerika durch einen franzö- 
sischen Übergriff zu vermeiden. Es war aber unvermeidlich, daß 
die Bürgerschaftsvertreter sich schnell an die Ausübung der Macht 
gewöhnten und nun immer größere Rechte und Freiheiten bean- 
spruchten. Hierdurch kamen die in der Entwicklung des 18. Jahr- 
hunderts angelegten Tendenzen zum Durchbruch, und die Gesell- 
schaft der crzol/os begann nun, die politische Macht zu begehren, 
um ihr Schicksal selbst zu bestimmen. Als Folge hiervon entstand 
aber der offene Gegensatz zum absolutistischen Beamtenstaat. 

Indem die spanischen Beamten und die meisten europäischen 
Spanier sich in der Verteidigung der bestehenden Ordnung auf 
Ferdinand VII. beriefen, identifizierten sich nun vollends der 
absolutistische Beamtenstaat und die spanische Vorherrschaft. 
Der Kampf der criollos gegen die royalistischen Beamten wurde 
damit zu einem Kampf gegen das Königtum Ferdinands VII. und 
gegen die spanische Monarchie selbst. 

Aber nicht nur das absolutistische Spanien erschien als Feind 
der Ansprüche der crzollos. Die Beschlüsse der Cortes in Cädiz 
erwiesen, daß auch ein liberales Spanien keine Gewähr für die 
politische Freiheit Amerikas bot. So erschien denn Spanien als 
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solches als Widersacher Amerikas. Der Kampf der crzo/los wurde 
deshalb zum Unabhängigkeitskampf. Das Ziel war jetzt die völlige 
Emanzipation von Spanien. 

Die Gesellschaft der crzol/os, die durch den Zusammenbruch 
des spanischen Staates zur Selbsttätigkeit aufgerufen worden war, 
begriff, daß innerpolitische Freiheit und äußere Unabhängigkeit 
einander bedingten. Wollten die crzollos ihre Geschicke frei bestim- 
men, so mußten sie selbst zur souveränen Nation werden und ihren 
eigenen Staat begründen. 

In Spanien erwuchs aus der Krise des Ancien Regime das 
Bemühen um den Aufbau eines neuen Staates. In Amerika ent- 
wickelte sich aus der inneren Reform der Kampf gegen die spanische 
Herrschaft. 

Die politische Führung in Spanien lag in jenen Jahren bei den 
neuen, „liberalen‘‘ Kräften. An den Freiheitskriegen aber beteiligte 
sich die gesamte Nation. Im Kampf für die heiligsten Güter der 
Nation, für Freiheit, Vaterland und Religion, fanden sich alle 
zusammen. Ferdinand VII. wurde, gerade weil er im Exil abwesend 
war, zum Symbol für alle Bestrebungen, er wurde zum ‚‚deseado“, 
dem ‚„Ersehnten‘‘. Das gemeinsame höchste Ziel ließ die inneren 
Auseinandersetzungen zurücktreten. 

Nach errungenem Sieg aber kamen die Gegensätze zum Durch- 
bruch. In diesem Konflikt identifizierte sich Ferdinand VII. mit 
der alten Ordnung, in der er aufgewachsen und erzogen war. 
Seine Rückkehr bedeutete die Rückkehr zum Absolutismus. Die 
Verfassung vom Jahre 1812 wurde außer Kraft gesetzt, und die 
neuen Ideen und ihre Vertreter wurden als revolutionär und staats- 
feindlich verboten und verfolgt. Ferdinand VII. sah in der alten 
Ordnung die gute und legitime Ordnung und vermeinte dort an- 
knüpfen zu können, wo die Entwicklung jäh unterbrochen worden 
war. Doch die Unterbrechung ließ sich nicht ungeschehen machen. 
Die alte Ordnung ließ sich nicht wieder herstellen. Der Absolutis- 
mus war unzeitgemäß geworden, und durch seine gewaltsame 
Restauration wurde er reaktionär. 

Die Wiederherstellung des Absolutismus in Spanien wurde 
durch die allgemeinen Tendenzen des Restaurationszeitalters 
gefördert. In der Art seiner Durchsetzung aber und in dem Wider- 
stand, den er auslöste, verraten sich die Sonderheiten der spanischen 
Entwicklung. 

Die im Verlauf des 18. Jahrhunderts entstandenen neuen 
Kräfte waren stark genug gewesen, um die politische Reform 
Spaniens zu beginnen. Nun aber zeigte es sich, daß sie nicht stark 
genug waren, um diese Reform wirklich durchzusetzen. Die im 
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18. Jahrhundert so erfolgreich anhebende Erneuerung Spaniens 
war auf halbem Wege stehengeblieben und war nicht ausgereift. 
Wohl waren die Grundlagen zum modernen Einheitsstaat gelegt 
worden. Wohl hatte eine Entpolitisierung und Aushöhlung der 
alten Gesellschaft stattgefunden. Aber es war nicht zur vollen 
Ausbildung der neuen, bürgerlichen Gesellschaft gekommen. Die 
Ansätze dazu waren vorhanden, aber die organische Entwicklung 
wurde jäh durch die Französische Revolution und Napoleon unter- 
brochen. Durch den französischen Eingriff überstürzten sich die 
Ereignisse. Der Absolutismus brach in Spanien durch die äußere 
Einwirkung und nicht als Abschluß einer ausgereiften Entwicklung 
zusammen. Es fehlten die allgemeinen Voraussetzungen, die es 
ermöglicht hätten, die neue politische und gesellschaftliche Ordnung 
durchzusetzen. 

Die alte Ordnung war und blieb erschüttert und ließ sich durch 
den restaurierten Absolutismus nur noch künstlich und gewaltsam 
aufrechterhalten. Für den Aufbau der neuen Ordnung ermangelte 
es der entsprechenden sozialen Kräfte. Deshalb führte die Auf- 
lösung der alten ständischen Gesellschaft zur Entbindung des 
Individuums und zur Bildung von Interessengruppen. Deshalb 
fielen Gedanke und Wirklichkeit auseinander. Die Idee wurde zur 
Ideologie, der Glaube zum Gefühl. Die Reformen blieben abstraktes 
Gesetz, ohne die nationale Wirklichkeit wesentlich zu verändern. 
Daher kam es im 19. Jahrhundert in Spanien zu keiner wirklichen 
Erneuerung. Aus der Auflösung der alten Ordnung erwuchs nicht 
eine neue Ordnung, sondern Revolution und Bürgerkrieg. 

Der royalistische Gegenschlag verstärkte sich in Amerika nach 
der Rückkehr Ferdinands VII. auf den Thron. Zeitweise schien es, 
als ob die absolute Monarchie sich erneut durchsetzen würde. Die 
Heere der Vizekönige waren allenthalben siegreich. Die Bindung 
an Spanien und die königliche Regierung wurde wieder hergestellt. 
Im Jahre 1816 bewahrte nur noch La Plata seine Unabhängigkeit. 

Die Wiederherstellung der alten Gewalten artete aber in 
Reaktion und Polizeiherrschaft aus. Die ‚„‚Patrioten‘‘ wurden ver- 
folgt und in Haft genommen. Die königlichen Beamten übernahmen 
wiederum alleMacht. Die crzol/os wurden von jeglicher Betätigung 
ausgeschlossen und wurden damit erneut zu reinen Untertanen. 

Im Zuge dieser Ereignisse gelangten die crzol/os endgültig zu 
der Erkenntnis, daß die spanische Herrschaft sich mit dem Absolu- 
tismus identifiziere und daß folglich die Freiheit nur durch die 
Trennung von Spanien zu erreichen sei. 

Der Aufstand entflammte von neuem. In langen und teilweise 
außerordentlich blutigen Kämpfen gelang es den Patrioten unter der 
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Führung bedeutender Persönlichkeiten wie Bolivar und San 
Martin die spanische Macht zu brechen. Im Jahre 1824 wurde in 
Ayacucho die letzte Schlacht geschlagen. Das spanische Amerika 
war frei. 

Die Erringung der Freiheit führte aber zum Verlust der Ein- 
heit. Der Zusammenbruch der spanischen Herrschaft ließ ver- 
schiedene souveräne Republiken entstehen. Die im Verlauf der 
Kolonialzeit hervorgetretenen regionalen Unterschiede verstärkten 
sich rasch in dem Augenblick, in dem jeweils die Ortsbevölkerung 
handelnd in das Geschehen eingriff. Es zeigte sich, daß sich unter 
der Einheit des absolutistischen Beamtenapparates die Ansätze 
zu neuen Völkerschaften gebildet hatten. Diese Verschiedenheiten 
erwiesen sich als stärker denn das Band der Sprache und der Tradi- 
tion. Als die Monarchie wegfiel, zerbrach die Einheit. Der Traum 
Bolivars, das freie Amerika in Einheit zusammenzuhalten, blieb 
unerfüllt. 

Aber auch innerhalb der einzelnen Republiken ging die Ein- 
heit verloren, und auf den Zusammenbruch der alten Ordnung 
folgten Wirren und blutige Auseinandersetzungen. In vieler Hin- 
sicht wiederholte sich in den meisten hispanoamerikanischen 
Republiken die Entwicklung des spanischen Mutterlandes. Der 
Zusammenbruch des Absolutismus und der spanischen Herrschaft 
erfolgte nicht auf Grund einer organischen, von innen her kommen- 
den Entwicklung, sondern wurde durch den Eingriff Napoleons 
gewaltsam ausgelöst. In gewisser Hinsicht geschah die südameri- 
kanische Unabhängigkeit zu früh: die im 18. Jahrhundert ange- 
legten Tendenzen waren nicht ausgereift; es war nicht zur vollen 
Ausbildung einer neuen Gesellschaft gekommen, die es vermocht 
hätte, nach dem Zusammenbruch der Monarchie die so ungeheuer 
komplizierte Struktur des modernen, auf Freiheit und Verantwor- 
tung gegründeten Rechtsstaates zu tragen. Macht und Eigenbewußt- 
sein der cerzollos waren stark genug gewesen, um einen Gegensatz 
zum spanischen Staat entstehen zu lassen. Aber als Staat und 
Gesellschaft auseinandertraten, zeigte es sich, daß diese nicht in 
der Lage war, den neuen Staat organisch zu entwickeln. So führte 
die Zerschlagung der alten Ordnung vor allem zur Entfesselung 
des Individuums. Der nicht mehr an den Stand gebundene Einzel- 
mensch, der Caudillo, wurde den hispanoamerikanischen Repu- 
bliken zum Schicksal. Aus dem Zusammenprall der individuellen 
Leidenschaften erwuchsen endlose Wirren. An Stelle einer organi- 
schen Entwicklung trat die Aufeinanderfolge von Pronunziamien- 
tos, Staatsstreichen und Militärrevolten; an Stelle der staatlichen 
Ordnung die Aufeinanderfolge von Anarchie und Diktatur. 
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Die Ausnahme im 19. Jahrhundert bildete Chile, wo nach 
einer kurzen Übergangszeit bereits um 1830 die Oberschicht eine 
echte staatliche Ordnung aufbaute, in deren Rahmen sich die 
geschichtliche Entwicklung organisch und sinnvoll abspielte. 

Die Unabhängigkeit bedeutete in vieler Hinsicht einen radi- 
kalen Bruch mit der Vergangenheit. Aber das wichtigste Ergebnis 
der spanischen Conquista wurde doch nicht zunichte gemacht: 
Amerika blieb trotz der politischen Emanzipation Europa verbun- 
den. Es kehrte nicht in die Isolation zurück. Seine weitere Ent- 
wicklung verlief innerhalb der abendländischen Welt. 

Indem sich Amerika von Spanien löste, mehrten sich seine 
Möglichkeiten, unmittelbaren Zugang zu den übrigen europäischen 
Nationen zu finden. In Fortsetzung der Tendenzen, die bereits im 
18. Jahrhundert aufgetaucht waren, schlossen sich die lateinameri- 
kanischen Völker vor allem Frankreich an und öffneten sich dem 
europäischen Kultureinfluß in seiner Gesamtheit. Gleichzeitig 
trachteten sie danach, ihre Individualität als Völker der Neuen 
Welt zu entwickeln und die Möglichkeiten und Kräfte der ameri- 
kanischen Wirklichkeit fruchtbar zu machen. 

Aus dem Ineinander, den Gegensätzen und der Integrierung 
dieser Elemente erwuchs die Geschichte der hispanoamerikanischen 
Völker, die nunmehr frei und damit für sich selbst verantwortlich 
geworden waren. Nun oblag es ihnen selbst, vor der Geschichte zu 
bestehen. 
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ÖSTERREICH-UNGARNS BELGIENPOLITIK 
IM ERSTEN WELTKRIEG 


Ein Beitrag zum deutsch-österreichisch-ungarischen Bündnis 
VON 
HARTMUT LEHMANN 


1% 
DER Zweibund, der 1879 zwischen dem Deutschen Reiche und 


Österreich-Ungarn geschlossen wurde, war fast vierzig Jahre 
lang für das politische Handeln dieser beiden Staaten ausschlag- 
gebend. Er schien eine natürliche und sehr verständliche politische 
Konstellation: Die Politiker des Deutschen Reiches schätzten ihn 
als feste Achse in Mitteleuropa, wenn ihm auch von der Zeit Bis- 
marcks bis zum Ende des ersten Weltkrieges eine unterschiedliche 
Bedeutung zugemessen wurde. Die deutsche und ungarische Füh- 
rungsschicht der Doppelmonarchie begrüßte die enge Verbindung 
mit Deutschland als willkommene Stütze ihrer Balkanpolitik gegen 
Rußland. Darüber hinaus war das Bündnis mit Berlin für sie ein 
Rückhalt im Kampf um die nationale Vorherrschaft in der Monar- 
chie. Der Zweibund erfreute sich aber auch großer Beliebtheit in 
der Öffentlichkeit beider Staaten, da er die Verbindung des Habs- 
burgerreiches zu Deutschland, die 1866 abgerissen worden war, in 
neuer Form wiederherstellte. 

Die unterschiedliche innere und äußere Lage der beiden 
Mächte brachte es jedoch mit sich, daß die Interessen und Pro- 
bleme, die Deutschland und Österreich-Ungarn in den Jahren von 
1879 bis 1918 bewegten, nicht immer die gleichen waren. Der 
deutsche Nationalstaat im Herzen Europas stellte andere Auf- 
gaben und Anforderungen als der Vielvölkerstaat der Habsburger 
im Südosten. Eine historische Untersuchung, die das politische 
Zusammenwirken dieser beiden Staaten betrachtet, steht einer 
Fülle von Fragen gegenüber. Aber selbst für eine umfassende 
Studie wäre die Beantwortung all dieser Fragen sehr schwierig, 
da Vorarbeiten, die das gesamte Material zu einzelnen Problem- 
kreisen untersuchen, fast ganz fehlen. Diese Arbeit behandelt die 
Haltung Österreich-Ungarns zu einem Problem der deutschen 
Westpolitik im ersten Weltkrieg und versucht damit, einen Beitrag 
zu einer Gesamtbeurteilung des Zweibundes zu geben. 
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II. 


Obwohl der Schlieffenplan, der deutsche Angriffsplan gegen 
Frankreich, auch in seiner von Moltke modifizierten Form dem k.k. 
Armeeoberkommando und der österreichisch-ungarischen Regie- 
rung nie offiziell mitgeteilt wurde, wäre es falsch anzunehmen, daß 
dieser Plan — und die damit verbundene Bedrohung der belgischen 
Neutralität — in der Doppelmonarchie vor dem ersten Weltkrieg 
völlig unbekannt war. In einem vertraulichen Briefwechsel zwi- 
schen Conrad und Moltke, der von 1909 bis 1914 dauerte, und in 
dem die militärischen Pläne der beiden Verbündeten aufeinander 
abgestimmt werden sollten, hatte Moltke dargelegt, daß Deutsch- 
land im Falle eines Zweifrontenkrieges zuerst mit der Hauptmacht 
seines Heeres gegen Frankreich vorgehen werde. Nach sechs bis 
acht Wochen, nach einem entscheidenden Sieg über Frankreich, 
werde man Österreich-Ungarn, das bis dahin die Hauptlast an der 
Ostfront zu tragen hätte, gegen Rußland unterstützen!). Conrad 
billigte den Grundgedanken dieses Angriffsplanes?) und legte ihn 
seinen eigenen Operationsplänen zugrunde. Da der Schlieffenplan 
militärisch naheliegend war?) und in der militärischen Fachpresse 
der Vorkriegszeit häufig erörtert worden war, rechnete aber wohl 
auch Conrad, der für sein Präventivkriegsdenken im Bereich seiner 
eigenen Planungen bekannt ist, damit, daß Deutschland die bel- 
gische Neutralität im Zuge seiner Angriffsaktionen gegen Frank- 


1) Ritter, Gerhard: Die Zusammenarbeit der Generalstäbe Deutschlands und 
Österreich-Ungarns vor dem ersten Weltkrieg. Festgabe für Hans Herzfeld, 
Berlin 1958, S. 523—549. — Schäfer, Hugo: Die militärischen Abmachungen 
des Dreibundes vor dem ersten Weltkrieg. In: Militärwissenschaftliche Mit- 
teilungen Jg. 1922, Heft 9/10, S. 377 f. — Seyfert, G.: Die militärischen 
Beziehungen und Vereinbarungen des deutschen und österreichischen Gene- 
ralstabs vor und bei Beginn des Weltkrieges. Diss. Leipzig 1934. — Conrad 
von Hötzendorf: Aus meiner Dienstzeit. Wien 1922, Bd. I, S. 379—409. — 
Kriegsarchiv Wien: Archiv des Generalstabs für die gesamte bewaffnete 
Macht 1867—1909, Operationsbüro Fasz. 89a. — Über den Schlieffenplan 
vgl.: Ritter, Gerhard: Der Schlieffenplan. Kritik eines Mythos. München 
1956. 

2) Siehe Ritter, Zusammenarbeit der Generalstäbe a.a.O. S. 540. 


3) Siehe Bredt, J. V.: Die belgische Neutralität und der Schlieffensche Feld- 
zugsplan. Berlin 1929, S. 63. — Der frühere holländische Kriegsminister 
Colijn sagte zum k.k. Gesandten im Haag, Giskra, im September 1914, ‚‚daß 
der deutsche Einmarsch in Belgien von jedem Fachmann als etwas Selbst- 
verständliches erwartet worden sei‘. Haus-, Hof- und Staatsarchiv Wien, 
Politisches Archiv (zit. als PA) rot, Karton 889, Bericht 61, Den Haag 21. 
Sept. 1914. Alle zitierten Akten liegen, wenn nicht anders vermerkt, im 
Haus-, Hof- und Staatsarchiv Wien. 
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reich verletzen würde, schien dies doch der einzige Weg, Frank- 
reich in den von Moltke erwähnten sechs bis acht Wochen ent- 
scheidend zu schlagen. Die belgische Neutralität war auch stets 
in Zeiten deutsch-französischer Spannung, so besonders 1870/71, 
1887, 1906 und 1912 zur Diskussion gestanden!). Wenn der Schlief- 
fenplan und eine mögliche Verletzung der belgischen Neutralität 
in Wien in der Vorkriegszeit des ersten Weltkrieges nicht beachtet 
wurde, so lag der Grund in der Eigenart der österreichisch- 
ungarischen Politik selbst. Die Politiker der Monarchie mußten 
sich vor allem mit der Innenpolitik beschäftigen, wenn aber Kräfte 
für außenpolitische Unternehmungen frei wurden, dann richtete 
sich das Interesse auf den Balkan. 

Der mögliche deutsche Einmarsch in Belgien begann in der 
Julikrise 1914 am Ballhausplatz daher erst dann eine Rolle zu 
spielen, als der deutsch-französische Konflikt akut wurde: Am 
1. August 1914 meldete der österreichisch-ungarische Botschafter in 
London, Mensdorff, unzweideutig, Sir Edward Grey habe dem deut- 
schen Botschafter angedeutet, daß „England geneigt wäre, neutral 
zu bleiben, im Falle der Verletzung der Neutralität Belgiens jedoch 
würde ... [die] öffentliche Meinung völlig auf Seite Frankreichs 
umschwenken.‘?) Trotz dieser klaren Warnung, die den englischen 
Kriegseintritt ankündigte, unterließ es der k. k. Minister des Äuße- 
ren, Berchtold, die genauen Absichten der deutschen Westpolitik 
und die Details des deutschen Feldzugsplanes in Erfahrung zu 
bringen. Berchtold schätzte wohl die Garantie, die Österreich 1839 
als eine der fünf Großmächte zum Schutze des Territorialstandes 
und der Neutralität Belgiens unterzeichnet hatte, nicht so hoch 
ein wie die uneingeschränkte deutsche Unterstützung der öster- 
reichisch-ungarischen Politik und die deutsche Waffenbrüderschaft 
gegen Serbien und Rußland®). Am 3. August berichtete der öster- 


1) Der k.k. Botschafter in London, Mensdorff, berichtete 1906 über englisch- 
französische Militärgespräche: ‚Eine regelrechte Militärkonvention, wie sie 
mehrfach in der Presse angekündigt wurde, scheint mir nicht wahrscheinlich, 
Dagegen könnten so manche Eventualitäten besprochen worden sein, wobei 
vielleicht diejenigen Fälle fixiert wurden, die im Falle eines franko-deutschen 
Konfliktes als solche angesehen würden, die auch englische Interessen tan- 
gieren. Eine solche wäre z. B. die Verletzung der Neutralität Belgiens durch 
Deutschland, die sofort eine energische Stellungnahme Englands zur Folge 
haben dürfte, wobei die britische Öffentlichkeit ohne Zweifel ‚mitginge‘, 
d. h. eine aktive Haltung der jeweiligen Regierung unterstützen würde.“ 
Bericht 60-A, London 2. Nov. 1906, PA VIII 137. 

2) Telegramm 132, London 1. Aug. 1914, Mensdorff, PA rot 885. 

3) Allerdings hatten sich die Voraussetzungen dieser Garantie in zwei wich- 
tigen Punkten seit 1839 geändert: 1. 1839 war die belgische Neutralität als 
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reichisch-ungarische Botschafter in Berlin, Szögyeny, von den bevor- 
stehenden deutschen Aktionen gegen Belgien und Frankreich und 
fügte hinzu, daß ihm im Auswärtigen Amte auf seine Bemerkung, 
England würde sich nun erst recht auf die Seite der Gegner stellen, 
erklärt worden sei, „daß nur das Militär das Wort habe, und daß 
man ihm nicht hineinreden könne.‘‘!) Selbst jetzt versuchte Berch- 
told nicht, Deutschland von seinen Plänen abzubringen, und nahm 
die deutsche Hilfe, die er vier Wochen früher dringend erbeten 
hatte, nun auch mit allen Konsequenzen in Kauf. Kein Protest 
wurde laut, man forderte von Berlin nicht einmal eine nachträg- 
liche Erklärung, ob es politisch richtig und militärisch notwendig 
war, den Krieg mit einem Völkerrechtsbruch zu beginnen. Da 
Deutschland seiner Bündnisverpflichtung nachkam, betrachtete 
Wien die Verletzung der belgischen Neutralität als fait accompli?). 
Nicht einmal die belgische Regierung selbst sah Österreich-Ungarn 
noch als Garantiemacht an und richtete ihr Hilfegesuch nur an 
England, Frankreich und Rußland. 

Die diplomatischen Beziehungen Österreich-Ungarns zu 
Belgien wurden aber vorerst voll aufrechterhalten, sogar dann 
noch, als dem deutschen Generalstab auf seine Bitte vom 6. August 
— nachdem Schwierigkeiten in der Eroberung des belgischen 
Festungsgürtels aufgetaucht waren — vom k.k. Armeeoberkom- 
mando schwere Mörser zugestellt wurden?). Am 21. August kamen 


Bollwerk gegen Frankreich gedacht — 1914 wurde sie von Deutschland be- 
droht. 2. Die Großmächte hatten sich seit 1839 verbündet, was ihre prakti- 
sche Bereitschaft, der Garantiepflicht nachzukommen, stark einschränkte, ob- 
wohl sich der Garantievertrag für Belgien und die Bündnisverträge völker- 
rechtlich nicht ausschlossen. Wie sollte z. B. aber Österreich-Ungarn seine 
Garantiepflicht gegenüber Belgien bei einer Neutralitätsverletzung durch 
Deutschland ausüben ? 

!) Telegramm 365, Berlin 3. Aug. 1914, Szögyeny. In: Diplomatische Akten- 
stücke zum Ausbruch des Krieges 1914. Wien 1919, Teil III, Nr. 114. — 
Interessant auch die Notiz im Tagebuch Prof. Joseph Redlichs: Graf Hoyos 
habe ihm gesagt, „daß der Generalstabschef Moltke die Diplomatie Beth- 
manns völlig verdrängt habe; er verlangt, um 50000 deutschen Soldaten den 
Tod zu ersparen, den Durchbruch durch Belgien“. Schicksalsjahre Öster- 
reichs 1908—1919. Das politische Tagebuch Joseph Redlichs. Hrsg. v. 
F. Fellner, Wien 1953/54, Bd. I, S. 243, 5. Aug. 1914. 

®) Die heftigen Proteste gegen die Verletzung der belgischen Neutralität in 
den Memoiren Ottokar Czernins (Im Weltkrieg, Wien 1919, S. 7, 20 ff.) und 
Julius Andrässys (Diplomatie und Weltkrieg, Wien 1920, S. 121, 132) sind 
als Ergebnis der späteren Bedeutung der belgischen Frage zu werten. 

®) Conrad, Memoiren a.a.O. Bd. IV, S. 338 f. — Vgl. Ranciglio, R.: Mit den 
Deutschen in Frankreich und Belgien. Broschüre Wien 1916. (Ranciglio war 
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diese österreichisch-ungarischen Waffen in Belgien zum ersten 
Male zum Einsatz. Damit unterstützte die Monarchie militärische 
Aktionen gegen ein Land, mit dem sie sich nicht im Kriegszustand 
befand, und für dessen Neutralität und Bestand sie sich eigentlich 
verpflichtet hatte. So setzte sich Wien, nachdem es schon den 
deutschen Neutralitätsbruch geduldet hatte, auch bedenkenlos 
über seine eigenen Garantiepflichten hinweg. Jedes Mittel, das den 
Krieg zu einem raschen und erfolgreichen Ende führte, schien den 
Politikern am Ballhausplatz recht. Nur Mensdorff, der als Bot- 
schafter lange Jahre in London gewirkt hatte, erkannte schon 
damals die entscheidende Rolle der belgischen Neutralität. In den 
Tagen vor seiner Abberufung schrieb er nach Wien: „Ich glaube, 
der Angriff auf Belgien hat alles verdorben‘‘, und in einem weiteren 
Bericht fügte er dem hinzu: „Die Sicherung der Existenz und 
Neutralität Belgiens ist eben ein Grundprinzip der englischen Poli- 
tik, basiert auf Geschichte, Gefühl und Staatsnotwendigkeit. Es 
war ein verhängnisvoller Fehler, dies aus dem Auge zu lassen und 
zu glauben, daß man darüber mit einigen Versprechungen hinweg- 
kommen könnte.‘!) 

Am 12. und 13. August erklärten Frankreich und England 
Österreich-Ungarn, von dem sie glaubten, daß es aktiv das deutsche 
Vorgehen im Westen unterstütze, den Krieg?). Am Ballhausplatz 
wurde dieser Schritt unangenehm empfunden, hatte man doch am 
Tage zuvor erreicht, daß Wien unabhängig von Berlin den Zeit- 
punkt seiner Kriegserklärung an die Westmächte bestimmen 
könne®). Wie die herzliche Verabschiedung Mensdorffs von Grey 
rein äußerlich zeigte, lag aber kein direkter Kriegsgrund zwischen 
den Westmächten und der Monarchie vor?). 

Die Stellung der k.k. Gesandtschaft in Brüssel wurde, als 
die Kampfhandlungen der belgischen Hauptstadt näher rückten, 
äußerst peinlich. Brüssel war mit Flüchtlingen und Militär über- 


Kommandant des 3. und 4. Festungsartillerieregiments, das in Belgien und 
Frankreich 1914 eingesetzt wurde.) 

1) Bericht 38 und 40, London 7. und 12. August 1914, Mensdorff. In: Diplo- 
matische Aktenstücke zum Ausbruch des Krieges 1914, Wien 1919, Teil III, 
Nr. 159 und Nr. 174. 

2) Telegramm ohne Nummer, London 12. Aug. 1914, Mensdorff. In: Öster- 
reich-ungarisches Rotbuch. Diplomatische Aktenstücke zur Vorgeschichte 
des Krieges. Wien 1915. Französische Kriegserklärung. 

3) Telegramm 407, Berlin 11. Aug. 1914, Szögyeny. In: Diplomatische Akten- 
stücke zum Ausbruch des Krieges 1914. Wien 1919. Teil III, Nr. 171. 

4) Vgl. Albertini, Luigi: The origins of the war of 1914. London 1953—1957, 
Bd. III. S. 543 f. 
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füllt. Der österreichisch-ungarische Gesandte Clary berichtete, die 
Empörung über die Verletzung der Neutralität sei „grenzenlos“, 
und der „Haß‘‘ richte sich auch gegen die in Brüssel wohnenden 
Österreicher und Ungarn). Berchtold zog jedoch nicht die Konse- 
quenzen aus dieser unhaltbar gewordenen Situation, sondern ließ 
noch am 18. August nach Brüssel kabeln, daß ihm der Abbruch der 
diplomatischen Beziehungen unerwünscht sei. Am 19. August 
bestellte er außerdem den belgischen Gesandten in Wien, Dudzeele, 
zu sich und beschwerte sich über die schlechte Behandlung der 
österreichisch-ungarischen Staatsangehörigen in Belgien. Falls keine 
rasche Besserung dieser Lage eintrete, sagte Berchtold scharf, sehe 
er sich gezwungen, „Repressalien‘‘ gegen die in der Monarchie 
wohnenden Belgier ‚anzuwenden.‘‘?) Erst am 26. August, nachdem 
die deutschen Truppen Brüssel eingenommen hatten, bat Berchtold 
Kaiser Franz Joseph um die Erlaubnis, die Beziehungen zu Belgien 
abbrechen zu dürfen. Die belgische Armee kämpfe mit den eng- 
lichen und französischen Truppen zusammen, und Entschädigung 
für die schweren Verluste österreichisch-ungarischen Vermögens in 
Belgien sei nach dem Kriege nur dann zu erreichen, wenn sich 
beide Länder im Kriegszustand befunden hätten?). Am 28. August 
wurde daraufhin die Kriegserklärung übergeben‘). 
Österreich-Ungarn befand sich nun auch mit den Westmächten 
im Kriege, obwohl die Konfliktstoffe, die die österreichisch-unga- 
rische Politik zu der internationalen Krise beigetragen hatte, nur 
im Südosten Europas lagen. Der erste Weltkrieg als totaler Krieg 
forderte seinen ersten Tribut: Ohne feinere Unterscheidung der 
Interessen und Ziele wurde Europa in zwei feindliche Lager zer- 
schlagen. Im speziellen Fall von Belgien schloß sich Österreich- 
Ungarn dem deutschen Westfeldzug erst in dem Augenblick an, 
als die Entscheidung gefallen war. Die deutschen Siege in Belgien 


I) Telegramm 46, Den Haag 7. Aug. 1914, Giskra übermittelt Telegramm 
Clarys aus Brüssel. PA rot 885. 

?) Telegramm 46, Wien 18. Aug. 1914 an Giskra im Haag für Clary. — Tages- 
bericht Nr. 4035, Wien 20. Aug. 1914, Berchtold. Beides PA rot 885. 

?) Immediatvortrag Berchtold, Wien 26. Aug. 1914, PA rot 885. — Inzwischen 
hatte sich auch in der öst.-ung. Presse eine heftige Polemik gegen Belgien 
entwickelt. 

) Gottlieb, W. W.: Studies in Secret Diplomacy during the First World 
War. London 1958, S. 263, sieht den einzigen Grund für die Kriegserklärung 
in der nun möglich gewordenen Veröffentlichung, daß öst.-ung. Mörser- 
batterien an der Eroberung Belgiens beteiligt waren. Obwohl dieser Faktor 
mitgespielt haben mag, ist Gottliebs Interpretation zu eng. 
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sollten auch der Monarchie zugute kommen!). Der Zweibund 
schien durch die deutsch-österreichisch-ungarische Waffengemein- 
schaft glänzend bestätigt. 


III. 


Wäre der Krieg gegen Frankreich auf Grund der deutschen 
Umfassungstaktik rasch und siegreich ausgegangen und hätte er 
zu einem allgemeinen Sieg der Mittelmächte geführt, wäre die 
belgische Frage in Österreich-Ungarn wohl nicht mehr aufge- 
taucht. So aber setzte nach der Marneschlacht im September 1914, 
nach den militärischen Fehlschlägen Österreich-Ungarns im Osten 
und nach den ersten deutschen Plänen für eine Annexion Belgiens 
bald eine Diskussion über die belgische Frage ein, die sich bis in 
die letzten Kriegstage hinzog. 

Wenn Österreich-Ungarn Einfluß auf die belgische Frage 
gewinnen wollte, galt es in Berlin den Hebel anzusetzen. Die zu- 
nehmende wirtschaftliche und militärische Abhängigkeit der 
Monarchie von Deutschland erschwerte zwar energische Schritte 
in Berlin, da aber Österreich-Ungarn Deutschlands einzig bedeuten- 
der Bundesgenosse war, bestand für die Politiker am Ballhausplatz 
bei Verhandlungen mit Deutschland ein diplomatischer Spielraum, 
der größer war, als es die starke Abhängigkeit vermuten ließ, der 
aber nur zeitweilig erkannt wurde. Für Österreich-Ungarn bestand 
durchaus die Möglichkeit, die belgische Frage in Berlin uneinge- 
schränkt zu erörtern, um so mehr als in Belgien keine direkten 


1) So versuchte Hohenlohe im Auftrage Berchtolds im November 1914 von 
Bethmann die Zusage zu erreichen, daß Deutschland den Anspruch der 
Monarchie auf einen Teil der in Belgien erbeuteten Güter anerkenne. (Vgl. 
Bericht 118-A, Berlin 7. Dez. 1914, Hohenlohe PA rot 949 und M&moire über 
die Kriegsbeuteverhandlungen ohne Datum PA rot 1010). Da die deutsche 
Regierung die Beutestücke aber nur als okkupiert bezeichnete, zogen sich die 
Verhandlungen ohne Erfolg bis 1918 hin. — Man war in Wien also bestrebt, 
die wirtschaftlichen Vorteile, die das besetzte Belgien Österreich-Ungarn bot, 
auszuwerten. Deshalb riet der k.k. Gesandte in München, Velics, im Sommer 
1915, eine Vorzugsstellung der Monarchie in den ‚‚deutschen Nordseehäfen 
Antwerpen und Zeebrügge anzustreben‘ und der k. k. Vertreter bei der 
deutschen Militärverwaltung in Belgien, Franckenstein, machte auf die 
„schönen Zukunftsaussichten‘‘ der Industrie und des Außenhandels der 
Monarchie nach der Errichtung des Donau-Main-Kanals aufmerksam und 
empfahl die Gründung von „österreichischen und ungarischen Bankvertre- 
tungen in Antwerpen‘. (Bericht 160, München 8. Juni 1915, Velics, PA rot 
837. — Bericht 1-A, Brüssel 2. April 1915, Franckenstein, PA rot 885). Vor- 
schläge dieser Art zogen sich aber nicht über die ersten zwei Kriegsjahre 
hinaus. 
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österreichisch-ungarischen Interessen engagiert waren. Da dieMittel- 
mächte aber in den ersten Kriegsjahren — gestützt auf ihre gemein- 
samen militärischen Anstrengungen — ihre Ziele im Westen, 
Osten und Südosten getrennt verfolgten, verging zunächst noch 
einige Zeit, ehe Österreich-Ungarn in Berlin Vorschläge zur deut- 
schen Belgienpolitik machte. 

Erste M&moires, in denen am Ballhausplatz die Bedingungen für 
einen Frieden mit den Westmächten ausgearbeitet wurden, boten im 
Punkte Belgien ein uneinheitliches Bild. Der ehemalige k. k. Gene- 
ralkonsul in Warschau, Andrian, schreibt, daß Belgien nur ‚infolge 
unseres Bündnisverhältnisses zu Deutschland‘‘ Gegner der Monar- 
chie geworden und so von ihm nur eine Kriegsentschädigung zu 
beanspruchen sei. Daneben erwähnte er, wie auch der ungarische 
Bankier Rosenberg, der mit Szecsen Gespräche führte, eine Auf- 
teilung des Landes zwischen England, Frankreich und Deutsch- 
land als mögliche Lösung der belgischen Frage. Der frühere k.k. 
Botschafter in Paris, Szecsen, gab zu, daß Österreich-Ungarn in 
Belgien wohl den Standpunkt Deutschlands akzeptieren müssel). 
Gleichzeitig erhob sich aber auch Widerstand gegen die deutsche 
Belgienpolitik, ein Zeichen, daß das Loyalitätsverhältnis der 
einzelnen politischen Gruppen zum Zweibund und die Einschät- 
zung internationaler Verpflichtungen in Österreich-Ungarn ver- 
schieden waren. Viktor Adler protestierte in einer Sitzung des 
Parteiausschusses der deutschösterreichischen Sozialdemokraten 
gegen den „Bruch des Völkerrechtes‘ in Belgien. Er versuchte 
auch Karl Kautsky zu beeinflussen, sich im deutschen Reichstag 
von dieser Aktion zu distanzieren. Allerdings hatte er damit keinen 
Erfolg?). Noch entschiedener erhob der k.k. Botschafter in Kon- 
stantinopel, Markgraf Pallavicini, im November 1914 seine Stimme 
gegen die deutsche Belgienpolitik. Sein Bericht an den Ballhaus- 
platz gipfelte in dem Satz: „Ich frage mich nun, sollen wir deshalb, 
weil Deutschland Belgien annektieren will, in Polen und Galizien 
verbluten und vielleicht unsere Existenz riskieren ?‘“‘ Wenn Deutsch- 
land Belgien herausgebe, könne der Friede erreicht werden, denn 
England und Frankreich würden die Annexion Belgiens nie zu- 


I) Memoire Andrian 6. Dez. 1914, PA rot 496. — M&moire Szecsen Okt. 1914, 
Nachtrag Nov. 1914 und Bericht Sz&csen 14. Dez. 1914 über Unterredung mit 
Rosenberg PA rot 497. 

?) Adler, Viktor: Aufsätze, Reden und Briefe. Hrsg. v. Parteivorstand der 
sozialdemokratischen Arbeiterpartei Deutschösterreichs. Wien 1929, Heft 9, 
5.117. — Ders: Briefwechsel mit August Bebel und Karl Kautsky. Erläutert 
v. Fr. Adler. Hrsg. v. Parteivorstand der sozialistischen Partei Österreichs. 
Wien 1954, S. 602. Brief Adler-Kautsky, Wien 26. Nov. 1914. 
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lassen!). Pallavicini korrespondierte mit Forgäch, der ‘grauen 
Eminenz‘ am Ballhausplatz unter Berchtold, über diese Frage 
weiter. Forgäch verfaßte daraufhin Anfang Januar 1915 ein 
Me&moire, in dem er von der „Überrumplung‘‘ Belgiens als poli- 
tisch so bedenklicher Tat spricht, daß sie nur ‚‚durch einen vollen 
militärischen Erfolg hätte entschuldigt werden können‘. Auch 
Deutschland könne froh sein, wenn es den Krieg unbesiegt und mit 
einem „glimpflichen Frieden‘‘ beende. Wenn man Belgien als 
Faustpfand behandle, könne der Friede wiederhergestellt werden. 
Dieser bedeutende Vorschlag wurde aber nicht mehr überreicht, 
da inzwischen Berchtold von Buriän als Außenminister abgelöst 
worden war?). Auch der neue k.k. Botschafter in Berlin, Hohenlohe, 
hatte ähnliche Gedanken geäußert. Berchtold war von ihm schon 
im Oktober 1914 darauf hingewiesen worden, daß für Deutschland 
England und Frankreich die Hauptgegner seien, für Österreich- 
Ungarn aber Rußland. Deshalb müsse man darauf achten, daß 
aus dieser verschiedenen Zielsetzung der Monarchie kein Nachteil 
erwachse®). Berchtold wies den k.k. Gesandten am bayrischen 
Hof, Velics, zwar auf die verschiedenen Interessen Deutschlands 
und Österreich-Ungarns hin?), es geschah aber während seiner 
Amtszeit nichts, um mit Deutschland ein Gespräch über die Kriegs- 
ziele und über die im Bündnis fehlenden Klauseln — Kriegszu- 
stand, eventuelle Friedensanbahnung — einzuleiten. 

In den ersten Monaten der Amtszeit Buriäns waren es wieder 
Pallavicini und Hohenlohe, die am Ballhausplatz die Diskussion 
der belgischen Frage vorantrieben. Pallavicini schrieb im Februar 
1915, er habe seinem deutschen Kollegen in Konstantinopel, 
Wangenheim, gesagt, der Krieg zwischen Deutschland und Eng- 
land hätte nie solche Dimensionen angenommen, wenn Deutsch- 
land Belgien als Kompensationsobjekt behandelt und nicht ver- 
sucht hätte, sich in Belgien festzusetzen. Die ganze ‚Weltkrise“ 


1) Dieser Bericht Pallavicinis wurde an alle Auslandsmissionen der Monarchie 
verschickt. Die zitierte Kernstelle wurde dabei aber gestrichen. Bericht 
69-A, Konstantinopel 26. Nov. 1914, PA rot 949. 

2) Privatschreiben Pallavicini—Forgäch 10. Dez. 1914 und M&moire Forgäch 
Anfang Januar 1915. Nach Brief Forgäch 4. Mai 1915 für Besprechung mit 
Berchtold bestimmt, nach dessen Demission aber ins Archiv gegeben als 
Stimmungsbericht. PA rot 49%. 

3) Bericht 87-A, Berlin 6. Okt. 1914, Hohenlohe, PA rot 842. 

4) Erlaß Nr. 5484, Wien 3. Dez. 1914 an Velics, PA rot 842. — Vgl. Bericht 
170, München, 7. Juli 1916, PA rot 839, in dem Velics schreibt: ‚‚Es versteht 
sich von selbst, daß ich meinerseits nicht verfehle, in hiesigen Gesprächen für 
den gewichtigen Ernst der Russengefahr ... einzutreten‘, wenn deutsche 
Kreise England als Hauptkriegsgegner hinstellen. 
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wäre dann in ein „besseres Fahrwasser‘‘ gekommen, so aber seien 
beide Seiten auf den „Existenzkampf‘‘ eingeschworen, und es 
bestehe keine Aussicht, bald zu einer Friedensregelung zu gelangen!). 
Hohenlohe zeigte sich dagegen weniger pessimistisch und meinte, 
Deutschland hätte jederzeit die Möglichkeit, mit England Frieden 
zu schließen, wenn es Belgien wiederherstellen würde. Leider 
fehle in Berlin aber ein Staatsmann, dem die Öffentlichkeit so viel 
Vertrauen schenke, daß er bei der Stimmung, die in Deutschland 
herrsche, diesen Schritt wagen könne?). Pallavicini las diesen 
Bericht, der an alle diplomatischen Auslandsvertreter der Monar- 
chie verschickt wurde und führte die Gedanken Hohenlohes weiter. 
Er stellte fest, die deutsche Öffentlichkeit werde „systematisch 
aufgehetzt‘“‘ und sei „dadurch vollkommen irregeführt‘‘. Eine 
Annexion Belgiens durch Deutschland lehnte er mit dem Hinweis 
auf die deutsche innenpolitische Situation ab und bezeichnete sie 
als eine „Ungeheuerlichkeit‘‘ und als ‚‚gefährliches Präzedenz für 
das monarchische Prinzip‘‘. Diese Argumente sollten in „geschick- 
ter, taktvoller Weise‘‘ in der deutschen Presse verwertet werden, 
in der auch gleichzeitig daran erinnert werden müsse, daß der 
eigentliche Zweck des Krieges die Verteidigung gewesen sei?). 
Durch die ‚„vorsichtige Umstimmung der öffentlichen Meinung“ 
sollte es den ‚‚nicht sehr starken leitenden deutschen Staatsmännern“ 
erleichtert werden, Belgien wiederherzustellen®). 

Aber erst als der italienische Kriegseintritt bevorstand, er- 
kundigte sich Buriän im Gespräch mit Bethmann Hollweg nach 
den deutschen Plänen für Belgien. Er unterließ es jedoch, auf 
Deutschland in irgendeiner Weise einzuwirken, obwohl Bethmann 
ihm gesagt hatte: „Die deutsche Politik Belgiens stehe noch nicht 
fest, doch könne er so viel sagen, daß eine Annexion jenes Königs- 
reiches nicht beabsichtigt sei. Der Eintritt Belgiens in den Kampf 


habe die Aufgaben der deutschen Kriegsführung ungeheuer ver- 
größert. Die schweren Opfer, die dort gemacht werden mußten, 
machen es Deutschland zum Gebote, in Zukunft sich nicht wieder 


der Gefahr auszusetzen, in Belgien einen stets vorgeschobenen 
Posten der englischen Macht an seinen Grenzen zu haben. Deutsch- 


!) Bericht 13-A, Konstantinopel 18. Febr. 1915, Pallavicini, PA XII, 209. 
®) Bericht 26-A, Berlin 30. März 1915, Hohenlohe, PA rot 842. — Der 
Legationsrat an der k.k. Botschaft in der Schweiz, Skrzynski, stellte ebenfalls 
fest, daß in Berlin ein starker Politiker fehle und folgerte daraus, daß nun 
Wien den Ton im Zweibund angeben könnte. Brief Skrzynski—Buriän, Rom 
6. April 1915, PA rot 497. 


®) Bericht 29, Konstantinopel 17. April 1915, Pallavicini, PA rot 842. 
4) Bericht 30-B, Konstantinopel 22. April 1915, Pallavicini, PA rot 842. 
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land werde sich also dort Garantien seiner Sicherheit verschaffen 
müssen, deren Beschaffenheit heute noch nicht bestimmt werden 
könne.‘‘1) 

Diese gemäßigte Haltung Buriäns war um so erstaunlicher, 


da Deutschland, während der Verhandlungen der Mittelmächte 


mit Rom, die italienischen Wünsche auf Gebietsteile der Monarchie 
unterstützt hatte, um die wohlwollende Neutralität Italiens für 
die Zukunft zu sichern. Der ungarische Ministerpräsident Tisza, 
der schon frühzeitig auf einen Zusammenhang zwischen der bel- 
gischen Neutralität und der Haltung Italiens aufmerksam gemacht 


hatte?), riet damals Buriän aber „eingehender mit Deutschland 


zu besprechen, auf welcher Grundlage und auf welche Weise wir 


(die Mittelmächte) bestrebt sein sollen, Frieden zu schließen.‘s) 
Ungleich heftiger war die Reaktion gegen Deutschland im übrigen 
Österreich-Ungarn, als die Verhandlungen mit Italien, obwohl 
Wien zu gewissen Zugeständnissen bereit gewesen war, scheiterten. 


Der österreichische Ministerpräsident Stürgkh, Pallavicini, Szecsen, 


Professor Joseph Redlich und Spitzmüller protestierten alle in 
gleicher Weise gegen die deutsche Politik, die von der Monarchie 
territoriale Konzessionen verlangte, um Italien neutral zu halten, 
die gleichzeitig aber Belgien zu annektieren beabsichtigte®). 

1) Unterredung Bethmann—-Buriän, 25. April 1915, PA rot 503. 


?) Er hatte schon am 8, Aug. 1914 im Gemeinsamen Ministerrat ausgeführt, 


„daß die deutsche Regierung kein Recht dazu habe, uns zu Kompensationen 


an Italien zu verhalten, wo in erster Linie der deutsche Neutralitätsbruch 
gegen Belgien daran schuld sei, daß Italien die vereinte englisch-französische 
Flotte im Mittelmeer vor sich sehe‘. (Ministerratsprotokoll Nr. 515, 8. Aug. 
1914, PA XL 312.) Im September 1914 hatte Tisza Berchtold vorgeschlagen, 
in den Verhandlungen mit Deutschland doch zu betonen, daß erst der 


deutsche Einmarsch in Belgien den englischen Kriegseintritt und die italie- 


nische Neutralität bewirkt habe. (Telephon Tisza-Berchtold ohne Nummer, 
11. Sept. 1914, PA rot 500.) 

3) Tisza, Stephan: Briefe. Bd. I, Berlin 1928, S. 189. Brief an Buriän 
27. April 1915. 

4) Stürgkh befürwortete ein ‚festes Auftreten ... in Berlin, wo man zu ver- 
stehen geben müsse, daß wir nicht in der Lage seien, den Krieg sechs Monate 
länger zu führen als notwendig, weil man in Berlin Belgien annektieren 
wolle‘ und sagte: Wenn „Berlin nach der Annexion Belgiens strebe‘‘, so sei 
dies „für Österreich ruinös‘‘. Tagebuch Joseph Redlichs a.a.O. Bd. II, $. 33, 
34. — Pallavicini sagte zu Wangenheim, daß „Deutschland viel eher auf 
seine Aspirationen auf Belgien ... verzichten könne, als die Monarchie auf 
altererbten Besitz eines Teiles ihrer Provinzen‘. Bericht 13-A, Konstanti- 
nopel 18. Febr. 1915, PA XII 209. — Szecsen wies auf die Notwendigkeit der 
Opfer an Italien hin, wenn diese den Zweck hätten, ‚uns beiden die Nieder- 
ringung unserer Gegner zu ermöglichen. Wenn diese Opfer aber darum ge 
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Besonders Szecsen wies auch nach dem Kriegseintritt Italiens 
noch in langen M&moires wiederholt darauf hin, daß es notwendig 
sei, mit Deutschland über die Friedensanbahnung und die Rück- 


gabe Belgiens zu verhandeln. Wir haben, betonte er im August 


1915, „gar kein Interesse daran, die schweren Lasten des Krieges 


weiter zu tragen, nur damit Deutschland Belgien annektieren‘“ 
kann!). Ähnlich lautete die Ansicht des k.k. Botschafters am 
Heiligen Stuhl, Schönburg: Die Kriegsziele Österreich-Ungarns 
seien rein defensiv, während das ‚‚leider‘‘ von Deutschland nicht 


behauptet werden könne. Auch Palffy, der seit August 1915 die 
Monarchie am Heiligen Stuhl vertrat und in der Schweiz amtierte, 


sah in der Wiederherstellung eines unabhängigen Belgiens eine 
„Brücke‘‘ zum Frieden?). 

Während Buriän im April 1915 die belgische Frage wenigstens 
angeschnitten hatte, berührte er sie bei seinem nächsten Zusam- 
mentreffen mit Bethmann im Juni 1915 gar nicht mehr. Dagegen 


fragte der frühere k. k, Botschafter in Rom, Merey, den deutschen 


Staatssekretär Jagow bei gleichzeitigen Besprechungen, was mit 
Belgien geschehen solle. Merey verzichtete aber darauf, eigene Vor- 
schläge zu entwickeln, als Jagow keine klare Antwort gab®). 
Hohenlohe in Berlin begnügte sich dagegen nicht mit ausweichen- 
den Antworten. Er wies Bethmann im Juli 1915 nachdrücklich 


darauf hin, die deutsche Regierung müsse Öffentlich erklären, daß 


braucht werden sollten, damit Deutschland z. B. Belgien annektieren könne, 
so dürfte dies unsere Bereitwilligkeit, diese Opfer zu bringen, stark ein- 
schränken‘. M&moire Sz&csen, 22. April 1915, PA rot 497. — Joseph Redlich 
konstatiert in seinem Tagebuch: ‚Hier sagt man, man könne nicht mit 
österreichischen Kronländern die Annexion Belgiens bezahlen.‘“‘ Tagebuch 
Joseph Redlichs a.a.O. Bd. II, S. 30. — Ebso: Spitzmüller, Alexander: ‚und 


hat auch Ursach‘ es zu lieben. Wien 1955, $. 133. — Spitzmüller ($. 134) und 
Kärolyi Michael: Gegen eine ganze Welt, München 1924, S. 256 verbinden 


sogar das Vorgehen Bülows in Rom im Frühjahr 1915 mit der Friedens- 
situation des Jahres 1917. Kärolyi schreibt, daß selbst das Argument, 
Deutschland habe sich 1915 in die öst.-ung. Italienpolitik gemischt, 1917 die 
öst.-ung. Politiker nicht davon überzeugen konnte, daß Wien in der Lage 
war, den Westmächten in Elsaß-Lothringen Zusagen zu machen. Spitzmüller 
erwähnt, die Sixtusaktion dürfe ‚vom Standpunkt der Bündnistreue und der 
Ehre zumindesten nicht schlechter qualifiziert werden, als das ... Vorgehen 
des reichsdeutschen Vertreters in Rom“. 

I) Memoire Szecsen Anfang Aug. 1915, ebenso M&moire Szecsen 22. April 
und 23. Mai 1915. Alle PA rot 497. 

?) Privatbrief Schönburg—Buriän, Rhoten—Lhotta 2. Aug. 1915, PA rot 
891. — Ebenso vgl.: Privatbrief Schönburg-Buriän, Salzburg 17. Juli 1915, 
PA XI 254 und Privatbrief Palffy—Musulin, Bern 21. Nov. 1915 PA XI 253. 


?) Besprechungen Merey—Jagow, 26. Juni 1915, PA rot 503. 
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sie Belgien nicht annektieren werde. In einem späteren Gespräch 
versuchte Hohenlohe Bethmann davon zu überzeugen, daß Ruß- 
land und nicht England der Hauptgegner der Mittelmächte sei, 
Deutschland müsse sich mit einem Kompromiß abfinden, denn 
England zu bezwingen, sei nicht möglich!). 


1) Berichte 63-A und 75, Berlin 11. Juli und 9. Aug. 1915, Hohenlohe, PA 
rot 842. Bericht 75 zeigt die gründliche Argumentationsweise Hohenlohes 
und die Haltung Bethmanns sehr gut und soll daher hier wörtlich zitiert 
werden: 


„Anläßlich meiner letzten Unterredung mit dem Reichskanzler habe ich die 
Rede wieder auf das schließlich von uns zu erstrebende Kriegsziel gebracht, 
über das nunmehr nach einem Jahre dieses blutigen Kampfes doch bis zu 
einem gewissen Grade Klarheit herrschen müßte. Dies scheint jedoch heute 
an dieser maßgebendsten Stelle des Reiches noch gar nicht der Fall zu sein, 
und so habe ich dem Herrn von Bethmann gegenüber ausgeführt, daß wir, 
da wir wohl kaum in die Lage kommen dürften, allen unseren Gegnern den 
uns genehmen Frieden zu diktieren, uns entscheiden müßten, auf wessen 
Kosten in erster Linie dieser Friede abzuschließen sei. 

Ich habe weiters gesagt, daß das von den Zentralmächten anzustrebende 
Ziel nur in einer so vollständig als nur möglichen Niederwerfung Rußlands 
liegen könne, eine Tatsache, zu deren Erhärtung die Beweise derart zahlreich 
und einleuchtend wären, daß man sie gar nicht erst aufzuzählen und auszu- 
führen brauche. Ich möchte nur kurz bemerken, daß die jetzigen, geradezu 
phantastischen Waffenerfolge unserer Armeen uns die hochwahrscheinlich 
letzte Gelegenheit böten, den russischen Einfluß in Europa zu brechen und 
dem seit Jahrhunderten betriebenen Spiele der unter welchem Namen immer 
auftretenden russischen Machtfaktoren, das darin bestand, die Balkanstaaten 
in russischem Interesse gegen die Zentralmächte aufzuhetzen, ein für allemal 
ein Ende zu machen. 

Daraus ergebe sich aber die Notwendigkeit, daß Deutschland sich entschlösse, 
eine Aussprache mit den Westmächten, namentlich mit England ins Auge 
zu fassen, das sich schließlich auch bereit finden werde, die Tatsache über 
sich ergehen zu lassen, daß die Zentralmächte — falls sie dazu in der Lage 
sind — hauptsächlich auf Kosten der englischen Bundesgenossen Frieden 
schließen! 

England tatsächlich niederzuringen, sei für Deutschland ebenso ein Ding der 
Unmöglichkeit, wie für England die Zertrümmerung Deutschlands. Wenn 
also zwei Konkurrenten, auf welchem Markte das auch sein möge, zur Über- 
zeugung gelangen, daß keiner den anderen aus dem Felde schlagen könne, so 
müßten sie eben einen Kompromiß schließen, um nicht — zur Freude der 
übrigen — selbst zu Grunde zu gehen. Herr von Bethmann schien das einzu- 
sehen, aber, da um all das aus der Theorie in die Praxis umzusetzen, es 
großer Entschlußfähigkeit und Energie bedarf, so meidet er es so lange als 
tunlich, diesen Eventualitäten ins Auge zu sehen und beschränkt sich auf die 
gewohnten Klagelieder über all die aus dem Kriege erwachsenden Schwierig- 
keiten. Gespräche mit ihm hierüber sind also ziemlich zwecklos.‘ 
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ch Im August 1915 kamen Bethmann und Buriän wieder zu- 
B- sammen und trafen nun eine erste Abgrenzung der Kriegsziele der 
ei. Mittelmächte. Buriän schrieb im Protokoll, er stimme mit Beth- 
ın mann darin überein, „daß der Friede nur durch weitere militärische 

Erfolge erreichbar ist, daß aber sowohl Deutschland als wir 

(Österreich-Ungarn) die erste Möglichkeit, unser heroisches Ringen 
?A | zu einem glücklichen Abschluß zu bringen, erfassen müssen, ohne 
“s | uns durch nebensächliche, wenn auch noch so verlockende Kriegs- 
"t 1 ziele, welche nicht die unerläßlichen Forderungen unserer Sicher- 
heit betreffen, zur Verlängerung des Kriegszustandes verleiten zu 
. lassen. Jede der Mächte wird in diesem Belange dem Verbündeten 
2 das aufmerksamste Gehör leihen und jede die andere über die 
‚te eigenen Auffassungen eingehendst und aufrichtig unterrichtet 





halten.‘‘!) Diese allgemeine Formulierung wurde aber nicht auf 
die konkrete Situation angewandt, und Buriän hätte besser fest- 
gestellt, ob die Annexion Belgiens für Bethmann ein verlockendes 
Kriegsziel oder eine unumgängliche Sicherheitsmaßnahme war. 
Auch in den Gesprächen, die Bethmann und Buriän im November 
1915 führten, fanden sie keine gemeinsame, klar definierte Haltung 
zur belgischen Frage. Bethmann hatte in dieser Unterredung er- 
klärt, daß Deutschland, wenn es im Westen leer ausgehe, seinen 
Kriegsgewinn im Osten suchen müsse?). Deshalb konnte Buriän, 
der damals gerade die austropolnische Lösung durchsetzen wollte, 
Bethmann nicht um die Freigabe Belgiens bitten. Fünf Monate 
später, bei den nächsten Direktgesprächen zwischen Wien und 
Berlin im April 1916, hatte sich Buriän, nur um seine Polenvor- 
stellungen verwirklichen zu können, seiner Argumentation nach 
damit abgefunden, daß Deutschland Belgien erwerbe. Denn auf 
Bethmanns Einwände, Deutschland müsse sich, wenn es schon im 
Westen keine Erfolge für sich buchen könne, und damit die deut- 
schen Erwerbungen in einem gerechten Verhältnis zu den öster- 
reichisch-ungarischen stünden, wenigstens im Osten Gewinne holen, 
antwortete Buriän: Auch er strebe eine gerechte Verteilung der 
Kriegsgewinne an, aber die „gewaltige Position“, die sich Deutsch- 
land dann in Belgien und Polen verschaffe, ließe sich nicht mit den 
„problematischen‘‘ Landgewinnen Österreich-Ungarns am Balkan 
vergleichen?). 




























!) Besprechung Bethmann—-Buriän, 14. Aug. 1915, PA rot 500. 
?) Besprechung Bethmann—Buriän, 10./11. Nov. 1915, PA rot 501. 


®) Besprechung Bethmann—Buriän, 14./15. April 1916, PA rot 501. — Vgl. 
Conze, Werner: Polnische Nation und deutsche Politik im ersten Weltkrieg. 
Köln 1958, S. 148 £. 
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Die Politik Wiens empfand zu dieser Zeit also einen deutschen 
Verzicht auf Belgien als Hindernis für ihre polnischen Pläne. $o 
fehlte Hohenlohe bei seinen Versuchen, die deutsche Regierung 
zu einem eindeutigen, offen ausgesprochenen Verzicht auf Belgien 
zu bewegen, die nötige Rückendeckung. Er hatte Bethmann und 
Jagow im Oktober, November und Dezember 1915 wiederholt 
gedrängt, diese Erklärung abzugeben!), und auch Buriän hatte 
ihn — in klarem Widerspruch zu seiner Polenpolitik — angewiesen, 
die belgische Frage in Berlin ‚immer wieder aufs Tapet zu bringen.‘%) 
Während aber Hohenlohe Bethmanns Rede vom 9. Dezember 1915, 
die in der belgischen Frage keine klaren Zusagen machte, wegen 
ihrer Verschlossenheit kritisierte, ließ Burian Bethmann mitteilen, 
diese Rede habe ihm ‚ganz aus der Seele‘‘ gesprochen und er 
könne darin keine „Intransigenz‘ in der belgischen Frage finden?). 
Hohenlohes Versuche, die deutsche Belgienpolitik zu beeinflussen, 
scheiterten also nicht nur an der deutschen Regierung, sondern 
auch an Buriän, der die Solidarität der Verbündeten und seine 
eigene Polenpolitik zeitweilig über eine verständnisvolle Diskussion 
der Interessen der Zweibundmächte stellte. 

Buriän, der zu dieser Zeit die belgische Frage in Berlin nicht 

berührte, behielt sich aber das Recht vor, zu späterer Zeit in der 
deutschen Belgienpolitik mitzusprechen. Als im Januar 1916 die 
Waffenstillstandsverhandlungen mit Montenegro bevorstanden, 
lehnte er die Bitte Bethmanns, Montenegro einen milden Frieden 
zu gewähren — da vielleicht dann andere kleine Staaten ebenfalls 
mit den Mittelmächten verhandeln würden — mit der Begründung 
ab, daß Serbien doch weiter zu der Entente halten werde, und der 
„Fall mit Belgien ... doch total anders liege‘. Gleichzeitig brachte 
er aber seine Freude darüber zum Ausdruck, daß Bethmann eine 
Frage anrühre, die Deutschland nicht ‚‚direkt‘‘ angehe, die aber die 
„großen Bundesinteressen‘‘ berühre, und er werde es sich deshalb 
erlauben, in „analogen Fällen‘ auch in Berlin vorzusprechen‘). 
1) Bericht 95-A, Berlin 21. Okt. 1915, Bericht 106-A, Berlin 24. Nov. 1915, 
Telegramm 510, Berlin 27. Nov. 1915 — alle PA rot 501, und Telegramme 
517 und 527, Berlin 2. und 8. Dez. 1915, PA rot 842, Hohenlohe. 
2) Telegramm 767, Wien, 26. Nov. 1915, Buriän an Hohenlohe. PA rot 501. 
3) Telegramm 794, Wien 10. Dez. 1915, Buriän an Hohenlohe. PA rot 842. 
4) Telegramme 21 und 28, Berlin 20. und 22. Jan. 1916, Hohenlohe mit 
Bethmanns Vorschlag. Telegramm 36, Wien 24. Jan. 1916 an Hohenlohe, 
Buriän lehnt ab. Alle PA rot 953. — Interessant ist, daß auch K. E. Fürsten- 
berg im Auftrag von König Alfons von Spanien auf dieselbe Möglichkeit hin- 
wies wie Bethmann. (Telegramm 31, Madrid 19. Jan. 1916, Fürstenberg, PA 
rot 955.) — Separatfriedensverhandlungen mit Belgien waren möglich, da 
Belgien dem Londoner Vertrag der Ententemächte nicht beigetreten war. 
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Einwände gegen die deutsche Belgienpolitik kamen aber nicht 
nur aus österreichisch-ungarischen Kreisen. Schönburg berichtete 
1915 aus Rom, daß die Vorfälle in Belgien den Mittelmächten im 
Vatikan „unendlich viel geschadet‘‘ hätten und dort von ihren 
Gegnern nach besten Kräften ausgenützt würden. Er betonte sogar 
wiederholt, daß die belgische Frage die österreichisch-ungarischen 
Beziehungen zum Vatikan belaste: „Belgien ist der Stein des 
Anstoßes, über welchen man in vatikanischen Kreisen auf Schritt 
und Tritt stolpert.‘‘t) Auch Palffy behauptete, die belgische Frage 
sei ,nun einmal im kirchlichen Rom der wunde Punkt.‘2) Öster- 
reich-Ungarn als katholischer Großmacht mußte diese Entfrem- 
dung besonders nahegehen. Schönburg und Palffy befürworteten 
deshalb beide die volle Wiederherstellung Belgiens). 

Auch der allgemeine Protest gegen die Deportationen belgi- 
scher Arbeitsloser Ende 1916 und Anfang 1917 durch Deutschland 
bewies den österreichisch-ungarischen Politikern, wie gereizt, wie 
entschlossen und unnachgiebig sich alle Kriegsgegner und auch die 
Neutralen zeigten, wenn man die Rechte der Belgier weiter zu beein- 
trächtigen suchte. Während die österreichisch-ungarischen Diplo- 
maten der deutschen Besatzungsverwaltung in Belgien zunächst 
recht aufgeschlossen gegenüberstanden und auch die Arbeiterde- 
portationen nicht abgelehnt hatten, protestierten auch sie, als die 


internationale Meinung diese deutsche Maßnahme verurteilte. 
Franckenstein bezeichnete die Deportationen als ‚„überstürzt‘‘; sie 
seien „in höchst unglücklicher Weise‘‘ erfolgt?) und ein schwerer 
politischer Fehler gewesen, ‚der selbst praktisch fast gar keinen 
Nutzen gebracht‘ habe®). Der k.k. Botschafter in Stockholm, Hadik, 


!) Bericht 27-G, Rom 4. Mai 1915, Schönburg PA XI 253. — Vgl. ebenso: 
Bericht 7 Vatikan 1. Febr. 1915, Bericht 8-A, Vatikan 8. Febr. 1915 und 
Bericht 11-A, Vatikan 2. März 1915 Schönburg. Alle PA rot 511. 

?) Bericht 9, Bern 3. Febr. 1916, Palffy, PA rot 885. 

®) Im Gegensatz zu Schönburg aber, der die nachteiligen Auswirkungen der 
belgischen Frage auf die gesamte Politik der Mittelmächte nicht bestritt, ver- 
suchte Palffy wenigstens nach außen die Einigkeit der Zweibundmächte zu 
zeigen. In Gesprächen mit Msgr. Marchetti, der als Vertreter des Vatikans 
für die Gegner der Ententemächte in der Schweiz residierte, verteidigte er die 
deutsche Haltung. Er kritisierte eine Äußerung Papst Benedikts XV., die 
Belgien das Recht auf Wiederherstellung zusagte, als „parteiisch‘‘ und 
„prononziert‘‘ einseitig. Er würde es nicht befürworten, wenn der Papst 
weiterhin so undiplomatisch vorgehe, denn sonst könne die für den Papst sehr 
peinliche Situation entstehen, daß er ‚zwischen zwei Stühlen am Boden zu 
sitzen käme‘. Bericht 8, Bern 30. Jan. 1916, Palffy, PA XI 255. 

*) Bericht 19-A, Brüssel 4. Dez. 1916, Franckenstein, PA rot 841. 

5) Bericht 7, Brüssel 16. Febr. 1917, Franckenstein, PA rot 841. 
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schrieb, die ganze Aktion sei „ein grober politischer Fehler‘ ge. 
wesen, „‚der sicher nicht begangen worden wäre, wenn nicht wieder 
einmal die maßgebenden militärischen Stellen ihren Willen rück- 
sichtslos durchgesetzt hätten.‘“) Auch Hohenlohe wies in Berlin 
darauf hin, ‚‚wie nützlich es wäre, das Odium, das man durch diese 
Verfügung auf sich genommen habe“ zu mildern?), obwohl er die 
Proteste von neutraler Seite als ‚‚Unverfrorenheit‘‘ ablehnte, denn 
niemand habe protestiert, als die „Russen aus Östgalizien, der 
Bukowina und Ostpreußen ziel- und zwecklos die ganze Bevölke- 
rung ... verschleppten oder erschlugen.‘“) Obwohl der amerika- 
nische Botschafter in Berlin, Gerard, dem k.k. Botschafter in Kopen- 
hagen, Szechenyi, riet, in Berlin gegen die Arbeiterdeportationen zu 
protestieren, da dies der Friedensanbahnung nur dienlich wäre®), 
unterließ es der Ballhausplatz aber, diese Frage überhaupt mit 
Berlin zu diskutieren. 

Österreich-Ungarn mußte jedoch bald erkennen, welche Be- 
deutung der belgischen Frage durch die Propaganda der Entente 
in der Friedensanbahnung zukam, und wie sehr diese Propaganda 
dem Ansehen der Doppelmonarchie schadete. Belgien stand für 
den Schutz der kleinen Nationen, für das Selbstbestimmungsrecht 
der Völker, für die Grausamkeit und Rücksichtslosigkeit der Mittel- 
mächte, für den preußischen Militarismus und die deutschen Pläne 
zur Weltherrschaft. Belgien rührte an das Mitgefühl der Menschen 
und an ihre Hoffnungen auf eine neue, friedliche Weltordnung. 
Mit diesen Argumenten trat die Entente, die die deutschen Anne- 
xionspläne und den uneingeschränkten U-Boot-Krieg als Ausdruck 
alldeutscher Agitation®) und als Mittel zur Unterdrückung der 
englischen Macht anklagte, für die Wiederherstellung Belgiens ein 
und konnte dadurch die Weltöffentlichkeit für sich gewinnen. 
Schon 1915 berichtete der k.k. Botschafter in Rom, Macchio, daß 
die Entente mit einer „systematisch eingesetzten Hetze pro Bel- 
gien‘‘ in Italien einen bisher unbekannten Haß gegen Deutschland 
erzeugt habe®). Aus Spanien meldete K.E. Fürstenberg, daß die 
Ententepropaganda versuche, eine antideutsche Stimmung mit dem 


1) Bericht 1, Stockholm 3. Jan. 1917, Hadik, PA rot 841. 

2) Bericht 25-E, Berlin 22. Febr. 1917, Hohenlohe, PA rot 841. 

®) Bericht 147-B, Berlin 22. Dez. 1916, Hohenlohe, PA rot 955. 

4) Telegramm 442, Kopenhagen 20. Dez. 1916, D. Szechenyi, PA rot 536. 

5) Auch die Presse der Monarchie zeigte vor allem in den ersten zwei Kriegs- 
jahren eine stark nach dem deutschen Vorbild ausgerichtete antienglische 
Polemik. 

6) Telegramm 724, Rom 21. Mai 1915, Macchio. — Ebenso: Privatbrief 
Macchio—Buriän, 7. April 1915, beide PA rot 508. 
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Argument zu entfachen, daß Deutschland nur wegen des „katholi- 
schen Charakters Belgiens gegen dasselbe so unmenschlich vorge- 
gangen sei.‘‘!) Aus Holland teilte Giskra mit, die Entente stelle die 
deutschen Pläne, Belgien zu annektieren, als lebensgefährliche 
Bedrohung Hollands dar?), und aus Bern schrieb Gagern, daß die 
Entente mit dem Hinweis auf die bedrohte Schweizer Neutralität 
die Sympathien der Schweizer gewinnen wolle, hatte doch Deutsch- 
land die belgische Neutralität auch verletzt, als es darin einenVor- 
teil sah?). Auch in den USA und in den skandinavischen Ländern 
fand das belgische Argument offenen Eingang‘). 

Der Sympathieverlust der Mittelmächte bei allen Staaten 
mußte aber die geschwächte Donaumonarchie hart treffen. Wollte 
Österreich-Ungarn den Kampf, dessen Anstrengungen es nie ge- 
ahnt hatte, und dem es kaum gewachsen war, aber beenden, so 
konnte es — im Interesse des Ansehens in der Welt — kein Ver- 
ständnis für deutsche Annexionspläne in Belgien haben. 

Dieser Zusammenhang wurde aber in Österreich-Ungarn 
nicht in allen Kreisen erkannt. Die Reaktion auf die Rede Beth- 
manns vom 5. April 1916 — in der er für eine freie Entwicklung der 
Flamen und für deutsche Bürgschaften im Westen eintrat — läßt 
die verschiedenen Meinungen zu der belgischen Frage deutlich 
erkennen. Während das offiziöse Fremdenblatt die Worte des 
deutschen Reichskanzlers rückhaltslos unterstrich, war die Neue 
Freie Presse vorsichtiger und stellte fest, aus Bethmanns Rede lasse 
sich nicht entnehmen, daß Belgien nach dem Kriege aufhöre ein 
selbständiges Land zu sein. Die Arbeiterzeitung verwarf dagegen 
die Ausführungen Bethmanns mit dem Satze: „Im Westen gibt es 
kein Befreiungswerk zu tun.‘‘°) 


l) Bericht 23-A, Madrid 4. Juni 1915, K. E. Fürstenberg. — Ebenso: Tele- 
gramm 115, Madrid 30. Mai 1915, beide PA rot 895. 

?) Telegramm 268, Den Haag 5. Juni 1915, Giskra, PA XXIII 33. — Ebenso: 
Bericht 73-C, Den Haag 7. Juni 1915, Bericht 86-B, Den Haag 5. Juli 1915 
(beide PA rot 889) und Telegramm 252, Den Haag 29. Mai 1915 und Bericht 
70-C, Den Haag 31. Mai 1915 (beide PA rot 842). Giskra. 

3) Bericht 168-D, Bern 21. Dez. 1917, Gagern. — Ebenso: Bericht 2, Bern 
4. Jan. 1917 und Bericht 4-A, Bern 6. Jan. 1917, alle PA rot 894. 

4) Über die USA siehe zahlreiche Berichte in PA rot 897. — Über die nordi- 
schen Staaten vgl.: Bericht 31, Kopenhagen 28. Nov. 1914, D. Szechenyi, PA 
rot 825; Bericht 56-A, Kopenhagen 13. Sept. 1916, Franz, PA rot 887; Privat- 
schreiben D. Szechenyi—Buriän 9. Okt. 1916, PA rot 887; Bericht 32-D, 
Christiania 20. Juni 1917, Hoyos, PA rot 891. 

5) Fremdenblatt, Neue Freie Presse, Arbeiterzeitung 6. April 1916. — Die 
österreichische Sozialdemokratie hatte schon in einem Manifest vom 3. Dez. 
1915 festgestellt, daß sie den Mißbrauch des Verteidigungskrieges für Er- 
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Die Ansichten, die die österreichisch-ungarischen Diplomaten 
über die Friedensanbahnung und damit auch über die belgische 
Frage in ihren Berichten nach Wien zum Ausdruck brachten, waren 
dagegen weniger verschieden. Der spätere Außenminister Czernin 
befürwortete im Juli 1916 einen baldigen Friedensschluß, selbst 
wenn die Mittelmächte dabei Opfer bringen müßten: Belgien solle 
wiederhergestellt und entschädigt werden. Schönburg empfahl 
Wien, die Friedensbedingungen seiner Bundesgenossen zu mäßigen 
und Skrzynski, Legationsrat an der k.k. Botschaft in der Schweiz, 
riet seiner Regierung, Berlin für eine Erklärung über die sichere 
Zukunft Belgiens geneigt zu machen!). Die Wiederherstellung 
Belgiens war für sie alle die einzig mögliche Lösung der belgischen 
Frage. 

Da aber Buriän zögerte, entwickelte sich in Österreich-Ungarn 
eine entschiedene Opposition gegen seine Außenpolitik. Hohenlohe 
klagte schon Ende 1915 in Briefen an Berchtold über die Art 
Buriäns und Tiszas mit Berlin zu verhandeln — sie würden nur 
große Reden führen, aber zu keiner Zusammenarbeit kommen — 
und bedauerte einige Zeit später die Richtungslosigkeit der öster- 
reichisch-ungarischen Politik und die zögernde Haltung Buriäns in 
den Verhandlungen mit Berlin?). Redlich und der frühere österreichi- 
sche Ministerpräsident Körber kritisierten die ‚vollständige Läh- 
mung aller Geschäfte durch das Triumvirat Stürgkh, Tisza, 
Buriän‘ und rieten, mit der Zustimmung Deutschlands, direkte 
Friedensverhandlungen mit der Entente anzuknüpfen?). Czernin, 
Baernreither und Clam-Martinic betonten in einer Unterredung im 
Oktober 1916, daß es unbedingt erforderlich sei, auf eine Mäßigung 
der deutschen Wünsche im Westen zu drängen und Verhandlungen 
mit der Entente zu beginnen). 

Zwei Jahre des ersten Weltkrieges waren damit vergangen. 
Während mehrere österreichisch-ungarische Diplomaten und Poli- 


oberungen verdamme und ‚‚jede wie immer geartete Annexion belgischen ... 
Bodens für ein Verbrechen“ halte. Vgl. Ermers, Max: Viktor Adler. Auftrag 
und Größe einer sozialistischen Partei. Wien 1932, S. 329. 

1) M&moire Czernin, Beilage zu Bericht 41, Bukarest 6. Juli 1916, PA rot 
497. — Memoire Schönburg, Juni 1916, PA rot 496. — Bericht 116-A, Bern 
25. Juli 1916, Gagern mit Beilage Skrzynskis, PA rot 826. 

2) Briefe Hohenlohe—Berchtold 18.Okt. 1915, 1. Juni und 19. Sept. 1916. In: 
Mikrofilmsammlung des Historischen Instituts der Universität Wien. 

3) Tagebuch Joseph Redlichs a.a.O. Bd. II, S. 118. 

4) Baernreither, Joseph Maria: Der Zerfall des Habsburgerreiches und die 
Deutschen. 1897—1917. Fragmente eines politischen Tagebuchs. Hrsg. v. O, 
Mitis. Wien 1939, S. 262—269. 
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tiker erkannt hatten, daß deutsche Annexionswünsche in Belgien mit 
den politischen Zielen der Monarchie unvereinbar waren, war die von 
Buriän geleitete offizielle Außenpolitik Österreich-Ungarns diesen 
Anregungen nicht gefolgt. Niemand war aber zu diesem Zeitpunkt 
von der Beurteilung der belgischen Frage zum Wesentlichen, zu 
einer Diskussion des deutsch-österreichisch-ungarischen Bündnisses 


gekommen. 
IV. 


Am 18. Oktober 1916 ergriff Buriän in einer Unterredung mit 
Bethmann endlich die Initiative in der Friedensfrage. Damit be- 
gann eine Reihe von Friedensgesprächen, in denen die belgische 
Frage ausführlich zwischen Deutschland, Österreich-Ungarn und 
der Entente diskutiert wurde. Es kann im Rahmen dieser Arbeit 
jedoch nur darum gehen, die österreichisch-ungarische Ansicht zur 
belgischen Frage herauszuarbeiten und ihre Rückwirkung auf den 
Zweibund zu charakterisieren. 

Buriän schlug vor, zuerst die Friedensbedingungen der Mittel- 
mächte der Gegenseite offen mitzuteilen. Dies scheiterte aber an dem 
deutschen Hinweis, die englischen und deutschen Pläne für eine 
Lösung der belgischen Frage seien zu verschieden!). Auf Wunsch 
Buriäns stimmte Berlin aber einer in allgemeinen Worten gehalte- 
nen Friedensproklamation der Mittelmächte und einem internen 
Friedensplan zu, der eventuellen Verhandlungen mit der Entente 
zugrunde gelegt werden sollte. In seinem Entwurf für diesen 
Friedensplan schlägt Buriän die ‚„‚Wiederherstellung Belgiens als 
souveräner Staat unter gewissen zu vereinbarenden Sicherheiten 
für die legitimen Interessen Deutschlands‘ vor?). Aber schon vor 
den entscheidenden Verhandlungen mit Berlin, als er den ent- 
sprechenden deutschen Entwurf kannte, wünschte er zwar noch die 
„Wiederherstellung Belgiens als souveräner Staat unter gewissen 
Garantien für Deutschland, welche möglichst durch Verhandlungen 
mit König Albert festzusetzen wären‘. Er gestand Deutschland aber 
die „Annexion von Lüttich und (den) entsprechenden Landstreifen‘“ 
zu, wenn Garantien „nicht in genügendem Maße zu erreichen“ 
wären?). 

!) Niederschrift Buriäns 30. Okt. 1916 über die Verhandlungen vom 18.— 
30. Okt. 1916 und Brief Stumm—-Buriän 29. Okt.1916, beide PA rot 955. — 
Vgl.: Steglich, Wolfgang: Bündnissicherung oder Verständigungsfrieden. 
Untersuchungen zum Friedensangebot der Mittelmächte vom 12. Dezember 
1916. Göttingen 1958, S. 39, 55. 

?) Beilage 1 zu Erlaß Nr. 5455, Wien 7. Nov. 1916 an Hohenlohe. PA rot 524. 
®) Skizze der deutschen und österreichisch-ungarischen Friedensbedingungen. 
Ohne Nummer, 11. Nov. 1916. PA rot 524. 
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Der Eindruck, Buriän könnte die große Wichtigkeit der 
belgischen Frage nicht erkannt haben, wird durch die Tatsache ver- 
stärkt, daß er auch im direkten Gespräch mit Berlin die deutschen 
Forderungen in Belgien zwar als „sehr weitgehender Natur‘ und 
als „kaum realisierbar‘‘ bezeichnete, der Formulierung der deut- 
schen Kriegsziele aber keinen Widerstand entgegensetzte!). 

Dieser Nachgiebigkeit in der belgischen Frage stand Buriäns 
allgemeiner Versuch gegenüber, den Bündnisvertrag durch ein 
deutsch-österreichisch-ungarisches Solidaritätsabkommen zu ergän- 
zen. Die von den Mittelmächten eroberten Gebiete sollten als gemein- 


sames Pfand behandelt und die eventuellen Kriegsgewinne ent- 
sprechend der Belastung, die jede der beiden Mächte im Kriege auf 
sich genommen hatte, geteilt werden?). Daß Berlin diesen Vor- 
schlag ablehnte, nimmt ihm nichts von der Bedeutung, die ihm als 
erstem Versuch, von einer Diskussion der Kriegsziele zu einer Dis- 
kussion des Bündnisses zu gelangen, zukommt. Da in der Kriegs- 
zieldebatte die militärische Überlegenheit Deutschlands jeden öster- 
reichisch-ungarischen Einfluß auf die deutsche Westpolitik aus- 
schloß, hätte ein im Sinne von Buriäns Vorschlag ergänzter Bündnis- 
vertrag Österreich-Ungarn die Möglichkeit gegeben, trotz aller 
äußerer Unterlegenheit in Berlin die Wiener Wünsche gleichbe- 
rechtigt zu vertreten. 

Am 12. Dezember 1916 wurde der Friedensaufruf der Mittel- 


mächte, der keine Vorschläge zu einzelnen Fragen machte und in 


1) Protokoll der Berliner Verhandlungen 15./16. Nov. 1916. PA rot 524. 
2) Telegramm 329, Wien 23. Nov. 1916 an Hohenlohe, PA rot 503. — Vgl. 
Steglich a.a.O. S. 126—134. — Steglich glaubt, da Buriän vor den Verhand- 


Jungen intern eine Zusammenfassung der einzelnen Friedenspunkte auf 


stellen wollte (S. 69), und aus dem Entwurf für einen Solidaritätsvertrag 
schließen zu können, daß Österreich-Ungarn die Bündnissicherung über den 
Verständigungsfrieden stellte. (Birnbaum K. E.: Peace moves and U-boat 
warfare. Stockholm 1958, S. 196 übernahm die Steglichsche Interpretation.) 
Es scheint, daß Steglich den starken Friedenswunsch des am Ende seiner 
Kräfte stehenden Österreich-Ungarn, der Mittel und Wege suchte, die 


deutsche Annexionslust im Westen zu bremsen, verkannt hat. Der gemeit- 


same Friedensplan und der Solidaritätsvertrag hätten nämlich Österreich- 
Ungarn die Möglichkeit bieten können, schon vor Eintritt in Verhandlungen 
mit der Ententeseite mäßigend auf die deutsche Westpolitik einzuwirken. 
Dieser Versuch Österreich-Ungarns steht in keinem Widerspruch zu dem 
starken Kriegszielprogramm, das die Doppelmonarchie im Südosten ver- 
trat, denn Wien glaubte, daß nach der Einigung mit den Westmächten, für 


die die deutschen Westkriegsziele von ausschlaggebender Bedeutung sei 
würden, der Friede nicht mehr an einer Einigung auf dem Balkan scheitern 
könnte. 
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einem sehr selbstsicheren Ton gehalten war, veröffentlicht. Im Zuge 
der Belebung der österreichisch-ungarischen Politik durch Kaiser 
Karl wurde aber Buriän am 22. Dezember 1916, noch bevor die 


Entente geantwortet hatte, durch Czernin als Minister des Äußeren 


ersetzt. Czernin, der die Wichtigkeit der belgischen Frage schon als 
Diplomat in Rumänien erkannt hatte, strebte zunächst ein direktes 
Gespräch mit der Ententeseite an. Er befürchtete, daß die Ver- 
öffentlichung der Friedensbedingungen den Abbruch der Verhand- 
lungen zur Folge haben könntel). Als aber Deutschland die Antwort 
der Entente vom 30. Dezember, dieinähnlich hartem Ton wie dieNote 


der Mittelmächte gehalten war, völlig ablehnte, hatte auch Czernins 
Hinweis in Berlin, daß, um weitere Verhandlungen zu ermöglichen, 
der „Hebel“ in Belgien anzusetzen sei, keinen Erfolg?). Österreich- 
Ungarn war auch nicht selbständig genug, um in seiner Antwort 
vom 11. Januar 1917 auf die Ententenote eigene Vorschläge zu 
machen und verwies, als es zu den Rechten der kleinen Staaten 
Stellung nahm, nur auf Irland, Griechenland und Finnland, ob- 
wohl Merey und besonders Hoyos in Vorentwürfen die belgische 
Frage aufgegriffen hatten?). Ohne eine ernste Verstimmung mit 
Berlin hervorzurufen, die Czernin aber nicht riskieren wollte, war es 
anscheinend nicht möglich, die österreichisch-ungarische Ansicht 
zur belgischen Frage der Öffentlichkeit bekanntzugeben‘). 


) Vgl. Telegramme Czernins, Wien 22. Dez. 1916 nach Berlin, Konstanti- 


nopel, Sofia, Den Haag, Kopenhagen, Madrid, Stockholm. PA rot 955. 

2) Telegramm 1, Wien 1. Jan. 1917 an Hohenlohe. PA rot 954. 

®) Vorentwurf M&rey und Hoyos, ohne Datum, PA rot 954. — Hoyos hatte 
zuerst die Vorgänge in Belgien im Jahre 1914 rekapituliert und auf das deut- 


sche Ultimatum und das Versprechen Bethmanns, Belgien wiederherzustellen, 


verwiesen. Dann fuhr er fort: „Auch heute noch ist die deutsche Regierung 
im Einvernehmen mit ihrem Bundesgenossen von dem Wunsche beseelt, das 
frühere freundschaftliche Verhältnis zu dem belgischen Königreiche wieder- 
herzustellen, dessen König und Volk in diesem Kriege Beweise der Vater- 
landsliebe und des Heldenmutes gegeben haben, die auch von den Gegnern 
anerkannt werden müssen. Nach Ansicht der Vierbundmächte können die 


von der belgischen Regierung gewünschten Sicherheiten für den Fortbestand 


des Königreiches und für dessen Neutralität nur dann dauernden Wert be- 
sitzen, wenn sie im gegenseitigen Einverständnis hergestellt werden und 
wenn auch Belgien seinerseits Gewähr dafür bieten kann, daß es in voll- 
ständiger Freiheit und ohne Gefahr der Beeinflussung durch andere Mächte 
in der Lage sein wird, seine Neutralität zu wahren.“ 

‘) Pallavicini und Sz&csen hatten im Jan. 1917 wiederum nachdrücklich die 


Wiederherstellung Belgiens betont, (Bericht 6-A, Konstantinopel, 20. Jan. 


1917 Pallavicini und Brief Szecsen—M£rey, Budapest 18. Jan. 1917, beide PA 
rot 954.) 
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Czernin, der diese Tatsache wohl erkannte, versuchte daher 
Deutschland auf andere Weise für seine belgische Politik zu gewin- 
nen. In einer Diskussion mit dem deutschen Botschafter Wedel 
deutete er am 1. Januar 1917 an, daß Deutschland, wenn es schon 
im Osten Vorteile für sich beanspruche, im Westen eine ‚‚vernünftj- 
gere Haltung‘‘ einnehmen und ‚Belgien bedingungslos wiederher- 
stellen‘‘ möge!). Czernin opferte damit die austropolnische Lösung 
einer allgemeinen Friedensanbahnung und gab Polen als Kompen- 
sationsobjekt für Belgien einen neuen Wert. Er erklärte am 
22. März 1917 im Gemeinsamen Ministerrat, daß wenn Deutschland 
„Frankreich und Belgien herausgibt und noch etwas dazu“, der 
Friede zu erreichen sei. Tisza lobte Czernin, ‚‚welcher es verstanden 
habe, den deutschen Aspirationen den Weg nach Osten zu weisen.‘ 
Trotzdem blieben Czernins Bemühungen im deutsch-österreich- 
ungarischen Gespräch fruchtlos. Am 27. März 1917 unterzeichneten 
Bethmann und Czernin zwar ein Abkommen über die Kriegsziele 
der Mittelmächte, aber dieses Übereinkommen behandelte nur die 
Ostfragen und brachte keine Lösung der Westprobleme®). Daher 
warnte Czernin am 3. April 1917 Wilhelm II. und Kaiser Karl bei 
ihren Besprechungen in Bad Homburg vor allen ‚‚weitergehenden 
annexionistischen Velleitäten.‘‘*) In einem Memorandum bat er 
auch die deutsche Regierung, England goldene Brücken zu bauen, 
um den Frieden herbeizuführen?). Beide Schritte Czernins blieben 
aber ohne Erfolg. In Deutschland setzte sich vielmehr am 25. April 
die Oberste Heeresleitung mit einem Kriegszielprogramm gegen 
Bethmann durch, das Belgien zum Teil annektieren und zum Teil 
mit starken Beschränkungen belegen wollte. In den Besprechungen 
am 17./18. Mai 1917 konnte Czernin zwar eine deutsche Garantie 
für die territoriale Integrität der Monarchie erreichen, die Pläne der 
Obersten Heeresleitung für Belgien aber nicht beeinflussen®). 

Zu welchen Konzessionen Österreich-Ungarn in der belgischen 
Frage zu dieser Zeit bereit war, zeigt die Friedensaktion des Prin- 
zen Sixtus von Parma. Schon am 17. Februar 1917 hatten Kaiser 


1) Tagesbericht Czernin 1. Jan. 1917. PA rot 503. 

2) Ministerratsprotokoll Nr. 535, 22. März 1917, PA XI 313. 

3) Resume der Besprechungen vom 27. März 1917, PA rot 524. — Vgl. 
Epstein, Klaus: The development of German-Austrian war aims in the 
spring of 1917. Journal of Central European Affairs 1957/58. Bd. 17 (l). 
S. 29. 

4) Aufzeichnungen Czernins über die Homburger Besprechungen vom 
3. April 1917, PA rot 504. 

5) Memorandum Czernin 12. April 1917, PA rot 504. 

6) Vgl. Epstein a.a.O. S. 31, 43. 
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einen En EnnEnEEEn 
Karl und Czernin Sixtus mitteilen lassen, daß sie einer Wiederher- 
stellung Belgiens und dessen Entschädigung durch alle krieg- 
führenden Mächte, nichts in den Weg legen würden!). Kaiser Karl, 
der diese Verhandlungen besonders förderte, bekräftigte diese 
Zusicherung in dem sogenannten ersten Kaiserbrief, dessen ge- 
nauen Inhalt Czernin wohl nicht kannte, Mitte März 1917 aus- 
drücklich?). Es steht auch fest, daß dieser Friedensversuch nicht an 
einer Einigung in der belgischen Frage scheiterte, sondern weil 
Österreich-Ungarn sich weigerte, an Italien Gebietsteile der Monar- 
chie abzutreten, die der Londoner Vertrag der Ententemächte Rom 
zugesichert hatte. 

Czernin, dessen Auslandsvertreter Musulin, Hadik und 
Skrzynski im Sommer 1917 die Wiederherstellung Belgiens als 
notwendige Voraussetzung für jeden Friedensschluß bezeichneten?), 
hinderte die Delegationen der österreichisch-ungarischen Sozial- 
demokratie nicht, als sie bei der Friedenskonferenz der Sozialisten 
in Stockholm offen für die Wiederherstellung Belgiens und eine 
eventuelle Entschädigung durch eine internationale Hilfsaktion 
eintraten®). Er selbst hatte ja schon im April 1917 den Frieden 
‘ohne Annexionen und Kontributionen‘ als gerechte Lösung be- 
zeichnet®). Czernin, der seine Ansicht in Berlin nicht durchsetzen 
konnte, wollte so auf weniger verpflichtende Weise sein Interesse für 
eine baldige Regelung der belgischen Frage zum Ausdruck bringen. 

Während die belgische Frage bei den Gesprächen zwischen 
dem Franzosen Armand und dem Österreicher Revertera im August 
1917 keine Rolle spielte, stand sie im Mittelpunkt der gleichzeitigen 
Friedensaktion Papst Benedikts XV. Czernin hatte unabhängig 
von der Papstaktion schon am 1. August allerdings ohne Erfolg ver- 
sucht, Michaelis zu deutschen Zugeständnissen im Westen zu 
bewegen®). Schon am 24. Juli hatte Pacelli dem neuen deutschen 
Reichskanzler eine Denkschrift übergeben, in der der päpstliche 
Nuntius zu sieben Punkten Stellung nahm. Der vierte Punkt dieses 


I) Vgl, Sixte de Bourbon: L’offre de paix separ&e de l’Autriche. Paris 1920. 
5. 58—61. — Polzer-Hoditz, Arthur: Kaiser Karl. Aus der Geheimmappe 
seines Kabinettschefs. Wien 1928. S. 325, 597 f. 

?) Vgl. Fremdenblatt 13. April 1918 (Kommunique Paris 12. April 1918). 

?) Telegramme 678, Bern 23. Juli 1917 Musulin und Telegramm 523 Stock- 
holm 28. Juli1917, Hadik, beide PA rot 951; Relation Srkzynskis, Einsiedeln 
22. Mai 1917, PA XXVII 60. 

‘) Telegramme 289 und 298, Stockholm, 26. und 30. Mai 1917, Hadik. PA rot 
958, 

5) Fremdenblatt 26. April 1917, Czernin: „Antwort an die Sozialdemokratie.‘ 
*) Protokoll der Besprechungen mit Michaelis vom 1. Aug. 1917 in Telegramm 
an Hohenlohe und Esterhäzy, Wien 3. Aug. 1917. PA rot 504. 


6* 
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Programms sah die Räumung Belgiens und Garantien für dessen 
völlige militärische, wirtschaftliche und politische Unabhängigkeit 
vor. Den Entwurf für die deutsche Antwort auf diese Denkschrift, 
in dem Deutschland ‚Bürgschaften für seine Sicherheit‘“ verlangte, 
übergab Michaelis Czernin am 1. August. Czernin antwortete dem 
deutschen Reichskanzler am 6. August und machte darauf auf- 
merksam, daß der Passus über Belgien zu ‚schweren Mißdeutun- 
gen‘‘ Anlaß geben und den Beginn einer friedlichen Aussprache 
verhindern könntel). Trotzdem gelang es Czernin in den Verhand- 
lungen am 14./15. August in Berlin nicht, von Michaelis die Zusage 
zu erreichen, daß Deutschland Belgien bedingungslos wiederher- 
stellen werde?). Dennoch mußte aber auch weiterhin versucht 
werden, die deutsche Haltung nachgiebiger zu stimmen, denn eine 
deutsche Verzichterklärung auf Belgien war damals der allgemein 
als geeignet anerkannte Weg, um dem Frieden näherzukommen?). 
Czernin nannte daher in einem Brief, den er wenige Tage nach 
diesen Verhandlungen an Michaelis schickte, dessen Haltung in der 
belgischen Frage ein „schweres Friedenshindernis“ und in ‚„direk- 
tem Widerspruch mit dem Willen des Reichstages.‘‘*) Noch energi- 
scher waren Czernins Versuche, die deutsche Haltung in seinem 
Sinne zu beeinflussen, als einige Tage später die offizielle Papstnote, 
die sich in den einzelnen Friedensbestimmungen eng an die Pacel- 
lische Denkschrift anlehnte, überreicht wurde. Als Wedel dem 
k.k. Minister des Äußeren die geplante Antwort Michaelis auf diese 
Note — in der wieder von Bürgschaften für die deutsche Sicherheit 
die Rede war — übergab, ließ Czernin sofort nach Berlin tele- 
graphieren, Michaelis solle wenigstens den Satz hinzufügen: ‚‚Diese 
Bürgschaften involvieren jedoch keineswegs eine Veränderung der 
bestehenden belgischen Grenze.‘“) Czernin sandte auch einen 
Bericht Skrzynskis nach Berlin, in dem dieser eine „präzise, ehr- 
liche und nicht mißzuverstehende Erklärung Deutschlands, daß es 
nicht ein Dorf Belgiens oder Frankreichs zu behalten beabsichtigt“ 
befürwortete, und versah diesen Bericht mit dem Zusatz, daß er 
sich „diesem Standpunkt völlig anschließe.‘‘®) Gleichzeitig bat 


I) Telegramm 498, Wien 6. Aug. 1917 an Hohenlohe, PA rot 962. 

2) Vgl. Gatzke, H. W.: Germany’s Drive to the West. Baltimore 1950, S. 221 
und Epstein a.a.O. S. 46. 

3) Diesen Weg betont der Norweger Lange zu Hoyos (Telegramm 129 Chri- 
stiania, 31. Aug. 1917, PA rot 962) und Msgr. Marchetti zu Schönburg (Be- 
richt 65, Brunnen 18. Sept. 1917, PA rot 962). 

4) Czernin, Memoiren a.a.O. S. 217—220. 

5) Telegramm 519, Wien 20. Aug. 1917 an Hohenlohe, PA rot 962. 

6) Telegramm 532, Wien 25. Aug. 1917 an Hohenlohe, PA rot 962. 
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Czernin Erzberger!) und Scheidemann, die im Siebenerausschuß 
des Reichstages saßen, der die Beantwortung der Papstnote vor- 
bereitete, sich dafür einzusetzen, daß die deutsche Antwortnote 
eine Verzichterklärung auf Belgien enthalte?). Czernin fuhr am 
6. September sogar selbst nach Berlin, um seinen persönlichen Ein- 
fluß bei der Beantwortung der Papstnote geltend zu machen?). Der 
österreichisch-ungarische Minister des Äußeren hatte aber mit seinen 
Bemühungen keinen Erfolg, denn in der deutschen Antwortnote 
fehlte die von allen Seiten gewünschte Erklärung über Belgien. 
Darüber hinaus ging sie auf die Vorschläge des Papstes nur in so 
allgemeinen Worten ein, daß jede Hoffnung auf weitere Verhand- 
lungen aussichtslos schien. 

Bald nach dem Scheitern der Papstaktion erklärte der neue 
deutsche Staatssekretär Kühlmann aber Hohenlohe, er habe nun 
das Verfügungsrecht in der belgischen Frage errungen und sei 
bereit, Belgien wiederherzustellen und den Frieden durch direkte 
Geheimgesprächemit England zu fördern®). Auch Kaiser Wilhelm II. 
teilte Kaiser Karl im Herbst 1917 in zwei Briefen mit, daß Deutsch- 
land keine territorialen Erwerbungen in Belgien beabsichtige und 
Belgien wiederherstellen werde®). Czernin wollte aber die deutschen 
Zusicherungen ausdrücklich bestätigt haben und bat Kühlmann 
Anfang Oktober in die Neuregelung der ÖOstfragen, die zu dieser 


Zeit diskutiert wurde, auch die belgische Frage aufzunehmen®). Als 
Czernin und Kühlmann bei Besprechungen am 22. Oktober 1917 
die politischen Richtlinien für die Regelung der Ostfragen schriftlich 
festlegten, wurde auch die deutsche Zusage angeführt, die belgische 
Frage so zu lösen, daß sie kein Friedenshindernis bilde: Deutsch- 
land verpflichtete sich, in Belgien weder territoriale noch rechtliche 
„Vergewaltigungen‘‘ vorzunehmen”). Im Gegensatz zum Frühjahr 


!) Czernin hatte Erzberger aber auch schon früher darauf aufmerksam ge- 
macht, wie notwendig eine deutsche Belgienerklärung sei. Vgl. Czernin, 
Memoiren a.a.O. S. 211—213. 

®) Erzberger, Mathias: Erlebnisse im Weltkriege. Berlin 1920, S. 276. — 
Scheidemann, Philipp: Memoiren eines Sozialdemokraten. Dresden 1928, 
Bd. II. S. 90. 

°) Vgl. Lama, Friedrich Ritter: Die Friedensvermittlung Papst Benedikt XV. 
und ihre Vereitlung durch den Reichskanzler Michaelis. München 1932, 
$.198, 

4) Privatschreiben Hohenlohe—Czernin, 2. Okt. 1917, PA rot 536. 

5) Telegramm 11, 12, 13 Hofzug 24. Nov. 1917 Demblin an Czernin PA 
III 174. 

*) Telegramm 1, Semmering 11. Okt. 1917 nach Sofia für Kühlmann, der zu 
dieser Zeit Bulgarien einen Besuch abstattete. PA rot 841. 

’) Besprechung Kühlmann—Czernin, 22. Okt. 1917. Unverbindliche Richt- 
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war es damit nun Czernin gelungen, einen Kompensationszusam- 
menhang zwischen den Ost- und den Westkriegszielen aufzustellen 
und die Belgienpolitik der deutschen Regierung in seinem Sinne zu 
beeinflussen. 

Nun befürworteten aber auch maßgebende deutsche Kreise die 
Wiederherstellung Belgiens. Daher konnte Czernin auch mit Recht 
Ludwig Szechenyi, der im Oktober 1917 über den holländischen 
Außenminister Loudon in Verbindung zu dem englischen Botschaf- 
ter im Haag, Sir Walter Townley, stand, anweisen, dem englischen 
Botschafter mitzuteilen, daß die belgische Frage kein Friedens- 
hindernis mehr bilde!). Während diese Verbindung nie zu Direkt- 
gesprächen führte, kam zwei Monate später eine persönliche Begeg- 
nung mit einem Vertreter der Entente tatsächlich zustande: Mens- 
dorff und Smuts trafen sich in der Schweiz. Zu dieser Zeit war 
Czernin aber weniger aufgeschlossen und konzessionsbereit. Die 
beginnenden Ostverhandlungen, die einen raschen Frieden mit 
Rußland versprachen, schienen eine vorläufige Zurückstellung der 
Westfragen zu rechtfertigen. Mensdorff sagte daher Smuts nur, daß 
eine „Restitution Belgiens durch Friedensverhandlungen erlangt 


linien. PA rot 524. Da Kühlmann Czernin in der belgischen Frage entgegen- 
kam, verzichtete Czernin jetzt wohl auch, auf deutsche Zugeständnisse in 
Elsaß-Lothringen zu drängen. Während solche Konzessionen unter Buriän 
nie diskutiert worden waren, hatte Czernin im Frühjahr 1917 nämlich die 
Möglichkeit gesehen, auf dieser Basis eine Annäherung an Frankreich zu voll- 
ziehen (vgl. die Zugeständnisse im ersten Brief Kaiser Karls an Sixtus von 
Parma und die Gespräche Czernins mit Bethmann im März 1917. Protokoll 
vom 16.März 1917 in PA rot 505). Auch in den Unterredungen mit Michaelis 
am 1. und 14./15. August 1917 hatte Czernin diesen Gedanken wieder aufge- 
griffen. Als im Herbst 1917 aber seine Politik die gemeinsame Verteidigung 
des territorialen Vorkriegsstandes der Mittelmächte anstrebte, vernach- 
lässigte er die elsaß-lothringische Frage gerade zu der Zeit, als sie immer mehr 
in den Mittelpunkt der internationalen Friedensdiskussion rückte (Verhand- 
lungen mit Berlin über diese neue politische Richtlinie Czernins fanden im 
Februar 1918 statt). In Österreich-Ungarn wurde aber auch im Herbst 1917 
nur selten der Wunsch laut, Deutschland möge doch Elsaß-Lothringen ab- 
treten. (Nur Musulin, Bericht 139-B Bern 7. Sept. 1917 PA XXVII und 
L. Szechenyi, Bericht 66-D Den Haag 15. Okt. 1917 PA rot 841, betrachteten 
eine Einigung über Elsaß-Lothringen als den entscheidenden Punkt der 
Friedensanbahnung). Man unterschied zwischen den einzelnen deutschen 
Westkriegszielen und glaubte allgemein, daß die Reichslande, die seit über 
vierzig Jahren zum Deutschen Reiche gehörten, nicht wieder den Besitzer 
wechseln sollten — im Gegensatz zu Belgien, das ein offensives und kein 
defensives Kriegsziel Berlins war. 


1) Telegramm 319, Wien 21. Okt. 1917 an L. Szech@nyi. PA rot 963. 
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werden könne.‘“!) Auch Hohenlohe handelte in diesem Sinne und 
erklärte Kühlmann nur noch einmal, Deutschland könnte sich doch 
vor aller Welt dazu bereit erklären, das „belgische Friedens- 
hindernis aus dem Wege“ zu räumen?). Wie die Verhandlungen in 
den Delegationen im Dezember 1917 aber zeigten, war Czernin 
auch zu diesem Zeitpunkt, wenn er auch das direkte Gespräch 
mit der Entente nicht forcierte, sicher, daß Deutschland Belgien 
herausgeben würde. In seiner Antwort auf die Anfrage des Dele- 
gierten Lovaszy im Ausschuß des Äußeren, warum der österreichisch- 
ungarische Außenminister keine Erklärung über Belgien abgebe, 
wenn Deutschland sich ausschweige, behauptete Czernin, die 
Kühlmannrede vom 9. Oktober 1917, die nur Elsaß-Lothringen als 
Friedenshindernis bezeichnet habe, sei mit einer Wiederherstellung 
Belgiens durch Deutschland gleichzusetzen. Die Entente könne 
jeden Tag ‚‚die Probe auf das Exempel‘‘ machen. Es sei aber ein 
„international nicht gangbarer Weg‘‘, daß er die fehlende Belgien- 
erklärung für Deutschland abgebe?). 

Die Wiederherstellung Belgiens und eine öffentliche Belgien- 
erklärung Deutschlands forderten zu diesem Zeitpunkt aber ein- 
dringliche Berichte von Schönburg, D. Szechenyi, Brusselle, 
Musulin und Skrzynski®). Schönburg umschrieb im Dezember 1917 
die Lage mit den Worten: ‚In der so heiligen Sache wie der eines .. 
feierlichst beschworenen Neutralitätsvertrages scheint aber die 
beste Taktik die zu sein, daß man überhaupt keine anwendet.‘‘) 
In den ersten Monaten des Jahres 1918 drängten vor allem Palla- 
vieini®), Schönburg?), der Präsident des k.k. Obersten Rechnungs- 


l) Bericht 1, Genf 19. Dez. 1917, Mensdorff, PA rot 963. 

%) Bericht 168, Berlin 6. Dez. 1917 Hohenlohe, PA rot 841. 

3) Neißer, Karl: Parlamentarische Chronik. Wien 1917, S. 440, vgl. ebda. 
$. 437. 

#) Bericht 57-A, Kopenhagen 2. Okt. 1917, D. Szechenyi, PA rot 951. — 
Bericht 58-E, München 20. Okt. 1917, Brusselle, PA IV 59. — Bericht 92 
und 94-C, Luzern 2. und 11. Dez. 1917 Schönburg, PA rot 841 und PA XI 
255. — Bericht 151-D, Bern 6. Okt. 1917, Bericht 161-C, Bern 30. Okt. 1917, 
Bericht 171-F, Bern 17. Nov. 1917, Bericht 194-D, Bern 27. Dez. 1917, 
Musulin mit Beilagen Skrzynskis, alle PA XXVII 59. Bericht 151-D, Bern 
6. Okt. 1917, Bericht 154-B, Bern 14. Okt. 1917 (beide PA XXVII 59), 
Bericht 150-A, Bern 5. Okt. 1917 (PA rot 827) und Bericht 153-A, Bern 
11. Okt. 1917 (PA rot 841) Musulin. 


-?) Bericht 96-B, Luzern 13. Dez. 1917 Schönburg, PA rot 841. 


*) Pallavicini bezeichnete die völlige ‚„Restitution und Schadloshaltung 
Belgiens‘ als ersten Schritt zum Frieden. (Bericht 7-A, Konstantinopel 
22. Jan. 1918, PA rot 960). — In Bericht 6-A, Konstantinopel 19. Jan. 1918, 
PA rot 841, hatte Pallavicini schon geschrieben: „Die Invasion Belgiens 
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hofes, Beck, und Skrzynski auf eine völlige Wiederherstellung 
Belgiens!). 

Die belgische Frage kam aber zunächst einer Lösung nicht 
näher. Die friedensbereiten Kreise der Monarchie, die ihre Hof- 
nungen auf Czernin gesetzt hatten, schrieben das dem mangelnden 
Einfluß Österreich-Ungarns auf Berlin zu. Ihre Enttäuschung dar- 
über kam in der Kritik an Czernin und am Deutschen Reiche zum 
Ausdruck. Franckenstein schrieb Redlich, der zusammen mit Lam- 
masch und Meinl die uneingeschränkte Bündnistreue des öster- 
reichisch-ungarischen Ministers des Äußeren besonders scharf kriti- 
sierte, Czernin unterlasse es, ‚in der belgischen Frage auf Deutsch- 
land energisch zu drücken.‘‘?) In der Arbeiterzeitung wurde, als sich 
1917 die Zensur etwas lockerte, die alldeutsche Kriegszielbewegung 
scharf attackiert?). Grundsätzlicher hatte Schönburg schon im Juni 
1917 das Bündnis betrachtet, als er sich mit den Ideen, die den Lauf 
des Weltkrieges bestimmten, auseinandersetzte. Österreich-Ungarn 
solle sich nicht für die deutsche Machtpolitik und den preußischen 
Militarismus weiter einsetzen, denn diese Richtung habe sich als 
verfehlt erwiesen. Die Doppelmonarchie solle auch die Ideale der 
Völkerverständigung hochhalten und versuchen, die deutsche 
Politik in diesem Sinne zu beeinflussen®). 


scheint mir eine der krassesten Illustrationen der bekannten Boutade zu 
sein: „‚C’est pire qu’un crime, c’est une faute.‘‘ Es schiene ihm, ‚daß die 
belgische Frage im Rahmen des Weltkrieges die Hauptsache ist und daß sie 
für sich allein und nicht vermengt mit allerhand mehr oder minder imperiali- 
stischen Zielen behandelt werden muß.“ 

?) Bericht 14-A, St. Moritz 27. Jan. 1918 Schönburg, PA rot 964. — Ebenso: 
Bericht 24, St. Moritz 24. Febr. 1918, PA XI 256 und Berichte 33-A, 35-A, 
37 Luzern 2., 6. und 13. April 1918, PA rot 841, Schönburg. 

1) Brief Beck—Czernin, Wien 11. Febr. 1918, PArot 841. — Bericht 2-C, Bern 
3. Jan. 1918, Bericht 10-C, Bern 15. Jan. 1918, Bericht 24-A, Bern 8. Febr. 
1918, Bericht 35-D, Bern 26. Febr. 1918 (alle PA XXVII 61) und Bericht 
16-C, Bern 23. Jan. 1918 PA rot 963, Musulin schickt Beilagen Skrzynskis 
über Belgien. 

2) Tagebuch Joseph Redlichs a. a. O. Bd. II, S. 239. 

3) Arbeiterzeitung 9. Mai 1917, 4. Jan. 1918 und 3. März 1918. 

4) Bericht 36, 37-A, 38 Luzern 23., 28. und 29. Juni 1917, Schönberg, PA rot 
951.— Eine andere Seite des Bündnisses hob der k.k. Gesandte in Dresden, 
Braun, ebenfalls im Juni 1917 heraus: ‚Hoffentlich werden uns die Deut- 
schen, mit denen wir ja zusammenbleiben müssen und auch herzlich gerne 
zusammenbleiben wollen, dies nicht allzu schwer machen, indem sie uns be 
jedem Anlaß in mehr oder minder anmaßender und taktloser Weise unter die 
Nase reiben, daß wir in jeder Beziehung, wirtschaftlich und militärisch, die 
schwächeren sind.‘ Bericht 85, Dresden 10. Juni 1917, PA rot 840. 
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Czernin verzichtete in seiner Antwortrede auf die 14 Punkte 
Wilsons am 24. Januar 1918 sogar auf eine Erklärung über Belgien, 
denn er hatte den Vorschlag Hertlings, die Verbündeten sollten 
jeweils nur ihre eigenen Kriegsziele behandeln, akzeptiert!). Am 
5, Februar 1918 stellte er aber eine Ergänzung des Bündnisses zur 
Diskussion. Seine Vorschläge, die eine gegenseitige Verteidigung 
des territorialen Besitzes der Mittelmächte, wie er im August 1914 
bestanden hatte, befürwortete, sollten vertraglich verankert werden. 
Die losen Vereinbarungen über die Kriegsziele der Mittelmächte, 
die Czernin am 27. März, am 17./18. Mai und am 22. Oktober 1917 
mit deutschen Staatsmännern getroffen hatte, sollten durch ein festes 
Abkommen ersetzt werden. Czernin wollte durch diesen Inter- 
pretationsvertrag, wie er den deutschen Politikern sagte, das Bündnis 
klarer gestalten und die Grenzen der Bündnispflicht festlegen. Kühl- 
mann machte dagegen geltend, daß ein Friede mit dem status quo 
ante wohl kaum zu erreichen sei, und er sich deshalb die Hände nicht 
durch eine starre Formel binden wolle. Kühlmann verkannte mit die- 
ser Antwort aber die elementare österreichisch-ungarische Sorge, die 
deutschen Annexionswünsche im Westen könnten den Frieden ver- 
zögern. Er sah nicht, daß Czernin nur vertraglich festlegen wollte, daß 
Österreich-Ungarn nicht verpflichtet sei, für deutsche Eroberungen 
weiterzukämpfen?). Da am 5. Februar aber keine Einigung erzielt 
wurde, sandte Czernin am 15. Februar Hohenlohe einen Entwurf für 
einen Interpretationsvertrag, der den Berliner Staatsmännern vor- 
gelegt werden sollte. Als aber auch dieser Plan verworfen wurde, 
drohte Czernin am 21. Februar sogar damit, ‚in einer einseitigen 
Note der deutschen Regierung ganz klar zu erklären, daß wir nur 
für die Verteidigung des vorkriegerischen territorialen Besitzstandes 
Deutschlands, nicht aber für dessen Eroberungen weiter zu kämpfen 
bereit sind.‘‘3) Die deutsche Regierung nahm aber diesen Hinweis 
Czernins nicht ernst und ging auf seine Vorschläge nicht ein. Czernin, 
der seine Drohung aus Angst vor den Konsequenzen nicht wahr 
machen konnte, blieb so nur die Möglichkeit, auch weiterhin in 
Berlin auf eine Mäßigung der Kriegsziele zu drängen. Hohenlohe, 
der Kühlmann und Hertling in den darauffolgenden Tagen bat, den 
Verzicht auf Belgien ‚unter gewissen namentlich anzuführenden 
Bedingungen‘‘ bekanntzugeben, hatte aber keinen Erfolg®). 


!) Telegramm 57, Berlin 23. Jan. 1918, Hohenlohe, PA rot 964. 

?) Protokoll der Berliner Besprechungen vom 5. Febr. 1918, PA rot 504. 

®) Telegramm 69, Wien 15. Febr. 1918 und Telegramm 88, Wien 21. Febr. 
1918 an Hohenlohe. PA rot 504. 

*) Telegramm 96, Berlin 17. Febr. 1918, PA III 173, und Telegramm 123, 
Berlin 24. Febr. 1918, PA rot 964, Hohenlohe. 
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Bei den Friedensbesprechungen, die zur gleichen Zeit mit der 
Entente stattfanden, wurde die belgische Frage dagegen ganz von 
der Diskussion über Elsaß-Lothringen, das Trentino und die innere 
Neuordnung der Monarchie in den Hintergrund gedrängt. Weder 
Armand und Revertera, die sich noch einmal in der Schweiz trafen, 
noch Skrzynski, der in der Schweiz eine Verbindung zu englischen 
Vertretern herzustellen versuchte, betonten die belgische Frage 
noch ausdrücklich. Auch in den Besprechungen, die Lammasch als 
direkter Vertrauter Kaiser Karls mit dem Amerikaner Herron in der 
Schweiz führte, und in dem folgenden Briefwechsel zwischen 


Wilson und dem österreichisch-ungarischen Herrscher wurde die 


belgische Frage — Kaiser Karl sprach sich für eine vollständige 


Freigabe Belgiens aus — nur am Rande berührt!). 
Bis zum April 1918, als in Deutschland nach den Anfangser- 
folgen der Frühjahrsoffensive zum letzten Male hohe Annexions- 


forderungen im Westen erhoben wurden, war es der österreichisch- 
ungarischen Politik somit nicht gelungen, Deutschlands West- 
kriegsziele wesentlich zu beeinflussen. Im April 1918 zerstörte aber 
Czernins Streit mit Clemenceau und sein Sturz die letzten außen- 


politischen Möglichkeiten der Monarchie, während ihre gespannte 
innere und äußere Lage gleichzeitig einen raschen Frieden dringend 


forderte. 


V. 


Da Österreich-Ungarn nach dem Sturze Czernins und der 
Demütigung Kaiser Karls in völlige Abhängigkeit von Deutsch- 
land geriet, wurde die belgische Frage im Sommer 1918 überhaupt 
nicht mehr zwischen Wien und Berlin diskutiert?). Dagegen hielt 


Buriän, der nach Czernin wieder Minister des Äußeren geworden 


war, auch nach dem Kaiserbesuch in Spa am Gedanken eines 
Interpretationsabkommens zum bestehenden Bündnis fest, obwohl 
die deutschen Staatsmänner einen neuen, vertieften Bündnisver- 
trag, über den man sich in Spa schon grundsätzlich geeinigt hatte, 
und der Deutschland Garantien für die Bündnistreue der Monarchie 


1) Briefe Kaiser Karl an Präsident Wilson in Telegramm 66-69, Wien 17. 
Febr. 1918 und Telegramm 108—113, Wien 22. März 1918 an Fürstenberg in 


Madrid, PA rot 964 (Die spanische Regierung vermittelte diese Briefe). 

2) Obwohl auch Mensdorff, Schönburg und Skrzynski die vollkommene Ohn- 
macht Wiens erkannt hatten, wiesen sie im Sommer 1918 auf den immer 
noch gleich großen Wert einer offenen deutschen Belgienerklärung hin. Vgl.: 
Bemerkungen Mensdorfis zu Bericht Skrzynskis vom 20. Mai 1918, PA 
XXVII 63; Bericht 68-B, Bern 15. Mai 1918, Musulin schickt Bericht Skr- 


zynskis, PA XXVII 61; Beilage Schönburgs in seinem Brief an Buriän, 
St. Moritz, 27. Juni 1918 PA XI 256. 
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geben sollte, zu schließen wünschten!). Im August 1918, als die 
schweren deutschen Niederlagen den bevorstehenden Zusammen- 
bruch der Mittelmächte ankündigten, ergriff Buriän wieder die 
Initiative in der Friedensfrage. Er setzte sich gegen den deutschen 
Staatssekretär Hintze, der Anfang September 1918 nach Wien kam, 
um einen voreiligen österreichisch-ungarischen Friedensschritt zu 
bremsen, energisch durch und erklärte ihm, daß ‚unbedingt der 
Eindruck vermieden werden‘‘ müsse, „daß Deutschland uns in 
unseren friedenssuchenden Bestrebungen in den Arm fällt‘. Denn 


„dies könnte um so bedenklichere Konsequenzen zeitigen, als aus 
manchen Köpfen in der Monarchie die Ansicht nicht mehr auszu- 


merzen sei, daß wiederholte Friedensgelegenheiten durch deutsche 
Intransigenz verpaßt worden seien.‘‘?) In der belgischen Frage 
legte Buriän Hintze auf eine ‚völlige Wiederherstellung‘‘ und Ent- 
schädigung Belgiens fest?). Am 14. September 1918, als der mili- 


tärische Zusammenbruch der Mittelmächte nicht mehr aufzuhalten 
war, wurde dann der Friedensaufruf Buriäns veröffentlicht. Er 


fand aber keinen Widerhall und zeigte der ganzen Welt nur die 
Ohnmacht der Donaumonarchie. Mit der deutschen Bereitschaft, 
die 14 Punkte als Friedensbasis zu akzeptieren, hörte Ende Sep- 
tember 1918 die belgische Frage aber auf, ein Hindernis für die 


Friedensanbahnung zu sein. Trotzdem griff Viktor Adler im öster- 
teichischen Abgeordnetenhaus Anfang Oktober 1918 das belgische 
Problem noch einmal auf und sagte: „Wir hätten wahrscheinlich 
viel Blut und Elend gespart, wenn die deutsche Regierung klug 


genug gewesen wäre, vor zwei Jahren schon ein ernstes, klares Wort 
über Belgien zu reden‘“‘...*) Am 28. Oktober beschritt aber Öster- 


reich-Ungarn mit der Bitte Julius Andrässys um Frieden den Weg 
zu Verhandlungen, in denen die belgische Frage, mit der es sich 


durch das Bündnis mit Deutschland auseinandersetzen mußte, 
keine Rolle mehr spielte. 


v1. 
Um von unserem Thema zu einem Urteil über den Zweibund zu 
kommen, sollen abschließend noch einige Punkte aufgegriffen 
werden: Die Interessen Deutschlands und Österreich-Ungarns 


waren nicht nur im ersten Weltkrieg, sondern auch schon in den 
Vorkriegsjahren nicht immer die gleichen. Der deutsch-englische 


1) Vgl. Korrespondenz mit der Botschaft in Berlin Juni-August 1918, PA 
rot 505. 

*) Besprechung zwischen Buriän und Hintze, Wien 5. Sept. 1918, PA rot 505. 
*) Pro domo Nr. 4228, Wien 6. Sept. 1918, PA rot 524. 

#) Adler, Aufsätze, Reden und Briefe a.a.O. S. 250. 















92 Hartmut Lehmann 
Tr EEEEEEEEEEEEEEERSEEEEEEEEEEEREEEEEEEEEEEEEEREEEEERREREREEREEEEEEEEEEEEEEEEEEEEREEEEEHEIEEENEEHEREREEEEREEEEE En | 





Gegensatz, der durch die nach 1890 einsetzende deutsche Flotten- 
und Weltpolitik entstanden war, und der deutsch-französische 
Konflikt um Elsaß-Lothringen lag nicht im Sinne Wiens. Die 
aktive österreichisch-ungarische Balkanpolitik, die über die Wah- 
rung der wirtschaftlichen Interessen hinausging und die Monarchie 


in bittere Konflikte mit Rußland brachte, wurde in Berlin nicht 


begrüßt. Auch die österreichisch-ungarischen Ressentiments gegen 


Italien, die den Dreibund belasteten, entsprachen nicht den deut- 
schen Interessen. Während sich vor allem an der österreichisch- 
ungarisch-russischen Rivalität aber der erste Weltkrieg entzündete, 
wurde die deutsch-englische Kontroverse, die sich besonders an 


Belgien und auf den Weltmeeren zeigte, bald zum Zentrum der 


Kriegsdynamik, und wie Deutschland ın blinder Ehre und Treue 
seine Unterstützung für alle österreichisch-ungarischen Aktionen 
gegen Serbien gegeben hatte, so kämpfte auch Österreich-Ungarn 
zuerst aus Bündnistreue, in einer späteren Phase des Krieges aber 
auch aus Abhängigkeit an der Seite Deutschlands. Die Konsequen- 
zen, die sich aus dem österreichisch-ungarisch-russischen und dem 


deutsch-englischen Gegensatz ergaben, mußten also von Wien und 


Berlin gemeinsam getragen werden. 

Die Einigkeit und Begeisterung, mit der die Mittelmächte in 
den Krieg gezogen waren, währte aber nicht lange. Als nämlich 
für die durch die Anstrengungen des Krieges erschöpfte Doppel- 
monarchie die Friedensanbahnung notwendig wurde, und die 


Wiener Regierung die deutschen Kriegsziele im Westen, die sich 


ihrer Ansicht nach einer Einigung mit den Ententemächten ent- 
gegenstellten, zu mäßigen versuchte, entstanden Unstimmigkeiten. 
Denn Deutschland billigte seinem schwächeren Bundesgenossen 
kein Mitspracherecht in der deutschen Kriegszieldiskussion zu, und 
Österreich-Ungarn fühlte sich zurückgesetzt, weil Berlin seine 


Argumente außer acht ließ. Als man in Wien den militärischen und 


wirtschaftlichen Zusammenbruch der Doppelmonarchie befürch- 
tete, Deutschland aber nach wie vor auf seinen Friedensforderungen 
bestand, begann man am Ballhausplatz Sinn und Zweckmäßigkeit 
des Zweibundes zu diskutieren. Man dachte nicht daran, das Bünd- 
nis zu lösen, aber man wollte den Inhalt des Bündnisvertrages 
klarer formulieren und hoffte dadurch bei der weiteren Friedens- 
diskussion gleichberechtigt mit Deutschland auftreten zu können. 
Dieser Versuch, der auch viel zu spät kam, um noch Erfolg zu haben, 
fand bei Deutschland, das seine Handlungsfreiheit nicht durch 
neue Abmachungen einschränken lassen wollte, kein Verständnis. 
Hätten aber sofort nach Kriegsbeginn regelmäßige und einsichtige 
Besprechungen deutscher und österreichisch-ungarischer Staats- 
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männer eingesetzt, wäre es vielleicht gelungen, die einander wider- 
strebenden politischen Interessen beider Seiten zu einem Ausgleich 
zu bringen. Dann wäre es unter Umständen möglich gewesen, den 
Bündnisvertrag, der nur den Kriegsfall, nicht aber Richtlinien für 


eine gemeinsame Politik im Kriege festlegte, zu ergänzen. Die 


Bündnispartner, die sich jedoch nur gelegentlich trafen, argumen- 


tierten aber entweder auf so scharfe und kompromißlose Weise, daß 
eine Einigung nur selten erzielt wurde, oder sie versuchten die 
Gegensätze hinter hohlen Solidaritätsbeteuerungen zu verbergen. 
Bei allen Gesprächen dominierte das leicht verletzliche Prestige 
beider Seiten. So konnte die komplizierte politische Lage des ersten 


Weltkrieges nicht zur Zufriedenheit beider Partner bewältigt 


werden, und der Ballhausplatz scheiterte an der Aufgabe, seine 
Bündnisverpflichtung mit einer seinen eigenen Interessen ent- 
sprechenden Belgienpolitik in Einklang zu bringen!). Die Erwar- 
tungen, die man in Deutschland und Österreich-Ungarn auf den 
Zweibund setzte, hatten sich zwar bei Kriegsausbruch, als beide 


Staaten ihren Pflichten bedingungslos nachkamen, erfüllt, sie 


wurden aber enttäuscht, als es galt, im Kriege eine gemeinsame 


Politik zu führen. 

Es ergibt sich daher bei der Betrachtung des deutsch-öster- 
reichisch-ungarischen Bündnisses die Frage, ob in einer sich ständig 
ändernden Situation ein starres Bündnis überhaupt für lange Jahre 


möglich ist, ohne daß die Interessen der Partner mit der Zeit 


Schaden leiden. Während die politischen Verhältnisse, die 1879 den 


Zweibund nahegelegt hatten, im ersten Weltkrieg nicht mehr be- 
standen, lief das Bündnis als traditionelle Institution weiter, ohne 
daß es der veränderten Lage angepaßt wurde. Am Ende des Krieges 
zeigte sich jedoch, daß die verschiedenen Interessen der Zweibund- 
partner, wie es schon die Schwierigkeiten bei der Kriegszieldiskus- 


sion bewiesen hatten, stärker waren als alle Reden über Bündnis- 


treue und waffenbrüderliche Solidarität. Österreich-Ungarn be- 
schritt, als es sich am 28. Oktober 1918 von Deutschland trennte 
und um einen Separatfrieden bat, einen Weg, der sich schon früher 
angebahnt hatte. 


!) Die Nachteile, die das Bündnis Deutschland brachte, können hier nicht 
ausführlicher diskutiert werden, da sie sich nicht an der belgischen Frage 
zeigen lassen. 








BERICHT ÜBER DAS SCHRIFTTUM 


A. Buchbesprechungen 


The Philosophy of Law in Historical Perspective. Von CARL JOA- 
\ CHIM FRIEDRICH. Chicago, At the University Press 1958. 

X, 253 S. 4,75 $. 

Wenn es die Aufgabe der Rechtsphilosophie ist, Mittler zwischen 
einem Gebiet menschlicher Aktivität und der allgemeinen Deutung des 
menschlichen Lebens zu sein (H. Coing), dann wird die Darstellung 
ihrer Geschichte gleichsam zu einem sichtenden Filter, der Wesent- 
liches vom Unwesentlichen, Beständiges und Gültiges vom bloß 
Ephemeren scheidet. Erst mit Hilfe dieser historischen Perspektive 
wird es möglich, eine Konstanz im Rechtsbewußtsein der Menschen 
nachzuweisen, die, wenn auch wechselnd in der Form und in der Ge- 
wichtsverteilung der Werte, Diktaturen wie absolutistische Monar- 
chien überdauert hat. Wie in der Nationalökonomie gewisse Grund- 
formen der Wirtschaftsordnung als immer wiederkehrend und darum 
als unabhängig von Zeit und Ort festgestellt wurden, so lassen sich 
auch beim Recht Grundelemente nachweisen, die sich durch die Ge- 
schichte hindurch als beständig, d.h. als stets von neuem bestehend 
und bestätigt, dokumentierten. 

Diese Tatsache erscheint uns heute im Zeitalter totaler Dikta- 
turen entscheidend und sicher auch ermutigend, weil kaum irgendwo 
anders die Möglichkeit eines Irrtums und Mißbrauchs von so weit- 
tragender Bedeutung ist wie beim Recht. Wie wenige gestaltende 
Kräfte des menschlichen Zusammenlebens vermag das Recht in die 
Ordnung der Gemeinschaft und das Leben des Einzelnen einzugreifen. 
Falsches Erkennen des Verhältnisses Macht — Recht, irrige Deutung 
der sozialen Bedingtheiten des Rechts und Negation seiner ethischen 
Grundlagen waren und sind Stufen eines Irrtums, von dem es leicht 
und oft genug nur ein Schritt zur Verirrung sein kann. Die Legitimie- 
rung staatlichen Handelns durch die Anrufung göttlichen oder mensch- 
lichen Rechts entsprang vielfach reinem Zweck- und Machtdenken, 
losgelöst von jeder sittlich-moralischen Fundierung und benutzt als 
bloßer Deckmantel brutaler Herrschaft. Die Berufung auf Recht, Ge- 
techtigkeit und „Gesetzlichkeit‘‘ in den zwei Jahrtausenden abend- 
ländischer Geschichte bis in die Gegenwart beweist andererseits, wie 
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sehr jeder noch so rücksichtslose Machthaber auf das Rechtsempfinden 
seiner Untertanen Rücksicht zu nehmen hatte. 

Von hierher bestimmen sich demnach auch die besondere Auf- 
gabe und die Aktualität der Rechtsphilosophie unserer Zeit: nämlich 
diesen ständig wirksamen Konstanten des Rechtsdenkens nachzu- 
gehen, sie aus der Verschüttung zweier Weltkriege herauszuheben 
und die Tatsache ihrer unveränderten Existenz eindrücklich und be- 
weiskräftig zu belegen. 

Carl J. Friedrich unternimmt es mit seiner Studie — auf deren 
deutsche Ausgabe in dieser Zeitschrift bereits kurz hingewiesen wurde 
(HZ 188, 200) — einen Beitrag zu einer solchen Aufgabe zu leisten. Man 
darf, um das nochmals zu bestätigen, mit Genugtuung festhalten, daß 
ihm dies mit seiner klaren, einprägsamen Darstellung und Deutung 
rechtsphilosophischer Lehren weitgehend gelungen ist. Sie erfuhr in 
der englischen Ausgabe einige nicht unwesentliche Erweiterungen, wes- 
halb es uns gerechtfertigt erscheint, nochmals und etwas ausführlicher 
auf die Arbeit Friedrichs einzugehen. 

Der Vf. geht von der Feststellung aus, daß jede Rechtsphilosophie 
zwei Gesichtspunkte zu berücksichtigen hat: sie muß einmal die vor- 
ausgegangenen Lehren zur Kenntnis nehmen, um von daher bestim- 
men zu können, welche Probleme bereits durchdacht worden und als 
Grundlage für die eigenen Theorien zu verwenden sind. Zum andern ist 
es erforderlich, die philosophische Grundhaltung zu erkennen, aus der 
die jeweilige Rechtsphilosophie gewachsen ist und von der aus der 
Standort ihres Begründers fixiert werden kann. 

Die erste Aufgabe, das Auswählen und Nachzeichnen der bedeut- 
samsten und weiterwirkenden rechtsphilosophischen Lehren, stellte 
sich Friedrich im Hauptteil seines Buches. Von der alttestamentari- 
schen Auffassung des Rechtes als Willensäußerung Gottes spannt er in 
treffender und die wichtigsten Etappen der weiteren Entwicklung gut 
charakterisierender Weise den Bogen bis zu den Rechtstheorien der 
jüngsten Vergangenheit. Fast wäre man versucht zu sagen, daß sich 
dieser Bogen heute zu einem Kreise schließt; denn an seinem Ende, in 
der Gegenwart, weist er wiederum in die Richtung eines in der mensch- 
lichen Natur und im göttlichen Willen verankerten Rechts. Auf 
Lehren, die den letzten Ursprung des Rechts und der Gerechtigkeit im 
Transzendenten, in der Idee des Guten (Plato und Aristoteles), in der 
civitas dei Augustins und der göttlichen Weltordnung Thomas von 
Aquins sahen, folgte, parallel den großen Geistesströmungen von 
Humanismus, Reformation und Aufklärung, die allmähliche Lösung 
des Naturrechts von seinem christlich-theologischen Grund (Grotius), 
folgte die Gegenüberstellung des ‚common law‘‘ zum ‚natural law“ 
als Beschränkung und Kontrolle königlicher Prärogative in England, 
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1 seine „Rationalisierung‘‘ und ‚„‚Demokratisierung‘‘ durch Spinoza bis 
hinzu Rousseau und Kant, wo es als Ausdruck des allgemeinen Volks- 
willens und schließlich bei Marx und den Kommunisten, als Ideologie 
der jeweils herrschenden Klasse bezeichnet wird. Aber nicht allein 
diese Etappe der Ideologisierung des Rechts, sondern auch seine in- 
haltliche Entleerung und Formalisierung (so das Recht als staatliche 
gesetzte Sollensordnung bei Kelsen) waren zu durchlaufen, bis sich 
nach den beiden Weltkriegen, dem Aufkommen und dem Zusammen- 
bruch rechtsschändender Diktaturen eine neuerliche Hinwendung zum 
Naturrecht Bahn brach. Sie erfolgte, auch außerhalb der katholisch- 
thomistischen Rechtsphilosophie, als eine Rückbesinnung auf die- 
jenigen Elemente des Rechts, die unabhängig von Zeit und Ort wirk- 
sam bleiben. Das Problem des Naturrechts stellt sich damit, wie 
Friedrich schreibt, ‚in seiner ganzen Fülle von neuem. Denn von den 
Kriterien allgemeiner Natur, wie das Recht beschaffen sein solle, führt 
somit ein Weg zum Recht, wie es beschaffen ist.‘ 

Bei dieser Frage nach der materiellen Beschaffenheit des Rechts, 
setzt Friedrich im zweiten Teil seiner Studie ein. Ihre wenigstens an- 
nähernde Beantwortung erscheint ihm nur dann möglich, wenn das 
Recht als Teil und Resultat aller menschlicher Erfahrungen begriffen 
wird, als Phänomen und Auswirkung des sozialen Lebens in all seinen 
Erscheinungsformen. Mehr als Ansätze zur Lösung dieser weitgreifen- 
den Aufgabe will und kann Friedrich nicht aufzeigen. Ihn führt die 
historische Betrachtung in erster Linie auf das zentrale Problem des 
Verhältnisses von Recht und Gerechtigkeit hin: wenn die Geschichte 
nachzuweisen vermag, daß eine feste und stets gültige inhaltliche Be- 
stimmung des Rechts nicht gelungen ist, dann zeigt sie auf der andern 
Seite doch, daß das Streben nach Gerechtigkeit unverändert blieb. 
Diese ihrerseits braucht nicht unbedingt und von vorneherein inhalt- 
lich festgelegt zu sein. Entscheidend ist die Konstanz ihres Vorhanden- 
seins. Sie gilt als überpersönliches Prinzip, das erst in seinem konkre- 
ten Vollzug, im gegebenen Fall mit Inhalt erfüllt wird. „Gerechtigkeit 
muß deshalb, nach einem Wort von Rosenstock-Hüssy, immer von 
neuem verwirklicht werden.‘‘ Aus diesem Grund auch kann sie nicht 
mit dem gesetzten, positiven Recht identisch sein. Sie ist vielmehr sein 
ständig anzustrebendes Leitbild, der Stern, wie Friedrich sie nennt, 
nach dem sich das Recht auszurichten und zu orientieren hat. 

Diese klare Unterscheidung gibt Friedrich die Möglichkeit, ver- 
schiedene um das Recht kreisende Aspekte zu beleuchten, die Autori- 
tät, die Verfassung, das Problem des Rechtsbruchs und, überspringend 
auf das Übernationale, das Postulat einer Friedensordnung. Hier 
mögen nicht alle Argumente gleich stark abgesichert sein und manche 
Fragen sich erheben. Aus welchen Wurzeln, möchte man fragen, soll 
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die von Friedrich aufgezeigte Weltverfassung wachsen, wo eine Be- 
schränkung auf dieTraditionen des europäisch-angelsächsischen Rechts- 
denkens sicher nicht mehr ausreicht ? Die Schwierigkeit beginnt ja 
gerade dort, wo eine postulierte Verfassungsordnung selbst in einer 
relativ homogenen Rechtsgemeinschaft mit einem allgemein verbind- 
lichen Inhalt gefüllt werden soll. Kann sich dann noch eine Einigung 
auf ein gemeinsames Verstehen dessen, was als Gerechtigkeit gelten 
soll, erreichen lassen ? 

Wichtiger als solche Einwände erscheint uns jedoch der Versuch 
des Vf., die „Ortsbestimmung‘‘ eines gerechten und richtigen Rechts 
gewagt zu haben, von der aus ein Weiterforschen erst möglich wird. 
Dafür gibt Friedrich in seiner Schlußformel die Anleitung: ‚just law“ 
ist für ihn ‚a system of reasonable rules which are grounded in the 
common experience of man, which seek to realize justice, which are 
created with the participation of all the members of the legal com- 
munity on the basis of a constitution, and which rest upon the con- 
tinuous common effort of these members‘‘. Es ist dies Letzte zugleich 
eine Aufforderung, die über die eigentliche Rechtsphilosophie hinaus 
jeden Einzelnen heute mehr denn je für das anspricht, was Cicero in 
einem schönen Wort umschrieben hat: ‚Wir sind Diener des Rechts, 
um frei sein zu können.“ 


Frankfurt (Main) Curt Gasteyger 
Genf 


Transzendenz der Erkenntnis und Eschatologie der Geschichte. Von 
ALFONS ADAMS. (Aevum Christianum, Salzburger Beiträge zur 
Religions- und Geistesgeschichte des Abendlandes, 2). Münster, 
Aschendorff 1958. 148 S. 9,80 DM. 

Von den Salzburger Hochschulwochen 1955 unter dem Thema 
„Die geistigen Mächte der Gegenwart und die Heilsmacht der Kirche“ 
liegen in dem preiswerten Buch die beiden Eröffnungsvorlesungen vor: } 
„Wissenschaft und Philosophie. Zur Metaphysik der Erkenntnis‘ und 
„Geschichtsphilosophische Positionen (Zur Metaphysik der Ge 
schichte)‘. Man wird in den zwei Vorlesungen Anregendes über den 
Umbruch von der Erkenntnistheorie zur Ontologie, die der Vf. ent- 
schlossen zur Metaphysik weiterführen möchte, lesen können. Man 
wird im zweiten Teil kluge Gedanken über Hegel und Marx finden. Es 
empfiehlt sich jedoch, bei der Besprechung einen anderen Ausgangs 
punkt einzunehmen. 

Im Vorwort ist von dem Ernst und der Schwere der Zeit in allen 
Bereichen der Theologie, Philosophie, des Rechts, der Sprache und 
selbst der Soziologie die Rede. Von solcher Verantwortung aus fragt 
der Vf. nach der Situation der Zeit. Er tut dieses mit großer Zurück- 
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haltung, er will keine fertigen Lösungen anbieten, wenn ihm auch die 
Wahrheit gewiß ist, „die durch die Heilsmacht der (katholischen) Kir- 
che garantiert ist‘‘. Den Betrachtungen liegt eine umfassende ge- 
schichtstheologische Konzeption zugrunde. Von der Reformation aus 
istes zur Herrschaft der Wissenschaften gekommen, die in ihrem Aus- 
schließlichkeitsanspruch das Leben und die Wahrheit gefährden. 
Analog sieht der Vf. die Entwicklung von der Reformation über Hegel 
zı Marx. Gegen diese Entwicklung wird die Lehre der katholischen 
Kirche gestellt in einem Bündnis mit der wahren Philosophie als ihrer 
Dienerin. 

Das Werk der Reformation wurde nach Auffassung des Vf. in 
säkularisierter Form im Namen der Wissenschaft fortgesetzt und da- 
mit zugleich in Frage gestellt. Die Reformation mußte sich diesem 
Diktat beugen und anpassen, „um wenigstens eine Scheinexistenz 
außerhalb der Wissenschaft zu wahren‘ (S. 12). Im Wissenschafts- 
begriff der Neuzeit wird die wissenschaftliche Erkenntnis absolut ge- 
setzt (S. 10). In der Herrschaft der Wissenschaften vollendet sich auch 
eschatologisch der Sinn der Geschichte. Die Universitäten sind zu den 
eigentlichen Wohnungen der Wahrheit geworden, das Wort der Wissen- 
schaft ist unfehlbar, ihre Herrschaft total, die Universitäten sind die 
Tempel der Wissenschaft (S. 18f.). Als Folge dieser Entwicklung zählt 
der Vf. folgende Phänomene auf: Alle anderen Arten der Erkenntnis 
besonders Glaube und Liebe werden verdrängt (S. 10 u. 17); die Meta- 
physik wird preisgegeben (S. 11); die Kirche mit ihrem unfehlbaren 
Lehramt hat ihre Stellung an die Universität verloren (S. 19). Wenn es 
auch nicht in der ursprünglichen Konzeption lag, so hatte die aus- 
schließliche Herrschaft der Wissenschaft doch ‚‚eine politische Diffa- 
mierung und Ächtung aller Menschen zur Folge, die nicht auf dem 
‚Boden der Wissenschaft‘ standen‘. So ist der Terror das Ende und das 
Erscheinen einer Position, die ursprünglich anders konzipiert war 
(S.12f.). Nicht nur aus der Entwicklung der Naturwissenschaften 
(Atomkrieg), sondern auch der Geisteswissenschaften (Hegel, Marx) 
droht so der Untergang zumindest des abendländischen Geistes (S.15). 
Hegel und Marx aber bleiben in ihren wesentlichen Punkten ohne den 
Rückgriff auf die christliche Tradition des abendländischen Denkens 
unverständlich (S. 64). Die eschatologische Deutung der Geschichte 
durch den christlichen Glauben bedeutet auch die Basis für das Ver- 
ständnis der Geschichtsphilosophie von Hegel und Marx (S. 66ff.). Der 
Grund der philosophischen Positionen Hegels aber ist wiederum die 
protestantische Theologie, nennt doch Hegel die Reformation ‚die 
alles verklärende Sonne, die auf jene Morgenröte des Mittelalters folgt‘ 
(S. 96). Der Idealismus aber ist tot, neben einem christlichen Denken 
hat sich als allein ernst zu nehmende Macht der Marxismus entwickelt, 
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der sich nur aus seinen ‚Eltern‘ (Wissenschaft, Kant, Hegel) verstehen 
läßt (S. 40). Hegel ist heute nur noch in der Abwandlung durch Marx 
lebendig (S. 102). Interessant ist dabei die These des Vf., daß der Pri- 
mat der praktischen vor der theoretischen Vernunft bei Kant der erste 
geniale Einbruch der ‚Arbeit‘ und der ‚Technik‘ in das Bewußtsein des 
Abendlandes im Gang seiner Geschichte sei. Marx zog nur noch die 
letzte Konsequenz und definierte den Menschen ökonomisch-gesell- 
schaftlich, wozu ihm die realen Strukturen seiner Zeit den Anlaß 
gaben (S. 111). 

Diesem aus Reformation, Idealismus und Wissenschaft geborenen 
Marxismus steht in allein ernst zu nehmender Alternative die katho- 
lische Kirche als Hüterin der geoffenbarten Wahrheit gegenüber. Die 
Kirche als göttliche Einrichtung ist unwandelbar; dem Besitz der 
Wahrheit kann nichts Neues mehr hinzugefügt werden (S. 37). An die 
Seite der katholischen Lehre aber tritt durch den Aufweis der ontolo- 
gischen Strukturen der Welt (analogia entis! S. 141) die Philosophie 
als Dienerin der Theologie (S. 28), wobei darin die höchste Auszeich- 
nung der Philosophie gesehen wird (S. 33). 

Die Relevanz der marxistischen und die Wahrheit der katho- 
lischen Interpretation zeigt sich auch gegenüber der Frage des objek- 
tiven Geistes. „Die Person, die durch das ganze Aktgefüge und alle 
Strukturen der Emotionen, Handlungen und Stellungnahmen ‚durch- 
tönt‘, ist das letzte und größte Wort der Ontologie‘‘ (S. 54). Die Meta- 
physik aber führt die Fragen des individuellen Geistes zu den viel er- 
heblicheren und aktuelleren des objektiven Geistes. Hier findet der Vf. 
die gemeinsame Struktur der katholischen und marxistischen Lehre 
gegenüber dem Standpunkt des individuell personalen Geistes. So 
scheint es, daß die ‚gesellschaftliche‘ Deutung des Geistes mehr Wahr- 
heit enthält als die individualistische Interpretation, weil die entschei- 
denden Wesenszüge des Geistes nicht aus der Selbständigkeit, sondern 
aus dem Umgang mit dem objektiven Geist stammen (S. 54f.). 

Von solcher geschichtstheologischen Konzeption aus erhält das 
Nachwort des Herausgebers der Salzburger Beiträge sein eigentliches 
Gewicht. Mit den Salzburger Hochschulwochen wolle man die 1810 
aufgehobene Salzburger Benediktiner-Universität in einer ihr ge- 
mäßen neuzeitlichen Form wiedererstehen lassen. Die geplante Alber- 
tus-Magnus-Universität solle eine Lehr-, Bildungs- und Forschungs- 
stätte der Wahrheit auf dem Grunde des unverlierbaren europäischen 
Geistesgutes werden und versuchen, das Neue, das in unserer Zeit nach 
Antwort ruft, mit den ihr gegebenen Mitteln in die abendländisch- 
europäische Tradition einzuordnen (S. 148). 

Der zusammenfassende Bericht wirkt massiver und profilierter, 
als es in der maßvollen und immer nach gerechtem Urteil strebenden 
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Argumentation des Vf. zum Ausdruck kommt. So urteilt er über die 
Schriften Hegels, daß es sich hier um die großartigste Metaphysik des 
Denkens, der Natur und des Geistes handelt, einschließlich einer Kate- 
gorienlehre, die nach den großen Summen des Mittelalters überhaupt 
geschrieben worden ist (S. 83). Beim Marxismus beachtet er die huma- 
nen Elemente dieses Denkens (S. 130). Der evangelische Theologe wird 
dem Vf. in vielen Dingen beistimmen. Das Problem der Säkularisation 
betrifft vor allem den Protestantismus. Die säkularisierten Eschatolo- 
gien, nämlich daß die Weltvernunft zum Bewußtsein ihrer Freiheit 
kommt oder daß der Zustand einer klassenlosen Gesellschaft erreicht 
wird, hängen genetisch sicher mit der Reformation zusammen. Wie 
aber steht es mit dem Protestantismus selbst ? Wenn der Vf. davon 
spricht, daß Skepsis und Methodologie Zeichen und Ausdruck ge- 
schwundener Vitalität und Leidenschaft des Denkens, greisenhafte 
Züge, Verfall und Absterben jeden echten philosophischen Erkennens 
sind (S. 28f.), so wird er damit nicht nur an die vorphänomenologische 
Philosophie, sondern auch an die von ihm so bezeichnete Scheinexi- 
stenz des reformatorischen Werkes gedacht haben. Nun kann kein 
Zweifel an dem merkwürdigen Tatbestand bestehen, daß in der pro- 
testantischen Theologie nach 1945 die Frage der Hermeneutik im Zen- 
trum stand. Daneben behaupteten sich Liturgismus, biblischer Positi- 
vismus und eine spekulative Offenbarungsontologie. Das eigentliche 
Erbe der Reformation, die Verbindung von kritischem Denken und 
Forschen mit dem personalen Glauben an die göttliche Offenbarung in 
Jesus Christus, wurde kaum noch gemeistert. Nun muß Unvermögen 
nicht notwendig Verfall sein. Rez. meint vielmehr, daß die erneut auf- 
genommene Diskussion um den historischen Jesus (Namen wie G. Born- 
kamm, G. Ebeling, E. Fuchs und E. Käsemann sind hier zu nennen; 
vgl. auch die instruktive Verarbeitung von Einzelergebnissen in dem 
Aufsatz von W. Pannenberg, Heilsgeschehen und Geschichte in der 
Zeitschrift Kerygma und Dogma, 1959, H. 3 u. 4) und auch ein 
Buch wie das von R. Wittram: Das Interesse an der Geschichte, 
1958, das Werk der Reformation in lebendiger und zukunftsver- 
heißender Weise fortsetzen. Das vom Vf. wiederholt ausgesprochene 
Verdikt über den Historismus wird damit verkehrt in die Aufgabe der 
Bewältigung des historistischen Problems. Diese sei mit der Formel 
umrissen: kein Besitz der Wahrheit (auch von der Kirche nicht!), 
sondern immer wieder neu verantwortetes Leben aus der Wahrheit. 
Damit wird auch die aus Reformation, Aufklärung und Idealismus her- 
zuleitende moderne Universität protestantischer Prägung anders be- 
wertet. Der Idealismus ist tot; ein Wissenschaftspositivismus läßt sich 
nach Aufgabe einiger Bequemlichkeiten genauso unter marxistischer 
Herrschaft praktizieren. Aber das Werk der mit Humanismus und 
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wissenschaftlichem Forschen verbundenen Reformation — nicht als 
ungefährdetes Erbe, sondern als Aufgabe — ist damit nicht preis- 
gegeben. 

Göttingen H.W. Krumwiede 


Die Schriften zur Naturwissenschaft. Von J. W. v. GOETHE. Voll- 
ständige mit Erläuterungen versehene Ausgabe hrsg. im Auftrage 


der Deutschen Akademie der Naturforscher Leopoldina von 


Rupprecht Matthaei, Wilhelm Trollund K. Lothar Wolf. 

VI: Zur Farbenlehre. Historischer Teil. 1. Abt.: Text. Bearbeitet 

von Dorothea Kuhn. XVII, 450 S. 2. Abt.: Ergänzungen und 

Erläuterungen. Bearbeitet von Dorothea Kuhn und Karl 

Lothar Wolf. XXX, 640 S. Weimar, Hermann Böhlaus Nach- 

folger 1959. 

Nicht Goethes einst umfehdete Farbenlehre steht hier zur Kritik, 
auch nicht die Prinzipien seiner Naturwissenschaft — heute so aktuell 
wie nur je —, sondern was den Historiker im eignen Temenos angeht: 
„die Materialien zur Geschichte der Farbenlehre‘‘, wie Goethe diesen 
zweiten, zwischen 1790 und 1810 herangediehenen Teil seines wissen- 
schaftlichen Lebenswerkes bescheidentlich betitelte. Tatsächlich ist es, 
das sollte sich mit der Zeit herumsprechen, ein geistesgeschichtliches 
Werk allerersten Ranges, dem noch heute recht weniges an die Seite 
zu stellen ist. Insonderheit ist es für die Wissenschaftsgeschichte, wie 
die Herausgeber mit Recht betonen (II, S. IX), eine nach wie vor exem- 
plarische Leistung, von der hier drei methodische Vorzüge herausge- 
hoben seien. —1. Die Darstellung ist universalangelegt. Hier wäre heute 
natürlich sehr vieles hinzuzufügen, besonders für das Mittelalter, auch 
wohl für außereuropäische Völker. — 2. Goethe führt die alten Auto- 


ren mit ihren eignen, wohlgewählten und souverän interpretierten 
Worten vor. Das ergab sich ihm speziell aus dem Mangel an Vorarbei- 
ten und aus den damaligen Schwierigkeiten der Literaturbeschaffung; 
es ersparte zugleich die ihm verhaßten Anmerkungen. Übrigens sagt 


seine Einleitung (I, $. VIIL,s—IX,,) immer neu zu bedenkende 


Wahrheiten über das Subjektive, das im Referieren über fremde Mei- 


nungen fast immer gegeben ist. — 3. Die historische Darstellung erfaßt 
die Autoren der Farbenlehre als Menschen, läßt ihre fachwissenschaft- 
lichen Beiträge aus ihrer Gesamtexistenz hervorgehn und gestaltet da- 
mit den Gang der Geschichte als etwas, was nicht mystisch ‚‚sich‘‘ ent- 


wickelt, sondern von wirklichen Geistern vollzogen wird. Der Kontrast 
zur begrifflich isolierenden Geistesgeschichte liegt auf der Hand. 


Die vorliegende Ausgabe nun bringt in der 1. Abteilung rein 
Goethes Text auf Grund des einzigen von Goethe persönlich verant- 
worteten Druckes von 1810, da von der Urschrift nur kleine Fragmente 
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erhalten sind. Neu sind einzig die Titelei und die Rechtschreibung; 
auch das Namen- und Sachregister ist das alte (nicht absolut voll- 
ständige) von Riemer, natürlich mit den jetzigen Seitenzahlen; es be- 
schlägt auch die beiden andern Teile der Farbenlehre samt dem Tafel- 
band. Über die Unterlagen der Edition und die Textvarianten (hand- 
schriftliche Entwürfe; spätere Notizen zu einer gekürzten, endgültigen 


Ausgabe) unterrichtet die 2. Abteilung, S. XXI—XXV und 567—599. 
Über den philologischen Apparat hinaus ergänzt der Erläuterungs- 


band den goethischen Text durch dreierlei Beigaben. Zunächst sam- 
melt er aus den handschriftlichen Beständen alles, was zu Goethes 
Vorarbeiten gehört: Notizen und Exzerpte, Büchertitel, Disposi- 
tionen und erste Einfälle, auch Zeichnungen usw., ein teilweise (vgl. 
$.X) bisher unveröffentlichtes Material. Da das fast alles undatierbar 


ist, wird es in der Reihenfolge des Buchtextes geordnet. Man bekommt 


einen Eindruck, wie Goethe seinen Stoff sammelte und sich in ihn ein- 
arbeitete, mit welcher Gründlichkeit und innern Beteiligung er seine 
Bücherstudien betrieb. Dies ergänzt sich durch die anschließende 
Sammlung von Zeugnissen, die alles zu erfassen sucht, was in Goethes 
autobiographischen Aufzeichnungen und in seiner Korrespondenz 
während der einschlägigen zwanzig Jahre mit der Geschichte der Far- 
benlehre zu tun hat; hinzu treten etliche noch vorhandene Nachweise 


über Buchentleihungen u. dgl. Dieser Teil ordnet sich nach der Chro- 
nologie von Goethes Leben. Man erkennt erneut Goethes ausdauern- 
den Einsatz, zugleich die vielen Mühen einer solch erstmaligen For- 
schung: schon rein arbeitstechnisch war es wichtig, weit herum die 
gelehrte Welt für sein Thema zu interessieren. Als dritte Beigabe erhal- 
ten wir dann das, was grade der Historiker beim Studium von Goethes 


Buch sich oft wünschen wird, einen laufenden Sachkommentar zum 


Text: Nachweis der vielen, noch heute oft schwer erreichbaren, ja 
gelegentlich (gleich das Motto) nicht identifizierten Zitate, Orientie- 
rung über die z. T. wenig bekannten Autoren der Farbenlehre, Abklä- 
rung vokabularer und sachlicher Schwierigkeiten (S. 409—566). Dem 


folgt dann der schon erwähnte textkritische Apparat sowie ein Register 


der Namen und Bücher. 

Für das erste und letzte — die Lektüre von Goethes eignem, blei- 
bendem Text, also namentlich seiner zusammenfassenden Betrachtun- 
gen — hätte es so großen Aufwandes ja nicht bedurft. Aber wer das 
Geschichtswerk genauer erfassen und würdigen, wer es gar wissen- 


schaftlich für Studien über die Geistesgeschichtsschreibung, die Far- 
benlehre oder Goethe selber durchforschen will, dem wird der Er- 


gänzungsband eine Hilfe leisten, wie sie bisher nicht da war. Es ist 
alles mit hingebendem Fleiß aus den Quellen heraus gearbeitet, und 
erste Auskünfte findet man vor allem in dem Sachkommentar rasch. 
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Bei intensiver Benutzung allerdings muß man sich den Zugang erst 


erringen. Die von den Herausgebern vorangestellte Gebrauchsanwei- 
sung, die gleich auch viele gute Winke inhaltlicher Art mitgibt, umfaßt 
einen vollen Druckbogen (S. X—XXYV]I), das System der Abkürzun- 
gen, das sich dem der neuen Akademieausgabe von Goethes Werken 


möglichst anschließt, ist nicht einfach, die Liste der Siglen nicht klar 
genug geordnet. Wenn die Sammlung von Goethes Notizen und Vor- 


arbeiten als ‚Materialien‘ betitelt und zitiert wird, so entsteht eine 
gewisse Verwirrung, da dies ja zugleich der Titel von Goethes Buch ist. 
Doch ist es leichter, derlei kleine Hemmnisse zu empfinden, als es ange- 
sichts der überaus subtilen methodischen Ansprüche von heute besser 
zu machen, wenn denn die Ausgabe zugleich dem ernsthaften Leser und 


dem Grüpplein der Spezialisten dienlich sein soll. Beide werden aus 
dem so reich Gebotenen das ihre herausgreifen und beide den Bearbei- 
tern samt ihren Vorgängern, Helfern und Förderern (vgl. das Vorwort) 
wie auch dem Verlage zu großem Danke verpflichtet sein. 

Basel W.von den Steinen 






A Victorian Eminence. The life and works of Henry Thomas Buckle. 
By GILES ST. AUBYN. London, Barrie 1958. 229 S. 25 s. 
Henry Thomas Buckle, dessen Werk ‚The history of civilisation 

of England‘ bei seinem Erscheinen 1857—1861 eine Sensation war, 

ist heute so gut wie vergessen. Nur in der Geschichte der Historio- 
graphie wird seiner noch gedacht. Buckle teilt dieses Schicksal mit 
einigen neueren Geschichtsschreibern, deren eigentümliche Leistung 
wie bei ihm in einer ausgesprochen zeitbedingten geschichtsphilosophi- 
schen Konzeption zu sehen ist, wie etwa Houston Stewart Chamber- 
lain oder Oswald Spengler. Glänzend und eindrucksvoll geschrieben, 
geben sie alle bestimmten in ihrer Zeit lebenden Gedanken in der An- 
wendung auf die Geschichte Ausdruck. Darin liegt in gleicher Weise 
der Grund für die überaus starke momentane Resonanz wie für das 
schnelle Veralten, und es scheint, als könnte nur rein historisches Inter- 
esse sich noch ihnen zuwenden. Der Vf. der vorliegenden knappen 

Biographie Buckles ist anderer Meinung, und es ist allerdings nicht zu 

verkennen, daß gerade die heutige, mit soziologischen Kategorien 

arbeitende Geschichtsschreibung in Buckle einen Vorläufer, ja viel- 
leicht ihren ersten Protagonisten im 19. Jahrhundert erblicken könnte. 

Hat er doch ganz radikal das historische Interesse von den Individuen 

fort auf die gesellschaftlichen Erscheinungen gelenkt, so unvollkom- 

men und einseitig auch seine ausschließlich unter den naturwissen- 
schaftlichen Voraussetzungen seiner Zeit arbeitende Erklärungsweise 
war. Aubyn sieht neben verschiedenen mehr äußerlichen Gründen das 
schnelle Veralten von Buckles Werk dadurch verursacht, daß Darwins 
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Hauptwerk über die Entstehung der Arten erst zwei Jahre nach dem 


1. Band der History of Civilisation erschienen ist. Das ist eine richtige 
Beobachtung. In ihr kommt zum Ausdruck, daß Buckle der Entwick- 
lungsbegriff fehlt, und Aubyn meint, daß er ihm von der Naturwissen- 
schaft hätte dargeboten werden können, wenn er Darwin rechtzeitig 


kennengelernt hätte. Aber es liegt auf der Hand, daß damit noch nicht 


alles gesagt ist, eben weil der naturwissenschaftliche Entwicklungs- 
begriff im Sinne Darwins auch nicht ohne weiteres auf die Geschichte 
übertragen werden kann. 

In dieser Richtung liegen die Schwächen des neuen Rehabilitie- 
rungsversuchs von Buckle. Gewiß handelt es sich nicht um eine ein- 
fache Apologie. Der Vf. identifiziert sich keineswegs mit dem materia- 
len Gehalt der Buckleschen Geschichtsauffassung. Er schildert 
Buckles Lebensgang in dem Bemühen um eine möglichst gerechte 
Würdigung und vermag aus dem in den früheren Bearbeitungen nicht 
voll ausgeschöpften handschriftlichen Material noch manche Nuance 
zu gewinnen. Er führt auch die Kritiker von Buckle in wörtlichen Zita- 
ten an und entreißt sie damit ebenfalls der Vergessenheit, worauf als 
sehr interessant besonders hingewiesen sei. Aber wir vermissen in dieser 
Auseinandersetzung mit den Kritikern neben anderen weniger wichti- 
gen Namen den von Johann Gustav Droysen. Zwar findet sich Droysens 
Buckle-Kritik aus der Historischen Zeitschrift 1862 unter ihrem Titel 
„Erhebung der Geschichte zum Rang einer Wissenschaft‘ in der Bi- 
bliographical Note (seltsamerweise freilich als selbständige Schrift) an- 
geführt, aber nicht im Text behandelt. Während andere wie z.B. 
Macaulay oder Carlyle mitunter auch nur mit ganz kurzen Bemerkun- 
gen erwähnt werden, ist Droysens Widerspruch übergangen. Damit aber 
kommt die entscheidende Gegenposition des modernen Historismus 
gegen Buckle nicht zur Erörterung. 

Auch Friedrich Meinecke hat sich in seiner Jugend unter dem ganz 
starken Eindruck von Droysen mit Buckle auseinandergesetzt, und wir 
haben auch noch den Niederschlag davon in seiner nicht abgegebenen 
philosophischen Staatsexamensarbeit vor uns, die in dem kürzlich 
erschienenen Band der Meinecke-Gesamtausgabe ‚Zur Theorie und 
Philosophie der Geschichte‘ jetzt bequem zugänglich ist. Man kann 
daraus sehen, welche Bedeutung Buckle gerade auch durch die Er- 
weckung des Widerspruchs auf der Gegenseite für die Klärung der 
geistigen Situation gehabt hat. Aber vor allem wird deutlich, daß der 
geistige Standort Buckles derjenige der Aufklärung des 18. Jahrhunderts 
geblieben war. Er war nicht nur, wie Aubyn meint, in bezug auf die 
Erkenntnisse Darwins und der modernen Naturwissenschaft unmittel- 
bar nach Erscheinen seines Werkes veraltet, sondern in noch höherem 
Grade in bezug auf die Erkenntnis von der Andersartigkeit der 
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Geschichte als Wissenschaft im Unterschied von der Naturwissenschaft, 
Überdies sollte man das „‚Neuartige‘‘ an Buckle nicht zu sehr über- 
schätzen; denn schließlich gehörten Klimalehre und alle Erklärungs- 
versuche menschlichen Handelns aus ihren physischen Voraussetzungen 
bereits zum Arsenal geschichtlichen Denkens im 18. Jahrhundert. 

Demgegenüber spielt die Tatsache, daß Buckle sein Werk unvoll- 
endet gelassen hat und daß dieses trotz alledem eine imponierende 
Leistung in seiner Zeit bleibt, doch nur eine untergeordnete Rolle, 
Sonst ist, wie Aubyn nachweist, gewiß mancherlei Mißverständnis und 
nicht weniger vorschnelles und voreingenommenes Urteil bei einzelnen 
Gegnern Buckles nachzuweisen als in dessen übereilten Generali- 
sierungen selbst. Aber sogar hier verdiente in manchem, obenhin als 
böswillig absprechende Kritik erscheinenden Urteil dieser Untergrund 
einer grundsätzlichen Abweichung berücksichtigt zu werden, den 
Aubyn überhaupt nicht wahrgenommen hat. Man wird als Ergebnis 
festhalten müssen, daß Buckle von dem modernen Historismus über- 
haupt nicht ergriffen worden ist, und auch eine moderne soziologische 
Geschichtsschreibung wird insofern weder unmittelbar an ihn an- 
knüpfen noch ihn als ihren Vorkämpfer in Anspruch nehmen dürfen, 
wenn sie sich nicht einer Selbsttäuschung und einer neuen Verkennung 
ihrer Aufgaben und Methoden hingeben will. 


Marburg (Lahn) Eberhard Kessel 


Dictionaire des Biographies. Publie sous la direction de PIERRE GRI- 
MAL. 2 Bde. Paris, Presses Universitaires de France 1958. 1563 $. 
Biographie Nationale. Publiee par l’Acad&mie Royale des sciences, des 
lettres et des beaux-arts de Belgique. Tome 29, I, 1957, 8795. 

et Tome 30, II, 1958/59, 881 S. 

BiographischeSammlungen und Bibliographien findenheutegroßes 
Interesse, solche Nachschlagewerke entsprechen dem Bedürfnis unserer 
schnellebigen Zeit. Selbstverständlich kann es auch nur erwünscht sein, 
wenn neben den Nationalbiographien, die zum Teil noch nicht abge- 
schlossen sind, auch solche Werke herausgebracht werden, die über 
Lebensläufe von bekannten Männern und Frauen aus allen Zeiten und 
aus allen Ländern in Kürze berichten. Die Auswahl muß naturgemäß 
beschränkt sein. Es ist nichts dagegen einzuwenden, wenn in einem 
französischen Werk die Franzosen, bzw. diejenigen Völker, mit denen 
Frankreich in einem ständigen Kulturaustausch gestanden hat, bevor- 
zugt berücksichtigt worden sind. Für uns Deutsche besteht kein Grund 
zu Empfindlichkeit; im vorliegenden ‚dictionaire‘‘ sind gerade deutsche 
Persönlichkeiten, auch Schriftsteller geringeren Ranges, in erstaun- 
licher Fülle vertreten. Auf eine Würdigung wurde verzichtet, der hier- 
durch eingesparte Raum kam der Zahl der Aufgenommenen zugute. 
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Das Werk ist mit vielen Abbildungen versehen; bei den Einzelnach- 
weisen ist auf Ikonographie besonderer Wert gelegt worden. DasSchwer- 
gewicht liegt auf den kulturellen und zivilisatorischen Leistungen. 

Bei voller Würdigung der Schwierigkeiten eines solchen weit- 
gespannten Unternehmens müssen leider erhebliche Bedenken an- 
gemeldet werden. Über Auswahlprinzipien läßt sich streiten; der Her- 
ausgeber ist im Vorwort auf die Perspektiven eingegangen, die zur 
Richtschnur gedient haben. Immerhin müßten doch wohl in einem 
zweibändigen Werk mit über 1500 Seiten alle Persönlichkeiten in Er- 
scheinung treten, die zu den ganz Großen zählen, so daß z.B. der 
Maler Altdorfer kaum fehlen durfte. Ferner, selbst wenn auf die übliche 
Raumverteilung nach der Rangordnung der behandelten Persönlich- 
keiten bewußt verzichtet worden ist, scheint es uns nicht richtig zu 
sein, wenn Hugo Grotius mit 8 Zeilen abgespeist wird, und vielleicht 
einer der größten Könige Frankreichs, Heinrich IV., knapp eine Spalte 
erhalten hat. Aber über diesen Punkt mag man immerhin noch ver- 
schiedener Meinung sein.. 


Viel ernster fällt der Umstand ins Gewicht, daß offenbar in allzu 


vielen Beiträgen die konkreten Zeit- und Sachangaben sich als falsch 
oder ungenau erweisen. 


Einige Beispiele: Boltzmann, Ludwig (I, S. 88), ist nicht in Wien, 
sondern in Duino bei Triest gestorben. Clausewitz (I, S. 337) war nicht 
Direktor der Kriegsschule, sondern nur Verwaltungsdirektor, eine ziemlich 
unbedeutende Stellung. Dafür ist nicht erwähnt, daß er 1831 Chef des 
Generalstabes der Observationsarmee in Posen wurde. Sein Werk ‚Vom 
Kriege‘‘ ist in erster Auflage 1832 (nicht 1833) erschienen. Clausius, Julius 
Emanuel Rudolph (I, S. 337), ist nicht in Bern, sondern in Bonn gestorben. 
Er war nie in Bern Professor, sondern in Zürich, Würzburg und Bonn. Die 
Schrift Carnots (I, S. 271) ‚„‚Reflexions sur la puissance. . .‘“ handelt nicht vom 
ersten, sondern vom zweiten Hauptsatz der Thermodynamik. Im Artikel 
Paul Ehrlich (I, S. 483) heißt der Geburtsort Strehlen (nicht Strehlin). Aus 
Steglitz ist Streglitz geworden. Es wird nicht erwähnt, daß er 1899 Direktor 
des Instituts für Serumforschung in Frankfurt am Main wurde. Das so wich- 
tige Abdankungsdatum Kaiser Karls V. wird auf den März 1557 verlegt 
(richtig September 1555). Die Entlassung Bismarcks, ebenfalls ein euro- 
päisches Ereignis, ist am 20. März 1890 erfolgt, nicht, wie es im Artikel heißt, 
im Februar. Bei Clara Viebig (II, S. 1496) fehlt das Todesdatum, obwohl sie 
schon 1952 verstorben ist. Es handelt sich hier nur um einige Stichproben. 

Auch die Literaturangaben sind sehr ungleichmäßig. Selbst in einem 
populären Werk geht es u. E. nicht an, wenn bei Albertus Magnus als einzige 
Literatur eine französische Geschichte der Biologie angegeben wird. Bei 
Ludwig XVI. wird nur eine Biographie aus dem Jahre 1907 angeführt, ob- 
wohl sich das Bild dieses Herrschers durch neuere Forschungsergebnisse er- 
heblich verändert hat. Ähnlich liegt es bei Lafayette, über den in den letzten 
Jahrzehnten so viel gearbeitet worden ist. 
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Er erhebt sich die grundsätzliche Frage, weshalb solche oder ähn- 
liche Mängel in französischen biographischen Sammelwerken nicht 
selten auffallen. Es besteht in dieser Hinsicht ein eigentümlicher 
Gegensatz zu den sonstigen bewunderungswürdigen Leistungen der 
französischen Geschichtsschreibung. Die Erklärung scheint uns darin 
zu liegen, daß die Franzosen dazu neigen, zu solchen Unternehmungen 
einen allzu begrenzten Mitarbeiterkreis heranzuziehen. An dem vor- 
liegenden Werk haben sicherlich überwiegend Persönlichkeiten mit- 
gearbeitet, die sich wissenschaftlich auskennen und die um zuverlässige 
Angaben bemüht gewesen sind. Die Erfahrung lehrt jedoch, daß es an- 
gesichts der fortgeschrittenen Spezialisierung über die Kräfte einiger 
weniger Mitarbeiter hinausgeht, viele Tausende von biographischen Bei- 
trägen verschiedener Disziplinen entweder selbst zu bearbeiten oder 
ausreichend zu kontrollieren. Selbstverständlich lassen sich Fehler- 
quellen nie ganz ausschalten, sie müssen sich aber in engen Grenzen 
halten. Das mindeste, was von jedem Nachschlagewerk verlangt wer- 
den muß, ist doch wohl, daß der Benutzer sich auf konkrete Angaben 
verlassen und sich nach der angegebenen Literatur noch genauer orien- 
tieren kann. Dies aber ist hier nicht der Fall. 

Wir begeben uns in eine sehr andere Sphäre, wenn wir uns die 
Nachträge zur belgischen Biographie Nationale ansehen. Hier kann nur 
das größte Lob gespendet werden. Ganz besonders ist auf die ausge- 
zeichnete Bibliographie und Ikonographie hinzuweisen. Das Haupt- 
werk ist 1944 abgeschlossen worden, infolge des Krieges konnte mit der 
Veröffentlichung der Nachträge erst 1957 begonnen werden. In den 
suppl&ments sind inzwischen verstorbene Persönlichkeiten oder solche, 
die in früheren Bänden noch keine Würdigung erfahren haben, von 
A—Z behandelt worden. Die Herausgeber haben auch insofern einen 
neuen Weg beschritten, als sie jetzt Ergänzungen zu Artikeln bringen, 
die bereits in früheren Bänden erschienen sind. Vielleicht wäre es 
zweckmäßiger gewesen, die betreffenden Artikel vollständig neu zu 
bearbeiten, da die ersten Bände bereits in den sechziger Jahren des 
vorigen Jahrhunderts erschienen und daher bei dem damaligen For- 
schungsstand eine Anzahl von Beiträgen inzwischen überholt ist. Die 
Nachträge werden durch ein Verzeichnis der aufgenommenen Persön- 
lichkeiten und der Mitarbeiter abgeschlossen. 


München Otto Graf zu Stolberg-Wernigerode 


Storia delle Provincie Romane dell’Africa. Di PIETRO ROMANELLI. 
Rom, L’Erma — di Bretschneider 1958. 720 S. 1 Karte. 9000L. 
Das vorliegende Buch behandelt die Geschichte der afrikanischen 

Provinzen Roms vom Ende der Punischen Kriege bis zum Untergang 

des Vandalenreiches. Der Begriff Afrika ist dabei im antiken Sinn ge- 
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braucht, nämlich unter Ausschluß Ägyptens und der Cyrenaica. Zu den 
literarischen Quellen hat die archäologische Erforschung Nordafrikas 
im vergangenen Jahrhundert eine Fülle neuer Zeugnisse dem Boden ab- 
gerungen, die noch immer recht schwer zu überschauen sind. So ist es 
bewundernswert, daß ein solches Kompendium überhaupt hat ge- 
schaffen werden können, aus dem auch der einzelnen Problemen ferner 
Stehende sich leicht über den Stand der Forschung unterrichten kann. 
Dabei ist, soweit ich sehe, im allgemeinen die Literatur bis zum Jahre 
1956 berücksichtigt worden. Der 1957 erschienene Band 2,1 der Inscrip- 
tions Latins de l’Algerie, bearbeitet von H. G. Pflaum ist in der Haupt- 
sache nur den Addenda noch zugute gekommen, der schon 1954 er- 
schienene Atlas des Centuriations Romaines de Tunisie, bearbeitet von 
A. Caillemer und R. Chevalier, hat jedoch in dem vermutlich schon vor 
diesem Jahr abgeschlossenen Abschnitt des Buches über die Vermes- 
sung der Provinz ‚Africa‘ keinen Platz gefunden, obwohl er neue 
Grundlagen zur Beurteilung der einzelnen Limitationssysteme ent- 
hält. Inden Kapiteln über die Zeit der Republik und über das Vandalen- 
reich hat sich der Vf. mit Recht kürzer gefaßt, da hier die Arbeiten 
von St. Gsell und Chr. Courtois vorliegen. Der Schwerpunkt des Buches 
liegt daher in den Perioden des Prinzipates und des Dominates. 

Der an römischen Inschriften so reiche Boden Nordafrikas hat 
uns mehr als in anderen Provinzen Dokumente zur Rechtslage der 
einzelnen Gemeinden geschenkt. Sie sind unentbehrlich für das Ver- 
ständnis des Gemeinderechtes besonders in den fundarmen Provinzen 
nördlich der Alpen. Leider gibt der Vf. keinen zusammenhängenden 
Überblick über die Entwicklung des Stadtrechts in Afrika, da er aus 
verständlichen Gründen seine Darstellung chronologisch nach Regie- 
rungszeiten der römischen Kaiser gliedert. In der vieldiskutierten 
Frage der sogenannten Doppelgemeinden folgt er der von L. Poinssot 
und A. Merlin vertretenen Hypothese, wonach sich an ein und dem- 
selben Ort römische Kolonie und aus peregriner civitas hervorgegan- 
genes municipium entwickelt haben könnten, die dann schließlich in 
antoninischer Zeit vereinigt worden wären. Dies impliziert, daß im 
Territorium einer römischen Kolonie die attribuierte peregrine Bevöl- 
kerung schon sehr frühzeitig Organe der Selbstverwaltung erhalten 
hätte, etwa in der Art der gallischen civitates mit ordo decurionum und 
gewählten Magistraten. Dies scheint im Hinblick auf den einzigen uns 
bekannten Kataster einer römischen Kolonie, den von A. Piganiol, 
Gallia 13, 1955, 5ff., erläuterten Kataster von Orange, nicht möglich 
ohne Trennung der Territorien von colonia und civitas. Daß dagegen 
noch im zweiten Jahrhundert durch Verleihung des römischen Bürger- 
rechtes aus einer solchen civitas ein municipium geworden wäre — 
immer noch ohne räumliche Trennung von der colonia — und erst die- 
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ses municipium Commodus mit der colonia vereinigt hätte, entspricht 
kaum dem praktischen Sinn der Römer. Poinssot kam zu seiner Mei- 
nung durch einige Inschriften aus Thuburbo Maius. Von dort stam- 
men Weihungen an die Lokalgottheit der Stadt, die einmal Genio 
civitatis, zweimal Genio municipii lauten. Der offizielle Name der Stadt 
heißt unter Commodus: Colonia Iulia Aurelia Commoda Thuburbo 
Maius. Bei dieser Sachlage ist es doch weit naheliegender anzunehmen, 
daß auf den Geniusweihungen ein unpräziser Gebrauch der Worte 
civitas und municipium vorliegt. Schon Mommsen, Röm. Staatsrecht 
3 (1887) 800 Anm. 1 und 2 hat bemerkt, daß die Terminologie der In- 
schriften in dieser Beziehung oft ungenau ist. Weiterzukommen wäre 
hier m. E. nur durch eine über möglichst große Räume sich erstrek- 
kende Untersuchung der Bedeutungsschwankung der einschlägigen 
Worte. 

Etwas im Hintergrund geblieben gegenüber der Darstellung des 
städtischen Lebens sind die Zustände auf dem Land, obwohl auch da 
über große zivilisatorische Leistungen Roms zu berichten wäre. So fin- 
den z. B. die Ergebnisse der Erforschung der Limeszone am Nordrand 
der Wüste durch J. Baradez nur wenig Berücksichtigung. Aber der 
Anlage von großen Bewässerungssystemen hinter der Limeslinie in 
einem durchschnittlich 50 km breiten Wüstengürtel hat auch heute 
noch unser ‚technisches‘ Zeitalter in diesen Landschaften nichts Gleich- 
wertiges entgegenzusetzen. Begreiflicherweise stellt der Historiker die 
kulturellen Zustände fast von selbst hinter der Schilderung der Ereig- 
nisse zurück, besonders wenn der Ablauf des Geschehens so viele der 
Gegenwart verwandte Züge aufweist. Dennoch wäre es zum vollen Ver- 
ständnis des römischen Afrika wünschenswert, eine Darstellung zu be- 
sitzen, die nicht nur die Inschriften, sondern auch die kulturgeschicht- 
lichen Ergebnisse der Bodenforschung stärker auswertet, etwa in der 
Art, wie es A. L. Rivet in seinem Buch Town and Country in Roman 
Britain (1958) gelungen ist. Vielleicht dürfen wir uns gerade vom Vf. 
ein solches, die geschichtliche Darstellung ergänzendes Werk erhoffen. 


Frankfurt am Main Wilhelm Schleiermacher 


Herodes der Große. König in der Zeitenwende. Von STEWART 
PEROWNE. Stuttgart, G. Kilpper 1957. (Übersetzt von Hartmut 
Schmökel.) 244 S. 28 Bildtafeln, 4 Karten. 14,80 DM. 

A. H. M. Jones hat 1938 mit seinen ‚„Herods of Judaea‘ die 
Grundlage für alle weitere wissenschaftliche Erforschung der hero- 
dianischen Dynastie geschaffen; die vergangenen Jahre haben mit den 
Erfolgen der biblischen Archäologie und den Schriftfunden vom Toten 
Meer wieder ein erneutes Interesse auch an der profanen Geschichte 
Palästinas in diesem Zeitraum gebracht. Herodes der Große, Gründer 
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und bedeutendster Vertreter der Dynastie, nimmt darin eine Schlüssel- 
stellung ein; sein jüdisch-orientalischer Kleinstaat ist für uns nicht 
nur aufschlußreich durch die religiöse und politische Problematik des 
Spätjudentums, sondern zugleich als einziges römisches Klientelfürsten- 
tum, dessen innere Struktur wir genauer kennen. Beides, die Person 
des Herrschers wie die Probleme seines Staates, kommen in der vor- 
liegenden eingehenden Biographie (deren englischer Titel „Life and 


_times of Herod the Great‘ nicht dem Hang der deutschen Verlage zur 


als publikumswirksam geltenden Dramatisierung entgangen ist) zur 
Geltung. Mr. Perowne ist zu einem solchen Unternehmen in mehr- 
facher Hinsicht prädestiniert. Er ist zwar kein Fachhistoriker; aber 
er gehört (wie in ähnlicher Weise seine Gattin Freya Stark) zu dem in 
England nicht seltenen Typus des gutbewanderten historischen Ama- 
teurs, dessen wissenschaftlich durchaus ernstzunehmende Beiträge 
darstellerisch auch den ‚‚general reader‘‘ ansprechen und die so die 
Lücke ausfüllen, die in Deutschland (von wenigen rühmlichen Aus- 
nahmen abgesehen) meist ziemlich unvermittelt zwischen Fachbuch 
und historischem Reißer (sei es in Roman — oder Illustriertenbericht- 
form) klafft. P. beherrscht jedoch nicht nur die Quellen und die Fach- 
literatur zur Herodes-Geschichte; er hat durch langjährigen Aufent- 
halt in Palästina eine unschätzbare Kenntnis von Umwelt und Men- 
schen erworben (denn im Palästina der zwanziger Jahre war, wie Ronald 
Storrs oder John Bagot Glubb bezeugen, das biblisch-antike Milieu 
noch weithin fast unverändert erhalten) und hat außerdem selbst an 
der Erforschung der herodianischen Festungsbauten mitgearbeitet. 
Seine klare und lebendige Darstellung ergänzt und erweitert Jones’ 
„Herods‘‘ in manchem Betracht; so erfährt etwa die großartige Bau- 
tätigkeit des Königs, der einer der leidenschaftlichsten Bauherrn unter 
den Monarchen der Antike war, seine Festungen, Paläste und Nutz- 
bauten wie die Erneuerung des Tempels in Jerusalem, eine durch vor- 
zügliche Fotos unterstützte eingehende Behandlung (S. 143 ff.). Große 
Aufmerksamkeit wird der Verflochtenheit des palästinensischen 
Schicksals mit der politischen Gesamtsituation der Zeit geschenkt, 
zumal wo sie sich in den häufig mit erheblichem diplomatischem Ge- 
schick ausbalancierten persönlichen Beziehungen des Herodes mit den 
Großen der römischen Szene, Antonius, Agrippa, Augustus (und 
Kleopatra), manifestiert. Hier freilich neigt der Vf. aus seiner Per- 
spektive heraus manchmal dazu, die Bedeutung Palästinas im Ge- 
samten der römischen Politik zu überschätzen. Ein zentrales Anliegen 
P.s bleibt natürlich die psychologische Interpretation der schillernden 
Persönlichkeit des Herodes selbst; hier gelingt manche vorzügliche 
Beobachtung. Trotz starker und in mancher Hinsicht sehr wirksam ge- 
wordener hellenistischer Einflüsse erscheint Herodes (der seiner Ab- 
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stammung nach ja Idumäer, also Nichtjude war) im Kern seines 
Wesens als ein echter Araberherrscher — als ein politischer Typus also, 
dem P. in Abdullah von Transjordanien noch in einer sehr prägnanten 
Form begegnet ist. Etwas kritischer stimmt dagegen die abschließende 
Gesamtbeurteilung des Helden (S. 223ff.).. Wiewohl im Laufe der 
Darstellung die nicht gerade seltenen blutigen und düsteren Einzel- 
heiten von Herodes’ Laufbahn nicht beschönigt werden und P. ihn 
selbst des ja eigentümlicherweise von Josephus nicht berichteten beth- 
lehemitischen Kindermordes durchaus für fähig hält (S. 219), scheint er 
hier der Faszination seines Gegenstandes etwas erlegen zu sein. 
Natürlich war Herodes nicht nur der blutrünstige Tyrann einer populä- 
ren Geschichtsklitterung; seine politischen Fähigkeiten und admini- 
strativen Leistungen, die sich häufig durchaus positiv für das Juden- 
tum seiner Zeit auswirkten, stehen außer Zweifel und werden von P. 
zu Recht unterstrichen. Aber daß ‚Vertrauenswürdigkeit der Kem 
seiner politischen Erfolge‘‘ gewesen sei (S. 224), daß die sinistren 
Seiten seiner Persönlichkeit angesichts der gängigen Maßstäbe der Zeit 
an Schärfe verlören, und daß seine eigentliche historische Schuld in 
einer vollkommenen Empfindungslosigkeit für die geistig-religiöse 
Problematik seines Landes und seiner Untertanen liege — solche Fest- 
stellungen rücken den Charakter dieses skrupellosen und raffinierten 
Technikers der Macht doch in ein etwas zu freundliches Licht. Schäffer, 
aber wohl richtiger, schrieb Sir John Squire in einer Rezension der eng- 
lischen Ausgabe: “(Herodes) was rather like... Henry VIII, who also 
charmed spectators in youth, who shared Herod’s taste for power and 
splendour and repeated many of his crimes, and would not have shrunk 
from the last and worst had it suited his book.’’ Daß ihn die Geschichte 
den Großen genannt hat, läßt sich höchstens als Unterscheidungsmerk- 


mal und in der sehr relativen Wertskala des Vergleichs mit seinen gleich- 
namigen Nachfolgern verstehen und rechtfertigen; Herodes ist eines 
der nicht seltenen Beispiele für die Inkongruenz zwischen wirklicher 
Größe und dem Beinamen des Großen. 

Tübingen F.G. Maier 


Die Hofkapelle der deutschen Könige. I. Grundlegung. Die Karolingi- 
sche Hofkapelle. Von JOSEF FLECKENSTEIN. (Schriften der 
Monumenta Germaniae historica 16/I.) Stuttgart, Hiersemam 
1959. XXIV und 251 S. 41,— DM. 

Obwohl die Hofkapelle das Kernstück früh- und hochmittelalter- 
licher Reichsverwaltung gewesen ist, entwirft kaum eine Quelle ein 
direktes Bild von dieser Institution. Um ihr Wesen zu ermitteln, ist 
man auf die gelegentliche Erwähnung der Kapelläne und auf Be 
obachtungen an Kaiser- und Königsurkunden angewiesen. Diesen 
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Schwierigkeiten zum Trotz die Geschichte der karolingischen Hof- 
kapelle(n) geschrieben zu haben ist F.s großes Verdienst. Aufbauend 
auf den Arbeiten von Lüders und Klewitz sowie den Forschungen zu 
den Diplomata-Ausgaben der Monumenta Germaniae und unter vor- 
sichtiger Handhabung der prosopographischen Methode verfolgt der Vf. 
die Geschicke der Kapelle von Pippin dem Kurzen bis zu Konrad I., 
wobei nach dem Vertrag von Verdun die ostfränkische Entwicklung 
das Hauptinteresse beansprucht. Während das Wort capella bald die 
verschiedensten Inhalte ausdrückt, ist die karolingische Hofkapelle 
gekennzeichnet durch das Beisammen seiner drei ursprünglichen Be- 
deutungen: capella als Meßgerät, als Pfalzkirche und als Kreis der 
Kapelläne — ein Beisammen, in dem sich zugleich die Aufgaben einer 
Zentralbürokratie und eines herrscherlichen Gottesdiensts erfüllen 
ließen. Der doppelten Bestimmung entspricht die Polarität von Erz- 
kapellan und Erzkanzler, wobei F. einerseits den ersten dem zweiten 
übergeordnet sieht, andrerseits die Verselbständigungstendenzen des 
Urkundenressorts, namentlich in der Zeit Ludwigs des Frommen, be- 
tont. Nach dem Zerfall des Imperiums in die Teilreiche setzte auch ein 
mehr oder weniger starker Verfall der Teilkapellen ein. Dies führte bei 
den ostfränkischen Karolingern dazu, daß seit Karlmann der Erz- 
kapellanat als bloße Würde dem vornehmsten Metropoliten des Reichs 
zufiel, während Kanzlei und die übrige Kapelle jetzt praktisch dem 
Kanzler unterstanden. 

So wird die Geschichte der Kapelle erst verständlich aus der Ge- 
schichte des Reichs, und diese wiederum wird durch die Kapellen- 
forschung außerordentlich bereichert. Bei dem angedeuteten Nexus 
nimmt es nicht wunder, daß die karolingische Hofkapelle ihre Blüte im 
ersten Drittel des 9. Jahrhunderts erlebte. Wenn aber selbst in dieser 
Zeit relativ guter Überlieferung manche Fragen offen bleiben, so liegt 
das entweder — wie schon angedeutet — an der grundsätzlich anderen 
Blickrichtung der frühmittelalterlichen Quellen oder (wie bei dem 
Pfalzenproblem) an dem allgemeineren Forschungsstand. Lief der ge- 
samte Schriftverkehr des Hofs durch die Hände der Kapelläne, die auf 
besondere Art fideles Dei et regis waren ? Oder standen für einen Teil 
der schriftlichen Aufgaben lateinkundige Laien zur Verfügung oder 
nicht in der Kapelle organisierte Geistliche ? Über die Ergebnisse von 
Ganshof (Moyen Age 1951) scheint hier nicht hinauszukommen zu sein, 
und infolgedessen ist F. mit großer Behutsamkeit verfahren. Während 
erz. B. in Einhard einen Kapellan vermutet und für Alkuin als Leiter 
der Palastschule eine Sonderstellung vorschlägt, hat er in weniger 
sicheren Fällen auf Spekulationen verzichtet und ist so weder auf 
Ermoldus Nigellus noch auf Modoin, den späteren Bischof von Autun, 
eingegangen, in denen man Mitglieder der königlichen Kapelle er- 
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blicken könnte. Es wird auch ohne dies deutlich, daß ‚‚das ganze Insti- 
tut, verglichen mit seiner jüngeren Gestalt in ottonischer Zeit, einen 
eigentümlich geschlossenen Charakter‘ hatte. Doch hätte man sich 
eine eingehendere Erörterung der Exemtion der Kapelläne gewünscht, 

Zwischen merowingischer und karolingischer Zeit sieht F. einen 


scharfen Bruch. Die neue Hofgeistlichkeit unterscheide sich von der 
älteren durch das Eindringen des Lehnwesens, durch eine hierarchische 


Spitze, durch zunächst geminderte soziale Stellung und durch die 
Übernahme des Urkundenressorts. Für den ersten Punkt sind Fs Er. 


kenntnisse höchst bedeutsam; zu den drei anderen wird man fragen 
dürfen, ob das Dunkel, das über Pippins Kapelle und mehr noch über 
der Hofgeistlichkeit der letzten Merowinger liegt, uns nicht eine klare 
Einsicht verwehrt. Wie wir kaum etwas über merowingische Vor- 


bilder der Aachener Marienkirche erfahren, so sind wir auch über 


die Referendare um das Jahr 700 bloß unzulänglich unterrichtet, 


Und was weiß man von Chrodegang und Fulrad, bevor sie Bischof 
resp. Abt wurden? Gab es nicht bereits im 7. Jahrhundert einen 
abbas palatini oratorii? Muß es immer als Zeichen niederer Geburt 
gewertet werden, wenn ein Notar kein Bistum erlangte ? Wenn somit 
das Problem der Kontinuität vielleicht in etwas anderem Licht 


gesehen werden kann, soll darum die Bedeutung des Buches keines- 


falls herabgesetzt werden. 


Dies gilt gleichermaßen für folgende Bemerkungen, die eher auf Ver- 
sehen als auf eigentliche Fehler zielen: Wala war Abt von Corbie, nicht von 
Korvey (S. 53). Die Annalen von Dijon und Jumieges, die beide Liudger als 
Kapellan bezeichnen, gehören zwar erst dem 12. Jahrhundert an, gehen aber 
auf eine gemeinsame Vorlage des 10. oder gar 9. Jahrhunderts zurück (S. 58). 


Da die Nachricht über eine capella in Notkers Gesta Karoli interpoliert ist, 


kann Notker nicht „die gleiche capella wie Ekkehard erwähnen“ (S. 240). 
S. 66, Anm. 152 (desgl. S. 234, Anm. 16), wäre auf F. W. Oediger, Noch ein- 
mal die ‚„‚Annales Xantenses“‘, in: Ann. d. hist. Ver. f. d. Niederrh. 1955, und 
S. 208, Anm. 305, auf C. Erdmann, Der ungesalbte König, in: DA. 2, hin- 
zuweisen. Doch genug der ‚Beanstandungen‘, die bei einem so wichtigen 
Werk leicht kleinlich wirken können! Wünschen wir dem Vf. vielmehr, daß 


er uns bald auch die versprochene Fortsetzung über die ottonische und 
salische Hofkapelle schenken kann! 
Bonn Hartmut Hoffmann 


Kloster Hirsau und seine Stifter. Von KARL SCHMID. (Forschungen 
zur Oberrheinischen Landesgeschichte, Bd. IX.) Freiburg i.Br., 


Eberhard Albert 1959. 153 S. 10,— DM. 
Die vorliegende Studie, die am Beispiel Hirsaus und seiner Stifter 


zu grundsätzlichen Fragen der frühmittelalterlichen Adelsforschung 
Stellung nimmt, kommt recht überraschend. Es war nicht zu erwarten, 
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daß unsere dürftigen Kenntnisse von der in karolingischer Zeit spielen- 
den Vorgeschichte des berühmten Reformklosters angesichts der weni- 


gen und in ihren Aussagen widersprüchlichen Quellen noch zu präzisie- 


ren oder gar zu vermehren wären. Schmid erkannte in den Memorien- 
büichern der Reichenau und von S. Giulia in Brescia Aufzeichnungen 
des 9. Jahrhunderts, die neben mehreren Trägern der Namen Noting 
und Erlafried — den aus Hirsauer Quellen des 11. Jahrhunderts be- 


kannten Stiftern — einen großen Personenkreis der „Hirsauer Stifter- 
familie‘ festhalten. Allerdings läßt sich nicht behaupten, durch diese 


Funde sei die Forschung zur Frühgeschichte des Klosters Hirsau aus 
einer „Sackgasse‘‘ befreit worden (Schmid 21; sein sonst sehr instruk- 
tiver Forschungsbericht S. 13ff.); kannte man doch seit den 20er Jah- 
ren sowohl den Bischof Noting von Vercelli als auch einen mit Hirsau 


in Verbindung zu bringenden Erlafried des ausgehenden 8, Jahrhun- 


derts in nichthirsauischen Quellen (Vita Aurelü prior; Codex Lauresha- 
mensis), und mehr als diese Gegenkontrolle, wenn auch mit größerer 
Sicherheit, gewähren die Memorienbücher zunächst auch nicht. Die- 
jenigen Leser des neuen Buches, die vornehmlich Aufschlüsse zur Ge- 
schichte des Klosters Hirsau in karolingischer Zeit erwarten, dürfen 
sich nicht zu viel versprechen. Das Neue bleibt weitgehend Kombina- 


tion, teils möglich, teils wahrscheinlich, im ganzen nicht recht befriedi- 


gend. Freilich waren die intensiven Italienbeziehungen des fränkischen 
und alemannischen Adels im Zusammenhang der Klostergründung bis- 
lang nicht annähernd vorstellbar (S. 30 ff.), obgleich wir Schmids These, 
Noting von Vercelli (der Translator der Aureliusreliquien von Mailand 
nach Hirsau 830), Noting von Verona (dort als electus episcopus 840 bis 


$4 nachweisbar) und Noting von Brescia (nachweisbar 844—858) seien 


personengleich, auf sich beruhen lassen. Mit der bisherigen Forschung 
wird man noch damit rechnen dürfen, es mit zwei Bischöfen — ver- 
mutlich Oheim und Neffe — zu tun zu haben: dem von Vercelli und 
dem von Verona/Brescia. 

Ein sicherer Nekrologbeweis, der noch einen dritten Bischof namens 
Noting — von Konstanz 919—934 — einbeziehen müßte, ist beim derzeitigen 


Stand der Editionen nicht zu führen. Der MGH Necr. Germ. 1,465 unter dem 


22.1. wohl nachgetragene Bf. Noting braucht nicht zwingend einem Irrtum 
zufolge an diese Stelle geraten zu sein und deshalb nicht — wie Baumann, 
wohl im Anschluß an die älteren Editoren (vgl. Ladewig-Müller, Reg. episc. 
Constant. 1,44 Nr. 351), behauptet — mit dem am 21.11. verstorbenen 
(Necr. Germ. 1,484) gleichgesetzt zu werden; haben wir es doch vermutlich 
in den Libri confraternitatum S. Galli ebenfalls mit drei Bischöfen namens 


Noting zu tun: II, 112,4 (N. von Konstanz ?), II, 385,20 (N. abba, laut Piper, 
dem Hrsg. in den MGH, der spätere Bf. von Verona/Brescia, der I, 76,2 wohl 


zwischen seinem Vorgänger und seinem Nachfolger in Verona steht und I, 9,6 
nochmals erscheint ?) und II, 384,6 (laut Piper Bf. von Vercelli). 


8+ 
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Indessen steht außer Frage, daß Noting von Vercelli und sein 
Amtsbruder in Verona/Brescia zur Hirsauer Stifterfamilie zählen, wie 
die Vita Aurelii einerseits und die Memorienbücher (vgl. Schmid 132£.) 
anderseits zu erkennen geben. — Zwischen Italien und Hirsau hat noch 
in mehrfacher Hinsicht die Reichenau vermittelt, und vor diesem 
Hintergrund deutet Schmid (37ff.) die Überlieferungsgeschichte der 
Reichenauer Vita Aurelii des 9. Jahrhunderts neu, ohne indes auch 
hier in allen Fragen zu überzeugen. 

Die Fassung A — nicht erhalten, vermutlich aus Italien stammend — 
soll durch den Bf. Noting direkt von Mailand zur Reichenau gebracht worden 
sein. Da Aurelius aber nach ‚‚Hirsau‘ überführt wurde, bliebe es immer noch 
möglich, daß A über Hirsau eines Tages zur Reichenau gelangte, wo B aller- 
dings — dies legt Schmid überzeugend dar — verfaßt wurde. Die Überliefe- 
rung B, deren Text das Stuttgarter Passionale bringt, berichtet: Neque hoc 
de s. Aurelio reticendum puto, quod nuper de translatione corporis ipsius tempo- 
ribus Hludouuici christianissimi imperatoris agnovimus. Dazu Schmidt 41: 
Es sei zu bedenken, ‚daß die Abfassung des ältesten Translationsberichtes 
sehr bald nach der Überführung der Aureliusreliquien durch Bischof Noting 
im Jahre 830 angesetzt werden muß, sagt doch der Verfasser, die Translation 
der Reliquien sei ‚kürzlich‘ (nuper) vorgenommen worden‘. Daß die Trans- 
lation kürzlich vorgenommen worden sei, sagt der Hagiograph aber keines- 
wegs. B kann somit sehr wohl der im Stuttgarter Passionale überlieferten 
Reichenauer Handschrift des 9./10. Jahrhunderts zeitlich näher stehen als 
den Ereignissen von 830, und damit entfallen viele Kombinationen Schmids 
zur Frühgeschichte Hirsaus. 

„Niedergang und Wiederherstellung des Klosters‘‘ ‚sind uns nur 
aus Quellen der Reformzeit mit unterschiedlichen Tendenzen in der Be- 
richterstattung überliefert. Schmids quellenkritische Analysen vermit- 
teln sehr lehrreiche Einblicke in das traditionsgebundene Denken der 
beteiligten Parteien. Unwahrscheinlich ist es indessen, daß beide im 
Codex Hirsaugiensis zu findenden Gründungs- und Wiedergründungs- 
berichte (fol. 2ab 3a; fol. 25ab) bereits vor 1075 geschrieben sein 
sollten. 

Fol. 3a heißt es unter Hinweis auf das durch Anregung Leos IX.er- 
baute Aureliuskloster, quod ad nostra usque tempora permansit, wobei zu be- 
denken ist, daß der Umzug ins neue Peterskloster 1092 stattgefunden hatte, 
Schmids Annahme, es handle sich bei dem zitierten Passus um eine spätere 
Interpolation (S. 64, Anm. 162), ist nicht überzeugend. Auch die in diesem 
Gründungsbericht konstatierbaren kanonischen Rechtsvorstellungen (vgl. 
Schmid 67: der Graf Adalbert mußte von dem Abte Wilhelm überzeugt wer- 
den, daß die Gründung Hirsaus ‚im Schoße der Kirche erfolgt war‘‘) weisen 
in eine Zeit, als man in Hirsau die libertas des DH IV 280 — die vornehmlich 
im Eigenkirchenrecht des hl. Aurelius begründet worden war, und die das 
Ergebnis des Kampfes zwischen Wilhelm und Adalbert darstellte — wieder 
verlassen hatte: mitten im Investiturstreit nach 1080. Eine konkrete Rechts- 
änderung konnte der betonte Hinweis auf den Bf. Noting und den Papst 
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Leo IX. vor 1075 für die Laiengründung Hirsau auch gar nicht bewirken. 
Fol. 2ab 3a sind wohl nichts weiter als eine einleitende Kompilation zu einer 
neuen Klostergeschichte an Hand der Abtsliste, die im frühen 12. Jahr- 
hundert mit neuen kanonischen Rechtsvorstellungen begonnen wurde. — 
Damit erledigte sich auch die von Schmid wiederholt aufgegriffene, aber nicht 
überzeugend beantwortete Frage nach dem Doppelpatrozinium Hirsaus: HF 
von 1075 erwähnt zum erstenmal- den hl. Petrus neben dem hl. Aurelius, 
obgleich in dieser Urkunde Aurelius noch als vermögensrechtliche Persön- 
lichkeit im Mittelpunkt steht. Es ist zu vermuten, daß man auf Grund des 
Gregorprivilegs JL. 5279 von vor 1075 Petrus als Schutzpatron annahm. 
Wenig später wurde Aurelius dann von dem Apostelfürsten gänzlich über- 
spielt. 

E Wie unsicher unser Wissen über die Vorgeschichte Hirsaus bleibt, 
machen schließlich Schmids Ausführungen zum Abschluß des ersten 
Teiles klar: S. 71—77 finden sich interessante Vermutungen über den 
Verfall des Klosters und das Ausscheiden Notings aus der lokalen Tradi- 
tion. 

Im zweiten Teil des Buches (‚Die Stifter und ihre Familien- 
geschichte‘‘) ist der Vf. in seinem Metier. Recht zu verstehen und zu 
würdigen ist die Studie nämlich erst vor dem Programm des von 
G. Tellenbach geleiteten Freiburger Arbeitskreises, unter dessen For- 
schungen schon beachtliche Beiträge Schmids zu finden sind. 


Sein Aufsatz „Zur Problematik von Familie, Sippe und Geschlecht, 
Haus und Dynastie beim mittelalterlichen Adel‘ (ZGORh NF 66 [1957], 1 ff.) 
sei besonders genannt, da er schwerwiegende Mängel der bislang vorwiegend 
genealogisch, an spätmittelalterlichen und neuzeitlichen Vorstellungen vom 
Adelshaus orientierten Forschungen für das Frühmittelalter aufzeigt und die 
methodischen Grundlagen zu einer „historischen Geschlechterkunde‘ zu 
legen sucht. Die Schwierigkeit, ja die inzwischen zutage getretene Aussichts- 
losigkeit der genealogischen Forschung (wobei gesicherte Filiationen selbst- 
verständlich von unersetzlichem Wert bleiben) scheint nämlich für die Zeit 
der Einnamigkeit durchaus nicht einfach aus dem ‚„Quellenmangel‘“ erklärbar 
zu sein; und obgleich zunächst der Verdacht aufkommen kann, daß Schmid 
eine auf diese Quellenarmut gegründete Geschlechtertheorie entwerfe, wird 
der Leser doch schrittweise über die historischen Hintergründe aufgeklärt: 
Der fränkische Adel war ‚„‚Hausadel des herrschenden Hauses“, und noch bis 
zum 11. Jh. waren die Geschlechter sowenig endgültig zentriert wie ihre Herr- 
schaften. Variierende Verwandtschaftsgruppen traten auf den Plan mit je- 
weils führenden — häufig geistlichen — Persönlichkeiten, deren im Königs- 
dienst oder in gewaltigen Stiftungen gründendes vornehmes Ansehen auf die 
Sippen ausstrahlte. 

Es gelingt Schmid nun am Beispiel ‚Kloster Hirsau und seine Stif- 
ter“ mittels einer verblüffenden methodischen Sicherheit in der Aus- 
wertung von Gedenkbucheinträgen der Reichenau, den Zusammen- 
hang zwischen den Klostergründern des 9. Jahrhunderts und der sich 


als „Grafengeschlecht formierenden Familie‘ Adalberts von Calw im 
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11. Jahrhundert herzustellen. ‚Die Noting/Erlafried/Astat-Sippe im 
9. Jahrhundert wurde abgelöst durch die Erchanbold/Adalbert/Ans- 
helm-Sippe im 10. Jahrhundert, der dann im 11. Jahrhundert die Fami- 
lie des Grafen Adalbert von Calw folgte, deren Sippenzusammenhang 
sich in den Namen Adalbert/Bruno/Gottfried zu erkennen gibt“ 
(S. 118). Wie dabei im Laufe der Untersuchung einerseits weite Lebens- 
und Wirkungsbereiche der Sippen im fränkischen und alemannischen 
Stammesgebiet, über Lothringen und Oberitalien hin sichtbar werden, 
anderseits sich aufschlußreiche Konsequenzen für die Adels-, Reichs-, 
Verfassungs- und Sozialgeschichte ergeben, darauf kann hier nur hin- 
gewiesen werden. Abschließend sei besonders betont, daß durch die 
Beleuchtung der laikalen Lokaltradition Hirsaus ein wesentlicher Aus- 
gangspunkt des späteren Reformklosters bedeutend verständlicher wird, 


Köln H. Jakobs 


La Chretiente et l’id&e de Croisade. Par PAUL ALPHANDERY — 

ALPHONSE DUPRONT. I: Les premieres croisades. 244 $. 

II: Recommencements necessaires (XIIe—XIIlIe siecles). 336 $. 

Paris, Albin Michel 1954—1959. Zus. 1995,— frs.(,‚L’Evolution 

de ’Humanite‘, Nr. 33—38 bis.) 

Der Schüler von P. Alphandery und Fortsetzer seines Werkes, 
A. Dupront, hat nach Vorlesungen und Teilausarbeitungen in den bis- 
her vorliegenden zwei Bänden (denen ein Quellenband folgen soll) das 
Lebenswerk seines verstorbenen Lehrers herausgegeben, das die Be- 
deutung der Kreuzzüge für die innere Geschichte des Christseins — 
zu unterscheiden von der der Kirche! — zum Gegenstand hat. So werden 
die unablässig zitierten Quellen weniger nach materialen Fakten be- 
fragt als nach sentimentalen Schwingungen und zeitgenössischen 
Selbstdeutungen, nach der ‚‚conscience des &venements du temps“. 
Das Ergebnis: Die treibende Kraft eschatologischer Vorstellungen und 
Prophetien des Hochmittelalters tritt höchst eindrucksvoll zutage. 
Diese Motive zeigen das Phänomen ‚Kreuzzug‘ nicht nur als militan- 
ten Ausdruck eines geistlich-politischen Lebensstils, der — vom Adel 
ausgehend — immer weitere Kreise des ‚Volkes‘ ergreift, sondern vor 
allem als Manifestation eines eschatologisch bestimmten und in Pro- 
phetien sich aussprechenden Glaubensstils, als ‚une expedition 
mystique, une conqu£te des derniers jours, avec toutes les promesses 
eschatologiques qu’elle comporte et, pour le peuple qui l’accomplit 
autour de son chef naturel, une Election veritable‘ (I, S. 204). 

Vor allem aber trägt den Kreuzzug der innere Aufruf zur Buße der 
„geistlich Armen“. Im irdischen Jerusalem und in der Fragwürdigkeit 
seiner militärischen Eroberung ‚‚incarniert‘‘ sich die Vorläufigkeit des 
irdischen Handelns, das als irdisches Handeln dennoch geboten ist. 
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An der Erfahrung dieser Vorläufigkeit zerbricht aber — in den mili- 
tärisch-politischen Niederlagen — der Glaube an die Einheit der 
Christenheit: erste laizistische Strömungen und früher Nationalismus, 
kirchlicher Spiritualismus und Heterodoxien der ‚Armen‘ gewinnen 
das Feld. Sozialgeschichtlich heißt das: die sakramentale Herrschafts- 
welt des Adels löst sich auf; das ‚Heilige Land‘‘ ist den Armen ver- 
sprochen (warum dann nicht auch, in aller grausigen Konkretheit, den 
Kindern! ?, II, S. 115ff.); denn die Großen sind unbußfertig, gerade 
wenn sie ihre heilige Pilgerschaft als einen Akt der Rechtsfindung und 
-wahrung verstehen wie in dem epochalen Ereignis des IV. Kreuzzugs 
gegen die immer schon verräterischen und häretischen Griechen (II, 
$.82ff.; vgl. II, S. 197£.). In ihm decouvriert sich der adlige Herr- 
schaftsstil nahezu tödlich. Nach der Vorbereitung durch die bernardini- 
sche Mystik geben Franziskus und die spiritualistischen Häresien die 
Antwort: der auf Erden leidende Christus ist der Herr und Erlöser 
derer, die Ihm in der Armut nachfolgen. — Alsbald aber wandert der 
Kreuzzug vom Osten in den Westen: ‚„L’Albigois remplace le Sarrasin‘“ 
(II, S. 103). Damit hebt die Moderne an; der Staat beginnt, die Stelle 
des Adels zu übernehmen; die imperiale Kirche setzt sich — z. B. nach 
El-Mansurah, 1221 (II, S. 176£.) — der Kritik profaner experiencia aus. 
Die eschatologisch bestimmte Glaubenskraft beginnt, sich in utopisti- 
sche Hoffnungen auf das große Wunder zu verdünnen. Und doch formt 
sich in ihnen eine fast lyrische Massenstimmung, die, verbunden mit den 
hochgotischen, bald marianischen Frömmigkeitsformen, das konti- 
nuierliche Kommen und Gehen der Pilger- und Kreuzfahrerzüge wäh- 
rend des ganzen 13. Jahrhunderts prägt, bis sie ausklingt in die ideolo- 
gischen Projekte der Jahrhundertwende (P. Dubois, der, II, S. 210ff., 
wohl zu „kreuzfahrerisch‘‘, zu wenig nationalistisch gesehen wird.) 
Aber gerade dieser „dialektische Umschlag‘ in den Nationalismus ge- 
hört ja mit hinein in die Gesamtbewegung der beginnenden Ablösung 
der Adelszeit durch die des institutionellen Staates, der das ‚Volk‘ auf 
seine Weise in die Hoffnungen auf Wunder abdrängt: Paris wird zur 
neuen „capitale oü doit se pr&parer le type de souverain de l’&poque 
neuve: c’est la capitale de la premiere des monarchies occidentales, ... 
ville pre&minente comme Jerusalem, mais qui n’est plus Jerusalem... .“ 
(II, S. 222£.). 

Das Buch endet in einer spekulativen, bis in die Gegenwart aus- 
greifenden Betrachtung seines Titels: „Croisade et Chretiente se sont 
faites ensemble, dans une cr&ation r&ciproque“‘ (II, S. 274). In Ent- 
gegensetzung zur Revolution, namentlich der jüngeren Neuzeit, zeigt 
es sich, daß ‚‚essentiellement la Croisade est mouvement de l’imma- 
nence sociale totale, c’est-A-dire travail d’une societe sur soi pour 
accomplir les forces &lementaires et manifester les pr&sences spirituel- 
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les, ceci tout en un, dans une societe de l’extraordinaire unique, 
€phem£re et toujours necessaire. On pourrait dire que la Croisade, 
justement parce qu’elle est totale, est synthe&se‘‘ (II, S. 277). Es ist 
deutlich, bezeichnet aber auch zugleich Intensität und geistigen Rang 
dieses Werkes, daß hier die Geistes- und Seelengeschichte — gerade 
eine so faszinierende, wie sie hier geboten wird — an die Grenze der 
Historie kommt: dorthin, wo diese einmündet in oder doch sich ver- 
binden muß mit Soziologie, Psychologie oder Theologie. 


Stuttgart Hellmut Kämpf 


Weltherrschaftsidee und Bündnispolitik. Untersuchungen zur aus- 
wärtigen Politik der Staufer. Von HANS JOACHIM KIRFEL, 
(Bonner historische Forschungen Bd. 12.). Bonn, Röhrscheid 1959, 
231 S. 18,— DM. 

Die Frage, ob die Idee einer Weltherrschaft für die Politik der 
deutschen Kaiserzeit eine bestimmende Rolle gespielt hat, hat die 
deutsche und außerdeutsche Forschung bis in die jüngste Zeit immer 
wieder beschäftigt. In seinem Aufsatz über den Weltherrschaftsgedan- 
ken des mittelalterlichen Kaisertums und die Souveränität der Staaten 
glaubte Robert Holtzmann eine Lösung dieses Problems in der Gegen- 
überstellung der beiden, vom römischen Staatsrecht entwickelten 
Begriffe auctoritas und potestas gefunden zu haben. Der mittelalterliche 
Kaiser habe nur eine höhere auctoritas besessen, durch die die Souve- 
ränität der übrigen abendländischen Staaten nicht bedroht gewesen 
sei. Gegen die These Holtzmanns hat sich seitdem mancher Wider- 
spruch erhoben. So ist es sehr zu begrüßen, daß dieser Fragenkomplex 
in der vorliegenden Arbeit, einer von Walther Holtzmann angeregten 
Dissertation, für die entscheidende Phase der Stauferzeit noch einmal 
auf breiter Quellenbasis untersucht wird, wobei außer der Theorie 
auch die politische Praxis berücksichtigt wird. 

Als Beweis für einen Weltherrschaftsanspruch der Staufer sind 
hauptsächlich immer wieder jene wenigen Quellenstellen angeführt, in 
denen im 12. Jahrhundert außerdeutsche Herrscher als reges provin- 
ciarum oder reguli bezeichnet werden. K. geht deshalb von der Interpre- 
tation dieser Zeugnisse aus. Wichtig ist hier vor allem der Bericht des 
Saxo Grammaticus über die Vorgänge in St. Jean de Losne im Jahre 
1162. Danach soll Rainald von Dassel den reges provinciarum das Recht 
der Mitwirkung bei der Entscheidung des päpstlichen Schismas abge- 
sprochen haben, da sich der Kaiser auch nicht in die Frage der Bischofs- 
einsetzung in ihren Gebieten einmische. K. betont m. E. mit Recht, 


daß der Ausdruck rex provinciarum bei Saxo wie auch sonst in der f 
Literatur der Zeit nicht als Unterkönig im Sinne des römischen Staats- f 


rechts verstanden werden kann. 
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Darüber hinaus glaubt K. in den Worten Rainalds, daß die veges in ihren 
Gebieten kirchenrechtliche Fragen selbst entscheiden können, den Ausfluß 
kanonistischer Lehren der Zeit zu erkennen. Er stützt sich dabei auf den 
Satz: Scitote certam provinciam esse, quae habet decem vel undecim civitates et 
unum regem, den Gratian c2C. VIgq. 3 als Dekretale des Papstes Pelagius II. 
bringt, und will (S. 31ff.) eine Entwicklungsgeschichte dieses Satzes geben. 
Dabei hat er aber übersehen, daß diese angebliche Sentenz des Vorgängers 
Gregors I. ein Satz der um 700 entstandenen irischen Kanonessammlung ist, 
der erst bei Pseudo-Isidor Papst Pelagius II. zugeschrieben wird. Auch inter- 
essiert dieser Satz die Kanonistik bis in die zweite Hälfte des 12. Jahrhunderts 
hinein nur soweit, wie er die Selbständigkeit der einzelnen Kirchenprovinzen 
und die Jurisdiktion des Erzbischofs betrifft (vgl. dazu jetzt H. Fuhrmann, 
Studien zur Geschichte mittelalterlicher Patriarchate III., ZRG® 41 [1955], 
122#. u. 150ff.). Es fehlt aber in der Kanonistik dieser Zeit vor 1160 jede 
Bezugnahme auf den rex. Die von Saxo geschilderte Unterredung dürfte also 
frei von kirchenrechtlichen Termini gewesen sein. 


Ebenso wie der Begriff rex provinciae wird auch, wie K. weiter 
zeigt, das Wort regulus in der Literatur der Zeit in sehr verschiedenem 
Sinn gebraucht und läßt sich nicht rein staatsrechtlich als ‚‚Vasallen- 
könig‘‘ deuten, wie dies seit Burdach in der neueren Literatur vielfach 
geschehen ist. Damit entfallen die wichtigsten Stücke für die These vom 
Weltherrschaftsanspruch der Staufer. Im rein literarischen Raum, in 
der Dichtung seit 1150 und bei den Legisten und einigen Kanonisten 


des ausgehenden 12. und des 13. Jahrhunderts, spielt diese Vorstellung 
eines dominium mundi des Kaisers, wie K. zeigt, allerdings eine nicht 
geringe Rolle. Doch sind etwa die Anschauungen der Kanonistik dabei 
keineswegs einhellig. 


Nicht minder wichtig als diese Ausführungen über die theoretische 
Diskussion des 12. und 13. Jahrhunderts scheint mir die Frage zu sein, 
der der zweite Teil der Arbeit gewidmet ist, ob die Staufer in ihrer 
Politik einen solchen Anspruch auf Weltherrschaft wirklich geltend 
gemacht haben. Zweifellos hat Barbarossa gelegentlich in schwierigen 
Situationen den Hinweis auf die Weltherrschaftsidee als diplomatisches 
Mittel benutzt. Eine größere Funktion hat sie aber in seiner Politik 
nicht gehabt. Das gilt auch von Heinrich VI., so sehr dieser auch be- 
strebt war, durch eine Oberlehnshoheit anderen Staaten gegenüber 
die Stellung des Reiches zu heben. Bei der Lehnsnahme des englischen 
Königs Richard Löwenherz spielt die Idee eines dominium mundi keine 
Rolle. Eine gewisse Diskrepanz zwischen Theorie und praktischer 
Politik wird gerade bei Friedrich II. deutlich. Auf der einen Seite 


‚ steigert jetzt die Staatstheorie die Stellung des Kaisers immer mehr 
| im universalistischen Sinn. Auf der anderen Seite sieht aber Friedrich, 


daß er im Kampf mit dem Papsttum gegenüber den anderen Nationen 
eine Weltherrschaft nicht geltend machen kann. Im Laufe seiner Re- 
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gierung tritt deshalb in seinen Staatsbriefen der Gedanke der Solidari- 
tät der abendländischen Fürsten gegenüber dem Papsttum immer stär- 
ker in den Vordergrund. 

Fragt man nach den bestimmenden Faktoren der staufischen 
Politik, so kommt, wie K. in einem letzten Kapitel betont, dem Ge- 
danken der amicitia eine besondere Bedeutung zu. Nachdem man in 
jüngster Zeit verschiedentlich die Rolle dieses im antiken Völkerrecht 
entwickelten Begriffs für die zwischenstaatlichen Beziehungen im 
frühen Mittelalter hervorgehoben hat, scheint mir der Wert der Arbeit 
von K. in dem Nachweis zu liegen, wie wichtig diese Vorstellung auch 
für die Außenpolitik der Staufer gewesen ist. Ihren Niederschlag fand 
sie in der Idee des politischen Bündnisses mit anderen Staaten. Seit 
den Tagen Konrads III., in denen wir zum erstenmal in der Geschichte 
des Mittelalters das Gegenüber zweier großen Koalitionen erkennen 
und geradezu von einem Bündnissystem sprechen können, bis zum 
Tode Friedrichs II. ist diese Idee eines Bündnisses mit anderen Staaten 
eines der bestimmenden Elemente der staufischen Politik gewesen, 
Darin kommen auch die machtpolitischen Veränderungen zum Aus- 
druck, die sich seit dem Beginn des 12. Jahrhunderts im Abendland 
durch den Aufstieg der werdenden Nationalstaaten ergaben, ebenso 
aber auch die Spannung zwischen Idee und Wirklichkeit, die in der 
deutschen Kaiserzeit immer wieder sichtbar wird. 

Kiel K. Jordan 


\ Der Cappenberger Barbarossakopf und die Anfänge des Stiftes Cappen- 
berg. Von HERBERT GRUNDMANN. (Münstersche Forschun- 
gen, Heft 12.) Köln, Böhlau 1959. VIII, 118 S., 6 Abb. 12,— DM. 
Der in Bronze gegossene, vergoldete Kopf Barbarossas im 
Prämonstratenserstift von Cappenberg ist für den Kunsthistoriker 
wie den Historiker gleichermaßen bedeutungsvoll. Seit reichlich 
100 Jahren beschäftigt sich mit ihm die Forschung, die nach und nach 
eine Reihe sicherer Ergebnisse erarbeitet hat. Diese Ergebnisse dürfen 
nicht im Widerspruch zu den literarischen Quellen und zum kunsthisto- 
rischen Befund stehen. Wo Historiker oder Kunsthistoriker ohne Rück- 
sicht auf die Quellen des Nachbarfaches arbeiteten, kam es zuweilen zu 
unhaltbaren Thesen. 

Heute stehen sich nur noch in bezug auf den ursprünglichen Ver- 
wendungszweck des Kopfes verschiedene Ansichten gegenüber. Daß 
er nicht von Hause ein Johannesreliquiar war, zu dem ihn Otto von 
Cappenberg, der Empfänger des Geschenkes, machte, ist gewiß: die 
gesicherte beabsichtigte Porträtähnlichkeit mit dem Kaiser schließt 
diese Möglichkeit aus. Auch eine fiktive Verwendung als Gieß- oder 
Räuchergefäß ist nicht anzunehmen. Es bleiben nur die Möglichkeiten, 


















_— 


olidari- 
\er stär- 


ıfischen 
em Ge- 
man in 
‘errecht 
gen im 
* Arbeit 
ıg auch 
ag fand 
>n. Seit 
chichte 
kennen 
is zum 
Staaten 
>wesen. 
m Aus- 
ndland 
ebenso 

in der 


rdan 


‚appen- 
rschun- 
— DM. 
sas im 
toriker 
ichlich 
d nach 
dürfen 
sthisto- 
: Rück- 
ilen zu 


n Ver- 
r. Daß 
to von 
iß: die 
chließt 
3- oder 
keiten, 











Mittelalter 123 


daß der Kaiser ein ‚„zweckfreies‘‘ Porträt von sich als Gunstbeweis an 
seinen Paten, den befreundeten Grafen Otto von Cappenberg, schickte 
(so Erich Meyer 1946, ebenso der Katalog der Ars Sacra in München 
1950) oder aber ein ‚‚Stifterbild‘‘ anfertigen ließ, das in Cappenberg 
mit einem schon vorher dorthin verbrachten Reliquienkreuz aus sei- 
nem Familienbesitz in Zusammenhang gebracht werden sollte (so 
Theodor Rensing, in: Westfalen, 1954). 

Es ist das Verdienst Herbert Grundmanns, noch einmal alle 
historischen Quellen kritisch geprüft undaufihrer Basis ein Bild von den 
geschichtlichen Verhältnissen entworfen zu haben, das nun deutlicher 
das Gesicherte vom Wahrscheinlichen und das Wahrscheinliche vom 
Möglichen zu unterscheiden erlaubt. Der Vf. interpretiert zunächst die 
Inschriften und die anderen Cappenberger literarischen Zeugnisse, ver- 
folgt die Geschichte des Reliquienkreuzes, untersucht die Umstände 
bei der Gründung des Cappenberger Stiftes, behandelt das Problem 
der Taufe Barbarossas und führt schließlich die Kaisergeschenke an 
Otto von Cappenberg vor, wobei der Frage der Porträtähnlichkeit ein 
besonderes Kapitel gewidmet wird. Eine ausführliche Untersuchung 
der ältesten Cappenberger Urkunden bildet den Abschluß. 

Der Vf. glaubt sich nach Berücksichtigung aller Umstände für die 
Ansicht Meyers entscheiden zu können, daß nämlich Barbarossa sein 
„Kopfbild zu Lebzeiten nicht einer Kirche für sakrale Verwendung, 
sondern seinem Paten als Zeichen persönlicher Verbundenheit‘ 
schenkte (S. 65). Das wäre nun freilich das Zeugnis einer Gesinnung, 
die bei Barbarossas Enkel Friedrich II. oder auch bei Papst Bonifaz 
VIII. vergleichbare Ausdrucksformen fand, die aber bei Barbarossa, 
trotz seines imperialen Selbstbewußtseins, immerhin ungewöhnlich ist. 

Diese Bedenken werden auch nach den Darlegungen Grundmanns 
nicht ausgeräumt. Gesichert ist folgendes: Otto von Cappenberg, 
Bruder des Grafen Gottfried von Cappenberg und mit diesem 1122 Be- 
gründer des Prämonstratenserstiftes in Cappenberg, seit 1156 eben- 
dort Propst, empfing vom Kaiser Friedrich Barbarossa, den er 1122 
aus der Taufe gehoben hatte, um 1156 — nicht vor 1155, vielleicht 
auch erst 1161 — mit mehreren anderen Geschenken den Bronzekopf, 
der als Bildnis des Kaisers geformt war. Für die Porträtähnlichkeit 
spricht nicht nur der Quellenhinweis — capud ... ad imperatoris 
formatum effigiem —, nicht nur die offensichtliche Ähnlichkeit mit 
anderen Darstellungen des Kaisers (Rensing, S. 137), sondern auch 
der interessante Nachweis Grundmanns, daß die bekannte zeitgenös- 
sische literarische Schilderung Barbarossas durch Rahewin zwar eine 
Zitatkompilation aus älteren Herrscherbeschreibungen ist (Karl d. Gr., 
der Westgotenkönig Theoderich II., sogar Attila), daß aber die Aus- 
wahl der altgeprägten Topoi nach dem tatsächlichen Aussehen des 










124 Buchbesprechungen 


Th — — — — — nn 


Kaisers erfolgte, das heißt, daß die konventionellen Formeln so kom- 
poniert wurden, daß sie das individuelle Antlitz des Kaisers wieder- 
erkennen ließen. Diese von Grundmann ausführlich behandelte Frage 
ist auch für den Kunsthistoriker insofern bedeutungsvoll, als sie auch 
einen Hinweis auf die Gesinnungsweise des Künstlers gibt, der mit 
überlieferten typischen Formen die Erscheinung des Kaisers beschreibt, 
Daher dann auch die merkwürdige Mischung von Allgemeinem und 
Individuellem, die in der älteren Literatur das Hin und Her bei der 
Beurteilung der Porträtähnlichkeit hervorgerufen hat. 

Ein Bildnis Barbarossas kann aber nun nicht von vorneherein als 
Johannesreliquiar bestimmt gewesen sein, da ein figürliches Reliquiar 
immer die eingeschlossene Reliquie kommentiert und ausdeutet 
(D. Frey, Der Realitätscharakter des Kunstwerks, in: Kunstwissen- 
schaftliche Grundfragen, 1946). Das zeigen auch die anderen gleich- 
zeitigen Kopfreliquiare, die immer den Heiligen darstellen, dessen 
Reliquien sie bergen (Paulusreliquiar Münster, Alexanderreliquiar aus 
Stablo). Diese überlieferten und üblichen Kopfreliquiare mögen den 
Empfänger, Otto von Cappenberg, veranlaßt haben, den Barbarossa- 
kopf in dieser Weise umzudeuten, indem er eine Johannesreliquie, Bart 
und Haare des Evangelisten Johannes, in dem Haupte verschloß. 
Gleichzeitig ließ Otto einen vierfüßigen Unterbau mit vier Trage- 
figuren — 3 Engel, die vierte, über dem gravierten Namen OTTO, ist 
verloren — gießen und Kopf und Unterbau mit einer Inschrift aus- 
statten, die Otto als Geber des Geschenkes nennt und das Ganze dem 
Evangelisten Johannes in der Hoffnung auf Fürbitte weiht. (Daß der 
Untersatz nachträglich im Auftrage Ottos angefertigt wurde, beweisen 
nicht nur die Unregelmäßigkeiten der Zusammenfügung, sondern vor 
allem der Umstand, daß der Kopf aus dem Aachener Kunstkreis 
stammt, während der Unterbau in Niedersachsen gegossen wurde. 
H. Swarzenski, Monuments of Romanesque Art, 1953, Nr. 362.) 

Otto machte also das Kaiserbildnis zu einem Reliquiar, um seinem 
persönlichen Patron, den Evangelisten Johannes, als dessen Knecht 
er sich an anderer Stelle bezeichnet, zu huldigen. Er nennt sich selbst 
namentlich in der Inschrift und noch einmal auf dem unteren Zinnen- 
kranz des Gestells. Und noch einmal erscheint sein Name sichtbar in 
diesem Zusammenhang. Der Kopf stand nämlich mit seinem Unterbau 
auf einer Silberschale, die auch zu der reichen Schenkung Barbarossas 
an Otto gehörte. Sie zeigt im Innern eine Darstellung mit der Taufe 
Barbarossas, bei der Otto als Pate anwesend ist. Eine Inschrift kündet, 
daß ‚der Caesar und Augustus Friedrich diese Gaben seinem Paten 
Otto dargebracht hat, dieser sie Gott geweiht‘‘. Nach der Inschrift ist 
die Handlung der Weihe an Gott abgeschlossen und so kann sie eigent- 
lich nur von Otto angefertigt worden sein, der die reichen Geschenke 
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des Kaisers zu einer Stiftung machte und dabei den Kopf im besonde- 
ren seinem persönlichen Patron Johannes weihte. Durch Inschriften 
macht er die vornehme Herkunft der Geschenke und sich selbst als 
Stifter bekannt. Von einer ursprünglichen Intention Barbarossas, 
diese Gaben Gott bzw. dem Johannes zu weihen, verraten diese Quel- 
len nichts. Das ist auch der Ausgangspunkt Grundmanns. Wahrschein- 
lich hat dann Otto auch erst die Schale in einen monumentalen Zusam- 
menhang mit dem Kopf gebracht, sie mit dem ihn auszeichnenden 
Historienbild der Taufe versehen und das Untergestell des Kopfes an- 
fertigen lassen, damit man eben dieses Bild auch sehen konnte, das bei 
unmittelbarer Auflage des Kopfes verdeckt gewesen wäre. Otto bringt 
die kaiserlichen Geschenke in einen kunstvollen Zusammenhang und 
nimmt Änderungen vor, die ihn selbst ins rechte Licht bei der Weihung 
an Gott setzen. 

Merkwürdig ist jedoch der Umstand, daß der künstlerische Stil 
der Schalendarstellung nicht in den gleichen niedersächsischen Kunst- 
kreis weist, dem der zugefügte Kopfuntersatz angehört. Die Schale 
weist, nach Robert Schmidts einleuchtenden Bestimmungen, auf 
den Aachener Werkstättenkreis, aus dem auch der Kopf stammt 
(Jahrbuch der preuß. Kunstsamml. 54, 1933). Die Schalendarstellung 
könnte dann möglicherweise ebenfalls auf kaiserlichen Auftrag zurück- 
gehen, wenn man nicht annehmen will, daß Otto zwei verschiedene 
Werkstätten für ein und dasselbe Kunstwerk beansprucht hätte. 
Wäre es nicht vorstellbar, daß die Inschrift Caesar et Augustus hec 
Ottoni Fridericus munera patrino contulit ille Deo trotz des verwendeten 
Perfekts schon von Barbarossa konzipiert ist, der damit seinem Willen, 
die Gaben seinem Paten zu schenken, durch dessen Hand aber Gott 
zu weihen, Ausdruck geben wollte ? 

Wenn dem so ist — und der stilistische Befund ist eben auch 
eine Quelle, die berücksichtigt und interpretiert werden muß —, dann 
gewinnt die These Rensings ein neues Gewicht, daß nämlich der Kopf 
nach dem Aussehen des Kaisers wieder mit einem Reliquienkreuz in 
Verbindung gebracht werden sollte, das schon von Gottfried, dem 
Bruder Ottos, vorher vom Vater Barbarossas, Herzog Friedrich II. von 
Schwaben, erworben worden war, als dieser eine Burg von den Cappen- 
bergern nur mit dem kostbaren Reliquienkreuz bezahlen konnte. Die- 
ses Kreuz trug der Vater Barbarossas bei all seinen Kämpfen auf der 
Brust. Seit er es abgab, glaubte er vom Glück verlassen zu sein. 
Rensing meint nun, daß sein Sohn nach der glücklich errungenen Kai- 
serwürde, die sein Vater vergeblich erstrebte, die Entäußerung des 
kostbaren Schatzes aufhob, indem er sein Bildnis nach Cappenberg 


schickte, damit das Kreuz wieder bildlich mit der Person des Kaisers 
verbunden werde. ‚Nunmehr durfte er die gewisse Hoffnung hegen, daß 
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ihm das Glückszeichen weiterhin seine Gunst bewahren würde“ 
(Rensing, S. 183). Der Kopf war also dann ein „Stifterbildnis‘ und 


nicht ‚„‚zweckfrei‘‘. 
Dieses Reliquienkreuz ist tatsächlich in Cappenberg mit dem 
Kopf verbunden worden und es ist in dem Zusammenhang Schale- 


Kopf-Kreuz gewiß wegen der eingeschlossenen Reliquien der kost- 


barste Gegenstand gewesen. Die Meinungen gehen nun auseinander, in 


welcher Weise das Kreuz mit dem Kopf verbunden war. Grundmann 
will es als Ganzes im Haupte geborgen wissen, bis es später nach dem 
Tode Ottos wieder entfernt und in eine große kostbare Reliquientafel 
eingelassen wurde. Rensing meint, das Kreuz sei um den Hals der 


Büste gehängt worden und nur Bart und Haar des Evangelisten seien, 
laut Inschrift, im Kopfe gewesen. Beide stützen sich auf die Vita 


Godefridi und Gamansius, die berichten, daß die Johannesreliquien in 
dem vergoldeten Kopfe geborgen worden seien und daß die Nachfolger 
Ottos sie mit dem Kreuz wieder vom Kopf entfernt hätten: i» capite 
deaurato, a quo successores eius cum cruce separabant easdem. Wir müs- 
sen uns vergegenwärtigen, daß in dem berühmten Reliquienkreuz 


mehrere Reliquien waren: natürliches Blut Christi, Haupthaare 
Christi, ein Teil seines Kreuzes, ein Fetzen seines Gewandes, Tränen, 


die vom Herzen Mariä flossen, Haare Mariä, Blumen aus der Hand 
Mariä, etwas von ihrer Kleidung, Haare vom Haupt und Bart des 
heiligen Evangelisten Johannes, ein Tüchlein mit dem Blute Johannes 
des Täufers, Reliquien des heiligen Augustinus und der heiligen Katha- 
rina. Es ist ein Irrtum, wenn Rensing und Grundmann die Johannes- 
reliquien als die kostbarsten im Kreuzreliquiar bezeichnen. Selbstver- 
ständlich stehen die Herrenreliquien an erster Stelle, die überhaupt die 
interpretierende Kreuzgestalt des Reliquiars ermöglichten. Wenn Otto 
später in seinem sog. Testament das Kreuz Johanneskreuz nennt — 
crucem auream quam Sanct Johannis apellare solebam —, dann beruht 
das darauf, daß inzwischen dieses Kreuz mit dem von Otto zum Johan- 
nesreliquiar gemachten Kopf verbunden war. Für Otto persönlich 
waren freilich die Johannesreliquien im Kreuz die wichtigsten, weil sie 
seinen persönlichen Patron betrafen, dessen Fürbitte er am meisten 
vertraute. Deshalb wird er sie auch aus dem Kreuz entfernt und ihnen 
mit dem Haupt ein besonderes, heraushebendes Gehäuse, eben ein 
interpretierendes Reliquiar, geschaffen haben. 

Damit wird noch einmal deutlich, daß Otto die Kostbarkeiten aus 
kaiserlicher Hand so beschriftet, ergänzt und zusammenfügt, daß ihre 
kaiserliche Herkunft, ihre Weihe an Gott und seine eigene mittelnde 
Stellung anschaulich wird. Gleichzeitig schaltet er aber seine persön- 
liche Huldigung an den Evangelisten Johannes ein, um dessen Für- 
bitte zu gewinnen, indem er das Kaiserhaupt zum Reliquiar macht und 















— 


rürde‘‘ 
“ und 


t dem 
schale- 


 kost- 


der, in 
Imann 
h dem 
entafel 
ıls der 


| seien, 
e Vita 
ien in 
hfolger 
‚ capite 
r müs- 
nkreuz 
thaare 
'ränen, 
' Hand 
ırt des 
hannes 
Katha- 
Jannes- 
bstver- 
upt die 
ın Otto 
.nnt — 
beruht 
Johan- 
sönlich 
weil sie 
meisten 
1 ihnen 


yen ein 


ten aus 
aß ihre 
ittelnde 
persön- 
>n Für- 
cht und 


Mittelalter 127 


— aller Wahrscheinlichkeit nach — die Johannesreliquien aus dem 
Kreuz in das Haupt überträgt. Diese letzte Wendung hat sicher nicht 
in den Intentionen des Kaisers gelegen. Ob er das Haupt als Gnaden- 
erweis und zweckfreies Geschenk an seinen Paten gab — so Meyer und 
Grundmann — oder ob er ein Stifterbildnis für das Reliquienkreuz 


nach Cappenberg schicken wollte — so Rensing —, läßt sich nach dem 


Quellen- und Urkundenbestand nicht entscheiden. Mir scheint aber, 


daß die These Rensings zwar ‚„kunstvoller‘‘, aber der geschichtlichen 
und religiösen Situation in der zweiten Hälfte des 12. Jahrhunderts an- 
gemessener ist. 


Bonn Günter Bandmann 


\ Early Franciscan Government. Elias to Bonaventura. By ROSALIND 
B. BROOKE. (Cambridge Studies in Medieval Life and Thought. 
Edited by M.D.Knowles, New Series Vol. VII.) Cambridge 
University Press 1959. XV u. 313 S., 2 Ill. 40 sh. 

Die Geschichte des Franziskanerordens ist zugleich die Geschichte 


der Wandlungen einer Idee, die einmal in die Welt gesetzt sich mit 
innerer Notwendigkeit den Gegebenheiten der Zeit anpassen mußte. 
Die eigenartig geniale Persönlichkeit des Ordensstifters Franz von 
Assisi ist seit langem der Gegenstand wissenschaftlicher Kontroversen 
und mannigfaltiger Deutungen, ja im Grunde genommen begann die 
Diskussion um das eigentliche Wollen dieses Mannes schon knapp nach 
seinem Tode. Die neuere Forschung steht daher vor der Schwierigkeit, 
eine zwiespältige Überlieferung werten und daraus ihre Erkenntnisse 
gewinnen zu müssen. Es darf heute wohl als gesichert gelten, daß Franz 
von Assisi zunächst keinen Orden gründen wollte, wozu ihm anders als 
seinem Zeitgenossen Dominicus von Calahora anscheinend auch das 
nötige organisatorische Talent fehlte. Es ging vielmehr ihm und seinen 
ersten Genossen um nichts anderes als ein dem Evangelium entspre- 
chendes Leben, das sich ihrem Bibelverständnis als ein Leben der Be- 
dürfnislosigkeit in der Nachfolge Christi und der Apostel darstellte. 
War dies auch kein origineller Gedanke, so wurde es doch für die weitere 
Entwicklung der Minoriten bedeutsam, daß Franz in Rom und bei dem 
damals regierenden Papst Innozenz III. Verständnis und Förderung 
fand, was etwa ein Menschenalter vorher dem Lyoner Kaufmann Wal- 
des und dessen Anhängern versagt geblieben war. Ob die Interpreta- 
tion der Bibel im Sinne des franziskanischen Armutsideals völlig richtig 
ist oder ob nicht schon darin der Keim zu den späteren Auseinander- 
setzungen innerhalb des Ordens und dessen Wandlungen lag, mag frei- 
lich dahingestellt bleiben. Durch das ganze Spätmittelalter zieht sich 
jedenfalls der Streit zwischen den beiden Richtungen innerhalb des 
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Minoritenordens, den Konventualen und den Spiritualen, um die rechte 
Deutung der Franziskanerregel und um das Problem der Besitzlosig- 
keit, ein Streit, in den wiederholt das Papsttum einzugreifen sich ge- 
nötigt sah. Gleichzeitig vollzieht sich die Ausgestaltung der Ordens- 
organisation nach dem Vorbild der bisher bestehenden monastischen 
Gemeinschaften insbesonders der Dominikaner. Brooke unterzieht 
diese Entwicklung neuerlich einer genauen Untersuchung, möchte deren 
Gründe darlegen und die Etappen des Prozesses feststellen. 

Im ersten Teil ihrer Arbeit steht die Persönlichkeit des Elias von 
Cortona, des zweiten Generalministers nach Franz und Erbauers der 
prächtigen Grabeskirche von Assisi, im Mittelpunkt der Erörterungen. 
In sein Generalat glaubten ja später die Spiritualen und auch manche 
moderne Historiker den Wendepunkt der Ordensgeschichte datieren zu 
können und machten diesen in seinem Verhalten sicherlich nicht leicht 
zu verstehenden Mann für alle ihrer Meinung nach tadelnswerten Vor- 
gänge im Orden, insbesonders für das allmähliche Abweichen vom 
Armutsideal verantwortlich. Eine kritische Prüfung und ein Vergleich 
der Quellen, vor allem der beiden Franziskusviten des Thomas von 
Celano, der Chronik des Jordan von Giano, des Traktates des Thomas 
von Eccleston über die Anfänge des Minoritenordens in England und 
endlich der Chronik des Salimbene, wobei die Verfasserin die Mühe nicht 
scheut, einzelne Quellenaussagen an Ort und Stelle der Begebenheit 
nachzukontrollieren, ergeben zum Teil ein wesentlich anderes Bild. 
Zwar werden die zweifelsohne vorhandenen Mängel und Schattenseiten 
des Elias in charakterlicher und administrativer Hinsicht nicht negiert, 
aber weder ihm allein noch auch der immer größer werdenden Ein- 
flußnahme des Papsttums, insbesonders des noch von Franz selbst er- 
betenen Kardinalprotektors Hugolino von Segni und späteren Papstes 
Gregor IX., auf die Ordensangelegenheiten können die aufbrechenden 
Gegensätze bedingt haben. Einerseits machte die Ausbreitung und das 
schnelle Wachstum des Ordens eine immer weitergehende Organisation 
nötig und steigerte daher die Bedeutung der Leitungsorgane, ander- 
seits führte die Aufnahme von Klerikern und das zunehmende theo- 
logische Studium der Ordensglieder zu Unterschieden innerhalb der 
Gemeinschaft und zum Abweichen von der Ordensregel, mußten doch 
etwa die Studenten vom Verbot, Bücher zu besitzen, dispensiert wer- 
den. Die im Orden damals vorhandenen Gegensätze waren nicht so 
sehr die zwischen Spiritualen und Konventualen im Bezug auf das 
Armutsideal, als vielmehr die zwischen Priestern und Laien, zwischen 
der zentralen Ordensleitung, an deren Spitze der Laie Elias stand, und 
den Provinzen, in denen die studierten Ordensglieder auf die Leitung 
bereits größeren Einfluß gewonnen hatten, sich gegen Übergriffe des 
Ordensgenerals zur Wehr setzten, gegen dessen autoritäre Amtsführung f 
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Beschwerde führten und selbst zur Ordensleitung herangezogen werden 
wollten. 

Der zweite Teil des Buches behandelt die Ordensgeschichte von 
1239, dem Jahr der Absetzung des Elias von Cortona, bis 1260, dem 
Entstehungsjahr der sogenannten Konstitutionen von Narbonne, mit 
denen Bonaventura eine Zusammenfassung der älteren Ordensstatuten 
vorlegte. Es geht hier um das Problem der Entstehung und Datierung 
der einzelnen Vorschriften, was jeweils aus historiographischen Quellen, 
Papstbullen und Zeitumständen mühsam erschlossen werden muß. 
Brooke charakterisiert die in jener Zeit den Minoritenorden leitenden 
Männer Albert von Pisa, Haymo von Faversham, Crescentius von Jesi, 
Johannes von Parma und Bonaventura sowie deren Wirken und be- 
tont die zu Unrecht durch den Ruhm des Bonaventura übersehene 
Bedeutung des Haymo für die konstitutionelle Entwicklung des Ordens. 
Aus den Darlegungen wird deutlich, wie sehr man im Orden das Gene- 
ralat des Elias möglichst ungeschehen machen wollte. Im Bezug auf 
die Ordensverfassung ist eine gewisse Parallelität zwischen Domini- 
kanern und Franziskanern nicht zu übersehen. 

Brookes Arbeit wird vor allem dazu beitragen, die bisher noch 
immer strittige Bedeutung des Elias von Cortona und seines Wirkens 
im Minoritenorden einer endgültigen Klärung zuzuführen. Dadurch 
daß die Vf.in auch auf dessen Verhalten während des Lebens des 
Ordensstifters eingeht, öffnet sie neue Wege zum Verständnis dieses 
Mannes. Ein besonderes Verdienst ist es zweifellos, die Auseinander- 
setzungen zwischen Klerus und Laien, stärker als dies bisher geschehen 
ist, als bestimmender Faktor der Ordensgeschichte herausgearbeitet zu 
haben. Die Beweisführung ist im allgemeinen überzeugend, die Datie- 
rung der einzelnen Konstitutionen geschickt. Die Darlegungen beruhen 
auf genauer Prüfung der Quellen, aus der neueren Literatur wäre frei- 
lich manches nachzutragen. Auch befremdet es, daß anscheinend 
grundsätzlich nach den ersten Auflagen der einschlägigen Werke zitiert 
wird, und man würde ebenso öfters die Zitierung der Quellenstellen in 


der Originalsprache wünschen. 


Wien Harald Zimmermann 





Saeculum Humanum. Von HANNO HELBING. Ansätze zu einem 
Versuch über spätmittelalterliches Geschichtsdenken. (Istituto 
Italiano per gli Studi Storici Heft 11.) Neapel, Nella sede del- 
l’istituto 1958. 158 S. 1500 Lire. 

In dieser an geschichtsphilosophischen Gedanken reichen, von 

Wiederholungen jedoch nicht freien Studie unternimmt H. den Ver- 

such, im spätmittelalterlichen Geschichtsbewußtsein die Ansätze und 
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Vorstufen aufzuzeigen, die als eine erste Ausprägung des modernen 
Geschichtsdenkens über Wesen und Vollzugsformen des Geschichts- 
ablaufs angesehen werden können. Er geht dabei von der Voraussetzung 
aus, daß im Mittelalter nicht von einer Geschichtsphilosophie gespro- 
chen werden könne, weil es der geschichtlichen Zeit nicht die Funktion 
zuerkannt habe, Träger von über sich hinausweisenden, fortschreiten- 
den Entwicklungsstufen zu sein. Das mittelalterliche Geschichtsdenken 
sei darauf gerichtet gewesen festzustellen, was schon immer war; auch 
die von ihm entwickelten Periodenlehren, die vor allem in den Apo- 
kalypse-Kommentaren ihren Niederschlag fanden, seien nicht ver- 
standen worden als Epochenfolge geschichtlicher Neubildungen, son- 
dern als Daseinsformen bzw. Lebensmöglichkeiten der Ecclesia, mit 
deren Begründung der Geschichtsprozeß bereits virtuell zum Abschluß 
gekommen war. Ein neues Begreifen der geschichtlichen Wirklichkeit, 
das sich „später dann zu der Grundlage des abendländischen Ge- 
schichtsbewußtseins weiten sollte‘, ist nach H. zuerst in den spekulati- 
ven Bemühungen Joachims von Fiore zu beobachten. Die über das 
mittelalterliche Geschichtsdenken hinausführende Erkenntnis Joachims 
ist darin zu sehen, daß er den Geschichtsablauf versteht als einen fort- 
schreitenden Prozeß, der zu einer innerweltlichen Vollendungsmöglich- 
keit führen wird. Das sich bei Joachim anbahnende neue Zeitbewußt- 
sein wird weiter verfolgt in den von seinen Gedankengängen abhängigen 
Autoren der Kommentare zu Jeremias und Jesaias, den Spiritualen, 
Salimbene, Gerhard von Borgo San Donnino, Angelo Clareno usw., bei 
denen sich aus dem Bestreben, den Sinn des Geschehens ihrer Zeit- 
epoche zu deuten, eine Identifizierung ihrer Lebensform mit dem von 
Joachim angekündigten neuen Status der Entwicklung vollzieht, der 
zugleich als Erneuerung und Wiederkehr eines früher gewesenen Zu- 
stands ausgegeben wird. Während sich bei den Joachiten das neue Zeit- 
bewußtsein durch Prophetie und biblische Exegese einen Ausdruck 
sucht, glaubt H., daß die Erörterungen des Zeitbegriffs bei Petrus 
Johannis Olivi darauf abzielen, durch eine theoretische Erfassung der 
Zeitvorstellung die rationalen Grundlagen für das neue Zeitgefühl zu 
schaffen. Bei den besprochenen Stellen aus Olivis Quaestiones in secun- 
dum librum sententiarum handelt es sich jedoch um Auslassungen über 
den philosophischen Zeitbegriff, die ähnlich bei anderen Theologen der 
Scholastik begegnen, die nicht als Vertreter des neuen Geschichts- 
bewußtseins angesprochen werden können. Es wäre sicher lohnend ge- 
wesen, den Apokalypse-Kommentar Olivis, von dem es übrigens eine 
Hs. Lat. 432 in der Berliner Staatsbibliothek gibt, in die Unter- 
suchungen einzubeziehen, um festzustellen, ob es sich wirklich um 
einen Versuch Olivis handelt, rationale Voraussetzungen seines Ge- 
schichtsdenkens zu finden. 
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War das 1. Kapitel der Studie überschrieben mit ‚Wandlungen 
des Zeitbewußtseins‘‘, so untersucht H. im 2. Kapitel „Mystik und 
Geschichtlichkeit‘‘ die Stellung der Mystiker — namentlich Eck- 
harts — zur Geschichte. Wenn sich dabei ergibt, daß die historische 
Zeit verstanden wird als die Spanne oder die Möglichkeit, in der es zu 
einer Berührung zwischen Zeitlichkeit und Ewigkeit kommt, so daß die 
Menschheit aus der Geschichtlichkeit und Veränderlichkeit ihres Da- 
seins in die ersehnte Beständigkeit der Ewigkeit aufsteigen kann, so ist 
aufmerksam zu machen, daß es sich um eine Wertung der historischen 
Zeit handelt, die bereits Augustinus vorgetragen hat. Nicht erst die 
Mystiker haben eine Enteschatologisierung der Zeit vorgenommen, 
sondern bereits Augustinus hat eine Umwertung ihres eschatologischen 
Charakters vollzogen, um ihre geschichtliche Funktion für den Men- 
schen herauszustellen. Darüber ist u.a. zu vgl. H. I. Marrou, L’ambi- 
valence du temps de l’histoire chez Saint Augustin 1950. Bedenken 
habe ich auch, wenn H. die geschichtstheologischen Anschauungen 
Bonaventuras als Zeugnis für das neue Geschichtsbewußtsein in An- 
spruch nimmt, wenigstens soweit sie in den Coll. in Hexaem., im Brevi- 
loquium und Itinerarium zum Ausdruck gebracht worden sind. Auch 
hier scheint mir die Abhängigkeit von Augustinus nicht genügend be- 
achtet worden zu sein. 

In einem 3. Kapitel, das betitelt ist „Der Wiederholungsgedanke 
im 14. Jahrhundert‘‘, zeigt H. in aufschlußreichen Ausführungen, wie 
die Neuwertung der Person Konstantins und seiner Zeit, die Diskus- 
sion über die Translatio imperii in dem staatstheoretischen Schrifttum 
des 14. Jahrhunderts — Landulf Colonna, Augustinus Triumphus, 
Alvarus Pelagius, Jean Quidort, Opicinus Canistris, Wilhelm von 
Occam, Michael von Cesena, Engelbert von Admont, um die wichtig- 
sten zu nennen — u.a. dazu geführt haben, das traditionelle Schema 
der Geschichtsperiodik des Mittelalters zu überwinden, dessen relative 
Endgültigkeit aufgegeben wird durch den Gedanken, daß die Ver- 
gangenheit nicht etwas Unwiederholbares und Abgeschlossenes ist, 
sondern daß sie einer Wiedererneuerung fähig ist. Diese Entwicklung, 
obwohl in manchen Einzelvorstellungen Joachim verpflichtet, führt 
zugleich über ihn hinaus, indem sie die kommende Epoche nicht mehr 
als einen endzeitlichen Zustand verstanden haben will. Mit Recht er- 
kennt H. in den Versuchen der genannten Autoren, die Grenzen von 
Kirchenmacht und Staatsgewalt abzustecken, trotz einer gewissen 
Einengung des historischen Bewußtseins, die mit ihren Bemühungen 
einhergehe, Ansätze, die in Richtung des historischen Beweises, des 
Motivierens und Rechtfertigens sich abzeichnen. In längeren Aus- 


‚ führungen, die Dante und Cola di Rienzo gewidmet sind, zeigt H., daß 


der Gedanke der Wiederholung einer der Grundzüge ihrer Geschichts- 
g9* 
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anschauung und ihres politischen Handelns gewesen ist. Ergebnisse 
der Forschungen Cicchitos übernehmend, der den Einfluß joachitischer 
Anschauungen auf Dante gering bewertet, führt H. aus, daß Dante den 
Ausgleich zwischen dem prophetischen Geschichtsbewußtsein Joachims 
und seiner Nachfolger und dem Geschichtsdenken der Scholastiker voll- 
zogen habe. Für Dante liege das Geschichtliche im Wiederkehrenden, in 
der Erneuerung des Uralten, ohne daß damit ausgesagt werden solle, 
Dante habe so etwas wie eine Zyklentheorie vertreten. Die von ihm 
angekündigte Zeit wiederhole in ihrer Struktur den glückhaften Zu- 
stand, der für das Reich unter Augustus und Christus bestanden 
habe, sei also die erneute Verwirklichung eines einst schon Gewesenen, 
einst schon Vollkommenen. „Von dem Bereich der Erinnerung und 
des Vorauswissens erhebt Dante sich in das Reich der göttlichen 
Vorsehung, der alles gegenwärtig ist und in die er doch die wahrhaft 
geschichtlichen Momente der Historie hereinragen sieht — enthoben 
der menschlichen Zeit in die Gegenwart der Ewigkeit, in die Wieder- 
kehr“‘ (S. 116). 

Dem mit den von H. behandelten Problemen einigermaßen Ver- 
trauten ist ohne weiteres klar, wieschwierig es ist, sie in einer Studie von 
so geringem Umfang darzustellen. Die Schwierigkeit liegt nicht zuletzt 
darin, daß für den behandelten Zeitraum die Quellenpublikationen 
noch sehr unvollständig sind. Ohne ihre genaue Kenntnis aber lassen 
sich keine gültigen Aussagen machen. Aber auch da, wo sie vorliegen, 
vermißt man häufig eine eigene Beschäftigung des Autors mit ihnen. 
Es wäre dann wohl auch deutlich geworden, daß neben den feststell- 
baren Ansätzen das alte Geschichtsbewußtsein unverändert weiter- 
besteht. Manches, was als Ausdruck eines neuen Geschichtssinns aus- 
gegeben wird, erweist sich bei näherem Zusehen als nicht so neu. Die 
Überbetonung der Ansätze erweckt zudem den Eindruck, als ob es sich 
um eine gradlinige Entwicklung handele, die vom 14. Jahrhundert bis 
zum Humanismus, zum Saeculum humanum, geführt habe. Diese 
kritischen Bemerkungen hindern jedoch nicht, zugleich dankbar anzu- 
erkennen, daß die Studie manche weiterführenden Anregungen ver- 
mittelt und neue Sichtweisen erschließt. 


Euskirchen Alois Wachtel 


‘ Die alte Universität Mainz von 1477 bis 1798. Von LEO JUST. Ein 
Überblick. Mit einem Anhang: Quellen zur Geschichte der Uni- 
versität in der Zeit nach der Restauration von 1784. Wiesbaden, 
Franz Steiner Verlag GmbH. 1957. 81 S. 17 Abb. 9,80 DM. 
Der erste an Umfang geringere Teil der Schrift enthält, in erwei f 

terter und kommentierter Form, die Festrede, die Vf. am 9. Mai 1956 F 

zum 10. Jahrestag der Wiedereröffnung der Universität Mainz gehalten f 
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hat. War auch der Neuanfang von 1945 ein „totaler Neubeginn‘, so 
gilt es doch, „Iraditionsbrücken‘ zur alten Mainzer Universität zu 
schlagen. So spannt J.s knappe Darstellung einen kühnen, aber straf- 
{fen und soliden Bogen von der Gründung der Universität durch Erz- 
bischof Diether von Isenburg 1477 bis zu ihrem Ende im Sturm der 
Revolutionskriege 1797. Überzeugend geschieht die strukturelle Ab- 
grenzung der Mainzer Gründung von der anderen, noch älteren kur- 
mainzischen Hohen Schule, der Universität Erfurt (gegr. 1382 bzw. 
1392): war diese städtisch, so trug jene, Mainz, eindeutig landesherr- 
lichen, daher vorwiegend kirchlich-theologischen Charakter. (Die Be- 
ziehungen zwischen beiden Universitäten werden verschiedentlich ge- 
streift, wobei jedoch zu bedauern ist, daß als Wahrerin der Tradition 
der 1816 aufgehobenen Universität Erfurt lediglich die 1954 dort er- 
richtete Medizinische Akademie erwähnt wird, während die langjähri- 
gen und erfolgreichen Bemühungen der Erfurter Akademie gemein- 
nütziger Wissenschaften mit Stillschweigen übergangen werden.) Hat 
die Mainzer Universität nach ]J.s nüchterner Feststellung in ihrer Ge- 
schichte keine überragenden Persönlichkeiten aufzuweisen, so spiegelt 
sie um so deutlicher die jeweils vorherrschenden Zeitströmungen wider. 
So ergeben sich drei Hauptphasen von Bedeutung: der Humanismus, 
welcher die ersten Jahrzehnte beflügelte (ca. 1477—1520), die Gegen- 
reformation, von der die Jahre etwa von 1540 bis 1580 geprägt wurden, 
schließlich nach Jahrhunderten des Tiefstandes die großartige Schluß- 
phase im Glanz der Aufklärung von 1784 bis 1794. 

Während des ersten Abschnittes galt die Universität nach Gustav 
Bauchs Urteil als ‚Spezialuniversität für Juristen und Humanisten‘“. 
Die Beziehungen zu Erfurt waren besonders eng. Doch verhinderte die 
strenge Kirchlichkeit einen vollen Sieg des Humanismus, so daß man 
von einer Mischform aus altkirchlicher Tradition und Humanismus 
sprechen kann. Der Bund dieser beiden Geistesmächte blieb auch wäh- 
rend der Epoche der Gegenreformation erhalten, die entscheidend vom 
Jesuitenorden getragen wurde: Pierre Favre lehrte hier und nahm hier 
seinen aus Holland stammenden Schüler Petrus Canisius in den Orden 
auf. Doch führte die Rückkehr der Jesuiten zur starren Scholastik bald 
zu einem Stillstand der Universität, die, finanziell auf Lektoralpräben- 
den bei 14 kirchlichen Anstalten in und um Mainz angewiesen, bis weit 
ins 18. Jahrhundert hinein fast nur dem Zweck diente, brauchbare 
Pfarrer, Lehrer und Beamte für die Bedürfnisse des Kurstaates aus- 
zubilden. Die Hebungsversuche der Schönborns (Johann Philipp 
1647/73; Lothar Franz 1695/1729) fruchteten nicht viel. Erst der auf- 


' geklärte Zeitgeist, dem sich der kluge, wenn auch eitle Kurfürst Fried- 
‚ rich Karl von Erthal (1774—1802) verschrieb, schuf 1784 mit der neuen 
) Universitätsverfassung des zum Kurator berufenen Kanzlers Anselm 
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Franz von Bentzel-Sternau „gründliche Remedur‘. Die finanziellen 
Grundlagen wurden verbessert, zahlreiche neue Lehrstühle errichtet, 
Dem neuen Wissenschaftsgeist (Göttingen!) trug man durch Schaf- 
fung einer Historisch-Statistischen und einer Kameralwissenschaft- 
lichen Fakultät Rechnung. Unter den Professoren leuchteten die 
Namen des Anatomen Sömmerring und des von J. mit Recht ausführ. 
licher gewürdigten Historikers Niklas Vogt, der durch seine Lehren 
vom Gleichgewicht dermaleinst in seinem Schüler Metternich Epoche 
machen sollte. An der Bibliothek wirkten Johannes von Müller und 
Georg Forster. Bekanntlich machten die Revolutionskriege diesem 
Aufschwung ein Ende; 1798 wurde die Universität auch förmlich auf- 
gehoben, in den alten Gebäuden eine französische ‚Zentralschule“ 
eröffnet. 

Um nun den Leser ‚unmittelbar in die eigentümliche und reiz- 
volle Atmosphäre des Mainzer Geisteslebens um die restaurierte Uni- 
versität in der Zeit von 1784 bis zum Ende von 1798 einzuführen“, 
fügt J. im zweiten, größeren Teil seinem Buch eine interessante Quel- 
lensammlung bei. Es handelt sich, neben einigen zeitgenössischen Be- 
richten über die Mainzer Universität (z. B. dem wiederabgedruckten 
des preußischen ‚‚Universitätsbereisers‘‘ Gedike von 1789), um 54 Briefe 
bzw. Briefauszüge — zum überwiegenden Teil eine gut getroffene Aus- 
wahl aus bereits publizierten Korrespondenzen. Müller, Bertuch, For- 
ster, Heyne u.a. treten als Briefpartner auf. War der große Quellen- 
wert insonderheit der Korrespondenzen Forsters und Johannes von 
Müllers durch Aufnahme zahlreicher Auszüge in Josef Hansens be- 
deutende Publikation bereits anerkannt, so bringen die aus dem Müller- 


Nachlaß in der Stadtbibliothek Schaffhausen hier erstmals edierten 
neun Freundesbriefe Sömmerrings an Müller, zumal die aus den Jah- 
ren 1785/86, neuen willkommenen Erkenntniszuwachs. Müller strebte 
damals, in Kassel stellenlos geworden, in den Mainzer Dienst; der be 
reits hier wirkende Sömmerring lieh ihm mit Erfolg seine Hilfe, ver- 
säumte es aber nicht, den gleich ihm protestantischen Freund neben 
dem Licht auch den Schatten der Mainzer Verhältnisse recht deutlich 
erkennen zu lassen. So erhalten wir hier wie überhaupt in sämtlichen 
vorgelegten Quellenzeugnissen tiefe, mitunter intime Einblicke in das 
letzte große Dezennium der alten Universität. Doch auch auf das Leben 
in der Stadt, auf die höfischen, die gesellschaftlichen, die kirchlichen 
Zustände fällt Licht, und manches Private wird berührt. Etwas von 
schweren Duft einer späten Blüte liegt über dem Ganzen. 

Ein paar kleine Bemerkungen: Dalberg war nicht ‚der erste“, 
sondern der einzige Großherzog von Frankfurt; die Person Groschlags 
(Carl FriedrichWillibald Freiherr von Groschlag, bei Erthals Regierungs- 


antritt als mainzischer Minister entlassen) bedurfte der Erläuterung; 
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Briefe Goethes sollte man nicht nach einem veralteten Druck von 1844, 
sondern nach der Weimarer Ausgabe und den in ihrer Nachfolge er- 
schienenen Briefeditionen zitieren. 

Das Buch hat ein Personenregister und gute Bildbeigaben. Er- 
schließt es auch, abgesehen von den bisher unbekannten Sömmerring- 
briefen, nicht eigentlich Neuland, so erfüllt es doch vollauf und in sehr 
ansprechender Weise seinen Zweck, einen die ‚Traditionswerte‘‘ scharf 
und zuverlässig akzentuierenden Überblick über die Mainzer Universi- 
tätsgeschichte zu bieten. 

Essen Hans Tümmler 


Nizozemskä Politika a Bilä Hora. Von JOSEF POLISEN SKY. (Napsal 
Ceskoslovenskä Akademie V&d. Sekce historickä.) Praha, Nakla- 
datelstvi Ceskoslovensk& Akademie V&d. 1958. 357 S. 1 Karte. 
38 K£s. [Die niederländische Politik und der Weiße Berg. Tschecho- 
slowakische Akademie der Wissenschaften, Historische Sektion.] 
Verlag der Tschechosl. Akademie d. Wissenschaften. Russisches 
und englisches Resümee. 

Die Schlacht auf dem Weißen Berge ist ein Wendepunkt der böh- 
mischen, vielleicht auch der europäischen Geschichte. Zu der ungemein 
reichhaltigen und oft widerspruchsvollen Literatur über die böhmisch- 
pfälzische Politik jener Jahre haben die Tschechen vom Standpunkt 
ihrer nationalen Geschichtswissenschaft wertvolle Beiträge geliefert. In 
dem vorliegenden Werk, dem Ergebnis gründlicher Studien in den 
Niederlanden, in England und Deutschland, wird die wechselvolle 
Politik zweier Staaten charakterisiert, die nach der Machtkonstellation 
am Vorabend des Dreißigjährigen Krieges, wie der Vf. sagt, „potenciäl- 
ni spojenci‘‘ (potentielle Verbündete) waren. 

In der Einführung behandelt Poli$ensky den Werdegang der For- 
schung über dieses Problem der tschechischen Geschichte. Führende 
Historiker Böhmens haben hier gearbeitet und ihre Anschauungen 
niedergelegt, am interessantesten ist es, von Anton Gindelys materiali- 
stischer Geschichtsauffassung zu hören. Bedeutungsvoll für die Kon- 
zeption des Werkes war die Ansicht Zden&k Nejedlys, daß die Nieder- 
lage auf dem Weißen Berg das Ende des tschechischen Adels und des 
tschechischen Bürgertums war. Von diesem Standpunkt aus wird der 
tschechische Widerstand gegen den Feudalismus der Habsburger zu 
einem Kampf zweier gesellschaftlich verschiedenartiger Mächte. Ferner 
soll die Arbeit der erste Versuch einer neuen Beurteilung des Dreißig- 
jährigen Krieges sein, zu der hier die wissenschaftlichen Grundlagen 
geschaffen werden. In der Tat stellt der Autor alle nationalen und reli- 
giösen Deutungsversuche in den Hintergrund und ist bestrebt, so mög- 


lichst unbeeinflußt neue Erkenntnisse aus der wirtschaftlichen und ge- 
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sellschaftlichen Entwicklung zu schöpfen. Seine Ausführungen um- 
fassen aber weit darüber hinaus kultur- und geistesgeschichtliche Zu- 
sammenhänge zwischen den Niederlanden und Böhmen. Eine der wich- 
tigsten Quellen ist das Material, das den Haag, wo auch Gindely schon 
1860 gearbeitet hatte, geliefert hat; es bietet zahlreiche, bisher un- 
genutzte Archivalien. Der Autor hat sie gut verwertet und ist zu einer 
Auffassung, wie er sie hier vertritt, durchaus berechtigt: ‚daß jetzt 
das zugängliche Quellenmaterial die Beantwortung der allerwichtigsten 
Fragen zuläßt, die das Studium der Beziehungen der Vereinigten Nie- 
derlande zu Böhmen vor dem Weißen Berg darbietet‘“. 

Zwei grundlegende Feststellungen werden vorausgeschickt: 

1. Die antihabsburgische Empörung in Böhmen und die Drohung 
eines neuen spanisch-niederländischen Krieges führte Böhmen und die 
Niederlande als mögliche Verbündete zusammen, zwei Länder, die sich 
in ihrer wirtschaftlich-gesellschaftlichen Struktur merklich vonein- 
ander unterschieden, die aber nach mancherlei Seite hin einander 
nahestanden. 

2. Bei dieser zeitweiligen Annäherung des feudal-ständischen 
Böhmen und der bürgerlichen Großmächte mußten zwangsläufig auf 
beiden Seiten die Vertreter der Bürgerschaft eine bedeutende Rolle 
spielen. Die Beziehungen der tschechischen Bürgerschaft zum Adel 
und zu den Untertanen müßten im Hinblick auf den niederländischen 
Verbündeten in ein neues Licht gestellt werden. 

Sehr eindringlich findet man die Struktur von Staat und Gesell- 
schaft in Böhmen und in den Niederlanden und im zweiten Teil die 
niederländische Politik sowie den Verlauf des böhmischen Krieges dar- 
gestellt. Dieser Teil bildet das Kernstück der Forschungen und nimmt 


in gleicher Weise auf die Entwicklung in den Niederlanden und in Böh- 


men Bezug. Aufs intensivste wird allen Sukkursverhandlungen zwi- 
schen den Mächten, allen militärischen und wirtschaftlichen Unter- 
stützungsversuchen, nachgegangen und auf dieser Grundlage ein sehr 
genaues Bild gezeichnet. Dies geht auch aus der in reichem Maße be- 
rücksichtigten politischen und religiösen Publizistik hervor; ihr widmet 


der Vf,, besonders was das tschechische Schrifttum und tschechische 


Nachrichten in den Niederlanden anbelangt, eingehende Untersuchun- 


gen. Man könnte einwenden, daß an manchen Stellen die Darstellung 
allzu breit angelegt ist und dadurch einige Abschnitte zu umfangreich 
wirken. 

Die innerpolitischen, gesellschaftlichen Spannungen während der 


Kriegszeit (1618—1620) werden sorgfältig untersucht, besondere Auf- 
merksamkeit schenkt der Autor den Bauernaufständen in Nordwest- | 


böhmen; Vorgängen, auf die sich Tschernembl in seinen ‚‚Rath- 
schlägen‘‘ bezieht. Die Bedeutung dieses Mannes ist gebührend ge- 
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würdigt worden. Besonders bemerkenswert ist auch der Hinweis auf 
Gindelys Urteil über den Oberösterreicher. Daß die Niederlage der 
böhmischen Stände der unglücklichen Politik des Adels zugeschrieben 
werden muß, ist allgemein bekannt. Die Aufhellung der vielfachen 
Zusammenhänge zwischen den Verbündeten der antihabsburgischen 
Partei ist eine dankenswerte Leistung, um so mehr, als der Vf., wie es 
einst Gindely gefordert hatte, die Geschichte des tschechischen Auf- 
standes mit großer Anteilnahme für das Schicksal der Bevölkerung ge- 


schildert hat. Dem Buch wird die Anerkennung nicht versagt bleiben, 
da in ihm eine schwierige Aufgabe gemeistert wurde. 
Fürth Harald Bachmann 

























‘Ungarn in der Habsburg-Monarchie. Von JULIUS MISKOLCZY. 
(Wiener Historische Studien Band V.) Wien, Verlag Herold 1959. 
211 S. 23,80 DM. 

Man hat im Dualismus die unheilbare Schwächung der Donau- 
monarchie gesehen, ihn für ihren Untergang verantwortlich gemacht. 
Die österreichischen Politiker und Historiker haben, vom Reichsge- 
danken getragen, wenig Verständnis für die ungarische Auffassung von 
der uneingeschränkten Souveränität der Stephanskrone gezeigt, und 
die ungarische Literatur hat ihrerseits dem Standpunkt der andern 
Reichshälfte die unparteiische Würdigung versagt. Eine vorurteilslose 
Geschichtsforschung verlangt, um das Problem des untergegangenen 
Reiches vollständig zu erfassen, den ungarischen Standpunkt kennen- 


zulernen und auf seine Berechtigung zu prüfen. Man kann von dem 
nichtungarischen Historiker nicht die Kenntnis der schwer erlernbaren 


magyarischen Sprache fordern, deren Verbreitung auf ein winziges 


Stück der Weltkarte beschränkt ist. Er bleibt auf die in deutscher, 


englischer oder französischer Sprache geschriebenen, oft wenig verläß- 
lichen Bücher und Aufsätze angewiesen. Diesem Mangel abzuhelfen, 
forderte der Ordinarius für Neuere Geschichte an der Wiener Universi- 
tät, Professor Hugo Hantsch, als Herausgeber der ‚‚Wiener Histori- 
schen Studien‘‘ Professor Miskolczy auf, einen Abriß über die Einstel- 


lung der Ungarn zur Monarchie zu verfassen, 


Miskolczy, der in Budapest, Leipzig und München studierte, im 
Wiener Hofkammerarchiv und im ungarischen Staatsarchiv arbeitete 
und während fünf Jahren das ungarische Kulturinstitut in Rom 
leitete, bis er zum Ordinarius an der Universität Budapest bestellt 
wurde, wirkt derzeit als Gastprofessor in Wien. Er wählte zum Aus- 


gangspunkt seiner Darstellung das Jahr 1790, in welchem mit dem Tod 
Josephs II. der Versuch, Ungarn gewaltsam dem Gesamtreich einzu- 


gliedern, ein Ende fand und dem Kampf für den ungarischen National- 
staat die Bahn geöffnet wurde. 
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Nach ungarischer Auffassung bedeutet der Separatartikel zur 


ungarischen Pragmatischen Sanktion, in welchem Karl VI. versprach, 


die Rechte und Freiheiten der Stände nicht anzutasten, die Unabhän- 
gigkeit Ungarns. Diese Auffassung wurzelte im Deutschenhaß der 
Magyaren, der auf die Kuruzenkämpfe zurückging, in denen die kaiser- 
lichen Truppen unter der Bevölkerung ärger als die Türken gehaust 
hatten. Waren es auch Wallonen, Italiener oder Kroaten, die für den 
Kaiser kämpften, sie alle galten dem Magyaren als Deutsche. Dazu 
kam die harte Verfolgung der Evangelischen, für welche die Wiener 
mit der Türkenbelagerung von 1683 büßen mußten. Doch darf nicht 
verschwiegen werden, daß die evangelischen Seelsorger an die Spitze 
des Widerstandes traten. 

Dank für das Haus Österreich haben die Ungarn nicht gekannt, 
Sie ließen sich nicht gern daran erinnern, daß die Wiederbesiedlung der 
verödeten ungarischen Mitte nach der Türkenherrschaft, das glänzende 
Kolonisationswerk, das unter Karl VI. begann und unter Maria Theresia 
und Joseph II. in großzügiger Weise fortgeführt wurde, die Einführung 
der berühmten ungarischen Pferde-, Schweine- und Schafzucht, daß 
all dies vom Wiener Hof ausging. In der Theresianischen Akademie 
und der ungarischen adeligen Leibgarde in Wien wurde der Keim 
ungarischen Geisteslebens gelegt. Alle materielle und geistige Kultur 
ging vom Kaiserhof aus. „Bei der Geburt der ungarischen Idee von 
einer neuen nationalen Bildung ist Wien Pate gestanden‘. (S. 19.) 

Auch in der größten Not hat Maria Theresia die Privilegien der 
ungarischen Stände geachtet, obwohl sie ‚für die Erfordernisse des 
Reiches nicht die geringste Einsicht zeigten‘ (S. 23). „Als der Adel 
begann, sein allodiales Besitztum bei Beibehaltung der Steuerfreiheit 
zu vergrößern, mußte die Regierung auf die Hoffnung verzichten, von 
Ungarn eine den Bedürfnissen angepaßte Steuersumme zu erhalten“. 
(S.24 ) Maria Theresia ließ die Zollgrenzen zwischen den österreichischen 
Ländern fallen, jene gegen Ungarn blieb bestehen, denn der österreichi- 
sche Landwirt bedurfte des Schutzes gegenüber dem steuerfreien unga- 
rischen Adel, in dessen Händen der Grundbesitz lag. Die direkten 
Steuern Ungarns bildeten nur einen verschwindend kleinen Bruchteil 
der Einnahmen der Monarchie, aber dieEinkünfte aus dem Salzmonopol, 
den Grenzzöllen, den Kammergütern, den königlichen Städten, den 
Bergwerken und dem Münzrecht waren eine wertvolle Ergänzung. Auch 
blieben die Kosten der auf der Selbstverwaltung der Komitate aufge- 
bauten Verwaltung Ungarns gering. Ferner darf nicht vergessen werden, 
daß die reichen Aristokraten einen großen Teil des Jahres in Wien ver- 
brachten und dort die Erträgnisse ihrer Latifundien ausgaben. 

Lange war Rindvieh das wichtigste Ausfuhrgut Ungarns. Bis 70% 
gingen nach Wien, das vom Rindfleisch lebte. In der Zeit des Kaisers 
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Franz wurde Schafwolle neben Tabak das wichtigste Erzeugnis des 


Landes und erst in der francisco-josephinischen Ära wurde Ungarn zur 


Weizenkammer Europas. 

Maria Theresia hat den tatsächlichen Dualismus nicht angetastet. 
Joseph II. versuchte den einheitlichen Wohlfahrts- und Beamtenstaat 
einzuführen, er ließ die Stephanskrone nach Wien bringen, verdarb es 
sich durch seine Kirchenpolitik mit dem Episkopat und führte an Stelle 
der lateinischen die deutsche Amtssprache ein. Als die lateinische Amts- 
sprache wieder eingeführt wurde, begann der Kampf für ihre Ver- 
drängung durch die magyarische Sprache, deren Ausbau zur Schrift- 
sprache für immer der Rückkehr österreichischer Beamten vorbeugen 
sollte. „In ihrem Sturmlaufen gegen die lateinische Sprache (ich will 
nicht behaupten, daß sie in dem öffentlichen Leben noch längere Zeit 
zu halten gewesen wäre) haben die Ungarn vergessen, daß diese tote, 
sozusagen neutrale Sprache das friedliche Zusammenleben von vielen 
Völkerschaften möglich gemacht hatte‘. (S.43.) Die magyarische 
Staatssprache wurde 1844 eingeführt. Dem Magyarismus erwuchs ein 
gefährlicher Gegner in der austroslavischen Idee, deren Verkünder bei 
den Kroaten Ludwig Gaj war. Es ist für diesen Austroslaven bezeich- 
nend, daß er sich auch Rußland anbot und von Petersburg Geld nahm. 

Wie in den Kriegen Maria Theresias war in den Franzosenkriegen 
die militärische Hilfe Ungarns völlig unzureichend. Miskolczy befaßt 
sich eingehend mit den Reichstagen, auf welchen sich das politische 
Leben bis zum Revolutionsjahr abspielt. Unter dem Schutz des 
Preßburger Reichstages wird 1844 der ‚„Industrieverein‘‘ gegründet, 
dessen Mitglieder sich verpflichten, keine fremden, das heißt öster- 
reichische Waren, zu kaufen, falls solche in Ungarn erzeugt werden. 
„Die Gründung und die Geschichte des Industrieschutzvereines lieferte 
ein klares Zeugnis von der Rückständigkeit, der Unreife der wirtschaft- 
lichen Ideen, die am Vorabend der Revolution in Ungarn herrschten.‘ 


(S. 77.) 
Erst die Wiener Revolution entfesselte die ungarische Erhebung 


unter Kossuth. Bemerkenswert ist die Entsendung ungarischer Ver- 
treter zum Frankfurter Parlament. Gagern erwartete sich von den 
Ungarn Hilfe gegen den Zaren und die Slaven, und Moritz Hartmann 
betrieb ein Schutz- und Trutzbündnis mit Ungarn. Das Frankfurter 
Parlament befaßte sich sogar mit einer Vermittlung zwischen Magyaren 
und Kroaten. ‚Wie hätte die papierene Souveränität Ungarns von der 
österreichischen Regierung respektiert werden können, wenn im Rük- 
ken der auf Leben und Tod kämpfenden Monarchie das Grundgesetz, 
das beide Teile zusammenhielt, wiederholt verletzt wurde, wenn Un- 
garn die Stellung von Rekruten für die Armee Radetzkys verweigerte, 
wenn es eine separate Armee aufstellte, wenn es die Teilnahme an dem 
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Tragen der Staatsschulden zurückwies, wenn es die ganze Konzeption 
der österreichischen Regierung erschütterte.‘‘ (S. 111.) 

Die oktroyierte Verfassung vom 4. März 1849 bereitete dem Dua- 
lismus ein Ende, zerlegte Ungarn in seine Bestandteile, verlieh Kroa- 
tien und Siebenbürgen die Unabhängigkeit von Budapest und inkor- 
porierte die Militärgrenze als integrierenden Bestandteil des Reichs- 
heeres. Sie gewährleistete die Gleichberechtigung aller Nationalitäten 
und landesüblichen Sprachen. Am 14.April setzte Kossuth die De- 
thronisation der Dynastie durch, ohne auf Görgey zu hören, der ihn 
vor dieser unsinnigen Tat warnte. Aber Kossuth blieb der Nationalheld, 
und die in den Bauernhütten hängenden Kossuthbilder zeugten von 
der Absage an die Gesamtmonarchie. 

Das Oktoberdiplom, das Werk ungarischer Staatsmänner, ver- 
trat zwar das Autonomieprinzip, aber es mußte sich von dem bedeuten- 
den Publizisten Baron Kem£ny bei allem Lob doch den gegen seine 
Urheber gerichteten Vorwurf zuziehen, daß sie in den alten Fehler ver- 
fallen seien, die Stimmung des Landes nicht zu kennen. ‚Kein Volk 
könne auf die Ideen verzichten, für die es eine große Revolution ge- 
macht hatte.‘‘ Das Februarpatent, das den Landtagen nur ein Schat- 
tendasein ließ, wurde von den Magyaren einmütig zurückgewiesen. 
Der Gedanke Perthalers, des Verfassers des Februarpatentes, die 
nationale Idee durch die liberale Verfassungsmäßigkeit zurückzu- 
drängen, fand in Ungarn keinen Anklang. 

Die Versöhnung der Ungarn gelang erst durch den Ausgleich. Er 
war die einzige Lösung, bei der die Großmachtstellung der Monarchie 
noch bewahrt werden konnte. Ungarn erhielt alles, was sich noch mit 
der Sicherheit des Reichs vertrug: völlige Unabhängigkeit im eigenen 
Haus und den entscheidenden Einfluß auf die Außenpolitik. Regierun- 
gen kamen und gingen, aber zwischen Ungarn und Österreich standen 
bis zum Untergang der Monarchie zwei Männer: Haynau und Kossuth. 
Das Blutbad von Arad und die Tradition von 1848 ließen die ungarische 
Seele nicht los. 

Die unabwendbare Gefahr für den ungarischen Einheitsstaat lag 
in den an der Peripherie lebenden Nationalitäten, darin, daß die 
Staatsgrenze nicht die völkische Grenze war, sondern eine künstliche 
Trennung von Volksgenossen bedeutete, wobei allerdings Lebenshal- 
tung und Kultur in Ungarn sich hoch über das Niveau der Nachbarn 
erhoben. 

„Im ungarischen Bewußtsein war Österreich-Ungarn ein Staaten- 
bund, im österreichischen ein Bundesstaat.‘‘ (S. 149.) Franz Joseph be- 
willigte die ungarische Landwehr mit ungarischer Kommandosprache, 
aber er bestand hartnäckig auf der deutschen Kommandosprache im 
gemeinsamen Heer. Es handelte sich um gegen achtzig Kommando- 
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worte — die Dienstsprache der ungarischen Regimenter war ohnehin 
magyarisch— und im Krieg 1914—1918 erwies sich die völlige Belang- 
losigkeit der Kommandosprache, die Österreich manches Opfer auf 
wirtschaftlichem Gebiet gekostet hatte. 

Hatte Ungarn auch seine Sorge mit den Nationalitäten, besonders 
mit den Rumänen, seine parlamentarische Maschine und die Regierun- 
gen erhielten ihm die Vormachtstellung in der Monarchie, seit die 
Nationalitätenkämpfe in Österreich das cisleithanische Verfassungs- 
leben zerstört hatten. 

Miskolezy beleuchtet in anschaulicher Weise das wirtschaftliche 
Verhältnis der beiden Staaten. Besondere Beachtung verdienen seine 
Untersuchungen über die quotenmäßig verrechneten Zolleinnahmen 
und über die gemeinsame Bank. Die Gemeinsamkeit der Bank lag vor- 
wiegend im Interesse des wirtschaftlich schwächeren Teiles, nämlich 
Ungarns. Von den über 5,1 Milliarden Kronen ausmachenden Staats- 
schuldentitres Ungarns waren nur 2 Milliarden im Lande selbst unter- 
gebracht, mehr als eine Milliarde in österreichischen Händen. Von 
ungarischen Pfandbriefen, Kommunalobligationen, Bank- und Indu- 
strieaktien brachte Österreich mehr als Ungarn in den Verkehr. Das 
Kapital der Österreichisch-Ungarischen Bank wurde von Ungarn im 
Eskomptewege in größerem Maße als von Österreich in Anspruch ge- 
nommen. Die ‚„sinnlose‘‘ Forderung nach einer selbständigen National- 
bank konnte nur den Zweck haben, durch Androhung von das Prestige 
der Monarchie schädigenden Maßnahmen Konzessionen auf ganz ande- 
ren Gebieten zu erlangen. 

Man kann dem Vf. nur zustimmen, wenn er meint, daß schon der 
Versuch, die von Aurel Popovici in seinem 1906 erschienenen Buch 
„Die Vereinigten Staaten von Großösterreich‘‘ empfohlenen Wege zu 
beschreiten, zum Verfall der Monarchie geführt hätten. Miskolczy 
legt überzeugend dar, daß der Ausgleich die einzig mögliche Lösung 
war. Oft verglich man das österreichisch-ungarische Zusammenleben 
mit einer schlechten Ehe. ‚Es fragt sich, ob eine Ehe, in der beide 
Teile den schwersten Lebenskampf Schulter an Schulter durchfechten 
und zusammen sterben, weil sie ohne einander nicht leben können, 
wirklich so schlecht zu nennen ist.‘ (S. 199.) 


Wien Heinrich Benedikt 


‘A Century of Darwin. Edited by S. A. Barnett. London, W. Heine- 
mann 1958. 376 S., 5 Taf., 55 Abb. 30 sh. 


\Darwin and the general reader. The reception of Darwin’s theory of 


evolution in the British periodical press, 1859—1872. By ALVAR 
ELLEGÄRD. (Gothenburg studies in English. VIII.) Göteborg, 
Elanders Boktryckeri 1958. 394 S. 28 skr. 
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Aus der Fülle der in den Darwin-Gedenkjahren 1958 (1858 erste 
Mitteilung der Evolutions- bzw. Selektionstheorie) und 1959 (1859 
Publikationsjahr von Origin of Species) erschienenen Darwin-Literatur 
liegen zwei Bücher zur Besprechung vor, die den revolutionierenden 
Einfluß des darwinistischen Ideengutes nach zwei verschiedenen Rich- 
tungen hin in kompetenter und verläßlicher Weise zu beleuchten ver- 
mögen. 

Das erste Buch ‚‚A Century of Darwin‘ gilt nicht primär der Ge- 
schichte der Evolutionstheorie als solcher, wie sie im 1. Kapitel von 
Ellegärds Buch in den Blick gefaßt wird. Vielmehr ist es das Anliegen 
des Herausgebers, des Senior Lecturer in Zoology an der Universität 
Glasgow, S. A. Barnett, auch einen weiteren, nicht spezialisierten 
Leserkreis über den heutigen Stand des Darwinismus in den verschie- 
denen naturwissenschaftlichen, aber auch geisteswissenschaftlichen 
Fächern zu informieren. Dies wird in 15 Kapiteln, die von anerkannten 
Vertretern ihres Faches geschrieben wurden, erreicht. Es ist in dieser 
kurzen Anzeige nicht möglich, auf die Fülle der hier verhandelten rein 
naturwissenschaftlichen Problematik im einzelnen einzugehen, nur 
aufmerksam sei gemacht, daß im 3. Kapitel The third stage in Genetics 
der Bedeutung der Vererbung erworbener Eigenschaften im ganzen 
des Erbgeschehens eine zu dominierende Stellung zugewiesen wird. Im 
übrigen möge die Anführung der Kapitelüberschriften eine rasche 
thematische Orientierung vermitteln: Theories of Evolution (C. H. 
Waddingtin), Species after Darwin (Th. Dobzhansky), The third stage 
of Genetics (D. Michie), Darwin and animal breeding (J. Hammond), 
Darwin and classification (R. A. Crowson), Darwin and the fossil 
record (A. S. Romer), Darwin and Embryology (G. de Beer), The 
study of man’s descent (W. Le Gros Clark), The ‚expression of the 
emotions‘‘ (S. A. Barnett), Sexual selection (J. M. Smith), Darwin and 
coral reefs (C. M. Yonge), Darwin as a botanist (J. Heslop-Harrison), 
Darwinism and the social sciences (D. G. Mac-Rae), Natural selec- 
tion and biological progress (J. M. Thoday), Darwinism and ethics 
(D. Daiches Raphael). 

Vor allem die drei letzten Kapitel sind für den Historiker von be- 
sonderem Interesse. In ihnen wird das soziologische und ethische Klima 
des 19. Jahrhunderts von der biologischen Sicht her charakterisiert und 
die Linien gezogen, die Darwin einerseits mit Malthus und A. Smith, 
anderseits mit Marx verbinden bzw. am Jahrhundertende zur evolu- 
tionären Ethik eines Julian Huxley führen. Mit dessen These, die 
Ethik — ein Produkt der Evolution, setzt sich D. Daiches Raphael in 
ausführlicher und besonnener Weise auseinander. Das Buch stellt also 
mit der oben gemachten Einschränkung eine durchaus kompetente 
Information über den heutigen Stand des Darwinismus dar. 
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;8 erste Das zweite Buch ‚‚Darwin and the general reader‘‘ setzt sich zum 
) (1859 Ziel, den Einfluß von Darwins Evolutionslehre auf das britische Publi- | 
teratur kum in den ersten 12 Jahren (1859—1872) nach dem Erscheinen von 
renden Origin of Species zu beschreiben und zu analysieren. Dabei geht der Vf. 
n Rich- methodisch so vor, daß er ein für die Geschichte des Darwinismus kaum 
‚en ver- ausgewertetes Quellengut in den Mittelpunkt seiner Betrachtung 
rückt: an 120 Zeitungen und Periodica werden auf ihre Haltung dem 
der Ge- neuen Ideengut gegenüber befragt und das Ergebnis in sorgfältiger und 
tel von umsichtiger Interpretation, aber auch in Form von statistischen Tabel- 
nliegen len dargeboten. Gegenstand dieser Befragung sind sozial differenzierte 
versität Gruppen (low, middle, high class). Es handelt sich hier also um den 
lisierten interessanten und, wie wir meinen, geglückten Versuch, einmal die 
erschie- Geschichte einer Idee vom Soziologischen her zu beleuchten. Dazu ist 
ftlichen natürlich die darwinistische in besonderem Maße geeignet. Ist sie doch 
kannten wiekaum eine andere in die breite Masse gedrungen. So kann denn auch 
n dieser der Vf. zeigen, wie gerade die der biblischen Kosmogonie widerspre- 
ten rein chende Transmutationslehre Darwins on the popular levels am meisten 
en, nur verhandelt wird, während on the higher levels die intellektuellen und 
Zenetics ethischen Konsequenzen aus der Selektionslehre (Seele — ein Produkt 
ganzen der natürlichen Auslese) unmittelbar in die Auseinandersetzung Wis- 
vird. Im senschaft : Religion einmünden, die bis in unsere Tage reicht und deren 
. rasche Hauptargumente sich bereits in der mittelviktorianischen Debatte ab- 
‚CM zeichnen. 
rd stage Wien Erna Lesky 
ımond), 
‚e fossil [X Österreich zwischen Rußland und Serbien. Zur südslawischen Frage 
r), The und der Entstehung des 1. Weltkrieges. Von HANS UEBERS- 
ı of the BERGER. Köln, Böhlau Verl. 1958. VIII, 323 S. 24,— DM. 
win and Die vorliegende erneute Darstellung des österreichisch-serbischen 
ırrison), | Konfliktes vor 1914 geht auf Arbeiten zurück, die im Verlauf des zwei- 
ıl selec- | ten Weltkrieges in Wien durchgeführt wurden. Uebersberger hat nicht 
4 ethics | nur in begrenztem Umfange ungedruckte österreichische Dokumente 
vor dem Beginn der achtbändigen Publikation von 1929, sondern auch 
von be- damals nach Wien verbrachte serbische Akten benutzt, die nach seiner 
eKlima | Mitteilung 1945 eingestampft worden sind. Allerdings ergibt sich schon 
iertund | ausihrem Verzeichnis (S. 315 ff.), daß es sich nur um einen begrenzten 
. Smith, | Bestand, aus den Papieren des Kronprinzen Alexander, der politischen 
r evolu- | Abteilung des Außenministeriums und des Kriegsministeriums stam- 
‚ese, die | mende Dokumente zu dem berüchtigten Saloniki-Prozeß von 1917 
phael in handelt, dessen Opfer das geistige Haupt des Attentates von Sarajewo, 
ellt also | Dragutin Dimitrijevi&-Apis, geworden war. Dieser Prozeß, durch den 
ıpetente die Regierung Pasi@ einen bei der ungünstigen Kriegslage Ende 1916 


höchst unbequemen Zeugen, dazu einen noch immer als Vertreter der 
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Armee gefürchteten Gegner, mit vollkommen unbedenklichen Metho- 
den aus dem Wege schaffte, dürfte mit der hier durchgeführten ein- 
gehenden Analyse endgültig soweit wie erreichbar und historisch be- 
deutsam geklärt sein. Uebersberger hat eingehend, eher mit einem Zu- 
viel als Zuwenig an Folgerungen, auch die Ergebnisse behandelt, die 
sich daraus für eine russische Unterrichtung und Mitwirkung an der 
Vorbereitung von Sarajewo ergeben. Es bleibt bei der zweifellosen Be- 
lastung des Militärattaches Artamanow, während über die Rolle Hart- 
wigs im Grunde keine neuen Materialien vorgebracht werden, sondern 
die bisherige Notlage bestehen bleibt, daß für die engere Frage seines 
Vorwissens nur indirekte Folgerungen möglich sind. 

So dankenswert diese nochmalige Auswertung des Saloniki-Pro- 
zesses bleibt, wird man sich doch klar sein müssen, daß diese Papiere in 
keiner Weise einen Ersatz für die schon nach den Enthüllungen von 
1927 versprochene Publikation der serbischen Akten bedeutet, die nach 
wie vor aussteht. Auch Uebersberger ist für die direkte Bezeugung der 
serbischen Politik fast ausschließlich auf die Benutzung von Boghitce- 
wic angewiesen, eine wirklich tiefergehende Bereicherung unseres stof- 
lichen Wissens zu dem so heiß umstrittenen Problem der serbischen 
Politik gegenüber der Donaumonarchie ergibt sich somit nur in sehr 
fest umrissenen Schranken. 

Es ist angesichts dieser Lage einigermaßen erstaunlich, daß der 
historische Prozeß gegen die unbestritten aggressive und die Doppel- 
monarchie tödlich bedrohende Politik Serbiens seit 1908 oder schon 
seit 1903 hier ganz überwiegend durch eine minutiöse Auswertung der 
österreichischen Akten von 1908 bis 1914 vorgenommen wird. Diese teilt 
bis heute gewiß mit den französischen Akten das Schicksal, daß sie an- 
gesichts ihres relativ späten Erscheinens (1929) von der Forschung 
nicht in dem gleichen Maße ausgebeutet worden ist wie die deutschen 
und englischen Vorkriegsakten. Ueb. hat selbstverständlich auch die 
englischen und russischen — kaum soweit ersichtlich die französischen 
— Akten herangezogen. Aber er begründet seine Aussagen und Urteile, 
vor allem über die Politik von Petersburg und London, so weitgehend 
aus den österreichischen Dokumenten, daß der Leser sich unwillkürlich 
bei der Lektüre dieser sehr ins einzelne gehenden diplomatischen Ge- 
schichte an Droysens unendliches Rezitativ aus den Dokumenten 
Brandenburg-Preußens erinnert fühlt. Der sehr zugespitzte Thesen- 
charakter des Buches, einer Anklage gegen die Offensive Serbiens, die 
auf das Problem der Nationalitäten in Österreich-Ungarn und in seinen 
Nachbarstaaten kaum, wenn überhaupt vor allem von der rechtlichen 
und niemals von der Seite der historischen Entwicklungsdynamik ein- 
geht, erfährt dadurch eine Verschärfung, die einigermaßen fragwürdig 
erscheint, wenn man sich die Konsequenzen deutlich macht. 
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Es mag noch begreiflich erscheinen, daß die Aggressivität der rus- 
sischen Politik seit 1908 alles andere zurückdrängt. Die Summe authen- 
tischer Zeugnisse genügt hierfür, obwohl die Frage offen bleibt, ob die- 
sem im Grunde schwachen Regierungssystem damit nicht eine letzten 
Endes fragwürdige, weil aller Nuancierungen entbehrende Zielstrebig- 
keit zugeschrieben wird. Der Schlüssel für die russische Außenpolitik 
ist hier das Buch Danilevskijs von 1870 mit der These, daß dieses Pro- 
gramm des russischen Imperialismus durch die Pariser Friedensverträge 
von 1919 — aber doch nicht durch Rußland ? — ausgeführt und alles 
noch Fehlende 1945 nachgeholt und korrigiert worden sei. In dieser 
kommentarlosen Schärfe der Linienführung wird dann doch die Summe 
der russischen Expansion im 20. Jahrhundert kaum viel anders zusam- 
mengefaßt, als es das Ausland Deutschland gegenüber mit der Linie 
von Bismarck zu Hitler getan hat. Der historische Ertrag muß frag- 
würdig erscheinen. 

Die Problematik einer in den Kategorien der älteren Kriegsschuld- 
debatte denkenden Auffassung wird besonders deutlich, wenn man sich 
Ueb.s Beurteilung der englisch-russischen Ententepolitik vergegen- 
wärtigt. Er hat sicher recht, daß gewisse Partien, Reval und Racconigi, 
noch nicht abschließend aufgeklärt sind, obwohl er den Grad der noch 
bestehenden Unklarheiten erheblich übersteigert. Aber genügt selbst 
das Crowe-Memorandum vom 8. VIII. 1909, um die These zu recht- 
fertigen, daß sich England in der Entente nicht nur mit dem ‚„gefähr- 
lichen Partner in Asien‘‘ abgefunden, sondern — und vor allem — sich 
den „Festlandsoldaten im vorbereiteten Kampf gegen Deutschland“ 
($. 16) geworben habe. Kann man Sir Arth. Nicolson einfach als ‚‚fana- 
tischen Deutschenhasser‘‘ bezeichnen ? Die Tendenz, die Entente in 
ihren letzten Jahren als gleichbedeutend mit einem Bündnis zu charak- 
terisieren, geht soweit, daß Ueb. schon für Balmoral (Sept. 1912) be- 
hauptet, Sasonow habe die Überzeugung mitnehmen können, „daß 
Rußland auf die britische Bundesgenossenschaft in einem Kampf mit 
Deutschland sicher rechnen dürfe‘ (S. 84). Das wird durch die englische 
Vermittlungspolitik während der Balkankrise widerlegt. Und wenn 
Ueb. diese These verstärkt durch die Besprechungen von 1913/14 über 
die Verwandlung der Entente in ein Bündnis bestätigt sieht und meint, 

Greys Rechtfertigung im Unterhaus (S. 224) habe ‚nur ein Spiel mit 
Worten‘‘ dargestellt, und die belgische Neutralität sei 1914 ein bloßer 
Vorwand gewesen, weil sie Belgien selbst schon Jahre zuvor durch 
seine „Abmachungen mit Frankreich und England gebrochen habe‘“‘, 
so wird deutlich, daß hier eine Vereinfachung vorliegt, die mit den Er- 
gebnissen der neueren Forschung nicht zu vereinbaren ist. Um so auf- 
fälliger ist, daß grundsätzlich keine Auseinandersetzung mit der Litera- 
tur, auch nicht mit der bis zum Kriegsausbruch von 1939, und zwar 
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weder mit der deutschen, noch mit der ausländischen Literatur, vor- 
genommen ist. Und zwar ist festzustellen, daß es sich nicht nur um eine 
Verkürzung des Anmerkungsapparates handelt, die vielleicht diskutier- 
bar, obwohl in dieser Lage kaum glücklich wäre, sondern daß auch jede 
innere Bezugnahme zu ihren Ergebnissen fehlt. 

Das erstaunt etwas weniger, wenn man liest, daß Ueb. noch immer 
Wert auf die Feststellung eines Berliner Vortrages der 20er Jahre legt, 
der der deutschen Politik vorhielt, sie habe versäumt, ‚‚den unvermeid- 
lichen Kampf unter günstigen Bedingungen aufzunehmen‘ (S. 208), 
worauf ihm Jagow antwortete: „Sie haben recht, aber wir wollten eben 
überhaupt keinen Krieg.‘ Der Standpunkt, von dem aus die deutsche 
Politik beurteilt wird, ist ausschließlich bestimmt durch die Auffassung, 
daß die Entente, zumindestens für England und Rußland, mit der Vor- 
bereitung eines unvermeidlichen Krieges gleichbedeutend gewesen und 
Deutschland durch seine Interessen daher an die unbedingte Verteidi- 
gung der Balkanstellung seines einzigen Verbündeten gebunden ge- 
wesen sei. Die Beurteilung aus österreichischer Perspektive wird da- 
durch beleuchtet, daß der Vf. auch heute noch der Ansicht ist, Konrad 
v. Hötzendorf habe mit seiner Generalthese — die doch die des Präven- 
tivkrieges als der einzigen Rettung für die Doppelmonarchie gewesen 


ist — „recht behalten‘ (S. 40), daß daher schon die friedliche Lösung 
der Annexionskrise von 1908 ‚eine Gefahr für die Existenz der Monar- 
chie‘‘ bedeutet habe. Dementsprechend bleibt auch Berchtolds Fest- 
stellung von 1913 (S. 197), daß angesichts der Aggressivität Serbiens 
eine radikale Lösung notwendig sei — entweder könnten ‚‚von der heu- 
tigen staatlichen Gestalt Serbiens nur geringe Spuren‘ zurückbleiben 
oder Österreich-Ungarn werde bis in die Grundfesten erschüttert wer- 
den — im Rahmen einer für Uebersberger berechtigten und aufgezwun- 
genen Defensive: darüber ließe sich reden, wenn der geringste Versuch 
unternommen worden wäre, von hier aus die Problematik dieser Lage 


konstruktiv zu durchdenken. Aber genügt die Hypothese, daß — wenn 
sich nicht Kiderlen zu Beginn des 1. Balkankrieges unter der Hypnose 


Poincares befunden und die Lösung Pallavicinis abgelehnt hätte, 
Österreich-Ungarn solle sich zu Beginn der Krise auf die Seite der 
Türkei stellen — dann vielleicht der Balkankrieg verhindert worden 
wäre und die Machtstellung der Donaumonarchie nicht so stark ge- 
litten hätte, wie es dann der Fall gewesen sei ? 

So wird die von elementaren Kräften der modernen Geschichte be- 
dingte tragische Entwicklung des österreichisch-serbischen Gegen- 


satzes immer wieder in den Bereich einer bloß diplomatischen Ge 
schichte eingeordnet, die noch dazu durch ihren stark zugespitzten 


Thesencharakter als Auseinandersetzung mit dem Stande der For- 
schung nicht befriedigen kann. So fleißig die Auswertung der öster- 
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reichischen Akten vom österreichischen Urteilsstandpunkt aus durch- 
geführt ist, so sehr muß bezweifelt werden, daß das Buch — vor allem 
auch außerhalb von Österreich und Deutschland — als mehr erschei- 
nen wird, denn eine verspätete Fortsetzung der Kriegsschulddiskussion 
ineiner Gestalt, die im Grunde schon im Ausgang der 20er und im Be- 
ginn der 30er Jahre anfıng, überwunden zu werden. 


Berlin-Zehlendorf Hans Herzfeld 


Hermann Wagener und sein Verhältnis zu Bismarck. Von WOLF- 

GANG SAILE. Ein Beitrag zur Geschichte des konservativen 

‘ Sozialismus. (Tübinger Studien.) Tübingen, J. C. B. Mohr 1958. 

167 S. 16,50 DM. 

Diese noch von Stadelmann angeregte Arbeit bedeutet eine wert- 
volle Ergänzung der bisherigen Untersuchungen über Wagener, zumal 
der Vf, in der Lage war, Aktenmaterial in Friedrichsruh zu benutzen; 
im Anhang wird daraus einiges abgedruckt, unter anderem Schreiben 
Wageners mit Randbemerkungen Bismarcks. Saile betont, daß schon 
vor 1848 ein enges Verhältnis zwischen Wagener und Bismarck bestan- 
den habe; sie hätten sich beide vom ständisch-monarchischen Gedan- 
ken her gegen bürokratischen Absolutismus gewandt. Wagener, der zu 
der Gruppe der Sozialkonservativen zu rechnen ist, war trotz Stützung 
durch Bismarck im Kreise der Konservativen ziemlich isoliert; an der 
Spitze der „‚Kreuzzeitung‘‘ konnte er sich nicht halten. Auch Bismarck 
riet gelegentlich zu einem ‚ruhigeren Redakteur‘; 1852 meinte er, er 
rechne Wagener trotzdem nach wie vor zu seinen intimsten politischen 
Freunden. 

Der Vf. schildert die Entwicklung Wageners nach 1848, nicht in 
allem ganz eindeutig. Er meint, Wagener sei, im Gegensatz zu Bis- 
marck, für eine zwischenstaatliche konservative Solidarität eingetre- 
ten; auch Bismarck war in den fünfziger Jahren für ein Zusammenge- 
hen der konservativen Mächte. Wagener bekannte sich, im Gegensatz 
zu der Masse der Konservativen, zum Gedanken der sozialen Monarchie. 


Es kam dabei zu einer gewissen Zusammenarbeit mit Bismarck, der 


allerdings im wesentlichen aus taktischen Gründen und im Kampf 


gegen die Liberalen an ein Entgegenkommen an die Arbeiter dachte. 
Saile meint, Wagener habe die Besprechungen zwischen Lassalle und 
Bismarck nicht gerne gesehen. Er trat für das allgemeine Wahlrecht 
ein, aber ähnlich wie Bismarck nur mit Klauseln und nicht von demo- 


kratischen Gedankengängen aus. Er sprach von der richtigen Hand- 
habung dieses Wahlrechtes und berief sich dabei auf Napoleon III. 


Hier scheint ein gewisser Einfluß auf Bismarck deutlich, obwohl hier, 
wie später bei manchen Denkschriften, die Bismarck erbat, nicht im- 
mer ganz klar ist, ob Wagener Bismarck wirklich beeinflußte oder ob er 
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nur Gedanken ausführte und zu Papier brachte, die Bismarck ihm 
nahegelegt hatte. In den Jahren 1866—1873 hatte Wagener als zweiter 
Vortragender Rat eine etwas undurchsichtige Stellung. Er beriet 
Bismarck und informierte ihn andererseits über Vorgänge auf sozial- 


politischen Gebieten. Wageners Gedanken an eine neue konservative 
Parteigründung versieht Bismarck mit einem Fragezeichen. Wageners 


sozialpolitisches Interesse ist sehr deutlich, obwohl seine Gedanken- 
gänge und Vorschläge eine Fülle von Halbheiten enthalten. Nach der 


Entlassung 1873, die durch einen Angriff Laskers auf Wageners Betei- 
ligung an den Gründungsspekulationen erfolgte, entwickelte sich Wage- 
ners Stellung, wie Saile es ausdrückt, zum finanziellen und moralischen 
Ruin, gelegentlich auch zu einer scharfen Spannung mit Bismarck. Der 
Kanzler meinte später, er wolle Wagener helfen, wisse aber nicht, wie 


er das machen könne, 


Der Vf. meint, trotz vielen Gemeinsamkeiten zwischen Bismarck 
und Wagener wurzelte jener im 18. Jahrhundert ‚während Wagener 
schon den korporativen Staat des 20. Jahrhunderts vorwegnahm“, 
eine etwas mißverständliche und in dieser Form wohl bestreitbare For- 
mulierung. Dasselbe gilt von dem Satz, der aufgeklärte Absolutismus 


des 18, Jahrhunderts und der soziale Korporativstaat seien koalitions- 


fähig gewesen. Wir möchten fragen, was denn nun eigentlich dieser 
soziale Korporativstaat ist. Der Einfluß Wageners auf Bismarck wird 
in dieser Arbeit verhältnismäßig gering gewertet. Eine vor zwei Jahr- 
zehnten entstandene und ungedruckte Marburger Habilitationsschrift 
von Paul Grebe, der den Nachlaß Wageners und staatliche Archive be- 
nutzt hat, schätzte diesen Einfluß größer ein, 


Marburg Wilhelm Mommsen 


Matthias Erzberger and the Dilemma of German Democracy. By 
KLAUS EPSTEIN. Princeton (New Jersey), Princeton University 
Press 1959. XIII, 473 S. 10.— $. 

Aus doppeltem Grund ist das Erscheinen dieser ersten großen 


Erzberger-Biographie zu begrüßen, die allen wissenschaftlichen An- 


sprüchen genügt. Sie leistet zu der mit neuem Elan in Fluß gekommenen 
Erforschung der Weimarer Republik und besonders ihrer Vor- und 
Frühgeschichte im Übergang vom Kaiserreich einen Beitrag, der eine 
Fülle neuen oder bislang unzugänglichen Quellenmaterials erschließt. 
Und sie gibt der längst fälligen Revision einer vergiftenden Legende, 


der Zeitgenossen wie Nachwelt allzu willig Gehör schenkten, eine über 


zeugende wissenschaftliche Grundlage und erfüllt damit zugleich eine 


politische Aufgabe. Eine gerechte Würdigung der ersten deutschen 
Republik hat sich noch heute vor allem mit den tiefverwurzelten Vor- 
urteilen auseinanderzusetzen, die mit den Schlagworten Dolchstoß, 
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Compiegne, Versailles und ‚System‘ so lange die Beurteilung der An- 
fänge der Weimarer Republik verzerrt und verdunkelt haben. Der 
Name Erzbergers ist damit aufs engste verknüpft, und in der Tat rückt 
das breitangelegte Werk Epsteins mit der sorgfältigen Darstellung der 


Rolle dieses rastlosen Politikers auch die politische Wirklichkeit der 
dramatischen Übergangszeit in ein helleres Licht. Aber die Unter- 


suchung macht darüber hinaus auch den historischen Hintergrund (der 


wilhelminischen Politik) in einer ausführlichen Behandlung der Erz- 


bergerschen Entwicklung seit den neunziger Jahren und zugleich eine 
wichtige Periode der Politik der Zentrumspartei und der problemati- 
schen Position des deutschen Parlamentarismus in der Vorkriegs- und 
Kriegsmonarchie deutlich. 

Der an der Harvard University wirkende Vf., Sohn des bekannten 


Historikers Fritz T. Epstein (Library of Congress), hat als erster den 


Nachlaß Erzbergers im Bundesarchiv Koblenz, dazu die Papiere des 
Zentrumshistorikers Karl Bachem und des Parteiführers Graf Hertling 
sowie neben weiteren unveröffentlichten Quellen aus dem Umkreis Erz- 
bergers das reichhaltige Material des Erzberger-Helfferich-Prozesses 
voll zu benutzen und in gelungener Verbindung mit der umfangreichen 


zeitgenössischen Publizistik zum Thema ein fast lückenloses Bild der 


biographischen und politischen Zusammenhänge zu geben vermocht. 
Ein gründlicher bibliographischer Essay (S. 439—453), der durch einen 
sorgfältigen Index ergänzt wird, gibt davon Zeugnis. Trotz der Fülle 
des Materials ist das Buch sehr übersichtlich disponiert und vorzüglich 
lesbar; einige kleinere Versehen, auf die schon hingewiesen wurde (vgl. 


die Rez. von R. Morsey, in: Neue politische Lit. 4. H. 8/9), könnten 
gelegentlich einer höchst wünschenswerten deutschen Ausgabe be- 


seitigt werden. 

Die wissenschaftliche und darstellerische Leistung des Buches 
liegt aber vor allem darin, daß es nun auch nicht, wie das in der um- 
fangreichen Stresemann-Literatur noch immer geschieht, eine un- 
kritische und zugleich unhistorische ‚Wiedergutmachung‘ an dem 


verdienten Mann betreibt, der wie dann Rathenau und Ebert von der 
Hetze radikaler Republikfeinde zu Fall gebracht worden ist. Vorzüge 


und Schattenseiten dieses kurzen, rastlosen Politikerlebens werden in 
nüchternem, unbestechlichem Abwägen, im Ton kritischer Sympathie 
geschildert; alle Seiten des vielfarbigen Wirkens treten unverkürzt her- 
vor, auch einer Gegenlegende ist der Riegel vorgeschoben. Das beginnt 


mit der kurzen Darstellung der Herkunft und Jugend des katholischen 


Schneidermeisterssohnes aus einem vorwiegend protestantischen Alb- 


dorf, die schon manches Licht auf die self-made-man-Eigenschaften 
des späteren Politikers wirft. Noch vor seinem 20. Lebensjahr begann 
sich der hochbegabte Absolvent der Saulgauer Lehreranstalt (hier, 
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S.7, wäre ein Druckfehler zu beseitigen) und junge Volksschullehrer 
politisch zu betätigen: zunächst auf eigene Initiative als opponierender 
Diskussionsredner auf sozialistischen und liberalen Versammlungen, 
nach seiner „Entdeckung“ in einer Zentrumsversammlung seit 1895 
als Redakteur der Stuttgarter Katholikenzeitung, als unermüdlicher 
Mitarbeiter des württembergischen Parteigründers Adolf Gröber und 
besonders der katholisch-sozialen Bewegung, des Volksvereins für das 
katholische Deutschland, dann als Arbeitersekretär im neugegründeten 
kath. Arbeiterverein und in führender Stellung in den christlichen Ge- 
werkschaften, schließlich als Begründer des Schwäbischen Handwerker- 
bunds (1899). Schon hier entfaltete und bewies Erzberger die viel- 
seitigen Kenntnisse und die rasche Arbeitsweise als Redner, Publizist 
und Organisator, dazu jene unerschütterliche, ungebrochene Über- 
zeugung von der Richtigkeit seiner Position, die seine weitere Laufbahn 
getragen haben. Nur zwei Beispiele: in einem Jahr sprach der Vierund- 
zwanzigjährige neben all seinen sonstigen Aktivitäten auf 62 Ver- 
sammlungen des Handwerkerbunds und beantwortete 1100 Briefe 
aus diesem Kreis; wenig später schrieb er im selben Zeitraum 
(1902/03) etwa 3100 Antwortbriefe als Arbeitersekretär. Im übrigen 
konzentrierte er sich auf die journalistische Aktivität, die besonders 
gegen den weltanschaulich-sozialpolitischen Monopolanspruch des 
Marxismus gerichtet war, und eignete sich als Reporter beim 
württembergischen Landtag eine volle Beherrschung der parlamen- 
tarischen Praxis an, bis er dann 1903 als jüngster Abgeordneter in 
den Reichstag einzog. 

Damit begann der schwäbische Vollblutpolitiker seinen frühen 
Aufstieg auf nationaler Ebene. E. verdeutlicht ihn durch eine knappe, 
aber wohlgelungene Skizze der allgemeinen politischen Bedingungen im 
damaligen Deutschland. Er folgt dann in genauer Darstellung Erz- 
bergers raschem Aufstieg zu parlamentarischer ‚prominence‘‘ (1903 
bis 1907), untersucht die Gründe seiner vorübergehenden Zurück- 
drängung (die mit den Bedenken auch der Parteiführung gegenüber 
dem politischen Übereifer ihres Jüngsten, zugleich freilich auch mit 
der Rechtsschwenkung des Zentrums nach 1907 zusammenhingen) und 
macht die bedeutsame Hinwendung zu den beiden Hauptgebieten sei- 
ner weiteren Karriere einsichtig: der Finanz- und der Außenpolitik. 
Während Erzberger alle publizistischen, organisatorischen, oratori- 
schen Einsatzpunkte seiner bisherigen Aktivität beibehielt oder sogar 
noch steigerte, spielte er im letzten Jahrfünft vor Kriegsausbruch als 
Mitglied des Haushaltsausschusses eine wichtige Rolle in der Diskus- 
sion über die Rüstungs- und Marinepolitik und ihre finanzpolitischen 
Aspekte. Seine Neigungen galten der Zusammenarbeit mit Österreich 
und auch Frankreich; zu England, das er auf seinen zahllosen Reisen 
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nie besucht hat, vermochte er kein Verhältnis zu gewinnen: das Ein- 
treten für die verhängnisvolle Marinepolitik gibt davon Zeugnis. Die 
süddeutsch-antipreußische, demokratische Grundhaltung machte ihn 
zugleich zu einem erbitterten Gegner des zaristischen Rußland. Hier 
stand Erzberger, ganz ähnlich Stresemann, durchaus auf dem Boden 
der wilhelminischen Machtpolitik. Aber auch wenn man seinen optimi- 
stischen Glauben an die parlamentarisch-demokratische Emanzipation 
Deutschlands kritisiert und mit E. der meines Erachtens zutreffenden 
Meinung ist, daß der anachronistische Semi-Absolutismus des ‚Zweiten 
Reiches‘‘ ohne die Katastrophe des Krieges keineswegs organisch in 
einen demokratischen Konstitutionalismus übergegangen wäre, so 
bleibt doch die Tatsache, daß der Innenpolitiker Erzberger diesen Pro- 
zeß schon vor Kriegsbeginn beschleunigt und dann maßgebend vor- 
angetrieben hat. Die „Wandlung‘‘ des Politikers ist in diesem Sinne, 
wenn sie nicht allzu einseitig mit den an Irrtümern und Schwankungen 
reichen außenpolitischen Ansichten begründet wird, wie bei Strese- 
mann keineswegs so abrupt, wie selbst E. in manchen Bemerkungen 
anzudeuten scheint. 

Das bestätigt denn auch die sorgfältige Darstellung der Kriegs- 
periode im Mittelteil des Buches (S. 96—283), die zugleich unschätz- 
bare Einblicke in Parlamentarismus, Innenpolitik und Schlußkrise der 
Monarchie eröffnet. Über seine enge Verbindung mit dem so anders ge- 
arteten Bethmann Hollweg ist Erzberger seit 1914 rasch in eine füh- 
rende Rolle gelangt: er setzte sich für eine Kriegspropaganda bis zum 
Annexionismus ein, er entfaltete eine rastlose diplomatische Aktivität 
in verbündeten und neutralen Ländern und nicht zuletzt im noch 
schwankenden Italien (wo er seine bedeutsamen Beziehungen zum 
Vatikan geknüpft bzw. gestärkt hat, um dann nach Italiens Kriegs- 
eintritt mit innerster Anteilnahme die Wiederherstellung des Kirchen- 
staats zu betreiben); aber seit 1916 bahnte sich der entscheidende 
Wendepunkt seines politischen Wirkens an, zunächst mit der Opposi- 
tion gegen den uneingeschränkten U-Boot-Krieg und den Bemühungen 
um die Vorbereitung des Rußlandfriedens, und entschieden dann in der 
führenden Rolle bei der Friedensrevolution vom Juli 1917. Daß sich 
hier zum erstenmal deutlich die spätere Weimarer Koalition und mit 
ihr die mögliche Parlamentarisierung Deutschlands abzeichnete, läßt 
dies Ereignis trotz seiner geringen unmittelbaren Folgen zum Beginn 
einer dritten und letzten Phase werden, die Erzberger nun folgerichtig 
in seine Aufgabe als Liquidator des Krieges, Befürworter einer demo- 
kratischen Koalition und demokratischen Staatsmann hineinführte. 
Hier wurde auch jener praktische, undogmatische Sinn für die Realität 
zunächst der militärischen, dann der politischen Krise besonders sicht- 
bar und wirksam, der Erzbergers Verhältnis zur Politik kennzeichnet 
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ERBE, 


und (in einem für das nachbismarckische Deutschland seltenen Maße) 
auch auszeichnet. 

Die Fülle an Details und Zusammenhängen, die E. für den drama- 
tischen Ablauf des Geschehens und die zentrale Rolle Erzbergers darin 
mitteilt, kann hier nicht einmal angedeutet werden. In stetig fort- 
schreitender Verdichtung der Darstellung wird die Geschichte des 
Waffenstillstands, der Entstehung der Republik und des Versailler Ver- 
trags um wichtige neue Züge bereichert, werden Dilemma und Tragik 
derer, die ihren Ruf für die Liquidierung einer von der Republik nicht 
verschuldeten Katastrophe hingaben, als Kaiser und Militärs am Ende 
waren, am konkreten Beispiel eines Hauptbeteiligten und Haupt- 
betroffenen sichtbar gemacht. Als Finanzminister hat Erzberger dann 
in acht Monaten (1919/20) mit der Reform und Zentralisierung des 
Finanzsystems und der reichseigenen Vereinheitlichung des Eisenbahn- 
wesens noch ein Werk vollbracht, das seine konstruktiven Fähigkeiten 
ins hellste Licht gerückt hat. Es bleibt die verhängnisvolle Schuld einer 
verblendeten Rechten (hier vor allem verkörpert durch den starren 
Helfferich, der Erzberger in ein zerreibendes Gerichtsverfahren ge- 
zwungen hat, aber auch in dem feigen Rückzug Hindenburgs, der zu- 
nächst Erzberger seines überschwenglichen Dankes versichert hatte, 
auf die Dolchstoßlegende), daß sie diesen Realitätssinn, dessen Deutsch- 
land mehr denn je bedurfte, nicht wahrhaben wollte und so jener blin- 
den Radikalisierung Vorschub leistete, die Erzberger noch nicht 46jäh- 
rig, am 26. August 1921, im brutalen Überfall niederstreckte: als ersten 
einer langen Reihe von Opfern, die 1933 und die Folgen vorausahnen 
ließ. 

Das Buch Epsteins steigert sich in der Schilderung der dramati- 
schen Schlußjahre, denen zwei Drittel des Raumes gewidmet ist, zur 
umfassenden Zeitanalyse. Sein abgewogenes Erzbergerbild, ergänzt 
und vertieft durch wertvolle Nachrichten aus dem Privatleben des 
Staatsmanns, erhebt sich daraus so ungezwungen wie überzeugend. Es 
bestätigt vieles schon Bekannte, aber es begründet es und macht es 
verständlich aus einer eindringlichen Analyse der Innenpolitik, der 
verfassungspolitischen, sozialen und personellen Probleme der aus- 
gehenden wilhelminischen Ära, und es führt damit weit hinaus über 
die bisherige Literatur auch zur allgemeinen Geschichte und zu einem 
ebenso anregenden wie grundlegenden Gesamtbild der Epoche. Zeit- 
geschichte wie Parlamentarismus- und Parteienforschung, aber auch 
politische Wissenschaft und Bildungsarbeit werden dem Vf. gleicher- 
maßen verpflichtet sein für eine vorbildliche Untersuchung, wie sie für 
fast alle anderen Gestalten der Epoche noch zu leisten bleibt. 


Bonn Karl Dietrich Bracher 
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The United States and East Central Europe 1914—1918. A Study in 
Wilsonian Diplomacy and Propaganda. By VICTOR S. MAMA- 
TEY. Princeton, Princeton University Press 1957. 431 S. 7.50 $. 
Die nach 1945 vielfach laut gewordenen Stimmen des Bedauerns, 

daß die Donaumonarchie 1918 zerschlagen wurde, zu denen auch die 

von Winston Churchill gehört, haben das geschichtliche Interesse für 
den Zusammenbruch Österreich-Ungarns und die Entstehung der 

Nachfolgestaaten stark anschwellen lassen. Hierbei ist die Frage nach 

der Rolle, die die Vereinigten Staaten von Nordamerika und ihr Präsi- 

dent W. Wilson gespielt haben, von großer Bedeutung. Eine frühe 

Studie von Ch. Pergler (1926) behandelte nur die Beziehungen der ameri- 

kanischen Politik zur Gründung der Tschechoslowakei, die Arbeit von 

L.Gerson (1953) die Rolle Wilsons bei der Wiedererstehung Polens. 

Hier wird der gesamte Donauraum, also auch die Entstehung Ungarns 

und Jugoslawiens sowie die Vergrößerung Italiens und Rumäniens auf 

Kosten des Habsburger Reiches behandelt. 

Professor Mamatey von der Universität Florida, selbst mit dem 
behandelten Raum gut vertraut, legt das Problem in einer soliden, 
sorgfältig dokumentierten und flüssig geschriebenen Untersuchung dar. 
Er hat hierzu reichlich amerikanisches Archivmaterial, die Nachlässe 
von Wilson, Lansing, House u. a., weit über das bisher gedruckte Mate- 
rial hinaus, verwertet und die gesamte internationale Literatur be- 
nutzt. 

Es ist von großem Interesse zu erfahren, wie konservativ die 
Kriegsziele der Alliierten vor dem Kriegseintritt der USA und dem 
Sturz der Monarchie in Rußland waren, wenn bloß der österreich- 
ungarische Dualismus einer Dreigliederung unter Einschluß Böhmens 
weichen sollte, und der Verzicht auf die jugoslawischen Gebiete nach 
einem französischen Vorschlag durch eine eventuelle Angliederung 
nicht nur von Polen, wie man das ja in Wien ebenfalls plante, sondern 
auch von Schlesien und Bayern kompensiert werden sollte. Der Ge- 
danke tschechischer Rußlandverehrer, einen russischen Großfürsten 
auf den böhmischen Thron zu setzen, fand schon bei Masaryk nicht viel 
Gegenliebe. Zum Ende des Krieges werden die Forderungen der einzel- 
nen Nationen eindeutiger. Aber es ist wichtig, daß Wilson sich erst nach 
einem längeren Zögern für die Zerschlagung Österreich-Ungarns ent- 
schied. Gewiß waren hierfür die Beziehungen zu Masaryk von Bedeu- 
tung, auch in der Beurteilung Rußlands und erst recht seit der 
russischen Revolution. Aber im Ergebnis kommt der Vf. doch zum 
Schluß, daß entscheidend für die Selbständigkeit der Nachfolge- 
staaten ihre eigenen Anstrengungen waren, die den Sieg der West- 
mächte über die Mittelmächte und die bolschewistische Revolution zu 
nutzen wußten., 
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Hätte ein intensiveres Eingehen der Westmächte auf die kom- 
plexen Grenz- und Nationalitätenverhältnisse, auf die Struktur der 
neuen Republiken, auf neue föderative Möglichkeiten im Donauraum 
stabilere und gerechtere Verhältnisse geschaffen ? Die Frage muß auf- 
geworfen werden, wenn etwa an das von den Gründern der Tschecho- 
slowakei zunächst beschworene Bild einer neuen Schweiz im böhmi- 
schen Raum gedacht wird. Der Vf. ist geneigt, das Ergebnis von 1918 
für besser zu halten als seinen Ruf, eine Ansicht, der man sich nach der 
Lektüre der kürzlich erschienenen Memoiren von Wenzel Jaksch nicht 
unbedingt anschließen kann. Daß der Vergleich der Lage zwischen den 
Weltkriegen mit der heutigen nicht zugunsten der Gegenwart aus- 
fällt, dürfte nicht so sehr von der Weisheit der Staatsgründer von 1918, 
als von der Gewaltpolitik Hitlers und Stalins zeugen. 

Das Verhalten Sowjetrußlands gegenüber Prinzip und Wirklichkeit 
der nationalen Selbstbestimmung ist treffend dargestellt. Die Natio- 
nalitätenfragen sind objektiv und sachlich behandelt; die Frage des 
Anschlusses Österreichs an Deutschland (1918) wird allerdings mit nur 
wenigen Sätzen abgetan. Die Nationalitätenkarte läßt die deutschen 
Südtiroler und eine Reihe von deutschen Siedlungen in Jugoslawien 
unberücksichtigt. Daß Lenin im Register den Vornamen Nikolai er- 
hält, beruht auf der immer wieder falsch aufgeschlüsselten Initiale 
„N.‘“, dürfte aber doch heute nicht mehr vorkommen! 

Ungenau ist der Ausdruck ‚„Ostmitteleuropa‘‘ im Titel, auch im 
Text in der Berufung auf O. Halecki, der ihn keineswegs auf den süd- 
lichen Raum beschränkt wissen möchte, ganz abgesehen davon, daß 
das Baltikum auch dazu gehört, was in der angelsächsischen Welt auch 
terminologisch in Vergessenheit zu fallen droht. Für eine eventuelle 
deutsche Übersetzung, die durchaus zu erwägen wäre, sollte daher der 
Titel „Die Vereinigten Staaten und der Zerfall Österreich-Ungarns“ 
gewählt werden. 


Kiel G.v. Rauch 


Polen und Europa. Studien zur polnischen Außenpolitik 1931—1939. 

Von HANS ROOS. (Tübinger Studien zur Geschichte und Politik, 

Nr. 7.) Tübingen, J. C. B. Mohr 1957. 421 S. 29,40 DM. 

Diese ansehnliche Erweiterung einer von H. Rothfels angeregten 
Tübinger Dissertation wurde von ihm und W. Markert (u. a. durch die 
Vermittlung wichtigen Materials) vielfältig gefördert. Im wesentlichen 
behandelt sie die „Ära Beck“ in der polnischen Außenpolitik — im 
ersten, den Jahren 1931 bis 1935 gewidmeten Teil des Buches noch 
unter der festen Führung Pilsudskis und im zweiten Teil unter dessen 
Epigonen, bis zum Januar 1939, dem ‚„faktischen Ende jener ‚Freund- 
schaft‘ zwischen Deutschland und Polen, die Hitler seit 1933 zu schaf- 





— 


> kom- 
ur der 
uraum 
uß auf- 
"hecho- 
böhmi- 
yn 1918 
ach der 
h nicht 
ıen den 
rt aus- 
n 1918, 


lichkeit 
: Natio- 
age des 
mit nur 
utschen 
slawien 
‚olai er- 
Initiale 


uch im 
len süd- 
on, daß 
elt auch 
entuelle 
aher der 
ngarns“ 


Rauch 


1— 1939. 
| Politik, 


geregten 
urch die 
:ntlichen 
k — im 
res noch 


ar dessen 
‚Freund- 
zu schaf- 


79.—20. Jahrhundert 155 


fen versucht hatte.‘ Das ist eine Einteilung, die „eine mehr als nur 
chronologische Gliederung‘‘ beabsichtigt. Tatsächlich scheint mir die 
den ganzen Band unaufdringlich durchziehende Gegenüberstellung 
beider Männer, des Marschalls und seines vertrauten Schülers, beson- 
ders gut gelungen. Damit wird auch schon ein behutsames Urteil über 
Beck gesprochen, dessen Ziele, Vorzüge und Schwächen im übrigen um 
Verständnis bemüht dargestellt werden. Roos’ biographische Neigun- 
gen kommen auch sonst vorteilhaft zur Geltung, vor allem in den wert- 
vollen Kurzbiographien erwähnenswerter polnischer und tschechischer 
Politiker, die sich unter seinen Anmerkungen in großer Zahl finden. 

Man könnte sich vielleicht fragen, ob dem Anlauf der Jahre 1931 
bis Herbst 1933, den Roos der deutsch-polnischen Verständigung vor- 
anschickt, nicht auch eine geraffte Darstellung von deren Ausklang im 
Jahre 1939 hätte entsprechen sollen. Bis zum Januar 1939 jedoch wird 
die diplomatische Geschichte Polens vom Vf. breit und sicher in die 
allgemeine Politik der dreißiger Jahre eingeflochten, voller Verständnis 
für die Beweggründe zunächst der polnischen und deutschen Staats- 
führung und ihrer Opponenten, etwas schwächer auch der sowjetischen, 
weiter der baltischen, tschechischen, slowakischen, magyarischen und 
rumänischen, der französischen, englischen und italienischen. Das Dan- 
ziger Problem in seiner konfliktgeladenen Verwobenheit mit den all- 
gemeinen deutsch-polnischen wird ausführlich berücksichtigt, weniger 
die Frage der beiderseitigen Minderheiten, da Roos sich hier in weitem 
Umfange auf die zwei Jahre früher erschienenen gründlichen Unter- 
suchungen Breyers!) stützen konnte. An den weitschichtigen Stoff aller 
dieser oft sehr verwickelten Beziehungen geht Roos kenntnisreich und 
mit sicherem Urteil heran, und er versteht ihn bemerkenswert klar und 
übersichtlich chronologisch zu ordnen. Der anspruchsvolle Titel Polen 
und Europa wird also durch diese diplomatische Geschichte der dreißi- 
ger Jahre vollauf gedeckt. 

In ihrem Rahmen spielt Becks Gleichgewichtspolitik zwischen 
Rußland und Deutschland eine bedeutende Rolle, und ihr ist ein 
wesentlicher Abschnitt des Buches gewidmet. Dann schildert Roos 
Becks kurzatmige Versuche, zwischen beiden unter polnischer Führung 
ein langgestrecktes ‚‚Drittes Europa‘‘ vom Finnischen Meerbusen bis 
zum Balkan aufzubauen (1937/39). Man erinnert sich dabei an die 
Föderationspläne, die das polnische politische Denken seit mehr als 
einem Jahrhundert erfüllen und die immer einmal mehr gegen Rußland 
und dann gegen die Deutschen, meist aber eher mit der Front gegen 
Osten konzipiert wurden. Im tiefen Schoß dieser Wunschbilder ruhen 
IR. Breyer, Das Deutsche Reich und Polen 1932—1937. Außenpolitik und 


Volksgruppenfragen (Marburger Ostforschungen d. J. G. Herder-Forschungs- 
rates, Bd. 3). Würzburg 1955. 
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auch schon starke Wurzeln des Gegensatzes zu den Tschechen, da diese 
sich solchen polnischen Plänen nicht gern einordnen ließen. 

Wenn Beck ‚fast noch eifriger als Hitler an der Unterminierung 
der CSR arbeitete und ihm so geradezu den Weg bereitete‘, dann han- 
delte er nicht nur im Banne von Überzeugungen Pilsudskis, wie Roos 
richtig hervorhebt, sondern auch älterer polnischer Traditionen, 
Schwerlich wird sich seine offensichtlich auch von ganz persönlicher 
Feindseligkeit gegen Benesch und den Staat Masaryks geleitete kurz- 
sichtige Handlungsweise und seine allgemeine Überschätzung der pol- 
nischen Möglichkeiten mit solchen Hinweisen entschuldigen lassen. Im 
ganzen wird es daher bei den ruhigen und abgewogenen Überlegungen 
bleiben, mit denen Roos (S. 398/400) für die letzten Jahre vor dem 
Krieg Schlußfolgerungen aus seinen Untersuchungen zieht. 

Deutsche Leser kann es dabei befremden, daß Roos den herkömm- 
lichen Sprachgebrauch ‚Ostmitteleuropa‘‘ in Anlehnung an das peol- 
nische ‚Europa $Svodkowowschodnia‘ durch ‚Mittelosteuropa“ ersetzt. 
Dadurch wird nicht nur die sprachliche Vielfalt um dieses zwischen dem 
ostslawischen Osteuropa und dem deutschen Mitteleuropa liegende 
Gebiet um eine weitere Variante bereichert, es fragt sich auch, ob Roos 
durch die deutliche Akzentverschiebung, die der neue Ausdruck mit 
sich bringt, nicht in Widerspruch zu den Ergebnissen seiner eigenen 
Untersuchungen gerät. 

Sie sind auf eine breite Durchsicht der polnischen und deutschen, 
englischen, französischen und ukrainischen Literatur, der dazugehöri- 
gen Memoiren, Tagebücher und Reden, der veröffentlichten Doku- 
mentenwerke sowie nicht unwesentlichen unveröffentlichten Materials 
(des poln. Außen- und Innenministeriums, Nürnberger Papiere des 
Völkerrechtlichen Instituts der Universität Göttingen) und zahlreiche 
Auskünfte von Beteiligten oder deren Hinterbliebenen gestützt. 


Marburg (L.) Ernst Birke 








Sowjetrußland in China. Von TSCHIANG KAI-SCHEK. Aus dem 
Amerikanischen übersetzt von Credo. Bonn, Athenäum-Verlag 
1959. 451 S. 19,80 DM. 

Das vorliegende Buch des national-chinesischen Staatsmannes und 
Generals Chiang Kai-shek (hier: Tschiang Kai-schek) ist weder eine 
historische Darstellung noch eine Selbstbiographie, die als historisches 
Material dienen könnte. Es ist vielmehr eine Kampf- und Propaganda- 
schrift gegen den Kommunismus im allgemeinen und gegen Chiangs 
speziellen Feind, das kommunistische Regime Chinas, im besonderen. 
Wie auch das gleichzeitige Erscheinen einer chinesischen und einer 
amerikanischen Version des Buches bezeugen mag, wendet es sich vor 
allem an einen amerikanischen Leserkreis. Dabei sucht der Vf. augen- 
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scheinlich bewußt die gleiche Mentalität anzusprechen, die sich seiner- 
zeit so aufnahmebereit für die Gedankengänge des Senators McCarthy 
und seiner Mitarbeiter zeigte. Dementsprechend ist die Darstellung 
historischer Vorgänge nicht nur einseitig, sondern oftmals entstellt und 
verzerrt. In ihrer doktrinären Vereinfachung der Geschehnisse, in der 
Schwarzweißmalerei und gelegentlich sogar in der Ausdrucksweise ist 
die dem Buche zugrunde liegende Denkweise der kommunistischen 
nahe verwandt. Wie die chinesisch-kommunistischen Autoren von 
einer weltweiten Verschwörung zur Versklavung des chinesischen Vol- 
kes als dem Ziel des amerikanischen Imperialismus sprechen, so schiebt 
hier Chiang das gleiche Ziel mit denselben Worten dem Kommunismus 
zu, wobei er das chinesisch-kommunistische Regime stets nur als die 
beauftragten Handlanger Moskaus bezeichnet!). Immer wieder schreibt 
er von der Notwendigkeit eines „Kreuzzuges der Freien Welt‘ gegen 
den Kommunismus. 

Trotz dieses oberflächlich-propagandistischen Inhaltes ist das 
Buch für den Historiker nicht ganz uninteressant. Einmal zeigt es, wie 
Chiang bestimmte historische Ereignisse sieht und beurteilt bzw. wie 
er wünscht, daß sie gesehen und beurteilt werden sollen. Denn es scheint 
unwahrscheinlich, daß Chiang in jedem Falle Ereignisse, an denen er 
selbst beteiligt war und die uns aus anderen Quellen bekannt sind, so 
darstellt, wie er sich ihrer wirklich erinnert. Aber noch ein weiterer 
Punkt dürfte für den Historiker von Interesse sein: Die Lektüre des 
etwas langatmigen Buches drängt dem Leser die Überzeugung auf, daß 
Chiang trotz seiner großen Erfolge in den zwanziger und dreißiger Jah- 
ren schließlich verlieren mußte und daß der Grund dafür nicht allein in 
den Verhältnissen — der Kampf auf zwei Fronten: gegen die Japaner 
nach außen und gegen die chinesischen Kommunisten im Innern —, 
sondern auch in der Person Chiangs zu suchen ist. Die von manchen 
nichtkommunistischen Kritikern Chiangs — wie z. B. Stilwell?) oder 
F.S. Liu?) — gegebene negative Charakterisierung findet durch das 
vorliegende Buch ihre Bestätigung: Die Unfähigkeit, die eigenen Fehler 
zu analysieren, und das starre Festhalten an diesen Fehlern; die Nei- 
gung, die Schuld an den eigenen Mißerfolgen stets anderen zuzuschie- 
ben; die Geringschätzung und Mißachtung aller gegenüber Chiang kri- 
tisch eingestellten Persönlichkeiten; die Verachtung seiner Gegner und 
das Unvermögen, die tieferen Gründe für deren Überlegenheit zu er- 
kennen. Demgegenüber kommer als positive Faktoren auch die be- 
wundernswerte Ausdauer und die zielbewußte Konsequenz in Chiangs 
Politik hinreichend zum Ausdruck. 

!) Siehe hierzu HZ 188/1, August 1959, S. 49—75. 


?) The Stilwell Papers. London 1949. 
JA Military History of Modern China 1924—1949. Princeton 1956. 
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Die Übersetzung ist zuweilen wesentlich freier, als es die klare 
Wiedergabe des englischen Originals erforderte. Irrtümer und Un- 
genauigkeiten sind keine Seltenheit: So heißt z. B. der Satz des Ori- 
ginals (S. 61): “After generations of friendly dealings und mutual assi- 
stance, there are strong bonds of sentiments even between the land- 
lords and the tenants”’ in der Übersetzung (S. 83): ‚Im Frieden und im 
Krieg gibt es starke Bande des Gefühls und gegenseitiger Hilfsbereit- 
schaft, selbst zwischen den Gutsherren und Pächtern.‘ Überdies wird 
hier — desgl. S. 105, 209 ff. — „land-lord‘ fälschlich durch ‚‚Gutsherr“ 
wiedergegeben, wie es bewußt aus ideologischen Gründen in den ost- 
deutschen Publikationen geschieht. Es gab in China keine landwirt- 
schaftlichen Großbetriebe, also auch keine Güter und Gutsherren, son- 
dern nur Grundbesitzer, wie es richtig in der Anm. des Herausgebers 
S.106 steht. Ein weiteres Beispiel unsorgfältiger Übersetzung: (Original, 
S.348): “...there would never have been such calamities as the 
Korean War and the Communist occupation of northern Korea and 
northern Indo-China.’” Deutsche Fassung (S. 384): ‚...wäre es zu sol- 
chem Unheil wie dem Koreakrieg oder dem indonesischen [sic!] Krieg 
nicht gekommen.‘‘ Die Beispiele lassen sich beliebig vermehren. So 
empfiehlt es sich, für wissenschaftliche Zwecke in jedem Falle auf das 
englische Original zurückzugreifen. 


Hamburg Wolfgang Franke 


Saarpolitik 1945—1957. Von ROBERT H. SCHMIDT. I: Politische 
Struktur. (Veröffentlichung des Instituts für Wissenschaftliche 
Politik der Technischen Hochschule Darmstadt.) Berlin, Duncker 
& Humblot 1959. 652 S., 54,— DM. 

Die Saar zwischen Deutschland und Frankreich. Von PER FISCHER. 
Politische Entwicklung von 1945—1959. Frankfurt, Alfred Metz- 
ner Verlag 1959. 308 S., 19,50 DM. 

Obwohl die beiden hier zu besprechenden Werke das gleiche zeit- 
geschichtliche Thema behandeln, das Saarproblem in der Zeit vom Ende 
des Zweiten Weltkrieges bis zur politischen und wirtschaftlichen Ein- 
gliederung in die Bundesrepublik, sind sie in ihrer wissenschaftlichen 
Zielsetzung, Anlage und Methode grundverschieden. Da eines von ihnen 
nicht nur sachlich Neues bieten, sondern in bestimmter Weise auch 
methodisch beispielhaft wirken will, ist eine genauere Skizzierung von 


Absicht und Arbeitsweise dieser Untersuchung vielleicht gerecht- 


fertigt. 
Der gewichtige Band von Robert H. Schmidt, der erste eines 
dreibändigen zugleich als politikwissenschaftliche Analyse wie auch als 


Nachschlagehandbuch gedachten Werkes, ist aus einer inhaltlich und 
in dem behandelten Zeitraum erweiterten staatswissenschaftlichen 
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Dissertation an der Kultur- und Staatswissenschaftlichen Fakultät der 
Technischen Hochschule Darmstadt (1955) mit dem Titel „Die politi- 
schen Parteien an der Saar‘‘ erwachsen (während der zweite, in ab- 
sehbarer Zeit folgende Band die Druckfassung der Habilitations- 
schrift des Vfs. darstellt: „Die politischen Entscheidungen an der 
Saar und um die Saar zwischen ‚Wirtschaftsanschluß‘ und ‚Euro- 
päisierung‘, vom Ende des Zweiten Weltkrieges bis vor dem Scheitern 
der EVG“). 

Die Arbeit ist keine historische und will auch keine zeitgeschicht- 
liche sein, sondern Sch. benutzt für seine „‚politologische Betrachtung 
(prinzipiell in nomothetischer Absicht)‘, die er deutlich von der ge- 
schichtswissenschaftlichen Betrachtung (‚prinzipiell idiographischer 
Art‘) abgrenzt, die Geschichte bzw. Zeitgeschichte als Material für 
seine Untersuchung. Da jedoch in seinem Falle nicht genügend zeit- 
geschichtliches Quellenmaterial bereitstand, sah er sich genötigt, sol- 
ches zunächst selbst zu sammeln und — in Ermangelung zeitgeschicht- 
lich-wissenschaftlicher Arbeiten über das Saarproblem — in seiner Dar- 
stellung auch auszubreiten, so daß seine Arbeit streckenweise doch den 
Charakter einer zeitgeschichtlichen annimmt. Der Vf. kann es sich 
nicht verkneifen, bei dieser und einigen anderen Gelegenheiten Seiten- 
hiebe auf die Historiker auszuteilen, die seiner Ansicht nach noch 
immer „in ihrer Mehrzahl‘ ‚‚zu der zum großen Teil aus dem Historis- 
mus stammenden Ansicht‘ neigen, ‚der Historiker müsse zwischen 
sich und die zu beobachtenden Phänomene möglichst einen größeren 
zeitlichen Abstand (die berühmten ‚50 Jahre Abstand‘) bringen‘. Es 
soll hier gegen diese einseitige Kritik nicht polemisiert werden, doch 
darf der Wille des Vfs., zu zeigen, wie man es machen sollte (seine didak- 
tische Art wirkt mitunter recht störend für den Leser und führt zu 
zahlreichen, teilweise völlig überflüssigen, weil Selbstverständlichkeiten 
enthaltenden Exkursen und Abschweifungen), bei der Würdigung des 
Werkes nicht außer acht gelassen werden. 

„Zentrales Anliegen der Arbeit ist es, an einem zeitnahen Beispiel, 
eben der Saar, zu zeigen, wie sich das, was wir heute Politik nennen, 
wirklich abspielt, in den verschiedensten Ebenen: denen der Parteien, 
der politischen Jugendorganisationen, der Gewerkschaften, überhaupt 
der Interessenverbände, der Presse, der Meinungsbildung; wie Wahl- 
kämpfe sich abspielen, wie Wirtschaft und allgemeine Politik inein- 
ander verflochten sind, wie allgemeine Politik die sogenannte Kultur- 
politik beeinflußt und umgekehrt, wie die sogenannten natürlichen 


Gegebenheiten (geographische Lage, Bodenschätze und ähnliches) in 
die Wirtschaftspolitik, die Sozialpolitik und die allgemeine Politik hin- 


einwirken, die Verkehrsverhältnisse die Politik bestimmen, welche Be- 
deutung traditionelle Anschauungen für politische Entscheidungen be- 
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sitzen‘ (S. 6). „Ziel der Untersuchung ist Erkenntnis von dem, was wir 


das ‚politische Kräftefeld‘ nennen“ (5. 7). 


Es mag sein, daß diese umfassende, fast enzyklopädische Ziel. 


setzung und die dem Vf. notwendig erschienene Ausbreitung eines gro- 
Ben Teils seines Materials hauptsächlich dazu beigetragen haben, daß 
das Werk einen solchen Umfang angenommen hat; doch ist der Vf. der 
damit verbundenen Gefahr, in der Fülle der Details zu ertrinken, oft 


nur mit knapper Not entgangen. Die Folge davon ist — abgesehen von 
den Schwierigkeiten für den Leser —, daß in dem vorliegenden ersten 


Band das eigentlich Dynamische der Entwicklung und das über das 


Lokale und Regionale hinaus Interessante der Vorgänge um die Saar 
noch gar nicht zur Sprache kommt. Vielmehr folgt auf einen ersten 
Teil, der die ‚allgemeine Struktur und historischen Voraussetzungen“ 
des Saarlandes (recht breit, aber gerade in den historischen Abschnitten, 


die bis zur Römerzeit zurückgreifen, nicht genügend präzis und akzen- 


tuiert) zum Gegenstand hat, der breite Mittelteil, der, außerordentlich 


gründlich und in Einzelheiten gehend, die Struktur der saarländischen 
Parteien (Aufbau — Organisation — Kräfte — Programmatik) 1945 
bis 1957 behandelt. Im dritten Teil wird in ähnlicher Weise die poli- 
tische Struktur der Interessenverbände, Einflußgruppen und Publika- 
tionsmittel 1945—1957 untersucht. Der Anhang enthält Partei- 
programme und -statuten im Wortlaut. 

In der Einleitung, in der der Vf. in einer stark philosophisch durch- 
tränkten Sprache ‚Politik‘ und ‚Parteien‘ definiert bzw. umschreibt, 
so wie diese Begriffe für seine Untersuchung gelten sollen, werden dabei 
im Sinne seiner Methode die ‚Koordinaten‘‘ bzw. ‚Vektoren‘ des 
Kräftefeldes abgesteckt. Zur Terminologie verweist er im übrigen auf 
das Lehrbuch der systematischen Politologie von Eugen Kogon (Sch. 
ist wissenschaftlicher Assistent des Darmstädter Professors für wissen- 
schaftliche Politik), „Politik als Wissenschaft‘ (Europäische Verlags- 
anstalt Frankfurt a. M. 1960), und auf seine eigene demnächst er- 
scheinende wissenschaftstheoretische Arbeit ‚Die Wissenschaft von 
der Politik im System der Wissenschaften‘. So soll die Untersuchung 
über die Saar zugleich exemplarisch den Beweis für die Brauchbarkeit 
seiner Terminologie wie auch seiner politologischen Methode liefern. 
Ob der Versuch geglückt ist und sein Verfahren überzeugend wirkt, 
wird sich erst bei Vorliegen des gesamten dreibändigen Werkes sagen 
lassen. 

Im ersten Band handelt es sich cum grano salis ja eigentlich nur 
um das Bereitstellen aller Faktoren, die in der späteren Darstellung in 
„Funktion‘ treten werden (die Leistung der individuellen Gestalten 
und Persönlichkeiten bleibt bei der vom Vf. angewandten Methode 
zwangsläufig — für den Historiker in nicht befriedigender Weise — 
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hinter dem typischen Verhalten der Gruppen verborgen), um das Aus- 
breiten — übrigens einer erstaunlichen Fülle — von Material zu den 


Parteien und Interessenverbänden. Der Sammeleifer und die auf- 
gewendete Mühe im Zusammentragen auch entlegenster Quellen zu 


seinem Thema — das Werk stellt den Ertrag einer sechsjährigen 
Arbeit dar, in die eine umfangreiche, oft schwierige Befragungsaktion 
einbegriffen ist — verdient in jedem Falle höchste Anerkennung und 


Bewunderung. Wenn auch eine stark gegliederte Einteilung des Werkes 
die Orientierung erleichtert, so ist doch zu hoffen, daß spätestens im 


letzten Band ein Sach- und Personenregister für das Gesamtwerk folgt, 
ohne das der vorliegende Band trotz der guten Gliederung nur bedingt 


benutzbar ist. 
Für den Historiker mit am interessantesten ist in diesem ersten 


Band — abgesehen von der sehr verwickelten Parteiengeschichte (ein- 
schließlich der gründlichen Behandlung des „Mouvement pour le 


Rattachement de la Sarre A la France‘ [MRS]) und den biographischen 


Skizzen über die wichtigsten Persönlichkeiten — die Darstellung der 
ersten Nachkriegszeit 1945, des Übergangs von der amerikanischen zur 
französischen Besatzung im ‚Verwaltungsbezirk Mittelrhein-Saar“‘, 
dessen kurze, aber aufschlußreiche Geschichte einen wichtigen Beitrag 
zu der in der Zeitgeschichte noch kaum erforschten Übergangsperiode 
unmittelbar nach dem deutschen Zusammenbruch bildet. So hat der 
Vf. mit seinem Werk für eine noch zu schreibende politische Geschichte 
des Saarlandes nach dem Zweiten Weltkrieg wertvolle Bausteine zu- 
sammengetragen. 

Eine wesentlich bescheidenere, nichtsdestoweniger nützliche Ab- 
sicht verfolgt Per Fischer, früher im Sekretariat des Europa-Rats 
tätig, heute Angehöriger des ständigen Sekretariats der Versammlung 
der Westeuropäischen Union in Paris, mit seiner ‚zeitgeschichtlichen‘“, 
d.h. erzählenden Darstellung. Ihm kommt es darauf an, die Rolle der 
Saar im Rahmen der deutsch-französischen Nachkriegspolitik aufzu- 
zeigen. Die Innenpolitik des Saarlandes kommt dabei so weit zur Gel- 
tung, als sich in ihr der wechselnde Einfluß Frankreichs und das Hin- 
einwirken der Politik der Bundesregierung widerspiegelt. F. stützt sich 
auf bereits erschienene Einzelveröffentlichungen, auf Zeitungsmeldun- 
gen (wobei er die deutschen, französischen, ‚neutralen‘‘ und inner- 
saarländischen in sehr ausgewogener Weise berücksichtigt) und nicht 
zuletzt auf seine Kenntnisse aus seiner Tätigkeit im Europa-Rat und 
in der WEU. In einer wohltuend sachlichen, sich jeder Polemik ent- 
haltenden Sprache, in gut lesbarem, flüssigen Stil schildert er den wech- 
selvollen Verlauf des Geschehens um die Saar, wobei er fragwürdige 
Dinge offen beim Namen nennt — etwa im Falle des völlig mißbrauch- 
ten und daher heute verbrauchten Begriffs der „Europäisierung‘‘ —, 
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ohne doch verletzend zu wirken, Dem Ziel des V£s., mit seiner Darstel- 
lung der weiteren positiven Entwicklung der deutsch-französischen Be- 
ziehungen zu dienen, wird dadurch ebenso gedient wie seinem Bemühen, 
dem parteipolitischen Streit um die ‚Verdienste‘ für die Rückführung 
der Saar ein Ende zu bereiten. Wenn auch die eigentlich bedeutendsten 
Quellen zu seinem Thema (die deutschen und französischen diploma- 
tischen Akten) der Forschung noch nicht zugänglich sind, so daß dieses 
Werk die von Sch. geforderte notwendige, einmal zu schreibende um- 
fassende geschichtswissenschaftliche Untersuchung nicht sein kann 
(dies liegt auch gar nicht in der Absicht des Vfs.), so bildet sein Buch 
doch eine erste Schneise durch das Gestrüpp der Saarpolitik nach dem 
Zweiten Weltkrieg, die in der von F. geschilderten Form nun glück- 
licherweise schon der Vergangenheit, also der Geschichte, angehört. 


Darmstadt Andreas Hillgruber 


Ostpreußen, Leistung und Schicksal. Von FRITZ GAUSE [Hrgg.). 
(Deutsche Landschaft, Band 4.) Essen, Burkhard-Verlag Ernst 
Heyer 1959. 352 S. 158 Abb. 28,— DM. 

Das Sammelwerk, das in der bekannten Reihe zum ersten Male 
eine geschichtliche, statt einer bloß geographischen Landschaft be- 
handelt, ist ein begrüßenswerter Gewinn für jeden, der Ostpreußen 
kennt und liebt, nicht nur zu eigener, rückschauender Betrachtung, 


sondern auch zur Unterrichtung anderer, die es kennenlernen wollen, 
vor allem des Auslandes. Bei einem so hervorragend ausgestatteten 
Buche mit ausgesucht eindrucksvollen Bildern, Zeichungen und Karten 
wäre eine englische Übersetzung zu empfehlen. Behandelt wird nur die 
verkleinerte Provinz Ostpreußen nebst dem Reg.-Bez. Westpreußen 
nach 1920. Das mag vorwiegend durch räumliche Gründe bedingt sein. 
Im allgemeinen sollte man die Einheit Ost- und Westpreußen mög- 
lichst nicht trennen. Die Landschaft steht an erster Stelle: je ein geo- 
graphischer, zoologischer und geologischer, insbesondere dem Bern- 
stein gewidmeter Beitrag machen den Anfang. Danach folgen die Men- 
schen in Vorgeschichte, stammesmäßiger Zusammensetzung, mit Sitten 
und Gebräuchen, Burgen und Städten und zuletzt in der Kunst. Der 
geschichtliche Teil gliedert sich in drei Abschnitte: Ordenszeit, Herzogs- 
und königliche Zeit und die Gegenwartsgeschichte ‚‚Von Versailles bis 
Potsdam‘“‘, als mutige und gewissenhafte Arbeit Kurt Forstreuters 
dankbar anzuerkennen. Den Anhang dazu bilden die beiden Bei- 


träge „Ostpreußen als Soldatenland‘‘, keineswegs eine militaristische, f 


vielmehr als Würdigung echter Verdienste dankenswerte Zusammen- 
stellung, und die „Albertus-Universität‘, einmal von der Seite der 
Naturwissenschaften durchaus ansprechend gesehen. Landwirtschaft, 
Gewerbe, Handel und Verkehr sowie Verwaltung machen die drei 
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Schlußabschnitte aus, der letzte von K. Kaminski als erster Versuch 
einer reinen Verwaltungsgeschichte Ostpreußens verdienstlich. Man 
könnte es bedauern, daß nicht eine besondere Geistesgeschichte aus der 
Feder des Herausgebers dabei ist, der u.a. den kunstgeschichtlichen 
Beitrag verfaßt und im Sammelband ‚Das östliche Deutschland‘ den 
Beweis geliefert hat, daß er den ‚Beitrag Ostdeutschlands zur deut- 
schen und europäischen Geistes- und Kulturgeschichte‘ überzeugend 
darzustellen versteht. Man muß sich aber sagen, daß ein geistes- 
geschichtlicher Abschnitt neben den politischen gerade in diesem 
deutschen Lande schwer abzugrenzen gewesen wäre, weil beides zu eng 
verflochten ist und zahlreiche Wiederholungen nicht zu vermeiden ge- 
wesen wären. Allen Mitarbeitern soll einheitlich bezeugt werden, daß 
sie ihre gediegenen wissenschaftlichen Forschungsergebnisse, meist 
eigenster Arbeit, in flüssig lesbarer, jedermann verständlicher Form 
geboten haben. 

Für sein Spezialgebiet möchte Rez. nur über die Ordensgeschichte 
von E. Maschke, besonders im Hinblick auf die Verbreitung im Aus- 
land, noch ein paar Anregungen geben: Die ‚Grundlagen‘ des Ordens- 
staates wurden auf dem Konstanzer Konzil von dem polnischen Poli- 
tiker Paulus Wladimiri zu Unrecht ‚in Frage gestellt‘; den Rechts- 
vertretern des Ordens ist es gelungen, den Heidenkampf als bellum 
iustum noch für diedamalige Zeit als berechtigt nachzuweisen, was durch 
dieStellungnahme von Konzil, Papst und Kaiser sanktioniert wurde. — 
Schon am 9. Oktober 1454 hat der Hochmeister sämtliche Schlösser, 
darunter die Marienburg, an seine Söldner verpfänden müssen; 1456 
erfolgte der verräterische Verkauf allein der Marienburg durch den 
vorwiegend tschechischen Teil der Söldner unter Führung des nach- 
weislich bestochenen Böhmen Ulrich Schwenke (Crvenk), der sich des 
Haupthauses bemächtigt hatte und als bloßes Drittel aller Söldner 
keineswegs zu einer Verfügung über die Pfänder berechtigt war. 1457 
ging die Besetzung durch die preußischen Bündner und die Polen vor 
sich. — Der Heidenkampf des letzten Hochmeisters Hans von Tiefen 
am Schluß der Ordensgeschichte stand auf der gleichen Linie wie der 
Kreuzzug an ihrem Beginn; ‚verfälscht‘ wurde nur die Ausnutzung 
durch den König von Polen, da sich der Feldzug am Ende gar nicht 
gegen die Türken richtete. Diese Unterscheidungen, dem Vf. selbst- 
verständlich bekannt, verdienen selbst in einer knappen Darstellung 
eine ausführliche Erwähnung. Wer das neuere polnische historische 
Schrifttum verfolgt, weiß, wie leicht unbestimmte Formulierungen 
gegen die deutschen Interessen verwendet werden. W. Hubatsch 
bringt mit Recht auch Geschichte des ‚Landes‘, nicht nur der Regie- 
rung. Von „polnischer Zeit‘‘ aber würde ich nicht einmal für West- 
Preußen sprechen, geschweige denn für Ostpreußen. Vf. betont selbst 
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das Deutschtum und die Sonderstellung Westpreußens noch nach 1569, 
u.a. wenn er das Bündnis des Großen Kurfürsten von 1654 mit den 
westpreußischen Ständen behandelt. Es bedarf keiner Erwähnung, daß 
diese wenigen Einzelheiten im Vergleich zu dem Werte der betr. Bei- 
träge und des Gesamtwerkes nicht ins Gewicht fallen. 


Stade E. Weise 


Übersicht über die Bestände des Thüringischen Landeshauptarchivs 
Weimar. Von HANS EBERHARDT. (Veröffentlichungen des 
Thüringischen Landeshauptarchivs Weimar, Bd.2.) Weimar, 
Böhlau 1959. XVI, 208 S. 13,50 DM. 

Gerade zur rechten Zeit, zur Feier des 75jährigen Bestehens des 
Archivgebäudes, legt die heutige Leitung des (seit 1951) ‚‚Landeshaupt- 
archivs Weimar‘ — als 1. Band einer Reihe von Übersichten über die 
Bestände der thüringischen Archive — eine Übersicht seiner Bestände 
vor. 1885, bei der Erbauung und beim Bezug des Gebäudes, war das 
Haus zunächst nur für die Aufnahme der Urkunden- und Aktenbe- 
stände des 1485/1547/1580 gegründeten und — mit Ausnahmen — 
1802 von Wittenberg nach Weimar gebrachten ‚Ernestinischen Ge- 
samtarchivs‘ (heute Abteilung A) und des 1850—1885 aus der Ver- 
einigung der ehemals herzoglich sächsisch-weimarischen und -eisenachi- 
schen Staatsarchive entstandenen ‚Geheimen großherzoglich sächsi- 
schen Haupt- und Staatsarchivs‘‘ (heute Abteilung B) bestimmt. Schon 
sehr bald jedoch, 1886, kamen die Bestände des 1865 gebildeten ‚‚Groß- 
herzoglich sächsischen Hausarchivs‘‘ (heute Abteilung C) noch hinzu, 
so daß sich das ganze, seit 1921/22 ‚„‚Thüringisches Staatsarchiv Wei- 
mar‘ genannte Archiv bis 1945 im wesentlichen aus diesen 3 Haupt- 
abteilungen zusammensetzte. (Vgl. Minerva-Handbuch ‚‚Die Archive“ 
Bd. 1, 1932.) Zwischen 1920 und 1945 waren nur wenige Reposituren, 
einige Pfarrarchive (heute Abteilung G) und Nachlässe (heute Abtei- 
lung K) und einzelne Aktenbestände thüringischer Zentralbehörden in 
das Archiv gelangt. Nach 1945 kamen die Hauptteile der Zentral- 
verwaltungsbehörden des Landes Thüringen (heute Abteilung D), der 
Reichsbehörden in Thüringen (heute Abteilung E) und einige kleinere 
Guts-, Vereins- und Gesellschaftsarchive (heute Abteilung H und ]) 
hinzu. 

Das relativ späte Erscheinen der Bestandsübersicht kommt der 
Publizierung der neuesten Bestandsverhältnissenach 1945 zugute. Hatte 
sich der Archivbestand bis zum 2. Weltkrieg — bis auf Ausnahmen — 
wenig verändert, so sind seit Kriegsende erhebliche Veränderungen 
eingetreten. Außer den erwähnten Neuzugängen nach 1945 hatte das 
Staatsarchiv Weimar im Krieg die größten Verluste unter allen thürin- 
gischen Archiven erlitten. Am 13. April 1945 — zwei Tage nach der Be- 
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endigung der Kampfhandlungen — hatte ein Brand die Zweigstelle des 
Archivs in Bad Sulza, die erst im Jahre 1938 eingerichtet worden war, 
vollkommen zerstört. Dabei sind wertvolle Aktenbestände des Staats- 
archivs, nämlich die Bestände des Staatsministeriums Abteilung Prä- 
sidium, der Ministerialdepartements des Inneren, der Justiz, des groß- 
herzoglichen Hauses aus der 2. Hälfte des 19. Jahrhunderts, der nach- 
geordneten Sachsen-Weimarischen Behörden des 18. und 19. Jahr- 
hunderts, ferner die Separationsakten des 19. und 20. Jahrhunderts, 
Kataster des 17. bis 19. Jahrhunderts, Karten und Pläne aus dem 16. bis 
20. Jahrhundert (letztere heute teilweise wieder ergänzt in Abteilung F), 
sowie einige kleinere Bestände thüringischer Behörden seit 1920, die 
seit 1930 abgeliefert worden waren, zugrunde gegangen. Willy Flach hat 
über die Verluste ausführlich in den ‚‚Archivmitteilungen‘‘, 1951, S. 43, 
berichtet. Erhalten blieben aus diesen Beständen nur einzelne, zufällig 
in Weimar verbliebene Akten, die nach 1945 gelegentlich durch einige 
neu abgelieferte Stücke wieder ergänzt werden konnten. 

Die ganze Bestandsübersicht — schon zu Amts- und Lebzeiten von 
Willy Flach in Weimar vorbereitet und im wesentlichen fertiggestellt — 
istheute von Hans Eberhardt, der auch das Vorwort schrieb, in muster- 
gültiger Form herausgegeben worden. Bearbeitet sind die einzelnen 
Teile des Bandes von den verschiedenen heutigen Beamten der Archiv- 
verwaltung in Weimar: Wolfgang Huschke, Rudolf Dietzel, Ulrich 
Heß und Ernst Müller. Den einzelnen Bestandsübersichten sind jeweils 
kurze Einleitungen der Teilbearbeiter über die Geschichte der betref- 
fenden Gebiete und den Aufbau der betreffenden Archivabteilungen 
vorangestellt. 

Bedauerlicherweise fehlen in dem Band nur jegliche Angaben über 
die Sammlungen der Siegel und Siegelstempel und Autographen des 
Landeshauptarchivs, sowie ein Wort über die teilweise 1945 in Weimar 
durch Kriegseinwirkungen verlorengegangenen Zeitungs- und Zei- 
tungsausschnittsammlungen. Der Benutzer des Bandes vermißt ferner 
auch sehr alle Angaben der vorhandenen Literatur über die Archiv- 
entwicklung und — am Schluß ein ausführliches Stichwortverzeichnis 
der Orts- und Personennamen der Bestände. Ein solches Stichwort- 
verzeichnis würde in vielen Fällen die Orientierung wesentlich er- 
leichtern. Bedauerlich ist auch, daß die Namen aller früheren Leiter 
und Beamten des Archivs, denen die Sichtung und Ordnung der Be- 
stände wesentlich mit zu danken ist, völlig unerwähnt geblieben sind. 

Abgesehen von diesen kleinen ‚Schönheitsfehlern‘‘ wird der Band 
seinen Platz in der großen Reihe der deutschen Archivinventare sicher 
gut ausfüllen. Er wird vielen Archivbenutzern eine große Hilfe sein 
und auch für die Archivwissenschaft einen gewissen Beitrag leisten. 
Zählt doch das Archiv in Weimar in seiner sehr komplizierten Struktur 
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(Vermischung von alter Pertinenz- und neuer Provenienzordnung) und 
territorialgeschichtlichen Entstehung zu einem sehr interessanten 
Objekt des Archivwesens. 

Bonn Friedrich Henning 


Badische Münz- und Geldgeschichte. Von FRIEDRICH WIELANDT. 
Karlsruhe, G. Braun Verl. 1955. 573 S. 36 Tf. 38,— DM. 
Friedrich Wielandt legt in seiner Badischen Münz- und Geld- 

geschichte das Ergebnis langjähriger Forschungen vor, die er zum 

Teil in verschiedenen Aufsätzen, beginnend mit einer Monographie 

über Markgraf Christoph I. in der Zeitschrift für die Geschichte des 

Oberrheins 1932, veröffentlicht hat. Es ist sehr schön, wenn man sich 

auf ein eng umrissenes Gebiet beschränken und nun alles, was sich 

auf das Thema bezieht, sorgfältig erforschen kann. Und das hat 

Wielandt in ruhiger stetiger Arbeit getan und so ein ausgezeichnetes 

Werk geschaffen, in dem alles gesagt ist, was man überhaupt zur badi- 

schen Münz- und Geldgeschichte sagen kann. Es dreht sich dabei nur 

um das alte Markgrafentum Baden, nicht auch um die Territorial- 
gebiete, die seit der napoleonischen Zeit vom Bodensee bis zum Main 
zum Großherzogtum Baden zusammengewachsen sind. Die alte Mark- 

grafschaft Baden geht aus dem Erbe der Zähringer hervor, seit 1091 

gibt es sie, die nach 1190 in die beiden Linien Baden und Baden-Hach- 

berg zerfällt. Im 15. Jahrhundert kommen die beiden Linien wieder zu- 
sammen, es kommt aber 1535 zu einer neuen Teilung in zwei Linien: 

Baden-Baden mit Hauptstadt Baden, später Rastatt, und Baden- 

Durlach mit Hauptstadt Durlach, später Karlsruhe, 1771 erlosch die 

Baden-Badener Linie. 

Die Markgrafschaft hat niemals ein selbständiges eigenständiges 
Münzwesen gehabt, was sich aus seiner Lage, Grenzgebiet gegenüber 
dem Elsaß und Frankreich, im Süden die Schweiz, im Osten Württem- 
berg, im Norden die rheinischen Kurfürstentümer, vor allem die Pfalz, 
ergibt. So erfolgte die badische Münzgeschichte in Anlehnung der be- 
nachbarten Staaten, vor allem von Württemberg, mit dem auch 1495 
ein erster (Leonberger) Münzvertrag abgeschlossen wurde. 

Die Münzprägung geschah in beiden Linien auch nicht fort- 
laufend, sondern hörte ganze Jahrzehnte auf, vielleicht hat die Baden- 
Durlach-Linie noch am ehesten eine fortlaufende Reihe von Münzen 
hervorgebracht. Es ist darum eine Schwierigkeit, die badische Münz- 
geschichte zu überblicken, der Wielandt vielleicht durch eine Über- 
sichtstabelle hätte begegnen sollen. 

Am geschlossensten und eindrucksvollsten ist die Münzprägung 
des Markgrafen Christoph, Neffe der Kaiser Friedrich III. und 
Vetter Maximilians I. Die ersten großen Silbermünzen, sogenannte 
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Testons, 1518/19 beeinflußt von den Bildnissen Hans Baldung Griens, 
und Goldgulden nach rheinischem Vorbild seit 1503 gehen auf ihn 
zurück, während die ersten Taler erst 1572 von Markgraf Karl II. von 
Baden-Durlach geprägt wurden. Es sind im ganzen 1146 Nummern 
Münzbeschreibung, ausschließlich der Reichsmünzen, die noch bis 
zur Gegenwart hinzugefügt werden, sowie des Papiergeldes, ein 
sorgfältiges Verzeichnis, in dem alle Kabinette und Sammlungen 
genannt sind. 

Wichtig ist, daß Wielandt auf alle Teile der weitverzweigten 
Münzwissenschaft eingegangen ist. Nach Schrötters Vorbild hat er 
auch Münztechnik, Münzverwaltung und Münzpersonal behandelt. Be- 
sonders interessiert ihn der Münzrat Kachel (1791—1874), der an dem 
Münzneubau 1827 und seiner Einrichtung und an den Münzeinigungs- 
bestrebungen im 19. Jahrhundert weitgehend beteiligt war. Weiter 
kommt Bergbau, Edelmetallhandel und Goldwäscherei nicht zu kurz. 
Schließlich behandelt er das jeweils umlaufende Geld unter Benutzung 
der Funde, die Währung und das Münzrecht, das urkundlich zuerst 
1362 auftaucht, das aber älteren Datums ist und teils auf die ver- 
wandten Zähringer Herzöge, teils auf Gewohnheitsrecht zurück- 
zuführen ist. 

Eine Anzahl Urkunden bringt er in dem genauen Wortlaut. Ein 


sorgfältiges Register erleichtert die Benutzung. Das Werk ist in einem 
vorzüglichen Rahmen erschienen, mit Glanzdruckpapier und sehr guten 
Tafeln versehen, so daß man auch rein äußerlich eine große Freude 
an ihm hat. 

Man kann den Verfasser zu dem Buche nur beglückwünschen. 


A. Suhle 


Die Herkunft der Siebenbürger und Zipser Sachsen. Siebenbürger 
und Zipser Sachsen, Ostmitteldeutsche, Rheinländer im Spiegel 
der Mundarten. Von ERNST SCHWARZ. (Veröffentlichungen des 
Südostdeutschen Kulturwerks, Reihe B, Bd. 8.) München, Verlag 
des Südostdeutschen Kulturwerkes 1957. 229 S. 

Siebenbürgische Mundarten. Beiträge von KARL KURT KLEIN, 
HELMUT PROTZE und HELLMUT KLIMA (Berichte über die 
Verhandlungen der Sächsischen Akademie der Wissenschaften zu 

‚ Leipzig, phil.-hist. Kl., Bd. 104, Heft 3). Berlin, Akademie-Verlag 

1959. 143 S. 

Da es über die Herkunft der Deutschen in den bekannten drei 
Sprachinseln Siebenbürgens (Alt-, Burzen-, Nösnerland) keine alten 
Zeugnisse gibt, sind die Sprachwissenschaftler zur Klärung dieser 
Frage schon früh mit gespannter Energie in die Bresche gesprungen. 
Zu Anfang unseres Jahrhunderts glaubte die siebenbürgische Eigen- 
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forschung, auf Grund sprachlich-mundartlicher Kriterien das Luxem- 
burgische als Heimat der fälschlich so genannten Siebenbürger Sachsen 
nachgewiesen zu haben. Die im letzten Halbjahrhundert rasch und 
kräftig aufgeblühte Disziplin der Dialektgeographie läßt diese These 
immer deutlicher als voreilig und viel zu einseitig-eng erkennen. 

Die in der Tat verblüffenden Übereinstimmungen im Lautstand 
wie im Wortschatz, die das heutige Siebenbürgische mit dem heutigen 
Mittelfränkischen, insbesondere seinem südlichsten Stück, dem Mosel- 
fränkischen (weithin freilich gerade unter Ausschluß von spezifisch 
Luxemburgischem!), teilt, stellt S., Bekanntes mit Neuem verbindend, 
systematisch zusammen. Sein Versuch, auch für die Deutschen der 
Oberzips die Herkunft aus dem gleichen und dem unmittelbar nördlich 
anschließenden Gebiet der vorderen Eifel und des Siegerlandes wahr- 
scheinlich zu machen, schlägt nicht entsprechend durch. Für die früher 
übersehenen ostmitteldeutschen Sprachkennzeichen in beiden Ge- 
bieten bemüht er eine ‚„Zwischenheimat‘‘ an der mittleren Saale. In ihr 
hätten sich die mittelfränkischen Auswanderer eine bis zwei Genera- 
tionen aufgehalten, ehe sie zum Grenzschutz nach Siebenbürgen geholt 
worden seien, während er auf Grund sprachlicher Beobachtungen bai- 
rische Einschläge in der Oberzips auf Bergleute aus der Oberpfalz 
zurückführt. 

Bei dem Fehlen geschichtlicher Zeugnisse bleiben das alles bloße 
Behauptungen; gegen ihre Gegründetheit machen einige befremdende 
Einzelheiten skeptisch. S. legt — mit Recht, wie die aufschlußreiche 
Studie von Max Bathe: ‚‚Lichtervelde — Lichterfelde‘‘ in der Fest- 
schrift für Hermann Teuchert (Wiss. Zeitschr. d. Univ. Rostock, gesell- 
schafts- u. sprachwiss. Reihe 4 [1955], 95—121) für die deutsche Be- 
siedlung der Altmark und der westlichen Mark Brandenburg gezeigt 
hat — Wert auf die Ortsnamen Baierdorf, Tekendorf und Sächsisch- 
Regen im Nösnerland. Aber der Regen wie Deggendorf (an der Donau) 
liegen außerhalb des oberpfälzischen Gebiets, das er auf Abb. 26 als 
mutmaßliche Heimat dieser Siedler kennzeichnet; die nicht zu seiner 
Auffassung stimmende Baiergasse in Schäßburg hat er gar nicht erst 
genannt. Ebenso erwähnt diese Untersuchung (die ja den heutigen 
sprachlichen Befund durch Ausscheidung aller späteren Entwicklungen 
und Einflüsse ‚„entmischen‘‘ muß, um den Sprachzustand der Aus- 
wanderer erkennen zu können!) mit keinem Wort den für die kulturelle 
und damit gerade auch die sprachliche Entwicklung bedeutsamen 
Namen Luthers, dessen Reformation die Siebenbürger Sachsen ge- 
schlossen zugefallen sind. 

Dieser ganzen Argumentation, deren mancherlei Gequältheiten in 
den vorauszusetzenden Annahmen (etwa S.182: „In der Zwischen- 
heimat muß die heimatliche Wandergenossenschaft durcheinander ge- 


ko! 


vel 
gel 
de: 


Ab 
vo 
ein 
de: 


ve 


die 
üb 
an 
Sa 
gri 
vo 
ha 
ve 
na 
sei 


de 
en 
lic 
de 
sp 


su 








— 


UXem- 
achsen 
h und 
These 
h; 

tstand 
utigen 
Mosel- 
zifisch 
ıdend, 
:n der 
rdlich 
wahr- 
früher 
1 Ge- 
In ihr 
enera- 
geholt 
n bai- 
rpfalz 


bloße 
dende 
reiche 
Fest- 
zesell- 
e Be- 
ezeigt 
sisch- 
onau) 
26 als 
seiner 
t erst 
tigen 
ıngen 
Aus- 
ırelle 
amen 
n ge- 


en in 
:hen- 
Tr ge- 





Deutsche Landschaften 169 
m 


kommen sein!‘“) selbst S.’ sicherer, durch 28 entsprechend ausgewählte 
Laut- und vor allem Wortkarten unterstützter Vortrag nicht völlig 
verdeckt, entzieht Klein in einem im Erscheinungsjahr von S.’ Buch 
gehaltenen Vortrag „Zur Siedlungsgeschichte und Sprachgeographie 
der mittelalterlichen deutschen Siedlungen in Siebenbürgen‘ den 
Boden. In diesem umfänglichsten Beitrag der Leipziger Akademie- 
Abhandlung (S. 7—77) will der Sprachwissenschaftler die Historiker 
von der „Tyrannei der Linguisten‘ befreien (S. 38), indem er mit einer 
„Umkehrung der Rangordnungen‘“ (S. 76) die Geschichte in ihr Recht 
einsetzt: ihr komme in erster Linie die Feststellung der Herkunft und 
des Wanderweges der deutschen Siedler zu — wenngleich sich ‚‚freilich 
immer noch‘‘ die Sprachforschung als ihre ‚‚aussagestärkste und zu- 
verlässigste Helferin‘‘ erweise (S. 73). 

Die Einsichten der modernen Sprach- und Dialektforschung über 
die Vorgänge bei Auswanderung und Ansiedlung in der Fremde wie 
über die Eigenart von Sprachbeharrung und Sprachveränderung in 
anderssprachiger Umgebung müssen endlich auch auf die Siebenbürger 
Sachsen angewendet werden. Nicht mit dem ‚‚Anrücken geschlossener 
größerer Gruppen‘, wie man sich das für Siebenbürgen bisher immer 
vorgestellt hat, habe man zu rechnen, vielmehr mit einem lang an- 
haltenden Ein- und Nachströmen — selbst S. setzt S. 217 ziemlich un- 
vermittelt ‚mindestens ein Jahrhundert‘ für den ‚Zug der Rheinländer 
nach dem Osten‘ an — kleiner und kleinster Trupps aus einem in 
seinen Grenzen verschwimmenden mittelrheinischen Gebiet mit dem 
Kern im Moselfränkischen. Was an anderen, insbesondere ostmittel- 
deutschen und bairischen Mundartzügen begegnet, erklärt sich aus 
entsprechender Zusiedlung; seit dem 18. Jahrhundert ist solche urkund- 
lich belegt. Für ostmitteldeutsche Sprachcharakteristika muß überdies 
der wachsende Einfluß der sich in Deutschland ausbildenden Schrift- 
sprache in Rechnung gestellt werden; darüber fehlt noch jede Unter- 
suchung. 

Die beiden anderen Beiträge ‚„Bairisch-österreichische und ale- 
mannische Mundart neben rheinisch-ostmitteldeutscher in Sieben- 
bürgen‘ (Protze, S. 79—111) und ‚„‚Eigenwortschatz der Landlermund- 
art in Neppendorf‘ (Klima, S. 113—143) lassen deutlich werden, welch 
befreienden Ausweg aus einer festgefahrenen Lage Kleins Darlegung 
für die rechte Beurteilung und Auswertung des in ihnen ausgebreiteten, 
bislang unberücksichtigten Materials eröffnet. 

Köln Fritz Tschirch 


Lebensbilder aus dem Aargau (1803—1953). (Argovia, Jahresschrift 
der Historischen Gesellschaft des Kantons Aargau Bd. 65, redi- 
giert von Otto Mittler.) Aarau, H.R. Sauerländer 1953. 488 S. 
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Biographisches Lexikon des Aargaus 1803—1957. (Argovia, Jahres- 
X schrift der Historischen Gesellschaft des Kantons Aargau Bd, 
68/69, redigiert von Otto Mittler und Georg Boner.) Aarau, 

H.R. Sauerländer 1958. 936 S. Fr. 29,50. 

Anläßlich des 150jährigen Bestehens des Kantons Aargau hat die 
Historische Gesellschaft als ersten Band der Jubiläumsausgabe einen 
Band Lebensbilder mit 69 Biographien und als zweiten ein biographi- 
sches Lexikon mit 1005 Artikeln in Spaltendruck herausgebracht. Im 
Biographischen Lexikon schwankt der Umfang zwischen Kurzbio- 
graphien von 8 Druckzeilen (Karl Amsler, Nr. 18) und 7 Druckspalten 
(Karl Coelestin Moser, Nr. 600), während in den Lebensbildern der 
Umfang der Beiträge mindestens 2 Seiten beträgt. Dem Charakter 
eines Nachschlagewerkes entsprechend sind im Biographischen Lexi- 
kon alle Artikel äußerlich gleich aufgebaut. Im Anschluß an die eigent- 
liche Biographie folgt eine Zusammenstellung der Werke sowie der 


Quellen und Literatur. Erwünscht wäre nur, daß regelmäßig am An- 


fang eines Artikels im Anschluß an den Namen und die Lebensdaten 
der Beruf der behandelten Persönlichkeit erwähnt und von diesen 
Angaben der eigentliche Text im Hinblick auf die Übersichtlichkeit 
deutlich abgesetzt worden wäre. Der Genealoge und sozialgeschichtlich 


Interessierte würde es sicher den namentlich genannten Verfassern der 


Artikel wie den Herausgebern des Bandes danken, wenn die zahl- 
reicher und für sie wertvollen Angaben ebenfalls deutlich von der 
eigentlichen Biographie getrennt gebracht würden. Diese Trennung 
würde den ganzen Band sehr viel übersichtlicher gestalten und die 
Benutzung angenehm erleichtern. Aber vielleicht sind dieses Wünsche, 


die nur ein größerer Redaktionsstab zu erfüllen vermag, der hierfür 


wohl kaum zur Verfügung gestanden hat. Diese Bemerkungen sind so- 
mit weniger als Kritik an dem vorliegenden Band gedacht, sondern 
vielmehr als Anregung für Werke der gleichen Art, denn es ist zu 
hoffen und zu wünschen, daß der Plan, das Aargauische Biographische 
Lexikon auf die vorhergehenden Jahrhunderte auszudehnen, durch- 


geführt wird und daß ähnliche biographische Nachschlagewerke noch 


recht zahlreich folgen mögen. Die Beiträge in den Lebensbildern 


ähneln in ihrem Aufbau natürlich viel mehr einem Essay und sind im 
Gegensatz zum Biographischen Lexikon nicht alphabetisch, sondern 
chronologisch oder nach sachlichen Gesichtspunkten angeordnet. Es 
ist den Herausgebern dankenswerterweise gelungen, fast allen Bei- 


trägen der Lebensläufe Porträts beizufügen, und auch im Lexikon 
dient die erstaunlich hohe Anzahl von 460 Abbildungen als Ergänzung 


zum Textteil. Alle Artikel bzw. Biographien oder auch nur eine Aus- 
wahl daraus kritisch zu besprechen, kann nicht die Aufgabe dieser Zeit- 
schrift sein. Nur so viel sei darüber angemerkt, daß darin Vertreter 
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aller Zweige des öffentlichen Lebens, aus Kunst und Wissenschaft, der 
Politik und der Wirtschaft seit der Entstehung des Kantons behandelt 
worden sind. Neben der persönlichen Leistung und Bedeutung ist die 
Voraussetzung für die Aufnahme, daß die betreffende Persönlichkeit 
verstorben ist. Entsprechend dem Erscheinungsjahr berücksichtigt das 
Biographische Lexikon noch die 1957 Verstorbenen. 

Daß beide Bände nicht nur Darstellungen von Personen bringen, 
die ständig im Aargau gelebt haben, ist selbstverständlich. Rege 
Wechselbeziehungen bestehen zu allen, vor allem aber zu den deutsch- 
sprachigen Nachbarkantonen, und auch zu Deutschland, eine Tat- 
sache, die uns vielleicht nicht immer gegenwärtig ist. Wir erinnern an 
die Namen Walter Boveri, Heinrich Zschokke, Pestalozzi und Wede- 
kind. Gerade in den ersten Jahrzehnten nach der Gründung des Kan- 
tons scheint der Anteil und Einfluß der Deutschen besonders groß ge- 
wesen zu sein. 


Aber nicht nur wegen dieser angedeuteten Wechselbeziehungen 


verdienen die beiden Bände auch in Deutschland Beachtung, sondern 
auch ebensosehr wegen des guten Beispiels, wie sich nämlich die gro- 
ßen Schwierigkeiten überwinden lassen, die sich dem Herausgeber 
eines biographischen Nachschlagewerkes entgegenstellen. Im Vor- 


wort zum 1. Band der Neuen Österreichischen Biographie, 1923, ent- 
wickelt Anton Bettelheim, der letzte Redaktor der Allgemeinen deut- 


schen Biographie und nach Rochus Freiherr von Liliencron wohl der 
bedeutendste deutsche Vertreter der lexikographischen Biographie, 
seine Pläne einer österreichischen Biographie. Er schlägt darin vor, 
Textbände mit umfangreichen Biographien als erste Abteilung heraus- 


zubringen und daneben als eine weitere Abteilung eine Art biographi- 


sches Grundkataster, ein biographisches Lexikon zu schaffen!). Er 


hat also damals schon das angeregt, was in den Aargauischen Lebens- 
bildern und in dem Aargauischen Biographischen Lexikon ausgeführt 
worden ist. Ob diese Pläne Bettelheims den Herausgebern bekannt 
gewesen sind, vermögen wir nicht zu sagen, da im Vorwort nirgends 


hierauf Bezug genommen wird, Die Beantwortung dieser Frage ist auch 
nicht entscheidend. Entscheidend ist vielmehr, daß hier die Pläne 


Bettelheims verwirklicht sind, und zwar, wie wir meinen möchten, in 
einer glücklichen Weise. So konnte vermieden werden, daß der durch 
den Stoff bedingte Umfang eines Artikels den Rahmen eines Nach- 
schlagewerkes durch seine Länge sprengt. Beiträge über Persönlich- 


keiten, die infolge ihrer Bedeutung einen solchen Artikel verdienen, 
sind in den Lebensbildern gesondert behandelt, und dann ist das Er- 


!) Neue Österreichische Biographie (1815—1918), Bd. 1, 1923, S. 8&ff.; 
Österreich. Biographisches Lexikon (1815—1950), S. VIIff. Daneben sollte 
noch eine Abteilung Bibliographien erscheinen. 
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gebnis dieser Darstellung in einem entsprechenden Artikel für das 
Biographische Lexikon zusammengefaßt worden. Ähnliche Versuche 
aus anderen Landschaften sind uns bisher nicht bekannt. Die Tat- 
sache aber, daß am räumlich und zeitlich beschränkten Beispiel Aar- 
gau sich die Bettelheimschen Pläne als durchführbar erwiesen haben, 
verdient Beachtung und Prüfung durch alle diejenigen, die sich mit 
ähnlichen Plänen befassen. Ob eine Verwirklichung seiner Anregungen 
auch im Rahmen einer räumlich und zeitlich nicht begrenzten Natio- 
nalbiographie durchführbar ist, vermögen wir noch nicht zu sagen. Die 
Österreichische Neue Biographie und das Österreichische Biographi- 
sche Lexikon, die nach den von Bettelheim gemachten Vorschlägen 
jetzt herausgegeben werden, umfassen ebenfalls nur einen zeitlich be- 
grenzten Raum, nämlich die Zeit ab 1815. Soweit wir sehen, hat man 
bei der Bearbeitung der übrigen neueren Nationalbiographien nicht 
auf die Anregungen Bettelheims zurückgegriften!). 

Die entscheidende Voraussetzung für das Gelingen des Aargauer 
Biographischen Lexikons scheint uns die zeitliche und räumliche Be- 
grenzung — sie ermöglicht den Herausgebern, den ganzen in Betracht 
kommenden Personenkreis zu überblicken — und der Umstand zu 
sein, daß die Lebensbilder vor dem Lexikon erschienen sind und somit 
darin auf diese Bezug genommen und das Lexikon entlastet werden 
konnte. 

So ist also die zweibändige Festgabe der Historischen Gesellschaft 
des Aargaues in doppelter Hinsicht ein schönes und wertvolles Ge- 
schenk nicht nur für den Kanton Aargau und die Schweiz, sondern für 
alle, die Interesse an Biographien haben und sich mit dem technischen 
Problem der Zusammenfassung in Sammelwerke befassen. 


München Hans Jürgen Rieckenberg 


Gustavus Adolphus. A History of Sweden 1611—1632. By MICHAEL 

ROBERTS. Vol. II: 1626—1632. London, Longmans, Green 

& Co. 1958. 848 S., 1 Karte, 4 Textskizzen, 7 Abb. auf Tafeln. 84s. 

Der 2. Band dieser modernsten Biographie des bedeutendsten 
schwedischen Königs folgte dem 1., im Jahre 1953 erschienenen 
Band (vgl. HZ, Band 178, Heft 3, S. 568—573) in kurzer Zeit. Damit 
ist ein Werk glücklich vollendet, das für die Geschichte Schwedens und 
Deutschlands im 17. Jahrhundert ein Interesse in weiten Kreisen der 
angelsächsischen Leserschaft zu wecken verspricht. Obgleich nicht 
eigentlich auf eigener Forschung in den heute nicht mehr überall leicht 
zugänglichen Archiven fußend, hat der Vf., jetzt Professor für neuere 
Geschichte an der Universität Belfast, das gedruckte Material in einer 


1) Bei O. Graf zu Stolberg-Wernigerode, in DLZ 76, 1955, eine Zusammen- 
stellung der Nationalbiographien. 
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staunenswerten Vollständigkeit erfaßt und es mit sicherem Blick für 
das Richtige und Wesentliche bewältigt. 

Der Aufbau des 2. Bandes knüpft insofern an die Gliederungs- 
weise des vorangegangenen Bandes an, als die Gesellschafts-, Wirt- 
schafts- und Sozialentwicklung in Schweden, sodann die Entwicklung 
des Heerwesens und der Flotte monographisch behandelt werden, um 
auf diese Weise eine breite Grundlage für das Verständnis der geschicht- 
lichen Leistung Gustav Adolfs zu geben. Sachlich hätten die Kapitel 
I—IV besser in den 1. Band gehört, wogegen praktische Gründe spra- 
chen, zumal das II. Kapitel überaus umfangreich geraten ist. Man 
möchte fragen, ob hier nicht, angeregt und mitbestimmt durch einen 
gegenwärtig dominierenden Zug in der schwedischen Geschichts- 
schreibung, des Guten etwas zu viel getan ist. Denn jene eigentümlich 
statische Geschichtsauffassung, die schon im 1. Bande sichtbar wurde, 
wird hier fortgesetzt demonstriert; dem dynamischen, energievollen, 
rücksichtslosen Zugreifen Gustav Adolfs kann eine Zustandsschilde- 
rung aber nicht gerecht werden. 

Mit dem V. Kapitel kommt jedoch die Darstellung in Fluß. Die 
Schilderung des Feldzuges in Preußen ist ein Kabinettsstück moderner 
Historiographie, die die Aussagekraft zeitgenössischer Quellen mit den 
Ergebnissen moderner Forschung in Übereinstimmung zu bringen 
weiß. In den folgenden Abschnitten wird die staatsmännische Leistung 
des Königs überzeugend herausgearbeitet, seine Bedeutung als Heer- 
führer und Organisator gewürdigt. Noch einmal ist das Kernproblem 
der bisherigen Forschung berührt, wenn S. 400ff. nach den Gründen 
für Gustav Adolfs Landung in Deutschland gefragt wird. Aber Roberts 
hat, wohl mit Recht, diese etwas enge Sicht erweitert, wenn er den 
Ursachen für die überraschend aktive Rolle des bis dahin kaum beach- 
teten Schwedenlandes nachgeht. Dieses ist das Hauptanliegen des 
ganzen Werkes, das deshalb mehr ist als nur eine Biographie Gustav 
Adolfs, sondern die Bedingungen, unter denen er seine geschichtlichen 
Leistungen vollziehen konnte, breit untersucht. 

Vielleicht ist dadurch das Persönlichkeitsbild des Schweden- 
königs etwas verblaßt. Die starken Impulse für seinen blutvollen 
Lebensdrang, seine kräftigen Expansionen scheinen zu sehr von der 
kühlen Ratio gebändigt; Gustav Adolf wird dadurch dem 17. Jahr- 
hundert mit seinen fortgesetzten Bezügen auf den Wahrheitsgehalt 
und die Echtheit der Konfession entfremdet. Vielleicht scheute sich 
der Vf., einiges, was er als Gemeinplätze empfinden mußte, in seinem 
Buch auffallend zu betonen; nimmt man aber das Werk als einzelnes, 
unabhängig von parallelen Arbeiten, so scheint die religiöse Kom- 
ponente unterschätzt zu sein. Die politische Lage der europäischen 
Staaten und insbesondere Deutschlands um 1630 hat der Vf. dagegen 
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ausführlich und mit beachtlichem Einfühlungsvermögen gekennzeich- 
net; hierin kann er der vollen Übereinstimmung mit der schwedischen 
und deutschen Forschung sicher sein. Das Schlußkapitel führt den 
Leser in eindrucksvoller Anschaulichkeit der nahenden Katastrophe 
zu, durch die Gustav Adolfs letzte, umstrittene Pläne vereitelt wurden, 
Eine abschließende Beurteilung stützt sich auf zeitgenössische Be- 
obachtungen und untersucht die jeweiligen Anteile Gustav Adolfs und 
Oxenstiernas an der schwedischen Politik ihrer Zeit. Die Bibliographie 
ist ergänzt, die beigegebenen Karten und Abbildungen vorzüglich. 
Somit ist ein Werk geschaffen, dessen gründliche, fleißige, in ruhiger 
Sachlichkeit vorgetragene Darstellung als die Summe unserer heutigen 
Kenntnis über Gustav Adolf und seine Zeit gelten kann. 


Bonn Walther Hubatsch 





Writings on British History 1940—1945. Compiled by Alexander 

Taylor Milne. 2 Bde. London, Jonathan Cape 1960. 1021 S,, 

6 £6s. 

Wie man sich im Bereich der deutschen Geschichte ein wissen- 
schaftliches Arbeiten ohne die von A. Brackmann und F. Hartung be- 
gründeten ‚, Jahresberichte‘ nicht mehr denken kann, so sind für jeden, 
der ein Thema aus der englischen Geschichte bearbeitet, die im Auf- 
trage der Royal Historical Society von A. T. Milne herausgegebenen 
„Writings on British History‘ zu einem unentbehrlichen Hilfsmittel 
geworden. Mit ihrem deutschen Zwillingsbruder teilen sie ein für den 
Fortgang der Forschung beklagenswertes Schicksal: die Erscheinungs- 
folge wird immer unregelmäßiger, die Differenz zwischen Berichts- und 
Erscheinungsjahr immer größer. Der im Jahre 1937 erschienene erste 
Band berichtete über das internationale Schrifttum des Jahres 1934, 
1939 und 1940 folgten die Bände für die Berichtsjahre 1935 und 1936. 
Der zweite Weltkrieg führte wie bei vielen ähnlichen Unternehmen so 
auch hier zu einer Unterbrechung: erst im Jahre 1949 konnte der 
nächste Jahresband (1937) erscheinen, 1951 und 1953 kamen die beiden 
folgenden Bände heraus, mit denen die Gesamtreihe das Jahr des 
Kriegsausbruches erreichte. Die Differenz zwischen Berichts- und Er- 
scheinungsjahr belief sich damit auf 14 Jahre, wodurch der praktische 
Nutzen des immer noch verdienstvollen Unternehmens erheblich be- 
einträchtigt wurde. 

In dieser Situation kamen Verlag und Bearbeiter überein, künftig 
die Publikationen mehrerer Jahre zusammenzufassen und geschlossen 
erscheinen zu lassen. Als sichtbares Ergebnis liegen nun zwei starke 
Bände vor, die auf mehr als 1000 Seiten das Schrifttum der Jahre 1940 
bis 1945 präsentieren. Niemand wird sie zur Hand nehmen, ohne | 
Taylor Milne und seiner Assistentin Mrs. Jacobs Respekt zu zollen für f 
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die Jahre entsagungsvoller Arbeit, die hier ihren Niederschlag gefun- 
den haben. ‚‚The task has been a formidable one‘: 12380 Titel fanden 
Aufnahme (zumeist unter Hinzufügung der wichtigsten Besprechungen) 
und sind durch einen ca. 250 Seiten zählenden Index erschlossen. 
Erfaßt wird das internationale Schrifttum zur britischen Geschichte 
von der angelsächsischen Zeit bis zum Jahre 1914, ein Anhang 
(5. 775—787) bringt auf knappem Raum eine Auswahl von Veröffent- 
lichungen zur britischen Geschichte nach 1914. Während für die Zeit 
bis zum Ausbruch des ersten Weltkrieges Vollständigkeit erstrebt 
wurde, ist für die jüngste Zeit bewußt darauf verzichtet worden, nicht 
zuletzt deshalb, weil die weltweite Verflechtung englischer Politik im 
20.Jahrhundert eine vollständige Erfassung des Schrifttums von 
vornherein zu einem schwierigen Unterfangen macht und ein Erschei- 
nen des seit langem angekündigten Werkes weiter hinausgezögert 
hätte. Wie bei den vorausgehenden Bänden, so ist auch dieses Mal ein 
Höchstmaß an Zuverlässigkeit erreicht: alle in Großbritannien ver- 
legten Monographien und Zeitschriftenaufsätze ‚have been personally 
examined‘‘, wie es im Vorwort heißt. Für die ausländischen Publika- 
tionen war dies, bedingt durch die Kriegsereignisse, nur in beschränk- 
tem Umfang möglich, so daß sich die Bearbeiter auf bibliographische 
Hilfsmittel und Besprechungen in Zeitschriften stützen mußten. Sie 
durchforschten dabei mehrere hundert Zeitschriften und berücksich- 
tigten die führenden Fachorgane der Geschichtswissenschaft für die 
Jahre 1940—1955, um die z. T. mit erheblicher Verspätung abge- 
druckten Rezensionen möglichst vollständig zu erfassen. 

Die Fülle der Titel ist auf zwei Hauptabschnitte verteilt: ‚General 
Works‘ (S. 17—221) und ‚Period Histories‘‘ (S. 225—787). Während 
der zweite Teil sich mehr an den Spezialisten wendet, verdient der 
erste allgemeinere Aufmerksamkeit. Er umfaßt: Historische Hilfs- 
wissenschaften, Bibliographien, Archive und Sammlungen, Geschichts- 
schreibung (Forschung und Lehre), Allgemeine Werke zur britischen 
Geschichte (untergliedert nach einzelnen Sachgebieten), Landesge- 
schichte und Topographie, Wales, Schottland, Irland, Genealogie und 
Familiengeschichte, Biographische Sammelwerke. Im zweiten Teil 


‚ sind die zu den einzelnen Epochen aufgeführten Titel durchweg nach 


folgendem Schema gruppiert: Allgemeines, Politische Geschichte (ein- 
schließlich Verfassungs- und Rechtsgeschichte), Wirtschafts-, Sozial- 
und Kulturgeschichte, Kirchengeschichte, Geschichte des Erziehungs- 
wesens, Maritime Geschichte (einschließlich Reisen und Entdeckun- 
gen), Auswärtige Beziehungen, Kunst und Handwerk; in räumlicher 
Aufgliederung folgen sodann Sonderabschnitte über Wales, Schottland, 
Irland und das Britische Weltreich und zum Abschluß eine Gruppe 
Biographien. Strengste Beschränkung haben sich die Bearbeiter natur- 
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gemäß bei der Titelauswahl zur Geschichte des Britischen Weltreiches 
auferlegen müssen. Als Richtschnur galt: ‚The domestic history of 
Commonwealth countries is not included unless it has a direct bearing 
on English history“ (I, S. 458). Demselben Grundsatz wurde auch die 
Titelauswahl zur irischen Geschichte unterworfen. 

Der Rahmen einer kurzen Besprechung verbietet es, einzelne Titel 
oder Titelgruppen besonders hervorzuheben. Erwähnt sei jedoch die 
ansprechende typographische Gestaltung, die als vorbildlich gelten 
darf und eine rasche Orientierung sehr erleichtert. Der deutsche Be- 
nutzer wird für diese imponierende Bestandsaufnahme eines halben 
Jahrzehnts historischer Wissenschaft besonders deshalb dankbar sein, 
weil sie ihm hilft, wenigstens bibliographisch jene Lücken zu schließen, 
die der zweite Weltkrieg in der Kommunikation der internationalen 
Forschung zur englischen Geschichte zurückgelassen hat. 


Marburg (Lahn) Manfred Schlenke 



























Calendar of State Papers relating to the Negotiations between Eng- 
land and Spain. XIII: Philip and Mary, July 1554—November 
1558. Ed.by Royall Tyler. London, Her Majesty’s Stationery 
Office 1954. XVII, 482 S. 4/4 s. 

Mit diesem Bande, der von der Heirat Maria Tudors bis zu ihrem 
Tode reicht, ist die Reihe der aus spanischen Quellen stammenden 
Zeugnisse über die Regierung des Hauses Tudor abgeschlossen. Ein 
Viertel der rund 500 Dokumente wurde bereits früher, wenn auch z.T, 
nach Abschriften, von Gachard, Weiss, Gayangos, Kervyn de Letten- 
hove und in den ‚„Documentos In&ditos‘‘ veröffentlicht. Der größte 
Teil (286) stammt aus dem Archiv von Simancas, das übrige aus Wien 
(92), Besangon (74), Brüssel (29), Madrid und Lille. Das in den Calen- 
dars seit Jahrzehnten angewandte Übersetzungsverfahren ist bei- 
behalten. Doch werden die einzelnen Stücke mit einer weit größeren 
Exaktheit als früher und mit reichem Kommentar dargeboten. Die 
Einleitung faßt unter systematischen Gesichtspunkten die wichtigsten 
Ergebnisse der chronologisch aufgereihten Dokumente zusammen. Das 
Register ist mit besonderer Sorgfalt gearbeitet. 

Den einzigen größeren zusammenhängenden Bestand stellen die 
Berichte des ständigen Gesandten Karls V. in England, Simon Renard, 
dar, die bis September 1555, dem Zeitpunkt der ersten Abreise Phi- 
lipps II. aus England, reichen. Die Papiere der späteren ständigen Mis- 
sionen sind offenbar verloren, nach der Vermutung des Hrsg.s 1559 mit 
einem der Schiffe untergegangen, als Philipp endgültig nach Spanien 
zurückkehrte. Vielleicht hat dieser Mangel an offiziellen Korrespon- 
denzen den Hrsg. veranlaßt, in größerer Zahl Stücke aufzunehmen, die 
zwar nur geringe Beziehungen zu England, dafür aber um so mehr zu 
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Philipp haben und darum von großem allgemeinen historischem Inter- 
esse sind. Die Sammlung umfaßt sehr verschiedenartige Dokumente: 
Briefe Karls V., Philipps, Marias, des Herzogs Emanuel Philibert von 
Savoyen, des Prinzen Wilhelm von Oranien, von Philipps portugiesi- 
schem Vertrauten seit Jugendtagen Ruy Gömez de Silva, von dem 
spanischen Sekretär in Brüssel Francisco de Eraso, Granvelle, Viglius 
van Zwichem u. a., die z. T. auf das heftigste untereinander verfeindet 
waren. 

Die Sammlung bietet eine erhebliche Bereicherung unserer Detail- 
kenntnisse. Die Rivalität zwischen Engländern und Spaniern tritt seit 
der Landung Philipps in England auf das deutlichste hervor. Neues 
Licht fällt auf die Königin Maria, die, auf sich gestellt, nie zur Regie- 
rung befähigt gewesen wäre, und die Tragikomödie ihrer zweimaligen 
rätselhaften Schwangerschaften. Den Spaniern war von Anfang an klar, 
daß England für sie nur zu halten sei, wenn aus der königlichen Ehe ein 
Thronfolger hervorging. Spätestens seit 1558 war das Thronerbe der 
Elisabeth auf Grund der von Heinrich VIII. erlassenen Ordnung nicht 
mehr zweifelhaft, so daß Philipp ihr schon vor dem Tode Marias seinen 
Antrag machte. 

Für die Auswertung bedarf diese Sammlung selbstverständlich der 
Heranziehung auch der anderen Serien der Calendars. Besondere Über- 
raschungen vermag sie nicht zu bieten wie in der Regel stets, wenn Be- 
ginn und Abschluß einer solchen Edition durch Jahrzehnte getrennt 
sind. Für die Geschichte der englischen und der europäischen Verhält- 
nisse während der Regierung der Maria Tudor wird sie aber unentbehr- 
lich sein. Man muß daher dem Hrsg. dankbar sein für die Unmenge 
entsagungsvoller Arbeit, die er hier investiert hat. 


Karlsruhe W.P. Fuchs 


A Bnpaey of English Criminal Law and its Administration from 1750. 

By LEON RADZINOWICZ. I: The movement for reform. XXIV, 

853 S. 1948; II: The clash between private initiative and public 

interest in the enforcement of the law. XVII, 751 S. 1956; 

III: Cross-currents in the movement for the reform of the police. 

XVII, 688 S. 1956. London, Stevens a. Sons. 

Das bis jetzt drei gewichtige Bände umfassende Werk des bekann- 
ten, in Cambridge lehrenden Strafrechtslehrers und Kriminologen be- 
handelt die Geschichte der englischen Strafrechtspflege der letzten 
200 Jahre. R. überschreitet den in der Strafrechtshistorie meist übli- 
chen Rahmen der sog. „‚Normengeschichte‘. Denn er behandelt nicht 
aur die Entwicklung der Gesetzgebung und Rechtsprechung der Ge- 
richte sowie die historischen Richtungen der Rechtsliteratur, sondern er 
geht auch ausführlich auf geistige Zeitströmungen, politische Kräfte, 
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die öffentliche Meinung usw. ein, wie er auch die Methoden der polizei- 


lichen Verbrechensverfolgung und die Versuche der Erhaltung des : 
öffentlichen Friedens einbezieht. Nicht zuletzt läßt seine historische 6 
Gesamtdarstellung ein lebendiges Bild einzelner Züge der zeitgenössi- g 
schen Kriminalität erstehen. Ein so weitgespanntes historisches For- 
schungsprogramm zwingt R., das verwertete Quellenmaterial überdas | , 
bei der geschichtlichen Betrachtung des Strafrechts bisher gängigeMaß | 4 
hinaus auf Reports von Kommissionen und Untersuchungsausschüs- f p 
sen, auf Parlamentsprotokolle, Reiseberichte, Flugblätter, Pressever- di 
öffentlichungen u. v. a. m. auszudehnen. 2 
Der erste Band behandelt die Entwicklung des Strafproblems in f 4 
England in der Aufklärungszeit. Im Mittelpunkt steht der Kampf um | , 
die Todesstrafe. Nach Schilderung der Verankerung der Todesstrafe f 
im Gesetz und der Praxis ihrer Anwendung wendet sich R. den Gedan- | }, 
ken der modernen Reformbewegung zu, die eine neue Sinngebung der | x 
Strafe erstrebt hat. Damals waren, von englischen Vorläufern wie | ;; 
Thomas More, Bacon u. a. abgesehen, starke Einflüsse der kontinen- ei 
talen Aufklärungsliteratur (Montesquieu, Beccaria u. a.) auf die engli- | } 
schen Straftheoretiker wie Eden, Blackstone und vor allem Bentham 
spürbar. Im Kampf gegen die Todesstrafe kommt Romilly besondere 
Bedeutung zu. C 
Der zweite Band befaßt sich mit der Durchsetzung der Strafge- 
walt zur Sicherung des Friedens sowie mit der Gestaltung des engli- 
schen Strafverfahrens. Die Erhaltung des öffentlichen Friedens und 
damit die Handhabung der Polizeigewalt standen, englischer Eigenart f 
des Rechtswesens entsprechend, lange Zeit in der Macht der Bürgerund | ı,; 
ihrer Selbstverwaltung. Daraus erklären sich manche Besonderheiten fi jo 
des englischen Rechts wie die Begnadigung der Kronzeugen, das Aus- | ji 
setzen von Belohnung für Anzeigen und Festnahme von Verbrechern, | y, 
die Gewährung von Anteilen der Geldstrafe an dritte Personen u.a.m. | M 
Da die Organe der Polizei oft selbst aus Verbrecherkreisen stammten, | Yy, 
ließen sich die Grenzen zwischen Verbrechensbegehung und Strafver- fi $ı 
folgung schwer ziehen. Belastet wurde das Bestreben zur Förderung 
der öffentlichen Sicherheit durch die Angst vor dem Polizeistaat, der F de 
den Schutz der bürgerlichen Freiheit gefährden könnte. Die Folge da- f A; 
von war, daß die Verantwortung für die Verbrechensverfolgung und # de 
die Aufrechterhaltung des öffentlichen Friedens von einer Instanz auf | re 
die andere geschoben wurde. Ansätze zur Verbesserung der staatlichen f de 
Verbrechensverfolgung gingen von der Polizeibehörde des Londoner fi 4 
Hafens aus. Da in seinem Bereich angesichts des dort lagernden Reich- ff de 
tums an wertvollen Waren die Verbrechen sich stark vermehrt hatten, | br 
kam es zur Errichtung einer besonderen Hafenpolizei unter Leitung ff Gr 


von Colquhoun. Deren Erfolge bei der Verbrechensbekämpfung führ- } 





— 


polizei- 
ıng des 
torische 
genössi- 
es For- 
iber das 
ige Maß 
ısschüs- 
Bssever- 


lems in 
mpf um 
esstrafe 
Gedan- 
ung der 
ern ‚wie 
ntinen- 
e engli- 
entham 
sondere 


Strafge- 
s engli- 
ns und 
igenart 
ger und 
rheiten 
as Aus- 
echern, 
u.a.m, 
mmten, 
:rafver- 
derung 
vat, der 
ge da- 
ng und 
anz auf 
‚tlichen 
ındoner 
Reich- 
hatten, 
‚eitung 


g führ- | 


Großbritannien 179 


Ge 


ten nicht zuletzt dazu, daß allmählich die Zersplitterung der Londoner 
Polizei überwunden und die ursprünglich der Selbstverwaltung der 
Gemeinden unterstellten Polizeibehörden unter die Aufsicht und 
spätere Leitung des Home Office gelangten. 

Der dritte Band setzt die Betrachtung der Reform des Polizei- 
wesens fort. Vorkämpfer einer grundlegenden Reform der Polizei waren 
die beiden Brüder Fielding. Die Bestrebungen nach Verbesserung der 
Polizei wurden durch die öffentliche Meinung stark unterstützt. Wie- 
derum englischer Eigenart gemäß beteiligten sich auch Gesellschaften 
mit humanitärer Zielsetzung an der Strafverfolgung. Im Bereich sol- 
cher Reformbestrebungen spielte der Schotte Colquhoun eine hervor- 
ragende Rolle. Auf Grund seiner philanthropischen Schriften gilt er als 
Begründer der englischen Polizeiwissenschaft. Die damaligen Reform- 
bestrebungen, die vor allem von utilitaristisch orientierten Persönlich- 
keiten, wie z.B. Bentham, ausgingen, wurden jedoch durch die Opposi- 
tion, die mit der Verstärkung und Vereinheitlichung der Polizeigewalt 
eine Gefährdung der bürgerlichen Freiheit befürchtete, immer wieder 
behindert. 


Freiburg i. Br. Thomas Würtenberger 


Cabinet Government and War 1890—1940. By JOHN EHRMAN. 
“ The Lees Knowles Lectures 1957. Cambridge, At the University 

Press 1958. XI, 138 S. 16 s. 

Die Frage nach den Auswirkungen der Erfordernisse in Kriegen 
auf die Wirtschafts- und Sozialstruktur sowie die Verfassung eines 
Landes ist immer ein fruchtbares zentrales Thema der Geschichts- 
forschung gewesen. In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts fielen 
überall in Europa — besonders aber in Großbritannien — Krieg und 
Verteidigungsvorbereitungen in den speziellen Aufgabenbereich der 
Militärs; die normale Arbeit des zivilen Sektors der Regierung und der 
Verwaltung wurde im wesentlichen nur durch die Bereitstellung der 
finanziellen Mittel davon berührt. 

Der erste Weltkrieg mit seiner totalen Anspannung aller Kräfte 
der Nation in den kriegführenden Staaten und dem dadurch bedingten 


‚ Anschwellen der Aufgaben des Staates zeigte die innere Verflechtung 


der militärischen und zivilen Kriegsanstrengungen und führte zu weit- 
teichenden Veränderungen im Verfassungs- und Verwaltungsaufbau 
der beteiligten Staaten während der gesamten Dauer des Krieges. Viel- 
fach erwiesen sich die traditionellen Institutionen der Belastungsprobe 


ı des Krieges und der unmittelbaren Nachkriegszeit nicht gewachsen und 


brachen zusammen oder wurden entscheidend geschwächt. Auch in 
Großbritannien, wo die alten Verfassungsinstitutionen sich nach einer 
Periode der Unsicherheit und der Experimente als elastisch genug er- 
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wiesen, um die neuen Aufgaben ohne Bruch mit den Traditionen zu be- 
wältigen, beginnt mit dem ersten Weltkrieg eine neue Epoche der Ver. 


fassungsgeschichte. 

Die Studie des Vfs. beschäftigt sich mit zwei eng miteinander ver- 
bundenen Fragen: 1. mit der Entstehung und Entwicklung einer zen- 
tralen Organisation für die Zusammenfassung und Koordinierung der 
Verteidigungsanstrengungen des Landes, 2. mit der Bedeutung dieser 


Organisation und der durch den ersten Weltkrieg aufgeworfenen Pro- 
bleme für eine Reihe von Veränderungen im System der britischen 
Kabinettsregierung. Es entspricht dem grundsätzlich historisch-pol- 
tischen Akzent dieser Fragestellung, daß zugleich das heute im Vorder- 
grund der historischen Diskussion stehende — keinesfalls auf Deutsch- 


land beschränkte — Problem der Unterordnung der Militärs unter die 


Kontrolle ziviler Minister anklingt. 
Im ersten der vier Kapitel werden sorgfältig die Wurzeln des 1902 
gebildeten Committee of Imperial Defence — das steigende Interesse 


der Regierungen der späteren Dominien an Verteidigungsfragen und 
die durch den Burenkrieg aufgedeckten Schwächen der britischen 


Heeresorganisation — bloßgelegt und die Form und die Probleme der 
neu geschaffenen Institution in den ersten Jahren ihrer Geschichte be- 
handelt. Das folgende Kapitel zeigt, wie die Organisation durch die 
Ausarbeitung der Pläne für die Entsendung eines Expeditionskorps 
nach Europa im Kriegsfall, durch die Unterstützung des Heeresmini- 
sters Haldane, durch die Reorganisation der Armee und als Instrument 
der Zusammenarbeit mit den Dominien an Gewicht gewinnt und bis 
zum Kriegsausbruch Fragen der Verteidigung weitgehend unabhängig 
vom Kabinett behandelt. 

Erst in den ersten Jahren des Krieges wurden die Schwächen des 


Committee of Imperial Defence — das Fehlen exekutiver Autorität 
gegenüber dem Heeresministerium und der Admiralität, die weit- 
gehende Spezialisierung auf die Vorbereitung einer bestimmten Kan- 
pagne und die ungenügende Berücksichtigung des zivilen Sektors der 


Kriegsanstrengungen — deutlich. Die Suche nach einem geeigneten f 
Organ, das bei grundsätzlicher Aufrechterhaltung der Verantwortlich- } 
keit des Kabinetts die notwendigen Entscheidungen zur Leitung def 
Krieges schnell und autoritativ treffen könne, fand erst mit Lloyd 
Georges Kriegskabinett vom Dezember 1916 ihren Abschluß. Di 


Schaffung eines Kabinettssekretariats durch die Übernahme des Stabes 


des Committee of Imperial Defence und die Bildung von Kabinetts 
ausschüssen zur Koordinierung der Arbeit verwandter Ministerien sind 


die bedeutsamsten durch den ersten Weltkrieg bedingten institutione-f 
len Neuschöpfungen. Sie trugen wesentlich dazu bei, daß die Positinf 


des Premierministers als oberster Koordinator der Politik verstärkt j 
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wurde und andie Stelle derfür das19. Jahrhundert kennzeichnenden Zer- 
splitterung der Regierung in die Tätigkeit isolierter Einzelministerien 


wieder eine bessere Zusammenfassung der Arbeit der Regierung trat. 

Der abschließende Abriß über die Veränderung in der Organisation 
der Verteidigung von 1919 bis zum Amtsantritt Churchills im Mai 1940 
und die daran geknüpfte gedankenreiche Diskussion der in der Zeit 
vorgebrachten Pläne zur Reform der Organisation können jetzt im 


Material durch eine grundlegende neue Arbeit ergänzt werden!). 

Die völlige Neuorganisation der englischen Verteidigung im und 
nach dem zweiten Weltkrieg durch die Verstärkung der Position des 
1924 gegründeten Ausschusses der Stabschefs von Heer, Marine und 


Luftwaffe, die Abschaffung des Committee of Imperial Defence und die 


Errichtung eines den Ministerien der einzelnen Wehrmachtsteile über- 


geordneten Verteidigungsministeriums (1946) mit ständig erweiterten 
Aufgaben?) wurde vom Vf. leider nicht mehr behandelt. 
Für viele der vom Vf. berührten Fragen ließen sich Parallelen in 


anderen Bereichen des englischen Regierungssystems aufzeigen. So ist 


besonders auch in der Wirtschaftspolitik seit dem ersten Weltkrieg eine 
stärkere Koordinierung angestrebt worden. Die vom Vf. aufgezeigte 
allmähliche Einbeziehung der Verwaltung der Streitkräfte in den all- 
gemeinen Rahmen der Regierungstätigkeit und die Anpassung ihres 
Personals an die typischen Gewohnheiten und Vorstellungen der eng- 


lichen Beamtenschaft bildete nur den Abschluß der seit Mitte des 


19. Jahrhunderts einsetzenden Vereinheitlichung der englischen Be- 
amtenschaft. Die immer stärkere Bedeutung von Forschung und Pla- 
nung gegenüber der bloßen Verwaltung und einer von Augenblicks- 


einflüssen bestimmten Politik — erst seit 1905 bzw. 1911 gibt es in 


Großbritannien zentrale Stäbe des Heeres und der Marine— war gleich- 
falls nicht auf den Bereich der Verteidigung beschränkt, sondern ein 
allgemeines Kennzeichen der Arbeit der englischen Regierungsbehör- 
den seit dem ersten Weltkrieg. 

Durch die Erörterung der grundsätzlichen Bedeutung und der 
praktischen Arbeitsweise der behandelten Institutionen und die Analy- 
sierung der Beziehungen zwischen dem Premierminister, den zivilen 


Ministern der Wehrmachtsteile und den führenden Offizieren gibt die 
Arbeit sehr viel mehr als eine bloße Beschreibung der Maschinerie zur 


a Study Group of the Royal Institute for Public Administration. Edited by 
D. N. Chester, written by F.M.G. Willson. London 1957. 

?) Für die jetzige Form der obersten Verteidigungsorganisation vgl. Central 
Organisation for Defence, October 1946, British Parliamentary Papers, 
Cmd. 6923, sowie Regierungserklärungen im Unterhaus vom 25. Oktober 


f 1955 und 24. Januar 1957. 
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Leitung von Kriegen und zur Organisation der Verteidigung. Besonders 


verdienstvoll ist es, daß der Vf. es verstanden hat, in der Behandlung 


eines Teilbereiches gleichzeitig den generellen Wandel im Charakter der 
englischen Regierung und Verwaltung in den letzten 70 Jahren deutlich 
werden zu lassen. 


Berlin Gerhard A. Ritter 


Die zweifache Treuhänderschaft. Eine Studie über die Konzeption der 


britischen Kolonialherrschaft. Von ROBERT SCHNEEBELL. 
Zürich, Europa Verlag 1958. 262 S. 12,65 DM. 
In dieser gehaltvollen Studie untersucht ein Schweizer Nachwuchs- 


historiker das Wirken des Engländers Lord Lugard (1848—1945), des- 


sen Theorie von der „Indirect Rule‘‘ jahrzehntelang für die Kolonial- 
politik maßgebend gewesen ist. L., der von 1894 bis 1920 in Nigeria 


tätig war, ist als eigentlicher Gründer dieser Kolonie anzusehen, die er 
zuletzt als Generalgouverneur verwaltet hat. Seine Erfahrungen hat er 
in dem großen Werk: The Dual Mandate in British Tropical Africa, 
London 1922, niedergelegt (heute leider vergriffen). Da seine Tätig- 


keit in den letzten Abschnitt der autoritären Kolonialherrschaft fie, 


so ist ein Vergleich mit der Gegenwart sehr aufschlußreich. 

Vf. untersucht zunächst die Bedeutung des Begriffes ‚‚Trust“ 
(Treuhänderschaft) im englischen Recht. Danach wird dem Treu- 
händer die Verwaltung eines Besitzes übertragen, den er sowohl zu- 
gunsten des Besitzers wie auch des Besitzobjektes nach bestem Wissen 


und Gewissen zu verwalten hat, Die Verwaltung der Kolonien ist eine 


solche Treuhandschaft. Ob allerdings die Brit.-Ostind. Co. bereits im 
18. Jahrhundert ihre Aufgabe in diesem Sinne auffaßte, wie Vf. S. 32 


anzunehmen scheint, ist doch fraglich. Erst mit dem Durchbruch libe- 
raler Ideen zu Beginn des 19. Jahrhunderts darf eine solche Einstellung 
angenommen werden. Lugard erkannte die Verpflichtung einer solchen 


Treuhandschaft durchaus an, betrachtet sie aber als ein Vormund- 


schaftsrecht den Eingeborenen gegenüber. Er war durchaus Empiriker 


und jeder starren Theorie abhold. Da die Afrikaner selbst nicht in 
der Lage waren, ihre Gebiete wirtschaftlich zu erschließen, so mußten 
die Weißen die Verantwortung sowohl ihnen, wie der Weltgemeinschaft 
(Zweifache Treuhandschaft!) gegenüber übernehmen. Sie konnten 


dies als ihr Recht beanspruchen, ohne moralische Skrupel zu haben 
(S.50, 51). Allerdings ist die Kolonialverwaltung verpflichtet, die 


Eingeborenen soweit wie möglich an dieser Aufgabe zu beteiligen. Dies 
geschieht dadurch, daß die bisher führenden Schichten in die Admini- 
stration eingebaut und mit einer gewissen Hoheitsgewalt ausgestattet f 
werden, wogegen sie die Verantwortung für Ordnung der Kolonial- 


regierung gegenüber zu tragen haben (Indirect Rule). Da die Afri- j 
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kaner nur Stammeskonglomerate, aber nicht den Begriff einer ein- 
heitlichen Nation kennen, so muß die Verwaltung eine neue Einheit 


schaffen, da diese eine Voraussetzung des Fortschrittes ist (S. 69). Sie 
muß dabei langsam vorgehen, da ‚‚die Errungenschaften der modernen 
Zivilisation in den Eingeborenen eine Mischung von Minderwertig- 


keitsgefühl, Bewunderung und Neid hervorrufen“ (S. 92), die sie über- 


heblich machen können. Infolgedessen muß die Regierungsautorität 


mit starker Hand aufrechterhalten werden; die Einführung demokra- 


tischer Wahlsysteme für die Afrikaner lehnt L. völlig ab (S. 89). Die 
Erziehung soll unter weitgehender Heranziehung der christlichen Mis- 
sionen erfolgen; auf den unteren Stufen muß der Unterricht in den ein- 


heimischen Sprachen vor sich gehen, damit das Ziel, den Typ des 


„Native Gentleman“ heranzubilden (S. 106), erreicht wird. Vor allem 
ist die Unterweisung in Handwerk und technischen Fähigkeiten zu 
fördern (S. 104, 107,108), da sie am ehesten den Weg zum sozialen Auf- 


stieg bahnen. (Diese Theorie vertritt heute mit besonderem Nachdruck 
Albert Schweitzer.) Auf keinen Fall darf dieHandarbeit zugunsten einer 


oberflächlichen geistigen Ausbildung vernachlässigt werden. Hinsicht- 


lich der Wirtschaft ist der Privatinitiative weiter Spielraum zu lassen; 


nur die Besserung der sogenannten Infrastruktur ist Sache der Regie- 
rung. Die Melioration der landwirtschaftlichen Methoden ist dabei be- 
sonders vordringlich, das Verschwinden der ‚‚shifting cultivation‘‘ 
(ständiger Wechsel des bearbeiteten Bodens) nachhaltig anzustreben. 


Den Mandatsgedanken in jeder Form lehnt L. völlig ab, obwohl er 


selbst 1922—1936 Mitglied der Mandatskommission des Völkerbundes 


war. Das Hereinreden Dritter und vor allem internationaler Gremien 


führt nach seiner Ansicht nur zu nutzloser Kritik, aber nicht zu wirk- 
licher Mitarbeit, wodurch nur die Ausübung der Treuhandschaft durch 
die verantwortliche Regierung erschwert wird, die völlige Bewegungs- 


freiheit haben muß (S. 147, 148) — eine Auffassung, die zu der heutigen 


Haltung der farbigen Völker in den UN in krassem Gegensatz steht. — 
Da die Zahl der Weißen in Nigeria sehr gering war und ist, so hat L. die 


Schwierigkeiten der Gebiete, in denen multiraziale Lösungen notwen- 
dig sind (Kenia, Rhodesien), wenig berücksichtigt. — Unter der Ver- 
waltung L.s hat sich Nigeria sehr gut entwickelt, wenn er wohl auch 
die Schwierigkeiten, die partikularistischen Tendenzen im Westen, 


Osten und Norden der Kolonie zu überwinden, unterschätzt hat. Die 


1960 erfolgende Erhebung Nigerias zum Domonion auf föderaler 
Basis wird das Volk zu einer ‚Nation‘ im Sinne L.s zu machen ver- 


suchen. 
Es erübrigt sich der Hinweis, daß viele Ansichten L.s, insbesondere 


über die Einführung demokratischer Lebensformen, in scharfem Gegen- 
satz stehen zu den Auffassungen der heutigen britischen Kolonialpolitik 
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wie vor allem der Eingeborenen selbst. Beide lehnen eine staatliche 
Autoritätsführung durch die Kolonialregierung ab und sehen in einer 
demokratisch fundierten Selbständigkeit den einzig möglichen Weg 
weiterer Entwicklung. So ist L.s Theorie heute bereits wesentlich Ge- 
schichte geworden. Seine Leistungen um Nigeria bleiben jedoch davon 
unberührt, und sein Grundsatz, daß dauerhafte Neubildungen nicht mit 
Hilfeschematischer Systeme, sondern nurdurch ihrerichtige Anwendung 
durch befähigte Persönlichkeiten, welche sie den vorhandenen Gegeben- 
heiten anpassen, erfolgen können, ist eine bleibende Erkenntnis (S. 98), 

Die Arbeit, die eine besonders wichtige Übergangszeit der neueren 
Kolonialgeschichte behandelt und mit einem trefflichen wissenschaft- 
lichen Quellennachweis versehen ist, verdient die Aufmerksamkeit 
aller Historiker, die sich mit der Geschichte der Entwicklungsvölker 
beschäftigen. 


Tübingen W. Drascher 


Histoire de Toulouse. Par PHILIPPE WOLFF. Toulouse, Privat 1958, 

418 S., ill. mit 4 Plänen außer Text. 

Ph. Wolff ist es hervorragend gelungen, seine Monographie über 
Toulouse durch die sichereundallseitige Beherrschungder Materie —der 
Stadthistoriker kann noch ein wenig Universalhistoriker sein — für den 
Wissenschaftler lehrreich, durch die elegante Darbietung für jeden 
Leser genußreich zu gestalten. Gut ausgewählte Quellenstellen — im 
Petitdruck eingestreut — reichen von der Beschreibung der quinquiplex 
Tolosa des Ausonius bis zu den Erinnerungen von Antoine de Saint- 
Exup£ry, der seine Pilotenlaufbahn an der Toulouser Fluglinie begann. 
Bebilderung und die historischen Stadtpläne geben unmittelbare An- 
schauung; die jedem Kapitel angefügten Bibliographien orientieren 
ausreichend unter Vermeidung allen Ballastes. 

Die viertgrößte Stadt Frankreichs (1954: 268863 E.) mit ihrer alten 
Geschichte und ausgeprägten Eigenart bot ihrem Historiker einen be- 
deutenden Gegenstand. — Toulouse war immer schon eine große 
Stadt. Wolff schätzt ihre Einwohnerzahl um 1335 auf ungefähr 35000E. 
Für diese Schätzung sowie für die ausgezeichnete Darstellung der 
sozialen Struktur der spätmittelalterlichen Stadt standen ihm subitile 
eigene Forschungen zur Verfügung: die „Estimes Toulousaines des 
XIV®et XV* siecles‘ (erschienen Toulouse 1956). Diese zur Umlage der 
comus (der taille des Nordens entsprechend) auf Grund der Angaben der 
Haushaltsvorstände angelegten —leidernur unvollständig erhaltenen— 
Register bezeichnet Wolff als eine „Photographie der privaten Ver- 
mögen‘, hinreichend genau, da zum mindesten die Immobilien sich nur 
schlecht zwecks Steuerbetrugs verheimlichen ließen. Der Grundbesitz 
aber ist charakteristisch für den Toulouser Stadtbewohner: für die 
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reichen, wie den Messire Guilhelm de Garrigues, der in der Stadt 
6 Patrizierhäuser und außerhalb der Stadt große Ländereien besitzt, 
wie für die kleinen Handwerker, Gärtner, Arbeiter mit einem Häuschen 
und ein oder zwei Parzellen Land. 58% des 1335 registrierten Ver- 
mögens besteht in Grundbesitz, in Feldern, Weingärten, Gutshöfen und 
Herrschaften. ‚„‚L’esprit reste plus rural que capitaliste...‘‘ Die Stadt 
selbst hatte aufs Land hinausgestrebt: mit etwa 20 Ortschaften — 
Wolff gibt eine Karte — schloß sie 1202/03 Verträge, die den Fehden 
ein Ende setzten, die aus der Wahrnehmung der bürgerlichen Inter- 
essen auf dem Land durch die Konsuln entstanden waren — wobei es 
auch zur Gewinnung der ständigen Waffenhilfe eines Seigneurs kam, 
ein Fall, vergleichbar dem Institut der Kölner Edelbürger. Der Ent- 
wicklung zum Stadtstaat oberitalienischer Prägung hatten die Albi- 
genserkriege allerdings ein Ende gemacht. An die Stelle der politischen 
trat die wirtschaftliche Eroberung des Landes; viele Toulouser Bürger 
waren ländliche Grundbesitzer, ja Herren und Notabeln in den um- 
liegenden Dörfern und Flecken. Aber auch das Geld beherrscht diese 
Gesellschaft — noch kann auch der Adlige im Handel verdienen, 
80 Wechsler sind 1333 in Toulouse bezeugt — deren sich langsam ge- 
staltender sozialen Hierarchie Wolff nachspürt, sie abhebend von der 
Sozialstruktur der ersten Hälfte des 12. Jahrhunderts, die keine Schei- 
dung in Klassen, sondern die Herrschaft mächtiger Sippen kenn- 
zeichnete. 

Das späte 14. und beginnende 15. Jahrhundert zeigt Abstieg und 
Verarmung — die Bevölkerung sinkt auf 22500 im Jahr 1405. Wieder 
breitet Wolff ein farbenreiches Bild der Toulouser Bürgerschaft, der 
führenden Familien, des Handwerks, des Handels — vor allem ist es 
Geld-, Textil-, Gewürz-, Getreidehandel — vor uns aus (er kann sich 
dabei auf sein Werk Commerce et marchands de Toulouse, Paris 1954, 
beziehen). Für seine fesselnde Darstellung des Waidhandels, der im 
16. Jahrhundert von rund 20 miteinander versippten Toulouser Fami- 
lien beherrscht wird, die ihm oft einen raschen Aufstieg verdanken, der 
aber auch Bauern, Müller, besondere Gewerbe beschäftigt, standen ihm 
die in den Annales du Midi erschienenen Arbeiten von G. Caster zur 
Verfügung. 

Dann — nach den Religionskriegen — zwei Jahrhunderte — das 
17. und das 18. — der Atonie, eine Gesellschaft, in der Adel, Beamte, 
Juristen dominieren, so daß unter den Höchstbesteuerten — diein den 
Theinischen Territorien im 17. Jahrhundert eingeführte capitatio findet 
sich auch hier — 78 Adlige, 40 Beamte, 150 Richter und Rechtsgelehrte 
aber nur drei Kaufleute sind; Toulouse beherbergt seit 1443 endgültig 
das Parlament des Languedoc. Der Waidhandel spielt kaum noch eine 
Rolle, der Textilhandel tritt jetzt wieder mehr hervor. 
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Unter der Großen Revolution, deren industrielle Schöpfungen 
nicht recht gedeihen wollen, wird wieder einmal das Land die große 
Quelle des Reichtums, bis das 19. Jahrhundert — oft alte Ansätze auf- 
greifend — Handel und Industrie in den Vordergrund rückt. Eisen- 
bahnen, dann Fluglinien schaffen ein neues Verkehrsnetz. Toulouse 
wird Ausgangspunkt der Fluglinie nach Marokko. Heute ist Toulouse 
nächst der Region von Paris das zweite Zentrum der französischen 
Flugzeugindustrie, die Caravelle wird in Toulouse gebaut. 

Nur eine der vielen Entwicklungslinien, die Wolff mit sicherer 
Hand von der Frühgeschichte bis zur Gegenwart zieht, haben wir nach- 
skizziert, weil sie uns besonders eigenständig konzipiert und aufschluß- 
reich zu sein scheint. Das soll aber nicht bedeuten, daß die anderen 
Sachgebiete einer Stadtgeschichte darüber zu kurz kämen, einer Stadt- 
geschichte, die der Professor seinen Studenten gewidmet hat, die im 
historischen Schicksal einer großen Stadt zugleich ein wesentliches 
Kapitel französischer Geschichte erfaßt. 


Bonn Edith Ennen 


L’economie mondiale et les frappes mon6taires en France 1493—1680. 
Par FRANC C. SPOONER. (Ecole Pratique des Hautes Etudes, 
VIe Section, Centre de Recherches Historiques. Monnaie—Prix— 
Conjuncture T.IV.) Paris, Armand Colin 1956. 545 S., 29 T£., 


34 Karten, 34 graphische Darstellungen. 

Umfangreiche Archivfunde leiteten den Vf. von einer beabsichtig- 
ten Untersuchung über die Verbreitung des Protestantismus in Frank- 
reich und sein soziales Milieu hinüber in das Gebiet geldgeschichtlicher 
Forschung, als deren erste Frucht ihm 1953 seine Cambridger These 
„Ihe movement of gold and silver money in the economic life of France“ 
reifte. Die vorliegende Darstellung, aufgebaut auf einem riesigen, mit 
Sorgfalt gesammelten und statistisch ausgewerteten Quellenmaterial, 
ist den materiellen Grundlagen der neueren Geschichte zugewandt, 
indem sie am Beispiel Frankreichs die wechselseitigen Beziehungen der 
Münzmetalle — Gold, Silber, Kupfer — in ihrer merkantilen und poli- 
tischen Bedingtheit aufzeigt und die französische Münzprägung auf 
ihre Ursachen und Auswirkungen hin untersucht. Aus dem Marktpreis 
der Münzmetalle liest Vf. drei Phasen der Weltwirtschaft ab: 1493 bis E 
1550 Herrschaft des Goldes, 1550 bis 1607 Herrschaft des Silbers und f 
1607 bis 1680 des Kupfers. 

Das 16. Jahrhundert zeichnet sich durch einen wachsenden Hun- 
ger nach Münzgeld aus, den man durch Einfuhr von Gold und Silber 
und schließlich, bei fortschreitender Verteuerung der Edelmetall, 
durch den Rückgriff auf das Kupfer zu stillen suchte. Das afrikanische 
und anschließend das billigere amerikanische Gold fungierte als poli 
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tisches Mittel im Kampf um die Vorherrschaft in Europa zur Zeit 
Karls V. und ebenso das Silber aus der neuen Welt, das unter Philipp II. 
aus Sevilla nach Flandern abfloß und durch stoßweise Anlieferung auf 
der Börse zu Antwerpen wahre Orgien der Spekulation heraufbeschwor. 
Von dort wanderte es in die übrigen europäischen Staaten; z. B. ist der 
Warenausgleich zwischen dem Baltikum und dem Westen nur durch 
große Silberzahlungen erklärlich. Das Nachlassen des spanischen 
Silbersegens in den ersten Jahrzehnten des 17. Jahrhunderts hatte ge- 
waltige Erschütterungen der Weltwirtschaft zur Folge. Das Kupfer, 
Konjunkturmetall des 16. Jahrhunderts und bis dahin reines Gebrauchs- 
metall, fand damals Eingang bei der Münzprägung als Behelfs- und 
Kreditmittelin Krisenzeiten, dargestellt durch reine Kupfer- und durch 
Billonmünzen. Erst die durch billige Sklavenarbeit geförderten Gold- 
{unde Brasiliens brachen um 1680 die währungsmäßig bedingte Sta- 
gnation der Weltwirtschaft. Die Korrespondenz im Produktionsumfang 
der verschiedenen Gebiete wird durch graphische Darstellungen ein- 
drucksvoll dargetan. 

Was die Münzprägung selbst anbelangt, so bestehen innige Rela- 
tionen zwischen dem Weltmarktpreis der drei Münzmetalle und der 
Prägeintensität der einzelnen französischen Münzstätten, über die die 
angeschlossenen Emissionslisten Auskunft geben. Von der zentralen 
Lenkung abgesehen, weist das Münzwesen Frankreichs dennoch land- 
schaftliche Verschiedenheiten auf, faßbar in fünf Bezirken, wobei der 
Westen eindeutig dominiert. Für die historisch-politische Rolle der 
Münzprägung ist es bezeichnend, daß sich in dem zu beobachtenden 
Gebrauchswandel innerhalb der metallenen Währungsgrundlagen Gold 
und Silber in den Münzstätten zu Paris und Antwerpen die Rivalität 
der Häuser Valois und Habsburg ausdrückt, und daß der gesteigerten 
Emission geringhaltigen Goldgeldes unter Franz V. letztlich die fran- 
zösische Propaganda anläßlich der deutschen Kaiserwahl von 1519 
zugrunde liegt. Diese knappen Andeutungen mögen genügen, um auf 
die hohe Bedeutung des Buches im Rahmen der allgemeinen Historie 
hinzuweisen. Die in Wort und Bild gleichermaßen anschaulich gestal- 
tete Arbeit ist aber nicht nur ein wichtiger Beitrag zur Münz- und Geld- 
geschichte Frankreichs. Sie stößt hinsichtlich der Methodik und der 
daraus gewonnenen neuen Erkenntnisse auch der Münz- und Geld- 
geschichte Deutschlands im 16. und 17. Jahrhundert, die vielfach noch 
inalten Anschauungen befangen ist, die Tür zu neuen Forschungswegen 
auf. Zwar liegen hier infolge der territorialen Zersplitterung die Ver- 
hältnisse wesentlich komplizierter, doch lassen die Reichsmünzordnun- 
gen des 16. Jahrhunderts ein gewisses Streben nach einheitlicher Rege- 
lung des Münzwesens erkennen. Hier gilt es nun, den Blick in größere 
Fernen zu lenken und sich ihrer Ausstrahlungen bewußt zu sein. An- 





188 Buchbesprechungen 


gesichts der weltweiten Verflechtung der gesamten europäischen Wirt- 
schaft ist Spooners Buch ein richtungweisender Beitrag für die Be- 
urteilung der Münzpolitik auch des Reiches und der es seit dem späten 
16. Jahrhundert wellenartig heimsuchenden monetären Krisen. 


Karlsruhe Friedrich Wielandt 


La Re&volution frangaise et l’Empire napol&onien. Par ANDRE 
FUGIER. (Histoire des relations internationales, publiee sous la 
direction de Pierre Renouvin, tome 4.) Paris, Hachette 1954. 4225, 
Welchen Band dieser von P. Renouvin herausgegebenen Reihe 

man auch immer zur Hand nimmt, stets wird man feststellen müssen, 

daß sie sich der von „Peuples et Civilisations‘‘ würdig an die Seite 
stellt, ja sie, was die neuere Zeit betrifft, in idealer Weise ergänzt. Aber 
nirgends zeigt sich dies überzeugender als an dem vorliegenden Bande. 

In jener Reihe sind Revolution und napoleonische Zeit von einem 

Sachkenner ersten Ranges, G. Lefebvre, unter fast allen Aspekten be- 

handelt. Hier geschieht es wiederum in meisterlicher Weise. F. erfaßt 

die zwischenstaatlichen Beziehungen unter breitestem Gesichtswinkel 
in ihren feinsten und zugleich so komplexen Verästelungen, stets in 
enger Verbindung mit anderen Phänomenen, selbst den geistigen Strö- 
mungen und Grundhaltungen, sei es, daß er Politisches aus ihnen er- 
klärt oder sie, die Politik bedingend, aufgreift. Eine souveräne Be- 


herrschung des Stoffes zeigt schon die Aufgliederung: 4 Hauptteile, 
untergeteilt in 12 Kapitel, diese wiederum in gesonderte Abschnitte 
und jeweils am Schluß eine Angabe der hauptsächlichsten Literatur. 
Große Übersichtlichkeit verbindet sich mit absoluter Klarheit der 


Linienführung. Nirgends reißt diese ab, nie geht der Zusammenhang 
verloren. Revolution und napoleonische Zeit werden im Grunde als 
Einheit begriffen, und die Epoche wird in den weltgeschichtlichen 
Rahmen eingegliedert, d. h. die Darstellung beginnt mit einem Über- 
blick über die vorhandenen Kräfteverhältnisse und die überkommenen 
Grundprobleme. Daß sie auf Frankreich zugeordnet werden, versteht 
sich und hat auch sachliche Berechtigung, sind doch die von der Revo- 
lution ausgehenden Impulse sofort überall spürbar und ist doch in der 
von ihr verursachten Doppelpoligkeit Europas letztlich die gesamte 
Dynamik der Zeit verhangen und bedingt. Der auf die eigentliche Revo- 
lution sich beziehende Teil (bis 1800) kommt freilich etwas kurz: kaum 
ein Drittel der Darstellung nimmt er ein. Der Schwerpunkt liegt ein- 
deutig in der napoleonischen Zeit, und da sind ganz besonders die neue- 
sten Ergebnisse der Forschung berücksichtigt; offensichtlich steckt 
aber auch manch Eigenes darin. Was anderen Darstellungen oft allzu- 
sehr abgeht, findet sich hier: genaue Ziffern, anschauliche Vergleiche, 
ganz besonders für das Wirtschaftsleben. Sehr klar bringt F. die enge 
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Verflechtung seiner Faktoren mit der allgemeinen Politik zur An- 
schauung, und darin liegt ein besonderer Wert des Buches. Dadurch 
gewinnt auch das „Weltverhältnis‘‘ Napoleon—England neue Aspekte, 
so wie es sich im Zusammenhang mit dem Frieden von Amiens und 
nach seinem Bruch gestaltet. Überhaupt sind die Grundbedingungen 
der englischen Politik von Anfang an im Wesenhaften scharf erfaßt. 
Bei der Behandlung des Aufbaus und der Durchführung des Kontinen- 
talsystems sowie der Gegenblockade Englands haben auch die recht- 
lichen und sozialen Momente einen gebührenden Platz. Dagegen treten 
die rein persönlichen, vor allem soweit sie durch Napoleon selbst ge- 
geben sind, etwas zurück. Es wird auch nicht versucht, ihn als welt- 
geschichtliches Phänomen zu definieren. Tatsachen müssen sprechen. 
Das ist eigentlich schade. 

Wie die Darstellung vom Generellen ausgeht, so schließt sie mit 
einer breit angelegten Gesamtwertung. Ihr liegt die Fragestellung zu- 
grunde: Was hat das Zeitalter bewirkt, worin liegt seine Bedeutung für 
Europa, für die Welt? Sie erfaßt die geistig-kulturellen, politischen, 
militärtechnischen und bevölkerungsmäßigen Gesichtspunkte. Ins- 
gesamt eine feine, der Anerkennung werte Analyse des Wesensgehaltes 
einer großen Epoche. 

Daß bei allem Streben nach Objektivität mancher Grundwertung 
Subjektives anhaftet, wie sollte es wundernehmen ? Und daß im Detail 
da und dort eine kleine Korrektur anzubringen wäre, liegt ebenfalls in 
der Bedingtheit aller wissenschaftlichen Arbeit. So könnte z.B. der 
deutsche Kritiker bei der Charakterisierung deutscher Verhältnisse 
Vorbehalte anmelden. Man neigt allzusehr — und gerade ausländische 
Geschichtsschreibung — dazu, gar manches auf das Konto des an- 
geblich den Deutschen von Luther eingefleischten Gehorsams gegen die 
Obrigkeit zu setzen und daraus auch den Mangel an revolutionärer, 
kämpferischer Haltung herzuleiten. Daß die Deutschen sich von der 
Revolution nicht anstecken, nicht fortreißen ließen, hat aber nicht sei- 
nen primären Grund in Unterwürfigkeit, sondern vielmehr darin, daß 
zumeist kein unmittelbarer Grund zu gewaltsamer Revolution gegeben 
war. In Deutschland hat der aufgeklärte Absolutismus, vor allem im 
größten Staat, Preußen, manche Forderungen des Zeitgeistes verwirk- 
licht. Die Grundlagen der Ordnung waren keineswegs in der Weise zer- 
rüttet wie in Frankreich, das im alten System verharrt hatte. Und zu- 
gleich ließ die an sich hervorgehobene Vielstaaterei keine einheitliche 
nationale Willensbildung aufkommen wie im geschlossenen Königs- 
staat des Nachbarlandes. Selbstgestaltung der Nation war in jeder Hin- 
sicht eine Unmöglichkeit. Was übrigens das Wort betrifft: „Zur Nation 
euch zu bekennen...‘‘, so stammt es nicht von Goethe, sondern von 
Schiller. Um beim Nationalismus zu bleiben: Vielleicht hätte die Hin- 
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wendung der Franzosen zu ihm aus dem Kosmopolitismus heraus im 
Zusammenhang mit dem Kriegsausbruch 1792 und der Folgezeit doch 
stärker unterstrichen werden können, so wie etwa Sorel es getan hat, 
Denn hier geht es um eine fundamentale Tatsache im Völkerleben. Die 
Sendungsidee der Girondisten wäre eines besonderen Abschnittes wert 
gewesen. Später, bei der Darstellung des geistigen Umbruchs, der die 
Befreiungskriege einleitete, wird dagegen klar festgestellt: ‚Vom 
Kosmopolitismus geht Deutschland zu einem mystischen Nationalis- 
mus über.‘‘ In jenem Teil ist man nicht restlos befriedigt. In der auf 
ihn sich beziehenden Bibliographie hätte die Untersuchung von 
H. Glagau über den Ursprung der Revolutionskriege Erwähnung 
verdient. Aber einzelne Vorbehalte tun dem Wert des Ganzen keinen 
Abbruch. Auf lange wird diese Darstellung des europäischen Staaten- 
systems für die Zeit von 1789 bis 1815 führend bleiben. 


Mainz M. Göhring 


L’abate Francesco Bonardi e i suoi tempi. Contributo alla storia delle 
societä segrete. Di ARTURO BERSANO. (Deputazione subalpina 

di storia patria, Biblioteca di storia italiana recente, N. S. Vol. ı.) 

Turin, Palazzo Carignano 1957. 374 S. 3500.—L. 

Das Leben Bonardis war bisher nicht genau bekannt. Es gibt z. B. 
über ihn keinen Artikel in der großen Enciclopedia Italiana, die sich 
sonst bemühte, möglichst viele Männer aus dem Risorgimento, auch 
aus dessen Frühzeit, zu würdigen. Es sei gestattet, wenigstens ganz 
kurz über Bonardi, der außerhalb Italiens erst recht ziemlich unbekannt 
ist, zu berichten. Francesco Bonardi, geboren i. J. 1767 in Villanova 
bei Casalmonferrato im Königreich Piemont, neigte schon im Seminar 
von Casale zum Jansenismus hin, wurde aber i. J. 1791 Priester. Er 
spielte früh den Republikaner, wünschte, daß Italien sich gegen das 
dortige Ancien r&gime erhebe, forderte vorübergehend auch eine be- 
stimmte soziale Umwälzung als Verwirklichung christlicher Gedanken, 
ein wohl gemäßigter Jakobinismus war ihm nicht gänzlich fremd, er 
wandte sich dann allerdings gegen das Regime des Direktoriums in 
Paris, aber noch nicht gegen Frankreich, und er war ursprünglich kein 
Freund der Annexion Piemonts durch Frankreich i. J. 1801. Bonardi 
wurde aber dann doch Kommissär des neuen Regimes in Casale und 
Unterpräfekt von Voghera sowie schließlich von 1804 bis ı811 Mit- 
glied des gesetzgebenden Körpers in Paris. Er kehrte im ]J. 1811 in 
seine Heimat zurück und wurde ‚‚Maire‘‘ von Villanova. In Piemont 
hatte man das harte und aussaugende Regiment Napoleons und des 
Empire immer mehr satt. Bonardi kam vorderhand ganz gut in das 
wiedererrichtete Königreich Piemont (1814) hinüber. Da er aber an 
der Erhebung von 1821 mittat, wurde er in Abwesenheit zu 2o Jahren 
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Zuchthaus verurteilt. Er war unterdessen schon in die Schweiz ge- 
fiohen, die bis zu seinem Lebensende sein Asylstaat geblieben ist. 
Meistens weilte er in Roveredo im Misoxtal in Graubünden, er kam 
aber auch öftersin den schweizerischen Kanton Tessin hinüber. Bonardi 
isti. J. 1834 in Roveredo gestorben. 

Das Bild Bonardis vom Maler Benoit Pecheux aus der Zeit vor 
ı8ıı zeigt den Kopf eines leidenschaftlichen italienischen Ver- 
schwörers, wie er leibt und lebt und wie gerade der Deutsche ihn sich 
immer vorstellt. Wir dürfen Bonardi, der ja das Opfer eines langen 
Exils auf sich nahm, gewiß nicht unterschätzen. Er muß ein Mann 
von weitem geistigem Horizont gewesen sein. In den Jahren 1804 bis 
ı8ı1 scheint er sich ziemlich positiv zum damaligen Staat, zu dem 
Piemont gehörte, also zum Empire Napoleons I., eingestellt zu haben. 
Aber sonst war er, von den jansenistischen Neigungen in seiner Jugend 
angefangen bis zur Idee der Einigung Italiens und des Risorgimento 
in seinen späteren Jahren, immer in Opposition zur politischen Ge- 
staltung der Landkarte Italiens, zur Verfassung der damaligen Staaten 
sowie vor allem zu den Ideen, denen Päpste, Fürsten und Staats- 
männer vom Ancien regime bis zum Vormärz zur Macht verhalfen. 

Zwei Komponenten des Buches können hier leider nicht genügend 
gewürdigt werden. Bonardi verkehrte mit einem weiten Kreis von 
größerenteils geistig hochstehenden, meistens auch äußerst regsamen 
Italienern, die Gelehrte, Dichter, Männer des frühen Risorgimento, 
fanatische Anhänger der Einigung Italiens, Angehörige von offenen 
und noch mehr geheimen politischen Bünden, nicht zuletzt Ver- 
schwörer, jedenfalls mehr oder minder Oppositionelle waren. Wir 
haben verschiedene Stufen vom ruhigen Biedermann bis zum leiden- 
schaftlichen Verschwörer vor uns. Unter den genannten Männern er- 
wähne ich den großen Historiker Carlo Botta, mit dem Bonardi be- 
freundet war, aber auch die Verschwörer Alexandre Philippe Andryane, 
Filippo Buonarroti und Giovanni B. Marochetti, schließlich unter den 
ferneren bedeutenden etwa Giuseppe Mazzini, gegen den Bonardi 
allerdings feindlich eingestellt war, Luigi Angeloni, Angelo Brofferio, 
Giuseppe Pecchio, Jacopo Ruffini und Camillo Ugoni. Es hängt eng 
damit zusammen, daß die ganze Welt der geheimen Bünde während 
der napoleonischen Ära und des Vormärz vor uns auftaucht, darunter 
die Freimaurerei, die dem Regime Napoleons günstig gesinnt war und 
unter der die „Sublimi Maestri Perfetti‘“ (S.M.P.) eine besondere 
Rolle spielten, und die „Adelfia‘“, die gegen Napoleon eingestellt war, 
die Carboneria, die Giovine Italia Mazzinis, von vielen kleineren 
Bünden und sogenannten politischen ‚‚Sette‘ (Sekten) hier zu schwei- 
gen. Bonardi bildete trotz seines abgelegenen Exilortes einen der 
Mittelpunkte unter der Masse der Persönlichkeiten des früheren 





192 Buchbesprechungen 


Risorgimento. Er hat für seine Ideen Propaganda gemacht, hat ein 
politisches Apostolat unter den anderen italienischen Emigranten aus- 
geübt und eine rege Korrespondenz mit seinen Freunden in Piemont 
geführt. Man staunt neuerdings über den Umfang der Verschwörer- 
tätigkeit der Italiener bereits im Vormärz. So etwas scheint dem Ita- 
liener im Blut zu liegen. Allerdings gab es — das zeigt wieder dieses 
Werk — unter den Männern des Risorgimento und ihren vielen ge- 
heimen Bünden Uneinigkeit, teilweise Feindschaft genug. Nur das Ziel 
war ziemlich dasselbe. Das geeinte Italien hat aber von 1918 aufwärts 
irgendwelche angebliche oder wirkliche Verschwörertätigkeit oder ge- 
heime Verbindungen (mehr bei den unter Italien stehenden Südslawen 
zwischen 1919 und 1941, fast gar nicht bei den deutschen Südtirolern) 
sehr krumm genommen und sowohl unter dem Faschismus als auch 
unter der Demokratie hart verfolgt. Das war dann etwas anderes, 
Einer der Exkurse des Buches bringt viel neues Material über den 
Jansenismus in Piemont. 

Bersano konnte in vielem wissenschaftlich auf Neuland aufbauen, 
Seine archivalischen Forschungen reichten weit. Er hat die wertvollen 
Privatarchive der Familien Bonardi und Marochetti, andere Privat- 
archive, das Pfarrarchiv von Villanova, die Gemeindearchive von 
Alessandria, Casale und Vercelli, das bischöfliche und Unterpräfekturs- 
archiv von Casale, besonders das Staatsarchiv, das Archiv des Museo 
del Risorgimento und des Spitals von Turin sowie ferner die Staats- 
archive von Alessandria, Florenz, Mailand und Rom benützt. Der 
Anmerkungsapparat ist quantitativ sehr gering. Man sieht aber der 
gut gegliederten Darstellung überall die volle Beherrschung des 
Stoffes an. Das Buch dürfte einer der wesentlichsten Beiträge zur 
Geschichte der Ausbildung der Idee der Einigung Italiens und des 
früheren Risorgimento sowie im besonderen zur Geschichte Piemonts 
vom Ancien regime bis in den Vormärz hinein sein. Es ist darin auch 
ziemlich viel vom jungen Prinzen Karl Albert, dem späteren König 
und Kämpfer von 1848/49, die Rede. Botta sagte nach dem Tod 
seines Freundes Bonardi treffend, daß man auf das Grab des durch 
sein ganzes Leben von Unruhe erfüllten Mannes schreiben könnte: 
„Qui riposa Francesco Bonardi, che non ebbe mai riposo se non qui!“ 

Innsbruck Hans Kramer 


Die Familie Marselis. Studien zur russischen Wirtschaftsgeschichte. 
Von ERIK AMBURGER. (Osteuropastudien der Hochschulen des 
Landes Hessen, Reihe I: Gießener Abhandlungen zur Agrar- und 
Wirtschaftsforschung des europäischen Ostens, Band 4.) Gießen, 
Kommissionsverlag Wilhelm Schmitz 1957. 224 S., 2 Karten. 
14,80 DM. 
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Die vorliegende Monographie stellt einen wertvollen und gründ- 
lichen Beitrag zur Geschichte westeuropäischen Unternehmertums in 
der Wirtschaft des vorpetrinischen Rußlands dar. Sie umfaßt zugleich 
die Geschichte der Familie Marselis in ihrer Blütezeit, d. h. im wesent- 
lichen die Geschichte zweier Generationen von Unternehmern, die in 
den Niederlanden, in Dänemark-Norwegen und im Moskauer Reich 
um die Mitte des 17. Jahrhunderts wirkten. So behandelt die Arbeit im 
ersten Teil Vorgänge außerhalb Rußlands, die nicht nur den familien- 
geschichtlichen Hintergrund für den umfangreicheren zweiten, den 
„russischen‘‘ Teil bilden, sondern auch— nach denWorten des Vf.s — 
aufzeigen sollen, ‚daß die Träger und Verbreiter frühkapitalistischer 
Wirtschaftsformen in wesentlichem Grade durch den Rückhalt an ihrer 
Sippe in der Lage waren, in das weite nordische und osteuropäische 
Neuland vorzudringen‘ (S. 7). 

Das Stammhaus der Marselis befand sich in Hamburg, die Basis 
ihrer Wirksamkeit aber lag im Bereich des dänischen Staates. Obwohl 
niederländischer Herkunft (1602/03 war der Kaufmann Gabriel M. aus 
den südlichen Niederlanden mit anderen reformierten Glaubensflücht- 
lingen nach Hamburg gekommen), ist die Geschichte ihres Aufstiegs 
aufs engste mit der dänischen Krone verbunden. Gabriel M. stieg 
zum Staatsbankier Christians IV. auf, seine Söhne bauten sein 
Werk aus, sie wirkten als dänische Handelsagenten bzw. Residenten 
in Hamburg und Amsterdam, ein Sohn machte sich besonders um 
die Wirtschaft Norwegens, vor allem um den Aufschwung des Berg- 
baus verdient. Sie waren in den verschiedensten Zweigen des Handels 
und der Gütererzeugung tätig, nicht zuletzt als Kriegslieferanten in 
der an kriegerischen Wirren reichen Zeit. Auch das dänische und 
norwegische Postwesen waren zeitweise mit dem Hause Marselis ver- 
bunden. 

Auf dem Hintergrund der weitgespannten nord- und westeuro- 
päischen Unternehmungen wird im zweiten Teil die Wirksamkeit von 
Peter Marselis, einem der Söhne des Gabriel, dargestellt. Die frühesten 
Handelsbeziehungen der Marselis zu Moskau sind für 1613 bezeugt. 
1629 ließ sich Peter M. in Moskau nieder. Zu Beginn standen Getreide- 
und Salpeterhandel im Vordergrund. Seit 1639 wirkte er als Handels- 
agent des dänischen Königs in Moskau. Wiederholt leistete er diplo- 
matische Dienste, sowohl im Auftrage des Zaren als auch im Dienste 
des dänischen Königs und des Herzogs von Holstein-Gottorf (Persien- 
expedition 1636— 1639). Hervorgehoben wird die wichtige Vermittler- 
tolle Peter Marselis’ bei den Verhandlungen wegen einer Eheschließung 
zwischen dem Grafen Waldemar Christian und der Zarentochter Irina 


Michajlovna 1640—1645. In diplomatischer Funktion und in Geschäf- 
ten war Peter M. zu wiederholten Malen in Dänemark und Holstein. 


Historische Zeitschrift 192, Band 13 
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1665 führte ihn ein diplomatischer Auftrag des Zaren nach Berlin, Wien, 
Kopenhagen und nach Polen. 

Das Hauptbetätigungsfeld Peter Marselis’ lag, neben Handels- 
geschäften, in der Eisenproduktion. Mit großer Sorgfalt werden aus dem 
vorhandenen Quellenmaterial die Geschichte, die Arbeitsweise, die Aus- 
stattung der einzelnen Werke des Peter M. und seiner Teilhaber (Vinius, 
Akkema, später Butenant) dargestellt. Es handelt sich insbesondere um 


vier Werke in der Nähe von Tula und um sechs weitere Werke im Oka- 
Gebiet nördlich von Tula, die seit 1653 entstanden sind, das Ganze ‚,ein 


fein ausgewogener Organismus..., der ein Höchstmaß an damals denk- 
barer Rationalisierung aufwies‘ (S. 115). Wiederholt findet Peter M, 
Rückhalt beim dänischen König, so vor allem in den beiden kritischen 
Phasen der Enteignung (1647/49 und 1662/67), die nicht ohne Ver- 
schulden des Besitzers verfügt worden war. Den bedeutsamen Ver- 


bindungen zu Ordin-Na3£okin ist ein Kapitel gewidmet. Von großem 
Interesse sind die Ausführungen über die Zusammenhänge einer Denk- 


schrift von Peter M. mit dem Neuen Handelsstatut von 1667 (S. 143ff.), 
In die letzten Lebensjahre fielen noch einige Gründungen von 
Eisenwerken sowie der Wiederaufbau von Archangelsk nach einem 
Brande und die Organisation des Handelsverkehrs. Auch am Aufbau 
des russischen Postwesens waren die Marselis beteiligt. 1672 ist PeterM. 
in Moskau gestorben. Seine Söhne haben das Werk nicht lange fort- 
setzen können. Ein früher Tod bzw. die Abkehr vom Wirtschaftsleben 
haben die Marselis-Werke schon in den siebziger Jahren in fremde 
Hände übergehen lassen. Das Jahr 1690 brachte mit dem Tode des letz- 
ten Erben das Ende des Marselisschen Unternehmertums in Rußland. 
Die Untersuchung stützt sich auf archivalische Forschungen in 
Kopenhagen, Hamburg, Amsterdam und Den Haag sowie auf umfang- 
reiches veröffentlichtes russisches, nordeuropäisches und deutsches 
Quellenmaterial. Stark im Vordergrund stehen genealogische und 
familiengeschichtliche Zusammenhänge (mehrere genealogische Tafeln). 
In einigen Exkursen wird auf einzelne Sonderthemen und spezielleWirt- 
schaftszweige eingegangen. Dem Buch sind zwei Kartenskizzen der 
Marselisschen Unternehmungen imWesten und in Rußland beigegeben. 
Erik Amburgers Buch bringt eine Fülle neuen Materials, das nicht 
nur für den Wirtschaftshistoriker von Interesse ist. Es stellt eine wert- 
volle und vertiefende Studie zum Problem der russisch-westeuropä- 
ischen Beziehungen unmittelbar vor Peter dem Großen dar. Es liefert 
einen wichtigen Beitrag zu unserem Bilde des 17. Jahrhunderts und der 
Spannweite der Beziehungen zwischen den europäischen Ländern: 
„Durch Jahrzehnte des 17. Jahrhunderts war von Amsterdam bis Mos- 
kau allenthalben der Name Marselis ein Begriff‘ (S. 7). 
Kiel Kurt Georg Hausmann 
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Das Problem der islamischen Kulturgeschichte. Von JÖRG KRAE- 

> MER. Tübingen, Max Niemeyer 1959. 69 S. 6,30 DM. 

Der Vf. setzt sich mit den beiden gegeneinanderstehenden Thesen 
auseinander, nach denen einerseits East and West shall never meet, ande- 
rerseits alle Teile der Kulturwelt unter dem Blickwinkel eines ‚‚plane- 
tarischen Humanismus‘‘ eine gewisse Einheitbilden : Troeltsch mitseiner 
Theorie der Kulturindividualität von Abendland und islamischem Mor- 
genland, bzw. C. H. Becker, und ihm folgend H.H.Schaeder, mit dem 
Glauben an die gemeinsamen Wurzeln der christlichen und islamischen 
Kultur, unter denen der Hellenismus die bedeutendste Rolle spielt, 
hatten vor rund 40 Jahren die Diskussion über diese Frage entfacht. 

Gewiß ist das „Geflecht der Urgewalten‘, das die islamische 
Kultur geformt hat, äußerst vielseitig; Kraemer gibt eine feine Analyse 


der Kräfte, die sich in der mittelalterlichen Islamwelt manifestiert 
haben: altorientalisches Brauchtum, iranische Glaubensformen, indi- 


sche Mathematik wie Märchenüberlieferungen, chinesische Technik 
(Papierherstellung!) zeigen die Verflochtenheit des Islam mit dem 
asiatischen Mutterboden; die geistigen Kräfte des christlichen Morgen- 
landes und der Hellenismus bilden die Brücke zum abendländischen 
Geistesleben. Doch muß dabei die ‚„Schrumpfung‘‘, der das griechische 
Erbe ausgesetzt war — jene von Schaeder als ‚tragische Unempfäng- 
lichkeit für das Griechentum‘“‘ bezeichnete Neigung der Muslime, aus 
dem vorhandenen Überlieferungsschatz nur die praktisch verwend- 
baren Teile sich anzueignen—, nicht übersehen werden; wie der mittel- 
alterliche Islam ‚nichts der griechischen polis Vergleichbares‘ hervor- 
gebracht hat, so darf daran erinnert werden, daß das Ideal der wahren 
Demokratie auch heute noch im islamischen Orient schwer zu verwirk- 
lichen ist. Kraemer weist völlig zu Recht darauf hin, daß die griechische 
Weltanschauung an sich, die Vorstellung des ewig kreisenden und aus 
sich lebenden Welt- und Himmelsganzen, im Innersten dem korani- 
schen Gottesbegriff entgegengesetzt ist, weshalb auch der Einfluß des 
am stärksten von Aristoteles beeinflußten Denkers, Averroes, im Abend- 
land viel stärker spürbar sei als im islamischen Gebiet. 

Die dem islamischen Geist widersprechende Haltung des echten 
Griechentums ist als eine Gefahr auch von neuzeitlichen muslimischen 
Denkern klar erkannt worden; wie der Ägypter Badawi von der 
„tragischen Last des griechischen Denkens‘‘ spricht, so hat der indische 
Dichter-Philosoph Igbal nicht nur in seinem englischen Prosawerk 
The Reconstruction of Religious Thought in Islam, sondern auch in 
seiner vom Vf. nicht herangezogenen Poesie immer wieder, beginnend 
mit den 1915 erschienenen asrär-i khüdi (Geheimnisse des Selbst), gegen 
den „statischen‘‘ Geist des Hellenismus gekämpft, der ihm den ur- 
sSprünglichen Dynamismus des Islam zu lähmen und die Ursache für 
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die pantheistische Mystik und ihre Gefahren zu bilden schien. Igbal hat 
auch, wie wir ergänzend zu den von Kraemer beigebrachten Zeugnissen 
der Mystiker sagen können, das Wort Ghazzälis von der „Weisheit der 
Griechen, die mit der Fackel des Herzens verbrannt werden solle“ in 
dem in seinem Werk immer wiederholten Gegensatz zwischen ‚‚Liebe‘ 
und ‚Wissenschaft‘‘ aufgenommen. (Man möge hierzu Schelers zwar 
nicht auf islamisches Denken bezogene, aber den Gegensatz zwischen 
dem prophetischen und dem griechischen Denken sehr fein herausarbei- 
tende Studie „Liebe und Erkenntnis‘ vergleichen.) Ghazzäli hat, wie 
Kraemer ausführt, in seinen Aussagen über das ‚‚Herz‘‘ als den Zentral- 
raum für äußere wie innere Wissenschaften, auf jene Mitte hinge- 
wiesen, von der aus die islamische Kultur in ihrer Eigenart vielleicht 
am ersten zu verstehen ist: jene ‚fast unbegrenzte Fähigkeit zur Ver- 
einigung von Gegensätzen‘‘, die uns schon im Koran und bei Muhan- 
meds Persönlichkeit auffällt, und die uns noch heute bei jedem tiefer- 
gehenden Kontakt mit Muslimen in Erstaunen setzt. — Wieweit hier- 
bei die Einflüsse des Gottesbildes einwirken, dem in den 99 ‚Schönsten 
Namen‘ die widersprechendsten Eigenschaften beigelegt werden 
(‚Der Tötende, der Belebende, der Innere, der Äußere, der Erste, der 
Letzte .. .‘‘) — Eigenschaften, welche die Muslim befähigen, in jeder 
Äußerung des Daseins das Wirken Gottes zu sehen, wird für einen 
Außenstehenden schwer zu entscheiden sein. 

Es ist die— auch von Kraemer angeschnittene — Frage, wie sich 
der moderne Orientale zu dem Problem seiner eigenen Kulturgeschichte 
verhält; ob er sie, wie etwa Taha Husain, ganz im Rahmen der allge- 
meinen Menschheitskultur sieht, ob er, die Nachahmung früherer Sit- 
ten und Anschauungen ablehnend, sich völlig europäisiert, oder ob er 
durch tiefere Einsicht in die Vergänglichkeit gewisser geschichtlicher 
Formen wieder zu den eigentlichen Wurzeln seiner Kultur vordringt 
und von dort eine Erneuerung des Denkens versucht. Die gegenwärtige, 
durch die enge Berührung, ja Überflutung mit westlicher Technik her- 
beigeführte Krisis wird vielleicht zur Klärung dieser Fragen beitragen 
können, wenn die Muslime, wie sie es in den goldenen Zeiten des Mittel- 
alters taten, in Rückbesinnung auf die orientalischen Wurzeln der 
Tradition die für ihre praktischen Zwecke nützlichen Teile abendländi- 
scher Zivilisation sich zu eigen machen, ohne sich in blinde Nach- 
ahmung zu verlieren. Dann könnte die islamische Welt ihre Sonder- 
stellung zwischen Ost und West wiedergewinnen — trennend und ver- 
bindend, wie es H. Frick in einem Aufsatz ‚Der Islam zwischen Ost 
und West‘ (Teil eines ungedruckten Buches, Eine Heilige Kirche, 
3/II, 1952, 135—142) unter Benutzung der Thesen Troeltschs, aber 
unter Abgrenzung der islamischen Eigenheiten auch vom indischen 
Standpunkt aus, zu zeigen versucht hat. 
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Kraemers Studie, mit ihren reichen Literaturangaben und weitem 
Blick, ist ein wichtiger Beitrag zum rechten Verständnis der kulturellen 
Probleme der islamischen Welt, für den nicht nur die Orientalisten, son- 
dern alle an kulturgeschichtlichen Fragestellungen Interessierten dem 
Vf. dankbar sein werden. 
Marburg Annemarie Schimmel 


Die Seltschukengeschichte des Ibn Bibi. Von HERBERT W. DUDA. 
y Kopenhagen, Munksgaard 1959. XVII, 366 S. 149 dKr. 

Die Entstehung und Entwicklung des Seltschukenstaates in Ana- 
tolien, des sogenannten Sultanates von Rüm mit der Hauptstadt 
Konya, hatte auch für die Geschichte Europas sehr wesentliche Aus- 
wirkungen. Das ist schon mit der geographischen Lage des Staates ge- 
geben, die naturgemäß stärkere persönliche Berührung zur unvermeid- 
lichen Folge hatte. Dazu ist das Land, für das die Periode durch die zu- 
nehmende Türkisierung und Islamisierung der Bevölkerung eine ein- 
schneidendeWende bedeutete, damals unmittelbar in weltgeschichtliche 
Bewegungen von großem Ausmaß hineingezogen worden: man denke 
nur an die Kreuzzüge vom Westen und den Mongolensturm vom Osten. 

Angesichts der Fülle der Probleme, die sich daraus ergeben, er- 
scheint es bedauerlich, daß die historische Überlieferung verhältnis- 
mäßig spärlich ist. Wohl läßt sich der äußere Gang der Ereignisse an 
der Hand der der Zeit nahestehenden allgemeinen Geschichtswerke 
ungefähr verfolgen. Aber eingehendere zusammenfassende Darstel- 
lungen schienen lange zu fehlen. Da war es ein großes Verdienst von 
M. Th. Houtsma, daß er 1902 als IV. Band seines Recueil de Textes 
relatifs a 1’Histoire des Seldjoucides eine Verkürzung der persischen 
Chronik des Ibn Bibi herausgab, nachdem er bereits in Bd. III die 
türkische Übersetzung eines Teiles dieser Chronik veröffentlicht hatte. 

Über den Vf. wissen wir verhältnismäßig wenig, eben nur das, was 
aus seinem Werk selbst zu entnehmen ist. Seine Mutter, die Bibi 
„Dame‘‘, nach der er sich nennt, genoß am Hofe des Chwärizmschäh 
als Astrologin hohes Ansehen. Nach der Niederlage dieses Fürsten 
durch die vereinigte Truppenmacht der Seltschuken und Ejjübiden 
1231 siedelte die Familie nach Damaskus über, kurz nachher aber an 
den seltschukischen Hof. Daraus ergibt sich bereits, daß Ibn Bibi nur 
für die zweite Hälfte der von ihm behandelten Periode von 1192—1280 
als Augenzeuge in Frage kommen kann. Er gibt selbst zu, daß er eigent- 
lich eine Geschichte des Staates von seiner Gründung an hätte liefern 
sollen, entschuldigt sich aber mit dem Mangel an Quellen dafür, daß 
sein Werk erst mit der Regierung von Ghijäth ed-Din Kaichosrau I. 
beginnt. Die Darstellung des Ibn Bibi wird begreiflicherweise für die 
späteren Jahrzehnte, die er als Beobachter miterlebte, immer ausführ- 
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licher. Doch ist sonst ein wesentlicher Unterschied in der Form seines 
Berichtes kaum festzustellen. Was diese Form betrifft, so handelt es 
sich nicht etwa um Annalen im strengen Sinn des Wortes, auch nicht 
um eine wirklich pragmatische Geschichtsdarstellung. Eher läßt sich 
das Buch (mit Duda) als eine Art Memoiren charakterisieren, wobei der 
Vf. größtes Gewicht auf eine dem Geschmack der Zeit entsprechende 
künstlerische Gestaltung legte, auf einen gehobenen bilderreichen Stil, 
dessen Sprache für unser Empfinden geschraubt, ja bis zur Unerträg- 
lichkeit schwulstig erscheint, was der Lektüre des Werkes übrigens 
schon bei den Zeitgenossen anscheinend Eintrag getan hat. Da sich 
Ibn Bibi im allgemeinen nie auf Quellen beruft, werden wir anzuneh- 
men haben, daß seine Schilderung das wiedergibt, was ihm ältere Zeit- 
genossen noch mündlich berichten konnten. Daneben standen ihm 
offenbar auch mancherlei Urkunden zur Verfügung, da er gelegentlich 
solche im Wortlaut mitteilt. Besonders kennzeichnend ist der in Anm, 
119 (S. 332) mitgeteilte Fall, daß für ein Siegesschreiben zwei Kon- 
zepte verfaßt worden seien, wozu Ibn Bibi bemerkt, daß das zweite 
Konzept nicht mehr vorhanden sei. Trotz des Mangels an Quellenan- 
gaben dürfte die Darstellung als zuverlässig gelten können, zumal der 
Vf. bisweilen auch durchaus Kritik an Maßnahmen des jeweiligen 
Herrschers übt. 

Houtsma hatte in der Einleitung zu seiner Ausgabe (S. XII, 
Anm. 1) die Absicht geäußert, den ganzen Text durch Übersetzung 
einem weiteren Kreis zugänglich zu machen, hat diesen Plan aber nie 
ausgeführt. Es ist daher durchaus zu begrüßen, daß sich Duda auf die 
Anregung des damaligen Direktors der Abteilung Istanbul des Deut- 
schen Archäologischen Instituts, M. Schede, 1932 entschloß, die wichtige 
Quelle nun wirklich zu erschließen. Inzwischen sah jedoch die Über- 
lieferung der Chronik wesentlich anders aus als zur Zeit Houtsmas: als 
dieser die Kurzfassung, den Muchtagar, edierte, glaubte man, die 
Originalfassung sei verloren. Unterdessen hat sich herausgestellt, daß 
diese doch in einer Handschrift der Aya Sofya vorliegt, von der in- 
zwischen auch eine Faksimile-Wiedergabe erschienen ist, sowie 1957 
der erste Band einer Druckausgabe. Außerdem hatte sich gezeigt, daß 
von der türkischen Übersetzung, die einen Teil des dem Jazigioglu “Ali 
zugeschriebenen Oguznäme bildet, vollständige Handschriften vor- 
handen sind, während Houtsma wegen der Unvollständigkeit der 
ihm vorliegenden Manuskripte nur einen Teil hatte herausgeben 
können. 

Duda stand also ein wesentlich reicheres Überlieferungsmaterial 
zu Gebote, das er auch vollständig ausgenützt hat, indem er die Hand- 


schrift der Aya Sofya durchweg mit dem von Houtsma edierten Kurz- 


text verglich und daneben eine vollständige Berliner Handschrift der 





wi ee ie Fe FD A u Det AD GB u A A A ee a a Ba“ zur 


vv [en a Fr A 


By sk» 


St 


— 


seines 
lelt es 
ı nicht 
3t sich 
dei der 
"hende 
n Stil, 
Tträg- 
jrigens 
a sich 
zuneh- 
e Zeit- 
n ihm 
ntlich 
‚ Anm. 
| Kon- 
zweite 
lenan- 
ıal der 
eiligen 


XIL, 
etzung 
der nie 
auf die 

Deut- 
ichtige 

Über- 
as: als 
nn, die 
It, daß 
der in- 
e 1957 
zt, daß 
‚lu ‘Ali 
n VOl- 
sit der 
sgeben 


aterial 
Hand- 
. Kurz- 
-ift der 


Vorderer Orient 199 
see een 


türkischen Übersetzung beizog. Wenn er sich trotzdem entschloß, den 
Muchtagar zu übersetzen, der übrigens sicher noch zu Lebzeiten des 
V£.s hergestellt wurde, so waren dafür triftige Gründe maßgebend. Der 
Vergleich mit dem Text des Originals ergab nämlich, daß sich dessen 
größerer Umfang zu einem guten Teil aus dem dem ästhetischen Emp- 
finden des V£.s entsprechenden Schmuck der schwulstigen Aus- 
malung erklärte, wofür Duda S. 13f. ein eindrucksvolles Beispiel 
gibt. Das sich in der Hauptsache auf nebensächliche Einzelheiten 
beschränkende Plus der Originalfassung teilt Duda gewissenhaft in 
seinen Anmerkungen mit, in denen er auch auf die wenigen Fälle 
hinweist, in denen die Kurzfassung ein Datum bietet, das in der großen 
Fassung fehlt. 

Die Arbeit Dudas bringt nach einem kurzen Vorwort, einem In- 
haltsverzeichnis, das die Kapitelüberschriften der Kurzfassung wieder- 
gibt, und einem Literatur- und Abkürzungsverzeichnis (S. V—XVII) 
eine Einleitung (S. 1—15), die alles Wesentliche über die Person und 
das Werk des Ibn Bibi sowie über dessen Überlieferung mitteilt. Dann 
folgt S. 16—326 die genaue Übersetzung des ganzen Muchtagar. Diese 
Übersetzung, die nicht nur getreu ist, sondern sich auch recht gut liest, 
ist das Ergebnis einer sehr mühevollen und zeitraubenden Arbeit, die 
volle Anerkennung verdient. Denn außer den sachlichen Schwierig- 
keiten mannigfaltiger Art ist auch die Wiedergabe des selbst in dieser 
Verdünnung noch reichlich ‚gehobenen‘ Stils eine heikle und wenig 
dankbare Aufgabe. Die Übersetzung ist ständig von zahlreichen Fuß- 
noten begleitet; und durch Zahlen im Text ist auf 484 Anmerkungen 
am Schluß des Textes (S. 337—347) verwiesen. Den Abschluß bilden 
$.349—359 Personen- und S. 359—366 Orts- usw. Verzeichnisse. 
Die Fußnoten geben in erster Linie die Rechtfertigung der Übersetzung, 
indem sie die abweichenden Lesarten verzeichnen und gegeneinander 
abwägen, ferner zweifelhafte Stellen erläutern. Die Anmerkungen ent- 
halten, wie gesagt, die Angaben, die die Originalfassung über die Kurz- 
fassung hinaus bietet. Da diese beiden Gesichtspunkte sich naturgemäß 
mitunter überschneiden und ergänzen, ist diese Abgrenzung cum grano 
salis zu verstehen. 

In den Fußnoten sind außerdem besonders die Ortsnamen erklärt, wobei 
sich Duda vielfach auf Untersuchungen und Angaben von Wittek und Taesch- 
ner stützt, aber auch sonst vielfach nützliche Beiträge beisteuert. Es mag hier 
gesagt sein, daß das reiche Material an Ortsnamen noch vielfach Probleme 
bietet, zumal man aus den Schreibungen der Handschriften den Eindruck 
gewinnt, daß schon die Schreiber ihnen häufig ziemlich hilflos gegenüber- 
standen. Nur wenige Bemerkungen mögen zugleich die Arbeitsweise von 
Duda veranschaulichen. Zu dem Ort Rammän S$. 152 sei darauf hingewiesen, 


daß ein Ort solchen Namens sich auch in dem Itinerar des Feldzuges des Bai- 
bars nach Kayseri vom Jahre 1276 findet, über den Ibn Bibi S. 303 ff. ganz 
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kurz berichtet (vgl. OLZ 34, Sp. 9721)). — Die Übersetzung S. 96 „Station 
Pervane‘“ ist im Ortsnamenverzeichnis in „Ribät -i Perväne“ richtig ver- 
bessert, also: „Kloster des Pervane‘‘. — S. 203 unten ist die Rede von dem 
„befestigten Ort von Ankara‘, in der Fußnote aber der Wortlaut ‚Där ul- 
hisn‘‘ angegeben: nach den örtlichen Verhältnissen von Ankara würde ich 
das lieber mit ‚‚Burgpalast‘‘ wiedergeben. 

Ergänzend sei beigefügt, daß die Fußnoten auch die nötigen Erklärun- 
gen über Titulaturen, staatliche Institutionen und höfisches Zeremoniell ent- 
halten, sowie Angaben über im Text genannte Personen, wofür gelegentlich 
auch der Personenindex weiterhilft. Nimmt man all das zusammen, so darf 
man sagen, daß Duda wirklich das Nötige getan hat, um dem Leser das Ver- 
ständnis zu erleichtern. 

Zum Schluß noch ein Wort über den Inhalt der Geschichtsschrei- 
bung des Ibn Bibi. Sehr ausführlich wird das Verhalten der Sultane ge- 
schildert, sowie das der oft genug rivalisierenden Prinzen des Herr- 
scherhauses; und nicht weniger eingehend das der nur zu häufig mit- 
einander konspirierenden oder gegeneinander intrigierenden großen 
Würdenträger, so daß ein anschauliches Bild von der Hofhaltung zu 
gewinnen ist: freilich im ganzen ein sehr trübes Bild der staatlichen 
Verhältnisse! Wenig erfahren wir dagegen von der Lage und dem Ver- 
halten der unteren Bevölkerungsschichten. Immerhin werden gelegent- 
lich auch diese erwähnt; und da begegnen uns für sie Benennungen, die 
an sich schon kennzeichnend sind. 

So werden mehrfach (S. 102, 247, 311)?) die ichwan und fitjan genannt. 
Duda faßt ichwan wohl mit Recht als Plural von achi: wir begegnen also hier 
bereits dieser aus kleinbürgerlichen Kreisen rekrutierten halbreligiösen Orga- 
nisation, die noch in der frühosmanischen Zeit eine beträchtliche Rolle 
spielte, und die offenbar mit den fitjan identisch oder doch wesensverwandt 
sind. Die futuwwa-Organisation, über die wir besonders Taeschner nähere 
Kenntnis verdanken, wurde ja gerade durch den Chalifen an-Näsir protegiert, 
der sie auch hoffähig machte. In der Handschrift der Aya Sofya ist der Brief 
dieses Chalifen an ‘Izz ed-Din Kaikäüs b. Kaichosrau erhalten, der die Investi- 
tur mit den Abzeichen der futuwwa enthält (vgl. Anm. 37 auf S. 328 zu S$. 56 
des Textes). In der Hauptsache hatten sich aber die futuwwa-Bünde der unte- 
ren Schichten erhalten: Anm. 242 (S. 337) wird bemerkt, daß Ibn Bibi in der 
Originalfassung zu dem Text S. 247 beifügt, daß die ichwan und fitjan „zwar 
manchmal der Ausgangspunkt von Unruhen ... seien, aber wieder manchmal 
auch zum Niederschlagen von ... Tumulten durch ihre Kühnheit dienlich 
seien‘. An anderen Stellen (S. 55, 242, 273, 311) ist von runüd die Rede, die 
offenbar eine noch weniger geschätzte Variante einer ähnlichen Bewegung 
darstellen (vgl. Dudas Fußnote a auf S. 242). 

Noch auf eine andere Einzelheit mag als für die Zeit kennzeichnend hin- 
gewiesen sein. Mehrfach werden (wir sind ja in der Zeit der Kreuzzüge) 


1) Meinen dort vorgeschlagenen Emendationsversuch möchte ich auf Grund 
des Ibn-Bibi-Textes jetzt lieber zurückziehen. 
2) Vgl. auch S. 253 sowie die Anm. 8, 56, 439, 450, 454. 
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‚Franken‘ erwähnt. Sie erscheinen hier als tapfer, aber brutal. Zunächst be- 
gegnen sie im Dienst der Byzantiner (s. S. 27 und 49). Auffallender ist uns, 
daß sie auch auf muslimischer Seite anzutreffen sind (S. 190) und offenbar ein 
stehendes Kontingent im Heere der Seltschuken bilden (s. Anm. 138 zu 
$,184, ferner S. 219, 224, 226)t). Näheres über die Nationalität dieser Fran- 
ken erfahren wir nicht; vermutlich waren die Kenntnisse über die Verhält- 
nisse in Europa doch sehr bescheiden?). Übrigens war das Heer auch sonst 
sehr bunt zusammengesetzt?). Wo von Türken die Rede ist, handelt es sich 
gewiß meist um noch nomadisierende Türken. Das gilt wohl auch von den 
mehrfach erwähnten Germijän-Türken (S. 218, 226f., 314), die jedenfalls da- 
mals noch nicht in dem Gebiet hausten, das später Germijän heißt, aber auch 
von den Türkmenen der Qaramän-Ogullary, über deren Anfänge S. 308 ff. 
berichtet wird und die richtig in der Gegend von Ermenek angesetzt werden. 

Nicht recht greifbar ist vorerst die Gruppe der igdischan, die bald mehr 
als Bevölkerungsschicht, bald mehr als Truppenteil erscheint. Es handelt sich 
wahrscheinlich um Mischlinge oder die Söhne von Andersgläubigen: Uzun- 
gargili denkt daran, daß sie vielleicht eine durch eine Art dewschirme aus- 
gehobene Truppe sein könnten; s. Duda auf S. 61, Fußnote b; vgl. ferner u.a. 
$.230 und 313 sowie die Anm. 8, 56 und 441. 

Die angeführten Beispiele zeigen, daß wir gelegentlich bei Ibn Bibi 
wohl auch Notizen über die breite Bevölkerung des Landes finden. Ver- 
glichen mit den Umwälzungen, die sich in der Seltschukenzeit voll- 
zogen haben müssen, ist es freilich überaus wenig. Viele uns inter- 
essierende Fragen bleiben unbeantwortet. Aber auf einen recht wichti- 
gen anderen Punkt sei wenigstens kurz hingewiesen, auf eine Frage der 
Wirtschaftsgeschichte. Wer Anatolien kennt, der weiß, daß uns überall 
im Lande die Spuren der seltschukischen Bautätigkeit entgegentreten. 
Die Bauten aus dieser Periode zeichnen sich nicht nur durch ihre künst- 
lerische Bedeutung, sondern auch durch die Solidität der Ausführung 
besonders aus; in letzterer Hinsicht finden wir im Lande ein Gegenstück 
eigentlich nur in der römischen Zeit. Wie brachte dieser Staat, der nicht 
nur in der von Ibn Bibi behandelten Periode, deren zweiter Teil ja schon 
das Ende seiner Selbständigkeit bedeutete, fast ununterbrochen von 
äußeren Kriegen und innerenWirren in Unruhe gehalten war, die Mittel 
dafür auf? Und unter diesen Bauten fallen als eindrucksvollste nicht 
etwa wie sonst in islamischen Landen die Moscheen auf, sondern die 
zahllosen überaus festen und dabei mit reichstem Schmuck ausgestatte- 


!) Für den Namen ihres Anführers Ferdachla (?) wage ich keine Vermutung 
zu äußern (s. S. 219, vgl. S. 123). 

?) So scheint mir auch die Erwähnung des ‚Gebietes der Deutschen‘ in dem 
dem Ghijäth ed-Din Kaichosrau zugeschriebenen Gedicht S. 42 zweifelhaft, 
wie denn auch die Schreibung nicht ganz gesichert ist (s. die Fußnote b und 
die Anm. 24; vgl. aber auch Anm. 153). 

°) So tauchen gelegentlich u. a. auch Qyf&agen und Kurden auf; s. z. B. die 
Anm. 210 und 261. 
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ten Chäne oder Karwanserayen, über die wir in nächster Zeit ein monu- 
mentales Werk von Erdmann zu erwarten haben; und manche von den 
schönsten stammen ja gerade aus der Periode des beginnenden Verfalls. 
Ihre Existenz schon setzt doch einen lebhaften Karawanen-, d.h. Han- 
delsverkehr voraus. Wir können die Frage nur stellen; beantwortet wird 
sie durch die Chronik nicht. Wohl aber mag gesagt sein, daß in ihr, zumal 
in ihrem zweiten Teil, eine stattliche Reihe von Chänen mit Namen 
genannt wird. Und einmal ist kurz davon die Rede, daß man wertvolle 
Schätze in die festen Chäne brachte, da die nach dem Fall des Chwärizm- 
Staates in geschlossenen Gruppen weithin herumziehenden Reste des 
dortigen Heeres den Karawanenverkehr hinderten (S. 211). Diese ganze 
Frage, die mir schon lange als eine zentrale Frage der Geschichte des 
Sultanates von Rüm vorschwebt, harrt also noch der Klärung. 

Mag also die Erschließung der Chronik durch Duda auch nicht alle 
Rätsel lösen, so stellt sie doch unsere Kenntnis von der Geschichte des 
Staates auf eine neue und solide Grundlage. Damit ist schon sehr viel 
geschaffen; die große Mühe, die die Aufgabe an Duda stellte, hat sich 
damit schon reichlich gelohnt, und die Wissenschaft schuldet ihm für 
die tüchtige Arbeit warmen Dank. Dürfen wir hoffen, daß auch der 
weitere Kreis der Historiker vollen Nutzen daraus zieht. 


Berlin R. Hartmann 


Egypt in the Sudan 1820—1881. By RICHARD HILL. London, 

Oxford University Press 1959. VII, 188 S. 35 sh. 

Vf£., jahrelang im britischen Civil Service im Sudan tätig, ist ein 
gründlicher Kenner der Verwaltungsgeschichte desLandes, der die viel- 
fach sehr dürftigen Quellen für seine Darstellung eingehend ausge- 
wertet hat. Vielleicht wäre es erwünscht gewesen, wenn er die geogra- 
phischen und vor allem völkerkundlichen Gegebenheiten, welche die 
Ägypter bei der Übernahme vorfanden, etwas ausführlicher berück- 
sichtigt hätte. Vor allem muß im Auge behalten werden, daß die Herr- 
schaft Kairos sich bis etwa 1870 fast ausschließlich auf den nördlichen, 
arabisierten Teil des S. erstreckte, während der negroide Süden zu- 
nächst sich selbst überlassen blieb. Die Vizekönige in Kairo haben dem 
S. stets besondere Aufmerksamkeit gewidmet, wenn auch ihr Kurs oft 
schwankend war. Im Jahre 1824 wurde die Stadt Khartum gegründet; 
etwas später der ganze Sudan in einem besonderen Generalgouverne- 
ment zusammengefaßt. Wiederholt wurde aber erwogen, ob man den 
S. als geschlossene Provinz belassen oder die einzelnen Gebiete nicht 
direkt der Zentralverwaltung in Kairo unterstellen sollte, um eine Ver- 
schmelzung zu erleichtern und etwaige Autonomiegelüste zu unterl- 
drücken (S. 80). Im Verhältnis zu den vorhandenen Schwierigkeiten 
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haben die Ägypter viel getan, um den S. zu zivilisieren und wenigstens 
die gröbsten Rückständigkeiten zu beseitigen, wenn auch Korruption 
und vor allem übermäßige Besteuerung dem entgegenwirkten. In wirk- 
lich großzügiger Weise hat sich der Vizekönig Ismael (1863—1879) um 
den S. bemüht. Er übernahm viele Europäer in den dortigen Verwal- 
tungsdienst, führte den Baumwollanbau ein, der heute zum Rückgrat 
der Wirtschaft geworden ist, und suchte durch immer neue Projekte 
die Verkehrsverbindungen mit dem Norden zu bessern. So wurde all- 
mählich der mohammedanische Teil des S. in den Herrschaftsbereich 
Ägyptens einbezogen; gleichzeitig auch versucht, die Stellung am Ro- 
ten Meer und die Verbindungen dorthin auszubauen (Hafen Suakin). 
1872 wurde der Engländer Gordon in den Verwaltungsdienst des S. 
übernommen und 1877 zum Generalgouverneur gemacht. Damit beginnt 
die Ausweitung in den negroiden, meist nicht islamischen Süden, nach 
Mittelafrika. Vf. widmet Gordon eine wohlabgewogene Charakteristik 
($.144—148). Nach seiner wohl zutreffenden Ansicht fühlte sich G. 
mehr als „Kreuzfahrer gegen die Sklaverei‘, denn als wirklicher 
„Administrator‘‘, weshalb er immer mehr mit einflußreichen sudanesi- 
schen Schichten in Konflikt geriet. Die erheblichen wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten Ismaels, der mit Geld nicht hauszuhalten wußte, 
wurde nun von den Ausländern, besonders den Engländern, ausge- 
nutzt, um den ganzen südlichen S. in die Hand zu bekommen. Aber im 
Zusammenhang mit den Vorgängen in Ägypten kam es 1882 zu dem 
großen Mahdiaufstand, der Ägypter wie Engländer aus dem gesamten 
$. vertrieb, bis Kitchener 1898 das Land wiedereroberte, das dann 
unter einem äußerlichen britisch-ägyptischen Kondominium praktisch 
eine britische Kolonie wurde. Wichtig ist der Hinweis des V£.s (S. 167), 
daß die Stärke der mahdistischen Bewegung in den religiösen Sekten 
lag, die dem Einfluß des offiziellen Islam aus Kairo widerstrebten. Die 
Führer und Stammeshäuptlinge dieser Sekten haben auch nach dem 
zweiten Weltkrieg den Anschluß des S. an Ägypten verhindert und die 
Selbständigkeit des Landes durchgesetzt. — Beachtenswert sind die 
Ausführungen des Vf. über die allmähliche Festsetzung der Weißen im 
Lande, die anfänglich meist Levantiner oder Abenteurer waren; später 
kamen dann tüchtige Fachleute. Während sie sich bis etwa 1860 
stark dem einheimischen Lebensstil in Wohnung, Kleidung usw. 
angepaßt hatten, begannen sie sich seitdem mehr als geschlossene 
Kaste zu fühlen, die in Kleidung (Tropenhelm als Symbol!) und 
Lebensformen sich immer stärker von den Einheimischen unterschie- 
den ($. 160 ff.), ein Tatbestand, der auch anderswo festzustellen ist. — 
Der vom Vf. mit großer Sorgfalt ausgewählte wissenschaftliche Apparat 
entspricht allen Anforderungen. 
Tübingen W. Drascher 
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Die Anfänge der deutschen Kolonialpolitik in Ostafrika. Von KURT h 
BÜTTNER. (Studien zur Kolonialgeschichte und Geschichte der d 
kolonialen Freiheitsbewegung, Bd. 1.) Berlin, Akademie Verlag w 
1959. 156 S. 15,— DM. s 
Unter Leitung von W. Markov hat sich an der Universität Leipzig fe 

ein Arbeitskollektiv gebildet, das sich der Erforschung der Kolonial- R 

geschichte widmet. Einleitend betont M. mit Recht, daß der deutsche Y 

Kolonialkomplex bisher nicht seiner Bedeutung entsprechend ge- r 

würdigt wurde. Unter weitgehender Auswertung der im Deutschen Vv 

Zentralarchiv in Potsdam liegenden Akten des früheren Reichs- b 

kolonialamtes versucht nun Vf., das Entstehen der Kolonialbewegung 3 

und im Anschluß daran die vorbereitenden Schritte zur ErwerbungOst- | d 

afrikas bis zur Übernahme als Kolonie des Reiches darzustellen. Erhat | « 

die Akten gründlich durchgearbeitet und auch die einschlägige Litera- be 
tur umfassend benutzt, so daß in dieser sachlichen Beziehung eine et 

Lücke ausgefüllt wird. — Doch wird eingangs (S. VI) offen erklärt, daß di 

keine Objektivität der Darstellung beabsichtigt ist, sondern daß lu 

„gegen den Kolonialismus in jeder Form Partei ergriffen werden soll", | y 

So kann leider mit einer unparteilichen Einstellung nicht gerechnet ve 

werden. Alle Vorgänge werden einseitig unter dem Gesichtswinkel des de 

marxistischen Geschichtsmaterialismus beurteilt, der die gesamte Ent- ei 

wicklung letzten Endes auf rein ökonomische Vorgänge zurückführt w 

und andere Impulse nicht anerkennt. de 
Dadurch entsteht aber ein falsches Bild. Weder ist der Kolonialis- | jn 

mus ausschließlich vom wirtschaftlichen Egoismus, dessen Vorhanden- K 

sein gar nicht geleugnet werden soll, getragen worden, noch hat er in ei: 

seinen Auswirkungen nur Unheil über die Kolonialvölker gebracht, wie au 
durch die umfassenden Maßnahmen zur Seuchenbekämpfung hinrei- 
chend erwiesen wird. Gerade die Geschichte Afrikas ist dafür ein Be- du 


weis, Gewiß haben neben den Arabern auch die Weißen sich in den 
ersten Kolonialjahrhunderten des verabscheuungswürdigen Sklaven- 








handels schuldig gemacht. Aber seit dem Ende des 18. Jahrhunderts ist vo 
unter christlichem Einfluß die große Antisklavereibewegung entstan- At 
den, die (im Gegensatz zu den Behauptungen des Vf.s S. 114) zu Be- zu 
ginn des 19. Jahrhunderts den Anstoß zur wirklichen Erschließung des lie 
Erdteils gegeben hat, Sie hat die Forscher und Missionare herausge- | U 
sandt, denen wir die ersten wirklichen Erkenntnisse über das Innere eir 
des Kontinents verdanken; die Kaufleute und erst recht die Regierun- La 
gen sind ihnen erst gefolgt und letztere haben in sehr vielen Fällen de 
höchst widerwillig eigentlichen Kolonialbesitz erworben, da man sich nu 
wirtschaftlich wenig von der Erschließung Afrikas versprach. Davon, | sic 
daß ausschließlich wirtschaftlicher Ausbeutungsdrang zur Einbezie- | At 
hung des Erdteils in den Interessenbereich des Abendlandes geführt | ha 
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habe, kann nicht die Rede sein. Dasselbe aber gilt auch für die Männer, 
die sich dieser Aufgabe widmeten. Weder Lüderitz noch Peters haben, 
wie ihre Lebensgeschichten deutlich ausweisen, rein materiell gedacht, 
sondern Vaterlandsliebe und Abenteurerlust sind die eigentlichen Trieb- 
federn ihres Handelns gewesen. Gewiß ist besonders Peters eine mit 
Recht sehr umstrittene Persönlichkeit; aber ihn als ‚unbedeutenden 
Menschen‘ abzutun (S. 32), geht zu weit. Gewiß war er ein „Abenteu- 
rer‘, aber in ihm mischten sich Ehrgeiz und Idealismus in seltsamer 


Weise, was sich auch in seinem ganzen Auftreten offenbarte. Er sym- 
bolisierte in seiner Person, wie Vf. selbst wiederholt andeutet (S. 33, 
36, 38, 39, 52, 53) weite Kreise des gebildeten deutschen Mittelstandes, 


die in der Kolonialarbeit eine natürliche Weiterentwicklung der deut- 


schen Reichseinheit erblickten und dadurch Deutschland eine gleich- 


berechtigte Stellung unter den Weltmächten sichern wollten, zu der 
eben im Zeitalter des Imperialismus Kolonialpolitik gehörte. Vf. ist 
dies nicht entgangen; er schildert selbst, wie im Verlauf der Verhand- 


lungen über die Deutsch-Ostafrikanische Gesellschaft das Schwerge- 


wicht von den „Idealisten‘‘ sich immer mehr auf die „Kapitalisten‘ 


verlagerte, die eben für die Aufschließungsarbeit unentbehrlich wur- 
den. Weder die ‚„‚Junker‘‘ noch die ‚„großfeudalen Kreise‘‘ waren die 
eigentlichen Träger der Bewegung, wie übrigens aus dem vom Vf. S. 36 
wiedergegebenen Unterschriftenverzeichnisses der ‚Gesellschaft für 


deutsche Kolonisation“ deutlich hervorgeht, in dem sogar die so sehr 
interessierten Hanseaten fehlen. Weil aber die ideelle Komponente der 


Kolonialbewegung unterdrückt wird, ergibt sich ein falsches Bild, wie 
einBlick auf die damalige Literatur erweist. Leider werden die oft durch- 
aus richtigen Feststellungen des Vf.s dadurch wesentlich beeinträchtigt. 

In den einzelnen Abschnitten befaßt er sich dann mit der Grün- 


dung der Gesellschaft f. deutsche Kolonisation, die Peters als Sprung- 


brett für seine Bestrebungen benutzte, Ein weiterer Abschnitt be- 


schäftigt sich mit der Erwerbung Ostafrikas. Dabei wird treffend her- 


vorgehoben (S. 49), daß das damalige Völkerrecht a priori Asien und 
Afrika als außerhalb jeden Rechtes stehend ansah und die Bevölkerung 
zu bloßen Objekten degradierte. Gewiß sind wir uns heute des darin 


liegenden Unrechtes bewußt, Aber der Weiße, der damals in völliger 


Unkenntnis der afrikanischen Rechtssatzungen dem Häuptling für 


einige Kleinigkeiten (darunter leider Waffen und Alkohol) wertvolles 
Land ‚„‚abkaufte‘‘, war sich oft keiner Schuld bewußt. Er sah in 
der Tatsache, daß sich der Neger in dieser Weise übervorteilen ließ, 
nur einen Beweis für die mangelnde Qualifikation dieser Rasse, die 


Sich das eben gefallen ließ, In einem weiteren, beachtenswerten 


Abschnitt ($. 63 ff.) werden die vorkolonialen Zustände Ostafrikas be- 
handelt. Mit Recht werden die arabischen Sklavenhändler für die da- 
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mals herrschende Zersetzung in diesem Gebiet verantwortlich gemacht 
(was das militärische deutsche Vorgehen gegen sie durchaus recht- 
fertigt). Vielleicht wird die Geltung der Feudalstruktur, die in einigen 
Teilen bestand, zu sehr überschätzt; andere Landstriche befanden sich 
in völliger Auflösung. Eine Neuordnung aus eigener Kraft war unter 
diesen Verhältnissen doch wohl kaum zu erwarten (S.73/74).Wenn unter 
diesen Umständen die Häuptlinge bei einer geordneten deutschen Ver- 
waltung Schutz suchten, so spricht das für ihr Vertrauen zur Kolonial- 
macht. In Kapitel V behandelt Vf. die „Zerstörung der Charterillu- 
sionen“ (S. 75). Die Gründe, die Vf. dafür anführt, daß die ursprünglich 
von Bismarck geplante Verwaltung der Kolonie durch eine Charter- 
gesellschaft nach englischem Muster versagen mußte, sind im wesent- 


lichen richtig. An eine Auswanderung größeren Stiles nach Ostafrika 
(S. 87) konnte aber schon des Klimas wegen kaum gedacht werden; die 
Vermutung, daß man in Berlin revolutionäre Selbständigkeitsbestre- 
bungen angesiedelter Weißer befürchtet hätte, ist für die damalige 
Zeit unhaltbar. 

Im letzten Abschnitt wird geschildert, wie das deutsche Groß- 
kapital unter Führung des Bankiers v. d. Heydt sich für Ostafrika zu 
interessieren begann. Wenn Vf. diesem dabei reine Profitinteressen 
vorwirft, so bleibt er allerdings den Beweis schuldig, wie denn sonst 
die hohen Beträge für die Aufschließung der Kolonie aufgebracht wer- 
den sollten, zumal der Reichstag, insbesondere die Sozialdemokraten, 
jeder Ausgabe für die Kolonie mit größtem Mißtrauen gegenüberstand. 
Es ist bekannt, wie ungern sich Bismarck zuletzt dazu verstand, Ost- 
afrika als offizielles deutsches Schutzgebiet zu übernehmen. Er tat dies 
nur, als sich alle anderen Methoden als ungangbar erwiesen. Vom 
Standpunkt des Vf.s müßte dieser Beschluß eigentlich begrüßt werden; 
denn nun war es der Staat selbst und nicht mehr das egoistische Privat- 
kapital, der die Verantwortung übernahm. Wie sehr die deutsche Ver- 
waltung Ostafrika zum Segen gereicht hat, wird heute von allen Sach- 
kennern anerkannt. Die geschaffene Ordnung war die Voraussetzung 
für die allmähliche Erringung der Selbständigkeit, die heute vorbereitet 
wird. 

Es ist sehr zu bedauern, daß Vf. alle Träger der damaligen Kolo- 
nialbewegung und diese selbst unterschiedslos diffamiert. In dem Kolo- 
nialinteresse sieht er nur ‚„nationalistischen Rummel‘ ($. 11), die 
Ehrenhaftigkeit aller Beteiligten wird in Zweifel gezogen (Missionare 
S. 35, Woermann und Wissmann S. 113). Durch diese Voreingenom- 
menheit und die fehlende Einsicht in die wirklichen Impulse der ganzen 
Bewegung beeinträchtigt er selbst den Eindruck seiner fleißigen 
Arbeit. Wir müssen es ablehnen, aus propagandistischen Zweckmäßig- 
keitsgründen ein Geschichtsbild anzuerkennen, das den wirklichen Tat- 
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sachen nicht entspricht und die Vergangenheit ausschließlich nach 
einer bestimmten gegenwärtigen Einstellung beurteilt. 
Tübingen W. Drascher 


The Papers of THOMAS JEFFERSON. Ed. by Julian P. Boyd, 
‚ William H, Gaines jr. and Joseph H. Harrison jr. Vol. 14: 
8 oct. 1788 to 26 march 1789. Vol. 15: 27 march to 30 nov. 1789. 
Princeton, N.]J., Princeton University Press 1958. XLIV, 708, und 
XXXIX, 677 S. Pr. je10$. 
Mit den vorliegenden Bänden gelangt die Ausgabe bis zum Ende 
der Pariser Gesandtentätigkeit Jeffersons. Am 26. Sept. 1789 verließ 
Jefferson Paris, um einen längeren Heimaturlaub anzutreten. An dem- 


selben Tage bestätigte in New York der Senat seine Ernennung zum 
Secretary of State. Am 23. Nov. landete er in Norfolk, um nicht wieder 
auf den Pariser Posten zurückzukehren. Damit ist ein wichtiger Ab- 
schnitt in Jeffersons Laufbahn erreicht, und der Herausgeber hat diesen 
Umstand benutzt, um dem Bd. 15 in einem Anhang die bis zu diesem 
Zeitpunkt reichenden, erst nachträglich entdeckten Stücke anzufügen 
(9.569677), darunter eine geschlossene Gruppe betr. die Schulden des 
Schwiegervaters Jeffersons, John Wayles, an die Firma Farell & Jones 
in Bristol, die ein charakteristisches Beispiel der englisch-ameri- 
kanischen Handelsbeziehungen zu Beginn der Revolutionsära und 
ihrer Abwicklung bietet. Ferner wird u.a. ein nicht erhaltenes An- 
erkennungsschreiben Jeffersons an Steuben von Mitte Januar 1781 
nach dem Exzerpt in einem Ordre-Buch der Virginia-Miliz wieder- 
gegeben (S. 599£.). 

In der Hauptsache enthalten die beiden Bände neben den laufen- 
den Dienstgeschäften (Konsulatsabkommen von 1788, Bd. 14, S. 66 bis 
180; Walfischfang, ib., S. 217—269; Reishandel, Bd. 15, S. 445—448 
u.a.) und mancherlei persönlicher Korrespondenz, wie mit den Künst- 
lern Houdon und Trumbull!), auch über technische Gegenstände 
(Makkaronifabrikation, Bd. 14, S. 544), die weitere Auseinandersetzung 
mit der Heimat (speziell James Madison) über die Constitution und 
die Geschichte des Anfangs der Französischen Revolution. Dabei 
hängt beides thematisch insofern zusammen, als Jefferson auch in der 
Französischen Revolution besonders stark an den Fragen der Verfas- 
sung und der Grundrechte interessiert war. Wir wissen aus der Auto- 
biographie und den schon bekannten Briefen, daß er, obwohl sorgsam 
bemüht, sich in seiner Stellung als Vertreter einer auswärtigen Macht 


') Ein bisher unbekanntes Porträt von Thomas Paine von Trumbull ist 
zusammen mit dem entsprechenden Bildnis Jeffersons unter den Illustrationen 


ı zu Bd. 14 aufgenommen. — Houdons Plan eines Reiterstandbildes für 


Washington s. Bd. 15, S. 319f. 
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nicht zu kompromittieren, doch durch seine Vertrautheit mit Lafayette 
und dessen Gesinnungsgenossen in eine Mentor-Rolle der Bewegung 
hineingeraten ist, die uns nun in den vorliegenden Bänden auf das 
deutlichste entgegentritt. Natürlich konnte die Beratung Lafayettes 
nur einen fragmentarischen schriftlichen Niederschlag finden (vgl. 
Bd. 14, S.436ff.; Bd. 15, S.97, 118, 165f., 179, 208, 230f., 243#, 
354f., 384 ff.); aber wir hören von Sitzungen und Zusammenkünften, 
deren Inhalt sich unter Umständen aus den Berichten nach Amerika 
erschließen läßt. Madison erhält auch die Entwürfe zu der Declaration 
des droits de l!’homme zugesandt (Bd. 14, S. 438f.; Jeffersons eigener 
draft of a charter of rights, Bd. 15, S. 167f.). Die Zusammenarbeit von 
Jefferson und Madison (vgl. die gründliche Arbeit von Adrienne Koch, 
Jefferson and Madison, 1950) zeigt beide in völliger Übereinstimmung, 
Jefferson begrüßte den ‚‚Federalist‘‘, den ihm Madison zuschickte, als 
„best commentary on the principles of government which ever was 
written‘ und bekannte sich ‚‚rectified in several points‘ (Bd.14,S.188). 
Madison kritisierte zwar den Nutzen der Grundrechte als ‚‚a parchment 
barrier‘‘, betonte aber nichtsdestoweniger ihre Notwendigkeit (Bd. 14, 
S. 16ff.), wenn auch Jefferson erst das entscheidende Argument der 
grundsätzlichen Fundierung der Legalität gegenüber Übergriffen nicht 
nur der Exekutive, sondern vor allem der Legislative beisteuerte 
(Bd. 14, S. 659). Dabei taucht ein englischer Physiokrat, Richard Gem, 
auf, der mit Jefferson in Paris bekannt wurde und an der Diskussion 
der grundsätzlichen Fragen teilnahm. Über seine Lebensumstände war 
bisher kaum etwas bekannt, und so hat sich der Herausgeber bemüht, 










































sie aufzuklären (Bd. 15, S. 385f., wo nur das Geburtsjahr 1718 zul817 } ı 
verdruckt ist). Gem erscheint als der Initiator des Grundsatzes „the f j 
earth belongs to the living‘, den Jefferson sich so zu eigen machte, daß | ı 
er sogar einen Zeitraum von 19 Jahren errechnete, innerhalb dessen | | 
jedes Gesetz und jede Bestimmung ihre Geltung verlieren müsse | d 
(Bd. 15, S. 384 ff.). k 

Selbstverständlich sympathisierte Jefferson von vornherein mit | F 
der Französischen Revolution. Er zitiert ‚„civium ardor prava juben- | a 
tium‘“ und findet nachher ihre blutigen Opfer geringfügig, aber im An- | q 
fang war er doch zurückhaltend in der Beurteilung der Möglichkeit f U 
ihrer Erfolge und befürwortete langsame erste Schritte, die franzö-| n 
sische Nation müsse erst „reif‘‘ werden, das weitere werde sich finden, | gı 
wenn es so weit wäre, vgl. 4. Dez. 1788 an Washington, Bd. 14, 5.330; | te 
5. Dez. an Adams, S. 334; 20. Dez. an Currie, S. 365f. usw. Zunächst f si 
fordert er für die Generalstände, die natürlich per persons und nicht fi te 
per orders abstimmen müßten, Periodizität, Steuerbewilligungsrecht | w 
und Registrierung und Amendierung der Gesetze; habeas corpus und f w 






Pressefreiheit könne erst später kommen. Die Monarchie hat er für f 
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Frankreich als Selbstverständlichkeit aufgefaßt, und es kam nur dar- 
auf an, wie man die Rechte des Königs und des Parlaments gegenein- 
ander abgrenzte. Das Vorbild für Frankreich sah er im englischen 
Königtum. Diese Frage ist der Inhalt der berühmten von Lafayette 
veranlaßten Besprechung bei Jefferson am 26. August 1789 gewesen, 
vgl. Bd. 15, S. 354f., und den Bericht an John Jay vom 27. August, 
5. 3581. 

Die Unsicherheit der Situation hat Jefferson dabei schon empfun- 
den, wie etwa der Brief an Maria Cosway vom 25. Juli zeigt: ‚The 
cutting off heads is become so much & la mode, that one is apt. to feel 
of a morning whether their own is on their shoulders‘‘ (Bd.15, S. 305). 
Aber er preist es gleichzeitig als sein „singular fortune, to see in the 
course of 14 years two such revolutions as were never before seen‘“. 
Und er schreibt am 3. August 1789 an den Grafen Diodati (Bd. 15, 
5.326): „I have so much confidence in the good sense of man, and his 
qualifications for selfgovernment, that I am never afraid of the issue 
where reason is left free to exert her force; and I will agree to be 
stoned as a false prophet if all does not end well in this country. Nor 
will it end with this country. Here is but the first chapter of the 
history of European liberty.‘ 

Marburg (Lahn) Eberhard Kessel 


Early New Zealand. ByE. ]. TAPP. Melbourne, University Press 1959. 
XI, 192 S. 35 sh. 

Vf. ist ein neuseeländischer Historiker, der auf Grund eines exak- 
ten und umfassenden Quellenstudiums die Einbeziehung Neuseelands 
in das Kolonialsystem bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts schildert. Be- 
reits im 18. Jahrhundert wurden die dortigen Häfen häufiger ange- 
laufen, wobei der Walfang und der Flachskauf von Bedeutung waren; 
da die Maoris aber den Ruf großer Tapferkeit genossen, so wurden 
keine Eroberungsversuche unternommen. Die Anregung zur dauernden 
Festsetzung ging 1795 von dem unternehmenden Missionar Marsden 
aus, der den Versuch machte, durch Glaubensboten die dortigen Hei- 
den zu bekehren. Die Regierung von Neu Süd Wales brachte seinen 
Unternehmungen aber aus verschiedenen Gründen nur wenig Verständ- 
nis entgegen, zumal Marsden sich strikt weigerte, australische Straf- 
gefangene dort anzusiedeln. So blieb die Insel auch weiterhin Aben- 
teurern ausgeliefert und der Einfluß der Missionare gering. Seit 1820 
siedelten sich aber doch Kolonisten an, die Wolle und Weizen ausführ- 
ten; woran sich auch die Missionare beteiligten. Bezeichnenderweise 
war einer der Hauptexportartikel — getrocknete Mumienköpfe, 
welche die Maoris besonders gut zu präparieren verstanden (S. 52). 


} 


| Aber politisch blieb die Insel „Niemandsland‘‘ und stand außerhalb 
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der britischen Zollgesetzgebung, was zu immer erneuten Schwierigkei- 
ten führte. Erst als die Zusammenstöße zwischen Weißen und Maoris 
gefährlicher wurden, griff die Regierung von Neu Süd Wales ein und 
suchte wenigstens durch gelegentliche Entsendung von Kriegsschiffen 
einigermaßen die Ruhe zu sichern. 1832 wurde ein britischer Resident 
ernannt, dem aber nur wenig Machtmittel zur Verfügung standen, 
Weiter aber wollten weder die australische noch erst recht die Lon- 
doner Regierung in jener Zeit einer ausgesprochenen Kolonialmüdig- 
keit gehen. Vorübergehend wurde sogar der Gedanke erwogen, den 
Maoris die Bildung eines unabhängigen Staatswesens zu überlassen 
(S. 107). Der Hauptgrund, warum sich 1839 die englische Regierung 
entschloß, Neuseeland zu einer eigentlichen Kolonie zu machen, lag 
darin, daß die humanitären Gemeinschaften in England selbst darauf 
drängten, daß den Eingeborenen vor der Ausbeutung durch gewissen- 
lose Europäer endlich ein angemessener Schutz gewährt würde. Dieser 
war besonders notwendig, weil immer mehr Land zu äußerst geringem 
Preis von den unwissenden Maoris an die Ausländer verkauft wurde, 
was ihren Lebensraum einengte und sie zu blutigen Aufständen veran- 
laßte (insbesondere 1845—1848 und später 1860—1870). Bei der Fest- 
setzung des neuen kolonialen Status war zunächst daran gedacht, die 
Insel unter die Verwaltung von Neu Süd Wales zu stellen, aber dessen 
Regierung zeigte wenig Neigung, ihr Hoheitsgebiet zu erweitern, wobei 
die Schwierigkeit der Kostenaufbringung für die Sicherung und Auf- 
schließung der Insel erheblich mitsprachen. So wurde nach einer kur- 
zen Zwischenperiode Neuseeland 1840 zu einer eigenständigen Kolonie 
der Krone erklärt, und es hat auch als Dominion diese Selbständigkeit 
behauptet. 

Die Darstellung ist typisch für die Art des Kolonialerwerbs in der 
ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts; nicht etwa die Londoner Regierung 
drängte auf die Ausweitung des Kolonialreiches, sondern sie griff erst 
sehr zögernd ein, als sich ein Chaos zu entwickeln begann, das die 
Weißen und die Maoris gleicherweise bedrohte; die Annexion war so- 
zusagen das „geringere Übel‘. Die Arbeit beschränkt sich im wesent- 
lichen auf eine Schilderung des englischen Vorgehens und geht nur 
ganz beiläufig auf die unter den Maoris herrschenden Zustände ein, was 
vielleicht eine dankenswerte Ergänzung gebildet hätte, da die heutige 
Methode der Kolonialgeschichte großen Wert darauf legt, die Dinge von 
beiden Seiten zu sehen. Etwas, was aber auch hier als besonders ge 
fährlicher Konfliktstoff immer wieder erwähnt wird, sind die Über- 
griffe der Weißen gegen farbige Frauen (S. 76 u. passim), die eine f 
starke Herausforderung an die Gesellschaftsitten der Farbigen waren | 
und daher die Eingeborenen oft zu blutiger Abwehr veranlaßten. Es f 
wäre nur noch hinzuzufügen, daß die weitere Entwicklung dahin ge f 
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führt hat, daß die Maoris allmählich, lange vor der Wende der Kolonial- 
politik seit denWeltkriegen, zu einer gleichberechtigten Schicht in Neu- 
seeland geworden sind und das Verhältnis zwischen ihnen und den 
Weißen nur noch wenige Trübungen erfahren hat. 

Dieses, allen wissenschaftlichen Anforderungen genügende Buch 
bildet einen sehr wertvollen Beitrag zur englischen Kolonialgeschichte 
im 18. und zu Beginn des 19. Jahrhunderts besonders darum, weil an 
dem Beispiel Neuseelands nachgewiesen wird, daß die Neuerwerbung 
von Kolonien oft mehr durch die Verhältnisse erzwungen als bewußt 
geplant wurde. 


Tübingen W. Drascher 


{Der Friede von Shan-yüan (1005 n. Chr.). Ein Beitrag zur Geschichte 
‚ der chinesischen Diplomatie. Von CHRISTIAN SCHWARZ- 
SCHILLING. Wiesbaden, Otto Harrassowitz 1959. 185 S. 
(Asiatische Forschungen. Monographienreihe zur Geschichte, 
Kultur und Sprache der Völker Ost- und Zentralasiens, Bd. 1.) 

22,— DM. 

Die Geschichte der Beziehungen Chinas zu seinen innerasiatischen 
Nachbarn sowie die wechselseitigen Einflüsse der chinesischen Agrar- 
kultur und der nomadischen Steppenkulturen aufeinander genießen 
seit langem in der Forschung besondere Beachtung. Sie sind auch be- 
reits in einer Anzahl grundsätzlicher Studien behandelt wie z. B. Owen 
Lattimores ‚Inner Asian Frontiers of China‘ (2nd ed. New York 1951). 
Weniger Aufmerksamkeit fand bisher der diplomatische Aspekt dieser 
Beziehungen. So ist die vorliegende Arbeit als ‚„case-study‘‘ über einen 
zwischen China und seinem im Norden angrenzenden Nachbarstaat 
des stark sinisierten Steppenvolkes der Kitan i. J. 1005 n. Chr. abge- 
schlossenen Vertrag und dessen Begleitumstände sehr zu begrüßen. 
Eine wesentliche Voraussetzung dieser Studie ist, daß sowohl chine- 
sische Quellen wie auch solche von seiten der Kitan — gleichfalls in 
chinesischer Sprache — vorliegen. 

Nach einer kurzen Einführung bespricht der Vf. im ersten Teil zu- 
nächst eingehend die einschlägigen Quellen und ihren Wert. Der zweite 
Hauptteil bringt die historische Darstellung. Er fängt an mit dem ge- 
schichtlichen Hintergrund der Beziehungen zwischen China vor der 
Gründung und zu Beginn der Sung-Dynastie (960—1279) und der 
Liao-Dynastie der Kitan (937—1125). Es folgen die Vorgänge unmittel- 
bar vor und während des Vertragsabschlusses sowie darauf die Aus- 
wirkungen des Vertrages auf die politische und wirtschaftliche Ent- 


‚ wicklung. Sehr eingehend wird die Form des diplomatischen Verkehrs 
| behandelt. Hier zeigen sich wieder manche charakteristische Elemente 


Chinesischer Außenpolitik, die bis in die Gegenwart von Bedeutung 
14* 
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sind, wie z. B. die außerordentliche Wichtigkeit, die die Chinesen der 
Terminologie im Verkehr mit fremden Völkern beimessen, sei es beiden 
vertragsmäßig festgelegten Lieferungen der Sung an die Kitan oder bei 
der Wahl der Ortsnamen im Grenzgebiet. Obwohl der Vertrag de facto 
auf völlig gleichberechtigter Basis zwischen den beiden Staaten abge- 
schlossen wurde, versuchten die Chinesen doch bei jeder Gelegenheit, 
zumindest im Protokoll den theoretisch universalen Herrschaftsan- 
spruch des chinesischen Kaisers und den daraus resultierenden An- 
spruch auf Vorrang zum Ausdruck zu bringen. Bei den Wirtschafts- 
beziehungen beider Länder legten die Chinesen besonderes Gewicht auf 
das staatliche Außenhandelsmonopol, innerhalb dessen sich der größte 
Teil des Warenaustausches abspielte. 

Der dritte Teil bringt die Übersetzungen der einschlägigen chine- 
sischen Quellentexte mit philologischen Anmerkungen. Es folgen im 
Anhang das Literaturverzeichnis sowie Listen der Personen-, Orts- und 
Ämternamen mit chinesischen Zeichen, geographische Karten und ein 
Register. 

Von ein paar unbedeutenden Kleinigkeiten abgesehen, ist die vor- 
liegende nur wenig abgewandelte Münchener Sinologische Dissertation 
sauber und sorgfältig gearbeitet. Schwarz-Schilling beherrscht seine 
Quellen; die Sekundärliteratur, vor allem auch die in chinesischer und 
japanischer Sprache, ist mit Nutzen verwertet. — Der Vf. spricht wie- 
derholt von den „Hsiung-nu“ der chinesischen Quellen als ‚„Hunnen“, 
Die seit langem weithin anerkannte Gleichsetzung von Hsiung-nu und 
Hunnen ist aber neuerdings von kompetenter Seite wieder angefochten 
worden, wie z.B. von Altheim, „Geschichte der Hunnen‘‘ (Berlin 
1959), so daß es vielleicht besser wäre, den chinesischen Namen 
„Hsiung-nu‘ beizubehalten. Ein bedauerlicher Schönheitsfehler der 
Arbeit sind die Listen der chinesischen Zeichen wie auch die Zeichen 
bei den philologischen Anmerkungen. Abgesehen von einer Reihe un- 
genauer Transkriptionen sind die chinesischen Zeichen sehr schlecht 
und teilweise falsch geschrieben. Wenn es schon zu kostspielig ist, die 
notwendigen chinesischen Drucktypen zu beschaffen, dann sollte für 
eine sonst so gelungene Arbeit doch wenigstens versucht werden, einen 
Ostasiaten zu finden, der in der Lage ist, die Vorlagen der erforder- 
lichen chinesischen Zeichen richtig und gleichmäßig für die Reproduk- 
tion zu schreiben. 
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B. Anzeigen und Nachrichten 


Die Geltung aller Siglen und Unterschriften erstreckt sich rückwärts bis zur vorangehenden 
eines anderen Mitarbeiters 


Die Herren Verfasser ersuchen wir, Sonderabzüge ihrer in Zeitschriften 
erschienenen Aufsätze, die sie an dieser Stelle berücksichtigt wünschen, uns 


freundlichst einzusenden. Die Scheiftleitung 


ALLGEMEINES 


9 Altred Heuß, Verlust der Geschichte. Göttingen, Vanden- 
hoeck & Ruprecht 1959. 82. 2,40 DM. — Heuß geht von der Erkennt- 
nis aus, daß die heutige Generation weithin den Sinn für das geschicht- 
liche Geschehen verloren habe. Nach einem einleitenden Kapitel über 
das geschichtliche Wissen gliedert er dieses nach zwei Richtungen auf: 
einmal als Erinnerung, zum anderen als Wissenschaft. Er führt dabei 
aus, daß Geschichte als Erinnerung das unmittelbare Wissen von der 
Geschichte darstellt, auch wenn es durch Reflexionen hindurchgeht, 
während Geschichte als Wissenschaft dank des ungeheuren Stoffgebie- 
tes notwendig zu einer Spezialisierung und damit zu einer mittelbaren 
Form des geschichtlichen Wissens führt. Der Tatbestand sei der, daß 
die Geschichte als Wissenschaft allmählich die Geschichte als Erinne- 
rung verdrängt habe. Es sei ein antithetisches Verhältnis entstanden. 
Es gehe, so betont er in seinem Schlußkapitel, das ‚‚Wiedergewinn der 
Geschichte ?‘“ überschrieben ist, darum, eine Synthese zu finden, die 
Geschichte in beiderlei Form möglich mache. Er betont mit vollem 
Recht, daß die autoritären Systeme mit ihrem Versuch, ein Geschichts- 
bewußtsein zu erzeugen, die Geschichte als Wissenschaft aufheben und 
nur zu einer Pseudowissenschaft gelangen können. Die Schrift hat den 
Vorzug, daß sie sehr nüchtern die gegenwärtige Lage betrachtet; sicher 
ist auch an der These des Verfassers etwas Richtiges daran. Dennoch 
sei die Frage gestellt: Könnte nicht der ‚Verlust der Geschichte‘ auch 
daher rühren, daß wir uns im 20. Jahrhundert in so gewaltigen ge- 
schichtlichen Umformungen befinden (Überwindung des National- 
Staates in Europa, Aufhebung der Stände und Klassen), daß die bis- 
herige Erinnerung für einige Zeit zurücktreten muß, bis sich aus den 
Erfahrungen des 20. Jahrhunderts echte neue Erinnerung bildet, die 
dann auch wieder wissenschaftlich erfaßt werden kann? Ich stimme 
dem Vf. darin durchaus zu, daß die Erschütterungen der letzten Jahr- 
zehnte allein durchaus keinen überzeugenden Grund für den Verlust 
der Geschichte darstellen; denn andere Zeiten sind auch durch Kata- 
Strophen geführt worden, ohne daß sie das Geschichtsbewußtsein ver- 
loren hätten. Aber könnte nicht ein Blick auf die Geschichte der Ge- 
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schichtsschreibung uns sagen, daß es immer Zeiten gegeben hat, in 
denen solch ein „Verlust der Geschichte‘ auf Zeit eintrat und erst 
bewußtseinsmäßig überwunden wurde, als große Wandlungen voll- 
zogen waren ? Die Schrift ist jedenfalls anregend und nötigt den Leser 
dank ihrer klaren und sauberen Gedankenführung zur inneren Ausein- 
andersetzung mit dieser wichtigen Frage. 


Ansbach -Erlangen Hans Köhler 


’ Jacob Burckhardt, Judgements on History and His- 
torians. Translated by Harry Zohn, with an introduction by H,E. 
Trevor-Roper. London, Georg Allen & Unwin 1959. 258 S. 18 sh. — 
Nach den „Weltgeschichtlichen Betrachtungen‘ (Reflections on His- 
tory) legt der angesehene Verlag nun die „Historischen Fragmente“ 
Burckhardts in Übersetzung vor. Sie ist ungekürzt, aber ohne die An- 
merkungen und Ergänzungen der Ausgabe von E. Dürr; die unnötige 
Abänderung des Titels wird nicht begründet. Trevor-Ropers Einlei- 
tung (S. 11—19) würdigt Burckhardt als einen der großen ‚,‚philoso- 
phischen Historiker‘ des 19. Jahrhunderts, der — wie Tocqueville und 
Lord Acton — heute bedeutender erscheint als damals berühmtere Zeit- 
genossen. Seine Irrtümer seien verhältnismäßig unwichtig; was seine 
Schriften noch heute lesenswert und anregend mache, sei die wunder- 
volle Klarheit des Blicks, die Liebe zur europäischen Vergangenheit, 
der Verzicht, mit irgendeiner gerade in Mode befindlichen Denkrich- 
tung in Übereinstimmung zu sein, die Elastizität, die ‚„‚perpetually 
questioning quality of his mind“. Richtig und gut, daß auf die Grenzen 


des konservativen Pessimismus Burckhardts hingewiesen wird, ebenso 
richtig, daß der Grund dieser Haltung in einer leidenschaftlichen und 
echten Liebe zur bedrohten europäischen Kultur gesehen wird. Burck- 
hardts Verhältnis zu Deutschland ist allerdings differenzierter gewesen, 
als es hier erscheint. 


Münster (Westf.) Rudolf Vierhaus 


Ernst Stutz, Oswald Spengler als politischer Denker. 
Bern, Francke-Verlag 1958. 279 S. 16,80 DM. — Die vorliegende Dis- 
sertation eines Schweizers soll in erster Linie der Interpretation und in 
untergeordneter Weise der Kritik an Spenglers Werk dienen. Stutz 
betont im Vorwort, daß er Spengler ablehnend gegenübersteht, ohne 
ihm deshalb aber Bedeutung abzusprechen. Im ersten Teil befaßt er 
sich mit der Genetik der Spenglerschen Philosophie. St. hebt richtig 
hervor, daß Spengler mit der morphologischen Betrachtung die natur- 
wissenschaftliche Denkweise seiner Geschichtsphilosophie zugrunde 
legte. Der Begriff der Morphologie ist der Biologie entlehnt. St. über- 
sah aber das zweite ebenso wichtige naturwissenschaftliche Element 
der Spenglerschen Gedankenwelt: den Entropiesatz. Der Leistung 
Spenglers ‚‚als politischer Denker‘, vornehmlich als Kritiker des Zeit 
geschehens, wird St. nicht gerecht. Aus der Behauptung: ‚‚Die Diffe 
renzen zwischen der nationalsozialistischen, machthungrigen Führer 
schaft und Spengler sind nur solche taktischer Natur‘ (S. 237) geht 
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hervor, daß St. Spengler nicht verstanden und die nationalsozialistische 
Führerschaft falsch gedeutet hat; einen krasseren Gegensatz als den 
zwischen dem Spenglerschen Führerideal und der nationalsozialisti- 
schen Führerwirklichkeit kann man sich kaum denken. Es ist für St. 
fraglich, ob Spengler Hitler ablehnte, in Wirklichkeit ist das keine 
Frage. Spengler nahm aus der einzigen „Unterredung‘, die er mit 
Hitler hatte (1933) — Hitler monologisierte zwei Stunden lang — den 
denkbar schlechtesten Eindruck mit. Stutz hat in seiner fleißigen 
Arbeit den Grundfehler der Spenglerschen Philosophie zu wenig her- 
ausgearbeitet: die streng deterministische Geschichtsbetrachtung, be- 
ruhend auf dem biologischen Fatalismus und dem auf den zweiten 
Hauptsatz der Thermodynamik sich stützenden Pessimismus. 


Flensburg Georg Franz-Willing 


Y Alfred Cobban, In search of humanity. The role of the 
Enlightenment in modern history. London, Jon. Cape 1960. 250 S. 
325. — In dem fünfteiligen Werk des Professors für französische Ge- 
schichte an der Londoner Universität gehören TeilI und V eng zu- 
sammen: die „Einführung‘ zeigt, was Vf. unter dem ‚Problem des 
20. Jahrhunderts‘‘ versteht, das er besonders in dem ‚Verfall der poli- 
tischen Lehren‘‘ gegeben sieht. Folgerecht kommt er in der „‚Zusam- 
menfassung‘‘ auf „die moralische Krisis des 20. Jahrhunderts‘ zurück 
und ruft zur „Restauration der moralischen und politischen Lehren‘ 
auf. Dem Komplex der Lehren, die er zu neuem Leben erweckt zu 
sehen wünscht, gilt der Hauptteil der Arbeit in den Teilen II bis IV. 
Dabei bilden Teil II und III eine Einheit: sie gilt der „Aufklärung“ 
nicht nur im Sinne einer Herrschaft der Vernunft, sondern unter Ein- 
beziehung des wissenschaftlichen Empirismus, des Skeptizismus, der 
Toleranz, des Humanismus, des politischen Liberalismus, des Utilitaris- 
mus usw. Dem Versuch, zu erklären, wie es zum Verfall dieser Ideolo- 
gien habe kommen können, gilt der IV. Teil, wo als konkurrierende 
und feindliche Mächte ‚‚die Kriege der Französischen Revolution, die 
Entwicklung des Nationalismus, die Idee der Souveränität, der Idealis- 
mus und der Pessimismus‘‘ charakterisiert werden. Denkbar ist, daß 
das Buch Grundlage zu heftigen Diskussionen geben könnte; aber sie 
würden die Welt der Menschen nicht verändern. 


Jena-Dorndorf Hugo Preller 


Hanns Bachmann, Zur Methodik der Auswertung der Sied- 
lungs- und Flurkarte für die siedlungsgeschichtliche Forschung, Zs. f. 
Agrargesch. u. Agrarsoz. 8, 1, 1960, 1—13, gibt an Beispielen aus 
Nordtirol quellenkritische Auskünfte über die Aussagekraft von Flur- 
karten und demonstriert das methodische Verhalten gegenüber dieser 
wichtigen Quellensorte zur Siedlungsgeschichte. 


B.H.Slicher van Bath, Zwanzig Jahre Agrargeschichte im 
Benelux-Raum 1939—1959, Zs. f. Agrargesch. u. Agrarsoz. 8, 1, 1960, 
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68—75, berichtet über Forschungen und Unternehmungen zur Agrar- 
geschichte in den Niederlanden und Belgien während der letzten 


zwanzig Jahre. Innerhalb der allgemeinen Wirtschaftsgeschichte trat 
das Interesse für agrarische Fragen hier ziemlich zurück, doch ist seit 
1945 ein Aufschwung deutlich. Die Desiderata dieses Forschungs- 


zweiges werden angedeutet. Ein ausgewähltes Schrifttumsverzeichnis 
(bis Oktober 1959) ist beigegeben. Ww.:£; 


P.R. Rohden und H.O.Sieburg, Politische Geschichte 
Frankreichs. 2. neubearb. und erweiterte Aufl. mit 15 Karten 


(Meyers Kleine Handbücher Bd. 2). Mannheim, Bibliographisches In- 
stitut 1959. 272 S. — Da zur Zeit keine neuere Geschichte Frankreichs 


in deutscher Sprache vorliegt, war es durchaus angebracht, die in 
‚Meyers Kleinen Handbüchern‘ 1943 erschienene Darstellung neu her- 


auszugeben. H. O. Sieburg hat den Text durchgesehen, an einzelnen 
Stellen abgeändert und den Abschnitt 1914—Gegenwart hinzugefügt. 
Rohden vermag die großen Linien herauszuarbeiten und in wenigen 


Seiten jeweils ein klar gezeichnetes Bild zu vermitteln. Es wird an- 


schaulich, wie sich aus dem römischen Gallien und der Völkerwande- 
rung vom Zentrum der Ile-de-France her schrittweise das Königreich 
Frankreich herausbildet, zur zentralistischen Verwaltung übergeht und 
dann nach außen drängt. Die Darstellung verliert leider zusehends an 


Kraft: steht im 18. Jahrhundert die Außenpolitik stark im Vorder- 


grund und wird die Revolution in wenigen Seiten abgehandelt, so 


wird das 19. und 20. Jahrhundert nur noch ungenügend gestaltet. Das 
Chronologische, der Ablauf der wechselnden Verfassungssysteme und 
Regierungen einerseits, außenpolitische Orientierung anderseits wiegt 
vor, während die tragenden Kräfte nicht mehr richtig sichtbar ge- 
macht werden können. Auch eine ‚politische Geschichte‘ muß die wirt- 


schaftliche Struktur, die sozialen und geistigen Gestaltungselemente 


mindestens anzudeuten wissen, um unseren heutigen Anforderungen 


entsprechen zu können. Wertvoll sind die neu beigegebenen Karten, 
eine detaillierte Zeittafel und mehrere Stammtafeln; das Literatur- 
verzeichnis hingegen ist ungenügend. 


Heidelberg v. Albertini 


Marcel Reinhard, Georges Lefebvre 1874—1959, Rev. d’hist. 
mod. 7, 1960, 5—10. — Der derzeitige Inhaber des Lehrstuhls für Ge- 
schichte der Französischen Revolution an der Sorbonne widmet seinem 
mittelbaren Vorgänger, dem Altmeister der Revolutionshistoriker, 
Georges Lefebvre, einen Nachruf. Er beleuchtet das Lebenswerk die- 
ses Gelehrten, der durch seine Forschungen, besonders auf dem Gebiet 
der Agrar- und Wirtschaftsgeschichte, ebenso wie durch seine großen 
Darstellungen der Revolutionsepoche und der Zeit Napoleons bahn- 
brechend gewirkt hat. Als Lehrer und als Mensch erfreute sich Lefebvre 
bis zuletzt allgemeiner Sympathie und Wertschätzung, insbesondere 
bei der jungen Generation. 
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Ein Teil des wissenschaftlichen Werkes von Georges Lefebvre 
wird auch gewürdigt in: George Rud&, Georges Lefebvre et l’etude 


des Journees populaires de la Revolution frangaise, Ann. hist. Revol. 


fr. 32, Nr. 160, 1960, 154—162. 
Das Heft 159, Jg. 32, 1960, der Ann. hist. Revol. fr. (128 S.) ist 


ganz dem Andenken des langjährigen Herausgebers dieser Zeitschrift, 
Georges Lefebvre, gewidmet mit Beiträgen u.a. von Albert Soboul, 
Jacques Godechot, Jean Suratteau, Jean Dautry, Marc Bou- 
loiseau, Marcel Reinhard und verschiedenen ausländischen Histo- 


rikern. E.W. 

















Bibliographie annuelle de l’histoire de France du cin- 
quieme si&cle A 1939. Annde 1958. Comite frangais des sciences 
historiques. Paris, Editions du Centre national de la recherche scienti- 


fique 1959. LIII, 351 S. 2700 frs. — Früheren Anzeigen dieser bereits 
im 4. Jahrgang erscheinenden geschätzten Bibliographie (s. HZ 191, 
5.165.) ist nur wenig hinzuzufügen. Ihr Aussehen, ihre räumliche und 
zeitliche Abgrenzung haben sich nicht nennenswert verändert. Der 


auswärtige Mitarbeiterkreis hat sich um einen polnischen Bibliogra- 
phen (Casimir Lepszy) erneut erweitert; wie hier bereits angeregt, er- 
fuhr das Zeitschriftenverzeichnis eine formale Verbesserung, wurde die 


Gesamtzahl der aufzunehmenden Titel infolge strengerer Exzerpie- 
rungsgesichtspunkte zum Vorteil der wichtigeren Arbeiten herunter- 


gedrückt; sie beträgt im vorliegenden Bande immer noch nahezu 
6000 Nummern (einschließlich zahlreicher Nachträge). Ganz im Gegen- 
satz zur deutschen Schwesterbibliographie schreitet die französische, 
dem Berichtsjahr beständig auf den Fersen, dank gleichbleibendem 
Redaktionsstab, dessen Leitung weiterhin in den bewährten Händen 
von Colette Albert liegt, rasch und kontinuierlich voran. Verschiedene 


damit notwendig verbundene Schwächen, wie die mitunter nicht ganz 


zutreffende Einordnung eines Titels oder die häufigen Titelnachträge 


aus früheren Jahren und — parallel dazu — entsprechende Lücken, 
auch an einheimischer Literatur, nimmt man dafür als bei einer laufen- 
den Bibliographie unvermeidlich willig in Kauf. 


Berlin-Schlachtensee Werner Schochow 
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J.L. und Elizabeth G. Caskey, The Earliest Settlements at 
Eutresis, Supplementary Excavations, 1958, Hesperia 29, 1960, 
126—167, legten bei Nachgrabungen in Eutresis weitere Teile der 
neolithischen und frühbronzezeitlichen Siedlung frei. Die Schichten 
Frühhelladisch I—II sind durch Radiokarbontest auf 2500 datierbar; 
die mittelhelladische Siedlung war eine Neugründung. 
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R.F. Willetts, The myth of Glaukos and the cycle of birth and 
death, Klio 37, 1959, 21—28, bringt den Glaukosmythos mit minoisch- 
mykenischen Initiationsriten in Verbindung. — A.]J.van Winde- 
kens, Le taureau dans la pens&e des Eg&ens, Minos 6, 1958/60, 158 bis 
161, befaßt sich mit dem Stierkult der ägäischen Frühzeit und stellt 
"Hoa (‚Färse‘), jows, Iuno-iunix, Itali u.a. in diesen Zusammenhang. 


S.Luria, Zur kitimena-kekemena-Frage, Minos 6, 1958/60, 
163—164, weist verschiedene Thesen über den sozialen Stand (Lehns- 
herren, Beamte, Sklaven) der in mykenischen Texten erwähnten 
Personen als unbegründet zurück. — M.S. Ruipe@rez, Chronique 
bibliographique sur le lineaire B, a.0. 165—178, gibt eine Biblio- 
graphie 1958—1960 zu den mykenischen Texten. 


J. A. Notopoulos, Homer, Hesiod and the Achaean Heritage 
of Oral Poetry, Hesperia 29, 1960, 177—197, sieht in den ‚Homerismen‘ 
bei Hesiod nicht eine Nachahmung Homers, sondern die selbständige 
Tradition einer achäischen epischen Kunstsprache, die sich im Mutter- 
land ebenso wie in Ionien über die dorische Wanderung erhielt; auch 
die metrischen Inschriften der geometrischen Vasen gehen darauf 
zurück. — S. Lurje, Burgfrieden in Sillyon, Klio 37, 1959, 7—20, 
weist durch Vergleich der pamphylischen Inschrift von Sillyon 
(Schwyzer, Dial. nr. 686) mit den mykenischen Texten altachäische 
Elemente im pamphylischen Dialekt nach. Die Männerbünde und 
Altersklassenverfassung von Sillyon scheinen ebenfalls auf achäisch- 
mykenische Auswanderer zurückzugehen. Lff. 


Giacomo Devoto, Per la storia delle regioni d’Italia, Riv. stor. 
Ital. 72, 1960, 221—233, skizziert Charakter und Entwicklung der 
kulturell und ethnisch zusammengehörigen Landschaften Italiens 
(nicht der regiones des Augustus) von der Antike bis in die Neuzeit. 

JB: 

Franz Kiechle, Messenische Studien. Untersuchungen zur 
Geschichte der Messenischen Kriege und der Auswanderung der 
Messenier. Kallmünz (Opf.), Michael Lassleben 1959. XII, 133 $,, 
12,— DM. — Statt der üblichen drei zählt K. vier messenische Kriege, 
da er dem von Platon Ges. 692 D. 698 E erwähnten, oft als sparta- 
nische Legende (H. Bengtson, Griech. Gesch. [1960] 158, 1) verwor- 
fenen Helotenaufstand geschichtliche Existenz zuspricht. Der in die 
bisherige Ordnung (I. ca. 740—720, II. 620—600, III. 464) als dritter 
einzuschaltende Kampf dauerte von 500 über die Zeit der Schlacht 
bei Marathon hinaus, in ihn gehören der messenische Nationalheld 
Aristomenes und der Kampf um Hira, die Rhianos in einem Epos ver- 
herrlichte. In der Rekonstruktion dieses Werkes aus dem 4. Buch des 
Pausanias greift K. über F. Jacoby, FGrH 265 hinaus. Chronologie und 
Ablauf der messenischen Kriege verbindet er mit den messenischen 
Auswanderungen nach Rhegion um 717, Metapont 620 und Zankle- 
Messene um 500. Freilich sind die Quellen so dürftig und spät, daß bei 
allem Scharfsinn, mit dem K. unverdrossen die sehr komplizierten und 
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viel behandelten Fragen anpackt, eine sichere Entscheidung nicht 
immer möglich scheint. Doch rechnen jetzt auch von K. unabhängig 
D. Hereward, Rhein. Mus. 101 (1958), 245, aus anderen und G. Vallet, 
Rhegion et Zankle (1958), 345f., aus den gleichen Gründen wie K. mit 
einem messenischen Kriege, der Spartas Fernbleiben bei Marathon 
erklären könnte. Darüber hinaus gibt K. einen willkommenen Beitrag 
zu der griechischen Frühgeschichte, der sich um ein genaueres Bild 
der spartanischen Landnahme müht. 


Köln H. Volkmann 


r “Hans-Volkmar Herrmann, Omphalos. (Orbis Antiquus 
Heft 13.) Münster, Aschendorff 1959. 124 S., 12 Taf., 7 Abb. 9,80 DM. — 
Vf. behandelt die durch Darstellungen auf tyrrhenischen Vasen 
angeregte Frage, welcher Zusammenhang zwischen dem delphischen 
Omphalos, Grab und Altar bestehe. Er kommt zunächst zu einem 
ablehnenden Ergebnis der vorliegenden Deutungen des Omphalos aus 
dem Steinkult und insbesondere dem Pfeilerkult und der Erklärungen 
als Grabhügel und Grabstele. Die Frage nach der Verwendung im 
Totenkult (53ff.) führt zu weiteren Untersuchungen zum Heroenkult, 
zu vorgriechischen Opfervorrichtungen und schließlich zu chthoni- 
schen Opferriten und Altären. Aus den Gegebenheiten des Totenkultes 
und vorgriechischer Opferbräuche wird der Omphalos als Opfermal 
gedeutet. Der Omphalos in Delphi geht zurück auf die Göttin mit dem 
Omphalos, die als Ge-Themis erklärt wird. Das aus einer Dissertation 
hervorgegangene Buch bringt eine erfreuliche und weiterführende 
Neubehandlung des vielschichtigen und schwierigen Problems. 


Gießen Hans Georg Gundel 


M(argarete) Riemschneider, Die Bedeutung Urartus für 
Griechenland, Acta Antiqua 7, 1959, 45—68, nimmt an, daß der Import 
urartäischer Bronze- und Elfenbeinwaren (Polosgöttin, Flügelatta- 
schen, Greifenkopf) nach Griechenland über Tarsos ging, bis dieses 696 
zerstört wurde. Ein Rennsieg des Königs Rusa ist vielleicht auf 
Olympia zu beziehen. — J. Harmatta, Der Alte Orient und das 
klassische Altertum, a.O. 29—37, verfolgt die Beziehungen zwischen 
Orient und Griechentum von mykenischer bis in hellenistische Zeit. 
Epochen enger geistiger und wirtschaftlicher Verbindung wechselten 
mit Zeiten gegenseitiger Isolierung. 


G. L. Huxley, Theopompos and Melia, Parola del Pass. 15, 
1960, 57—58, bezieht die von Theopomp (FGrH 115F 103) erwähnte 
Heroine Melias auf die Stadt Melia am Mykalegebirge. Ihr Gründer 
war Mopsos von Kolophon, Melias dessen Tochter; Theopomp be- 
schrieb wohl auch den Melischen Krieg (um 650). 


G. Ferrara, Su un’interpretazione delle riforme di Solone, 
Parola del Pass. 15, 1960, 20—39, sieht gegenüber French (vgl. HZ 183, 
682; 186, 438), der die Reformen Solons rein wirtschaftspolitisch als 
Maßnahmen zur Sanierung der Hektemorier und Erhöhung der Pro- 
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duktion betrachtet, darin vielmehr den Versuch einer verfassungs- 
mäßigen Neuerung, die vom feudalen zum bürgerlichen Staat führen 
sollte. 


D.R.Dicks, Thales, Class. Quart. 9, 1959, 294—309, sucht das 
Urteil über Thales zu korrigieren, der nur einiges empirische Wissen, 
aber nicht die Kenntnisse der babylonischen Astronomie besessen habe, 
die ihm erst Eudemos zuschrieb. Die Überlieferung von seiner politi- 
schen und kommerziellen Tätigkeit sowie von seiner Lehre vom Wasser 
als Grundstoff dagegen sei glaubhaft. — E. Stamatis, Über Thales 
von Milet, Altertum 6, 1960, 93—103, faßt die Quellen über Thales 
zusammen und würdigt ihn als Mathematiker, Astronomen und 
Physiker. Lff. 


G. V. Summer, Cicero on the comitia centuriata: De republica 
II 22, 39—40, Amer. Journ. of Philology 81, 1960, 136—156, bezieht 
die für die Rekonstruktion der Zenturiatkomitien wichtigen Bemerkun- 
gen Ciceros nicht — wie Mommsen — auf die reformierte Zenturiat- 
verfassung des 3. Jahrhunderts, sondern auf die sog. Servianische 
Verfasssung des 5. Jahrhunderts und hält die Überlieferung bei Cicero 
mit der annalistischen zusammen. J:2. 


Ch. Picard, Les voies terrestres du commerce hallstattien, 
Latomus 19, 1960, 409—428, weist den Sigynnern, die Herodot V 9 
als ambulantes Händlervolk zwischen Marseille und den Donau- 
ländern erwähnt, eine bedeutende Rolle bei der Vermittlung griechi- 
scher Bronzewaren im Raum der Hallstattkultur um 500 zu (Vix, 
Heuneburg, Grächwil). 


G.Manganaro, La MIAHTOY AAQZIZ di Frinico e l’oracolo 
epiceno per Argo e Mileto, Rivist. filol. 38, 1960, 113—123, untersucht 
den politischen Hintergrund der Verurteilung des Phrynichos. Seine 
‚Eroberung Milets‘ entsprach der aristokratischen, propersischen Hal- 
tung Delphis im Gegensatz zu Themistokles, der als Archon 493 den 
Demos auf seiner Seite hatte. Die späteren ‚Phoinissen‘ haben als 
Palinodie zu gelten; sie verherrlichen Plataiai und Mykale und wurden 
dadurch zum Vorbild für die ‚Perser‘ des Aischylos. 


M.H. Jameson, A Decree of Themistokles from Troizen, 
Hesperia 29, 1960, 198—223, veröffentlicht eine in Troizen aufgefun- 
dene Kopie des berühmten Beschlusses der Athener auf Antrag des 
Themistokles 480, die Stadt zu räumen und den Persern zur See ent- 
gegenzutreten (Herod. VII 144). Der Text, der von Ruhe und Ent- 
schlossenheit zeugt, enthält das bisher unbekannte historische Detail 
der Evakuierung nach Salamis und Troizen sowie der Mobilisierung 
der Flotte; die Trierarchen der 200 Schiffe haben noch rein militärische 
Funktion, was die Echtheit des Textes bestätigt. Der Beschluß wurde 
schon vor der Schlacht bei Artemision und den Thermopylen gefaßt, 
womit Nepos gegen die gesamte Überlieferung Recht erhält. Die 
Kopie wurde wohl um 330—324 in Troizen aufgestellt, als dort auch 
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die antimakedonischen Verbannten aus Athen Aufnahme fanden 
(Sonderdrucke zum Preis von 1,— $ über Institute for Advanced 
Study, Princeton). 


K.D.Schunck, Die Aufstellung der beiden Tyrannenmörder- 
gruppen, Altertum 5, 1959, 142—152, rekonstruiert und lokalisiert die 
Denkmäler des Harmodios und Aristogeiton — die von den Persern 480 
weggeführte Gruppe des Antenor, des ‚Hofbildhauers‘ der Alkmaioni- 
den, und die jüngere Gruppe des Kritios und Nesiotes — etwa in der 
Mitte der Agora an der Panathenäenfeststraße. 


Molly Miller, The earlier Persian dates in Herodotus, Klio 37, 
1959, 29—52, nimmt gegenüber Hammond (vgl. HZ 184, 183) an, 
daß Herodots Chronologie nur hinsichtlich der Geschichte Athens auf 
Archontenjahren beruht; für Persien und Ägypten liegen zuverlässige 
persische bzw. ägyptische Quellen zugrunde. Das Archontat Solons ist 
nach M. um 570 anzusetzen, wodurch die Verbindung Solons mit 
Kroisos und Thespis verständlich wird. — T. Sinko, L’historiosophie 
dans le prologue et l’Epilogue de l’auvre d’H£erodote d’Halicarnasse, 
Eos 50, 1959/60, 3—20, verfolgt Herodots historiographische Grund- 
sätze des Proöms und ‚Epilogs‘ im Aufbau des Werkes; dieses schließt 
mit der Einnahme von Sestos, weil Herodot die Epoche Kimons mit 
Rücksicht auf Perikles nicht mehr darstellen wollte. — ‚Die Gestalt 
des Tyrannen Polykrates bei Herodot‘ ist nach H. J. Diesner, Acta 
Antiqua 7, 1959, 211—219, weniger unter dem Aspekt des Götterneids 
zu verstehen als im Sinne des Proöms; Polykrates erscheint als ein 
Herrscher mit großen Leistungen, der ein unangemessenes, nur zum 
Teil selbstverschuldetes Ende fand. 


S. Mazzarino, L’image des parties du monde et les rapports 
entre l’Orient et la Grece ä l’&poche classique, Acta Antiqua 7, 1959, 
85—101, bezieht die von Strabon (I 47) bezweifelte Angabe des 
Damastes (FGrH 5 F 8), daß Diotimos als Gesandter des Perikles 437 /6 
zu Schiff nach Susa gekommen sei, auf den Suezkanal des Dareios. 
Diotimos befuhr wohl als letzter Grieche diesen Kanal, der während 
der Kämpfe in Ägypten im 4. Jahrhundert zerstört wurde. 


D.W.Bradeen, The Popularity of the Athenian Empire, 
Historia 9, 1960, 257—269, wendet sich gegen die Auffassung von 
St. Croix (vgl. HZ 180, 190), wonach die athenischen Bundesgenossen 
die Herrschaft Athens loyal oder sogar gerne ertragen hätten. Sie 
opponierten vielmehr gegen Athen, weil ihre Autonomie verletzt war 
(Tribute, Besatzungen, attische Münz- und Gerichtshoheit), was 
Thukydides zutreffend darstellte. 


Anne Newton Pippin, Euripides’ Helen: A Comedy of Ideas, 
Class. Philol. 55, 1960, 151—163, sieht in der ‚Helena‘ des Euripides 
eine Auseinandersetzung des Dichters mit der Nus-Lehre des Anaxa- 
goras; das Stück sollte weder eine Tragödie noch eine typische Komödie 
sein, sondern eine neue Art von Ideendrama. — Ruth Gilg-Ludwig, 
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Elmsfeuer, Altertum 6, 1960, 88—92, verfolgt das Fortleben der 
Helenasage bis in neuere Zeit. — A.Massimi, Introduzione all’ 
ellenismo, Giorn. ital. filol. 13, 1960, 42—58, 114—133, charakterisiert 
Euripides, Aristophanes, Thukydides, Sokrates als Vertreter des 
„sophistischen Zeitalters“, das zu einer völlig neuen Kultur und 
Gesellschaft im 4. Jahrhundert geführt habe. 


A. ]J. Beattie, Nisaea and Minoa, Rhein. Mus. 103, 1960, 21—43, 
lokalisiert die umstrittenen Orte Nisaia und Minoa bei Megara und 
untersucht ihre Bedeutung besonders in solonischer Zeit und im Pelo- 
ponnesischen Krieg (424). Nisaia ist nach B. der Hügel Hag. Georgios 
südöstlich von Megara, Minoa das östlich davon gelegene Teichos mit 
der Insel Trypika. 


St.Dow, The Athenian Calendar of Sacrifices: the Chronology 
of Nikomakhos’ Second Term, Historia 9, 1960, 270—293, untersucht 
und datiert die Konstituierung des Opferkalenders der restaurierten 
attischen Demokratie durch Nikomachos 403—399. 


A.Burford, Heavy Transport in Classical Antiquity, Econ. 
Hist. Rev. 13, 1960, 1—18, befaßt sich mit dem antiken Transport- 
wesen und weist nach, daß für die Beförderung schwerer Lasten wie 
Baumaterial usw. von homerischer bis in hellenistische Zeit stets 
Ochsenkarren, nicht Menschenkraft wie im Orient oder das ,‚aristo- 
kratische‘ Pferd verwendet wurden. Im perikleischen Athen wurden 
Transportleistungen für öffentliche Bauten nach Art der Diäten- 
zahlungen entlohnt. — Marie Farnsworth — I. Simmons, A 
Unique Cement from Athens, Hesperia 29, 1960, 118—122, stellten 
in einem attischen Bronzekopf des 5. Jahrhunderts eine zementartige 
Füllung fest, wie sie ähnlich auch in babylonischen Funden nachge- 
wiesen ist. Das dünne Bronzeblech wurde dadurch stabiler gemacht. 

Lff. 

Nach Helene Homayer, Zum Keltenexkurs in Livius’ 5. Buch 
(33, 4—35, 3), Historia 9, 1960, 345—361, zeigt der Livianische 
Keltenexkurs, dessen historischer Wert schon lange als sehr gering 
angeschlagen wird, vor allem den Einfluß der Rhetorik und sollte 
kompositionellen Forderungen genügen. 


K.Olzscha, Die Kalenderdaten der Agramer Mumienbinde, 
Aegyptus 39, 1959, 340—355, bemüht sich um weiteres Verständnis 
einiger Stellen der jetzt wohl allgemein als etruskischer Opferkalender 
erkannten Agramer Mumienbinde. B 


P. Leveque— P. Vidal-Naquet, Epaminondas Pythagoricien 
ou le probl&me tactique de la droite et de la gauche, Historia 9, 1960, 
294—308, führen die taktische Neuerung des Epameinondas bei 
Leuktra, mit dem linken statt mit dem rechten Flügel anzugreifen, 
auf pythagoreische Lehren zurück und verbinden damit die Nachrich- 
ten, wonach Epameinondas ein Schüler der Pythagoreer Philolaos und 
Lysis gewesen sein soll. 
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B.L.v.d. Waerden, Große Terz, Oktave und Harmonie, Mus. 
Helvet. 17, 1960, 111—114, und H. Koller, Zum Aufsatz über Har- 
monie und Tetraktys, a.O. 115—116, geben Ergänzungen zu K.s 
Untersuchung des griechischen Harmoniebegriffs (Mus. Helv. 1959). — 
M.N.Gjuric, Ziva Antika 8, 1958, 209—225, hebt das „Maß als 
Grundzug des hellenischen Lebens und Schaffens‘‘ hervor und weist 
dabei auf die Lehren vom harmonischen Gleichgewicht hin. 


B. D. Meritt, Greek Inscriptions, Hesperia 29, 1960, 1—77, ver- 
öffentlicht athenische Inschriften von der Agora, darunter eine 
Poletenliste über Grundstücksverkäufe in Lemnos (370/69) und einen 
Ehrenbeschluß für Xenokles von Sphettos, den Mitarbeiter des 
Lykurgos im Finanzwesen (um 330). 


J. R.McCredie — A.Steinberg, Two Boiotian Dedications, 
Hesperia 29, 1960, 123—125, fanden bei Pyrgos östlich von Gla in 
Boiotien zwei Weihungen an Artemis Agrotera, beide gestiftet nach 
‚Traumgesichten‘ (4. Jahrhundert); das Heiligtum ist noch nicht fest- 
gestellt. — G. Roux, Le devis de Livadie et le temple de Zeus Basi- 
leus, Mus. Helvet. 17, 1960, 175—184, behandelt die Bauinschrift des 


| wnvollendeten hellenistischen Zeustempels von Lebadeia in Boiotien 


und erklärt danach seine architektonischen Besonderheiten. Lff. 


D.Stichtenoth, Pytheas von Marseille, „Über das Welt- 
meer‘. Die Fragmente übersetzt und erläutert (Band 103 der Ge- 
schichtsschreiber der deutschen Vorzeit). Weimar, Hermann Böhlaus 
Nachfolger 1959. 168 S. 5,80 DM. — Die Aufgabe der allgemein be- 
kannten Schriftenreihe bringt es mit sich, daß die Sammlung und 
Übersetzung dieser Geschichtsquelle deutscher Vorzeit die Haupt- 
sache ist. Auf der Grundlage der Ausgabe von Mette 1952 löst der Vf. 
diese Aufgabe. Die Übersetzung und Ausgabe der Ora Maritima des 
Avien durch W. Sieglin stand dem Vf. leider nicht zur Verfügung. 
Neben Plinius hätte auch der Text Melas gebracht werden sollen, der 
ebenfalls die Quelle des Plinius benutzt, nicht aber Plinius selbst. Auch 
in den Scholien des Serv. und Serv. Daniel. zu Vergil findet man 
manche Notiz. In den Erläuterungen der Fragmente geht der Vf. 
völlig eigene Wege, ohne freilich die Ergebnisse der bisherigen For- 
schung als verfehlt zu erweisen. Ich denke dabei an die „Terrae 
Incognitae‘‘ Band 1, 1945, an die Anmerkungen der beiden Bändchen 
der Melaübersetzung (Voigtländer, 1918), an die Entdeckungs- 
geschichte der Germanenländer (Leipzig 1926) und an eine aufmerk- 
samere Benutzung von Ed. Nordens Altgermanien. Ich weiß auch 
nicht, warum die Pytheasfahrt 322 angesetzt wird statt etwa 342 
(Sperrungsunterbrechung der Meerenge durch Karthago). Gewiß sind 
im Rahmen dieser Schriftenreihe auch die Erläuterungen des Vf.s zu 
beachten, der den Pytheas in den Ostseeraum kommen läßt und die 
Fahrt mit dem Ostseebernsteinhandel, wie ihn doch erst die Römer 
erschlossen, verbindet. Um dem Leser wenigstens einen Einblick zu 
geben, was der Vf. meint, bringe ich einige Zitate: Zu Avien 0.m.108 
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vermerkt der Vf.: Oestrymnis = Land am aestuarium, Ostsee; 
Hierni’ = Cimbern; ‚Heilige Insel‘: die einzige ‚heilige‘ Insel vor den 
deutschen Küsten ist Swantewustrow an der Peenemündung, die 
heutige Greifswalder Oie‘‘; an anderen Stellen schreibt der Vf.: S, 80: 
„Wahrscheinlich fuhr Pytheas bis zur Nevamündung, wo das Ostende 
der Ostsee liegt und zugleich der Meridian von Alexandria-Leningrad 
genau die Mitte Finnlands schneidet und dem Meridian von Thule 
nach der Auffassung des Eratosthenes entspricht“ ... S. 81: „Im Zu- 
sammenhang mit Tartessus werden immer wieder die Kyneten er- 
wähnt, so Avien o.m. 201ff., 223, wie Hegli bei Rügen die Hundinge 
erschlug, Kyneten bedeutet etwa ‚Hundinge‘. Vor allem ist der Name 
Erythia lautlich identisch mit dem Namen des Inselchens Ruden in 
der Peenemündung, während eine solche Insel an der westspanischen 
Küste fehlt, seine Existenz dort von Artemidor überhaupt bestritten 
wurde ...‘‘ Natürlich muß man die These des Vf.s im ganzen Zusam- |! 
menhang überprüfen, aber ich vermag ihr nicht zuzustimmen und |! 
halte den historisch-geographischen Teil des Buches für verfehlt. 


Schondorf (Ammersee) Hans Philipp 


R.H.Simpson, Abbreviation of Hieronymus in Diodorus, } 
A]JPh 80, 1959, 370—379, nimmt an, daß Diodor die Diadochen- 
geschichte des Hieronymos von Kardia nicht unmittelbar als Quelle } 
für Buch XVIII—XX benützte, sondern in gekürzter Fassung über 
einen alexandrinischen Mittelsmann, wohl Agatharchides von Knidos. 


J- L. Caskey, Objects from a Well at Isthmia, Hesperia 29, 1960, 
168—176, fand unter frühhellenistischer Votivkeramik beim Poseidon- 
heiligtum am Isthmos 1 Paar keltische Bronze-Armringe (sog. Hohlnuß- 
Armringe) der Latenekultur, vielleicht von einem Söldner oder 
Kriegsgefangenen (um 300). 


J. Harmatta, Irano-Aramaica, zur Geschichte des frühhelleni- 
stischen Judentums in Ägypten, Acta Antiqua 7, 1959, 337409, 
behandelt einen aramäischen Papyrus (Cowley, Aram. Pap. nr. 81), 
der das steuerpflichtige Vermögen eines jüdischen Geschäftsmanns in 
Ägypten unter Ptolemaios I. spezifiziert. Der Text ist aufschlußreich 
für die frühptolemäische Währungspolitik, die Preis- und Transport- 
verhältnisse; das spätere Monopolsystem tritt noch nicht in Erschei- 
nung. —E. Heitsch, PSI VII 844, ein Isishymnus, Mus. Helvet. 17, 
1960, 185—188, bewertet diesen Papyrus als Zeugnis für die Aus- 
einandersetzung der Isisreligion mit dem Griechentum in hellenisti- 
scher Zeit. 


F. Zucker, Mitteilung über eine kürzlich gefundene griechisch- 
aramäische Bilingue des Königs ASoka, Acta Antiqua 7, 1959, 103—106, 
sieht in dieser bei Kandahar gefundenen Bilingue (vgl. HZ 190, 681), 
die in bester hellenistischer Schrift ausgeführt ist (um 250), ein Zeugnis 


der Einheit der hellenistischen Kulturwelt. Aschoka predigt hier 
seinen griechischen Untertanen den Buddhismus (Enthaltung von 
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Fleischnahrung) ; die aramäische Version zeigt, daß diese Verwaltungs- 
sprache des Perserreiches den Sturz der Achaimeniden überdauert 
hatte. — F. Altheim — R(uth) Stiel, Zwei neue Inschriften, a.O. 
107—126, behandeln den aramäischen Teil der Aschoka-Inschrift und 
geben davon eine Übersetzung zum Vergleich mit dem griechischen 
Text. Eine halbgriechische Kieselinschrift aus der Gegend von Maikop 
im Kubangebiet wird von A.-St. in spätantike Zeit datiert. — K. 
Treimer, L’€pigraphie pontique, Orbis 9, 1960, 148—157, untersucht 
im Anschluß an L. Zgusta (Personennamen griechischer Städte der 
nördlichen Schwarzmeerküste, Prag 1955) Personen- und Stammes- 
namen des Pontosgebiets auf ihre skythische, iranische oder sarmati- 
sche Herkunft. Lff: 


Eine Antwort auf das Buch von H. Le Bonniec, Le culte de 
Ceres & Rome, Paris 1958, gibt W. Wagenvoort, De dea Cerere 
deque eius mysteriis Romanis, MnemosyneS. 4, Vol. 13, 1960, 111—142, 
in einer ausführlichen Besprechung vor allem der mit dem Cereskult 
in Rom zusammenhängenden Fragen. Ye: 


T.A. Dorey-St. I. Oost, Philip V and Illyria: The Annalistic 


och Point of View, Class. Philol. 55, 1960, 180—181, und E. Badian- 
ochen- f 


Quelle | 


St.I.Oost, Philip V and Illyria: A Reply, a.0. 182—186, kommen 
in der Frage, ob die Politik Philipps V. in Illyrien vor Ausbruch des 
2.Makedonischen Krieges für Rom einen Bruch des Friedens von 
Phoinike 205 bedeutete, zu verschiedenen Urteilen; Oost hält an 
seiner Auffassung fest (vgl. HZ 188, 673), daß Rom nicht provoziert 
war. Lff. 


Franz Bömer, Untersuchungen über die Religion der 
Sklaven inGriechenland und Rom. I: Die wichtigsten Kulte und 
Religionen in Rom und im lateinischen Westen (Abhandl. d. Akad. 
d. Wiss. und d. Lit., Mainz, Geistes- und sozialwiss. Klasse, 1957, 
Nr. 7). Wiesbaden, Steiner in Komm. 1958. 206 S. 19,60 DM. — Die 
meisten Darstellungen der antiken Religion behandeln, soziologisch 
gesehen, nur ein Teilgebiet derselben, nämlich die religiösen Anschau- 
ungen der Dichter und Denker in der hohen Literatur, die bürgerlichen 
und staatlichen Kulte und ähnliches. Die ‚Volksreligion‘, für welche 
die Inschriften und die Grabungsfunde lokaler Heiligtümer so viel 
Material bieten, ist wenig erforscht; vollends die Sklaven blieben 
bisher außer Betracht. Dieses Versäumnis holt B. nach; in einem 
ersten, ergebnisreichen Teil seiner Untersuchungen wendet er sich der 
Religion der römischen Sklaven zu. Es war dabei richtig, zunächst 
durch Sichtung der zahllosen Weih- und Grabschriften, die stark 
zusammengedrängt, jedoch gut resümiert vorgelegt werden, die 
durchgehenden Grundzüge festzustellen, bevor an zerstreute Schrift- 
stellernotizen und Detailfragen herangegangen wird. Die römischen 


Sklaven hatten demnach ihre eigene religiöse Welt. Iuppiter ist ihnen 
fast unbekannt und wird nur durch Gleichsetzung mit anderen Göt- 
tern verehrt. Dafür treten Silvanus, Liber, Fortuna, auch lokale und 
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orientalische Gottheiten hervor. Neben dem Kult der Sklaven- und 
Fremdgötter ist aber das Bestreben bezeichnend, die Herrenreligion 
zu imitieren oder zu übernehmen, wie im Larenkult, der dadurch 
sozial immer mehr absinkt. Spezifische Standesschranken fehlen; die 
religiöse Trennungslinie verläuft praktisch nicht zwischen frei und 
unfrei, sondern zwischen reich und arm. Wichtig ist auch der Nach- 
weis, daß der römische Sklave auf sakralem Gebiet rechtsfähig war, 
also persona, nicht res. (Die im 19. Jahrhundert beliebte Formulierung, 
daß der Sklave kein Mensch, sondern eine Sache sei, ist nach Ehrhardt, 
Zs. Sav. RG. Rom. Abt. 68, 1951, 93, vom Ethos der angloamerikani- 
schen Sklavenbefreiung beeinflußt.) In späterer Zeit wurde der „Zug 
zum Kollektiv‘ und zu organisierten Kultgemeinden stärker, wofür 
die Bedeutungsentwicklung der familiae, collegia, magistri, ministri, 
fratres aufschlußreich ist. Die ‚Brüderlichkeit‘ der Gemeinde- und 
Glaubensgenossen wurde jedoch nach B. weder von diesen Sklaven- 
vereinigungen noch von den Philosophenschulen zu voller Wirkung 
gebracht, erst von der Mithrasreligion und dem Christentum, die den 
Standesunterschied allgemein ignorierten, weil ihnen die antike 
Sozialordnung von vornherein fremd war. 
München S. Lauffer 


Wilhelm Hoffmann, Die römische Politik des 2. Jahrhunderts 
und das Ende Karthagos, Historia 9, 1960, 309—344, weist in dieser 


überzeugenden Studie nach, daß die Politik Scipio Nasicas bei seiner 
Kontroverse mit Cato nicht auf die Erhaltung Karthagos als Gegen- 
gewicht gegen ein allzu mächtiges und damit nach Ansicht der späteren 
römischen Historiker zwangsweise dem Verfall zustrebendes Rom 


gerichtet war, sondern seine Bedenken gegen die Zerstörung der alten 


Rivalin Roms im Religiösen verwurzelt war. Auch die Ansicht, Rom 
habe seit 200 ununterbrochen in Furcht vor Karthago gestanden und 
Cato hätte diesem Gefühl folgend seine Forderung nach Zerstörung 
der Stadt vertreten (metus Punicus), ist nach Hoffmann unrichtig. 
Tatsächlich sei auch der 3. Punische Krieg in die seit dem Perseuskrieg 


veränderte römische Politik einzuordnen, die die Krisis, in dem sich 


damals das wachsende Imperium befand, widerspiegelt. 


A.E.Astin, Dicta Scipionis 131 B.C., The Class. Quaterly 
N.S.10, 1960, 135—139, bemüht sich um die richtige Einordnung 
einiger bekannter Aussprüche des Scipio Aemilianus aus der Zeit nach 
seiner Rückkehr aus Spanien und der Kontroverse mit den Anhängern 


des Ti. Gracchus. 


T. F.Carney, Cicero’s Picture of Marius, Wiener Studien 73, 


1960, 83—122, rekonstruiert aus den Schriften Ciceros ein Mariusbild, 
das ihn als Heros und Retter zeigt und somit den negativen Skizzen 
bei Sallust und vor allem bei Plutarch entgegensteht. 

A.La Penna, L’interpretazione Sallustiana della congiura di 
Catilina, Stud. Ital. di Filol. Class. N.S. 31, 1959, 127—-168, schließt 
seine oben Bd. 190 S. 426 begonnene Abhandlung ab, 
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Kazimierz Kumaniecki, Ciceros Rede de haruspicum responso, 
Klio 37, 1959, 135—152, verbindet die Rede Ciceros über das 
Gutachten der Haruspices kommentierend mit den Ereignissen des 
Jahres 56 und gelangt dabei zu einer neuen Datierung: Die Rede setzt 
bereits die Kenntnis Ciceros von der Übereinkunft der Triumvirn in 


Luca (April 56) voraus und gehört in den Juni desselben Jahres. 


G. Radke, Die falsche Schaltung nach Caesars Tode, Rhein. Mus. 
103, 1960, 178—185, erklärt den Schaltfehler aus einer Konfusion 
zweier Anordnungen Caesars, nämlich der Verlegung des Neujahrs- 
termins auf den 1.Januar und des vierjährigen Einschubes eines 
Schalttages. 


Bernhard Kytzler, Beobachtungen zu den Matius-Briefen 
(ad fam. 11, 27/28), Philologus 104, 1960, 47—62, datiert die Briefe 


inden Oktober 44 und knüpft an ihre Interpretation Folgerungen für 
die Edition der Bücher 11—13 der Sammlung ad familiares. 


Andreas Alföldi, Diana Nemorensis, AJA 64, 1960, 137—144, 
erkennt in der Darstellung auf der Rückseite der Denare des P. Acco- 
leius Larisculus das archaische Kultbild der Diana aus der Grotte von 


Aricia und datiert diese Münzen auf das Jahr 43 v.Chr. 


Howard Comfort, Some Inscriptions near Rome, AJA 64, 1960, 
273—276, veröffentlicht unbekannte Inschriften bzw. Bruchstücke 
solcher aus dem Hause Via Cassia 1416, ca. 15 km nördlich von Rom. 


Ronald Syme, Pliny’s Less Successfull Friends, Historia 9, 1960, 
%2--379, gibt mit seiner gewohnten Beherrschung des prosopogra- 


phischen Materials einen interessanten Einblick in Leben und Karriere 
von Rittern und Senatoren der Generation des Plinius. 


Eine Geschichte der Entdeckung und Ausgrabung der Tiberius- 
villa von Sperlonga (Lazio) vermittelt Heinrich Alexander Stoll, 


Die Grotte von Sperlonga, Das Altertum 6, 1960, 104—120. J.B. 


G.M. A. Grube, Theodorus of Gadara, AJPh 80, 1959, 337—365, 
handelt über die Lehre und Schule des Theodoros von Gadara, der den 
jungen Tiberius in der Rhetorik unterrichtete. — E. Vanderpool, 
An Athenian Monument to Theodoros of Gadara, a.O. 366—-369, 
weist eine athenische Ehreninschrift augusteischer Zeit für Theodoros 


nach, 


G.D. Weinberg, Excavations at Tarrha, Hesperia 29, 1960, 
%—108, fand in der Nekropole von Tarrha an der Südwestküste 
Kretas große Massen von Glaswaren, die auf ein nahe gelegenes Her- 
stellungszentrum schließen lassen. Th. S. Buechner, The Glass 
from Tarrha, a.O. 109—117, datiert diese Glasfunde, die bis ins 
5. Jahrhundert zurückreichen, meist in die frühe und mittlere Kaiser- 


zit; im 4, Jahrhundert n.Chr. wurde die Siedlung aufgegeben. Lff. 


15* 





228 Anzeigen und Nachrichten 
ensure sheet 


Herbert Nesselhauf, Beschriftetes Bleitäfelchen aus einer 
raetischen Villa, Germania 38, 1960, 76—80, veröffentlicht ein magi- 
sches, an die Geliebte gerichtetes Zaubertäfelchen in kryptographischer 
Schrift. 


K. Büchner, Reicht die Statthalterschaft des Agricola von 
77—82 oder von 78—83 n.Chr. ?, Rhein. Mus. N.F. 103, 1960, 172 bis 
178, kommt zu dem Schluß, daß das Jahr 77 das erste des Aufenthaltes | 
des Agricola in Britannien war. 


Zwei neueMilitärdiplome aus Domitianischer (fragment. ;12.5.91?: 
Soldaten aus Syria) und Hadrianischer Zeit (13.12.140; Soldaten aus 
Dacia Inferior) veröffentlicht mit eingehender Würdigung der aus dem 
Fund resultierenden militärtechnischen Fragen Boris Gerov, Zwei 
neugefundene Militärdiplome aus Nordbulgarien, Klio 37, 1959, 1% ! 
bis 216. 


Ladislav Vidman, Die Mission Plinius des Jüngeren in Bithy- | 
nien, Klio 37, 1959, 217—225, erläutert an Hand einer Durchsicht des 
10. Buches der Plinius-Briefe die außerordentliche Stellung des Plinius 
als kaiserlicher Sonderbevollmächtigter in der Senatsprovinz Bithynien. f 


Vor allem durch Heranziehung numismatischen Materials, aber 
auch durch eine erneute Durchsicht der literarischen Zeugnisse datiert 
der finnische Numismatiker Patrick Bruun, The Battle of the 
Milvian Bridge: The Date reconsidered, Hermes 88, 1960, 361—370, 
die Entscheidungsschlacht zwischen Konstantin und Maxentius an 
der Ponte Molle auf Herbst 311 (statt wie bisher 312), was u.a. auch 
einschließen würde, daß die tolerante Haltung den Christen gegen- 
über dem Maxentius zu Unrecht zugeschrieben wird, sie vielmehr 
schon auf Konstantin zu beziehen ist. 


John Day und Sarah B. Porges, Financial Transactions of 
Aurelia Titoueis, Amer. Journ. of Philology 81, 1960, 157—175, ver- 
öffentlichen und besprechen drei Papyri des Jahres 372 n.Chr. aus 
dem Archiv (?) der durch Papyri schon bekannten Aurelia Titoueis aus 
Karanis (Ägypten), die Leihkontrakte darstellen und u.a. für die wirt- 
schaftlichen Verhältnisse der Zeit von Interesse sind. JB: 


Arnaldo Momigliano, Some observations on the Origo gentis 
Romanae, Journal of Roman Studies 1958, 56—73; ders., Per una 
nuova edizione della Origo gentis Romanae, Studi Periodici di Lettera- 
tura e Storia dell’Antichitä ... dell’Universitä di Pavia 36, 1958, 
248—259, setzt sich auseinander mit dem Buch von G. Puccioni, 
La fortuna medievale della Origo gentis Romanae, Messina-Florenz 
1958 (vgl. dazu auch Momigliano, Riv. stor. Ital. 70, 1958, 459 —#6l, 
u. 71, 1959, 170—175) und mit dessen Edition (erschienen Florenz 
1958). Er hält gegen P. daran fest, daß diese herkömmlich so genannte 
Römische Geschichte bis 360, die als erster Teil eines Corpus, das noch 
ein anonymes De viris illustribus sowie die Caesares des Aureliws f 
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Victor umfaßte, in zwei Hss. des 15. Jahrhunderts erhalten ist, ein 
Werk wohl noch der ersten Hälfte des 4. Jahrhunderts war und nicht 
erst von Cassiodor oder seinem Kreise, sondern noch im 4. Jahrhundert 
mit den beiden anderen Werken zu der vorliegenden Trilogie zusam- 
mengefaßt wurde. Er stimmt mit P. darin überein, daß Paulus Diaco- 
nus die Origo nicht als Quelle benutzte und daß weder ihm noch 
Landolfus Sagax, Gottfried von Viterbo oder Helinandus eine ver- 
lorene erweiterte Fassung der Origo (im Sinne von Mommsen) vorlag. 
H.L. 


FRÜHERES MITTELALTER (476—1250) 


Zeitschriftenberichte von H. Löwe- Erlangen (476—900) 


Hugo Hantsch, Zur Vorgeschichte der Petitio in der Regel des 
heiligen Benedikt, MIÖG. 68, 1960, 1—15, zeigt durch Vergleich des 
Aufnahmeritus der Benediktregel mit den älteren Klosterregeln, wie 
Benedikt der Urkunde, durch die der Mönch auf Eigentum verzichtete, 
durch Einbeziehung der anderen Prinzipien des monastischen Lebens 
einen viel weiteren Inhalt gab und damit die geistige Gemeinschaft 
der Brüder auf eine klare rechtliche Grundlage stellte. 


I. Kawar, Byzantium and Kinda, Byz. Zs. 53, 1960, 57—73; 
Procopius and Kinda, ebd. 74—78, handelt auf Grund des in der 
Überarbeitung durch Photius erhaltenen Berichtes des byzantini- 
schen Agenten Nonnosus über drei Gesandtschaften, mit denen 
Justinian in Fortsetzung von Bemühungen seiner Vorgänger Bezie- 
hungen zur arabischen Welt, insbesondere dem Königreich Kinda, zu 
knüpfen suchte; er zeigt, daß Procop parteiisch die Politik des Kaisers 
Anastasius gegen die Justinians auszuspielen suchte. 


K. Wessel, Die Entstehung des Crucifixus, Byz. Zs. 53, 1960, 
95—111, führt gegenüber der Auffassung, daß das „Bild des Gekreu- 
zigten‘“ erst „‚eine Schöpfung des 10. Jahrhunderts“ sei, aus, daß diese 
Bildform, freilich auf die Kleinkunst (Pectoralkreuze) beschränkt, 
schon in der frühbyzantinischen Zeit ausgebildet und daß die Ver- 
ehrung des Crucifixus schon im 7. Jahrhundert bezeugt ist. 


Erich Zöllner, Der bairische Adel und die Gründung von 
Innichen, MIÖG. 68, 1960, 362—387, identifiziert die in der Grün- 
dungsurkunde des 769 von Tassilo gegründeten Klosters Innichen 
aufgeführten Zeugen und gewinnt so einen Blick auf den Anteil des 
bairischen Adels an der Siedlung und Christianisierung des Südostens. 


Walter Mohr, Reichspolitik und Kaiserkrönung in den Jahren 
813 und 816, WaG. 20, 1960, 168—186, sucht die vielerörterte Deu- 
tung der beiden Kaiserkrönungen Ludwigs des Frommen weiter- 
zuführen, indem er von dem Gegensatz der Reform- und Einheits- 
partei zu den stärker in traditionellen Bahnen denkenden Franken 
ausgeht: habe die erstere 813 die Krönung Ludwigs erzwungen, ohne 
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Karl aber veranlassen zu können, ihm einen wirklichen Anteil an der 
Regierung zu geben, so habe man in diesen Kreisen die Krönung durch 
den Papst 816 nur als Festkrönung gewertet, während gerade die 
Gegenpartei, als deren Stimme z.B. Thegan betrachtet wird, erst seit 
der Krönung von 816 ein Kaisertum Ludwigs anerkannt habe. 


Josef Semmler, Reichsidee und kirchliche Gesetzgebung, 
Zs. f. KiG. 71, 1960, 37—62, analysiert die Reformpolitik der Anfänge 
Ludwigs des Frommen als Versuch einer renovatio regni Francorum 
nach ihrer Bedeutung für das ‚‚institutionell-objektivierende Denken“ 
dieser Generation ebenso wie nach den Persönlichkeiten, die Träger der 
Reform gewesen sein könnten. 


In den ‚„Melanges offerts par ses confreres &trangers A Charles 
Braibant‘‘, Brüssel 1959, 113—140, beschreibt Wilhelm A. Eck- 
hardt „die von Baluze benutzten Handschriften der Kapitularien- 
Sammlungen‘ und leistet damit eine für die künftige Neuausgabe und 
Textkritik der Kapitularien wichtige Arbeit. 


Ingo Reiffenstein, Die althochdeutsche Kirchensprache, 
Innsbrucker Beiträge zur Kulturwissenschaft 6, 1959, 41—58, geht 
der Frage nach, wie die einzelnen frühmittelalterlichen Missions- 
bewegungen auf die Herausbildung der althochdeutschen Kirchen- 
sprache gewirkt haben. Er sieht, da die angelsächsische Terminologie 
sich nicht durchsetzte, wie schon in seinem Buch von 1958 (vgl. meine 
Besprechung: Zs. f. bayer. LG. 23, 1960, 152—154) und seinem Auf- 
satz über das Muspilli (vgl. HZ 190, 433) die entscheidenden Kompo- 
nenten in dem Anteil der Iren an der Ausbildung der süddeutschen 
Kirchensprache und in dem Werk Karls d.Gr., dem er mit Recht 
attestiert, daß erst seine Leistung die Entstehung einer deutschen 
Sprache möglich machte. 


Peter von Polenz, Karlische Renaissance, Karlische Bildungs- 
reformen und die Anfänge der deutschen Literatur, Mitteilungen des 
Marburger Universitätsbundes 1959, 1/2, 27—39, führt die Anfänge 


der deutschen Literatur nicht auf die ‚‚Karlische Renaissance‘ zurück, } 


sondern auf Karls breitere Schichten ergreifende kirchliche Bildungs- 
reformen mit den von ihnen hervorgerufenen Verdeutschungsarbeiten, 
als deren Vorläufer er die angelsächsische Reform betrachtet,während 
er dem irisch beeinflußten bairisch-langobardischen Kulturkreis des 
8. Jahrhunderts eine Bedeutung in diesem Zusammenhang abspre- 
chen möchte. 


Jacques Harmand, Quelques Phantasmes des Nationalismes, 
La Table Ronde, Mars 1960, No. 147, 37—45, wendet sich gegen eine 
nationalistische Verkennung Karls d.Gr. (z.B. durch Bainville) als 
Erneuerer des Imperium Romanum; er wertet die Zeit vom 5. bis 
10. Jahrhundert als die Epoche, in der der Mord am Werk Caesars vollen- 
det und durch eine anarchische germanische Aristokratie jede Ordnung 
aufgelöst wurde; auch auf geistigem Gebiet findet er Ausweglosigkeit, 
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dadie karolingische Renaissance nur rezeptiv und retrospektiv gewesen 
sei und die „widernatürliche Allianz‘‘ zwischen heidnisch-römischer 
Tradition und Christentum die genuin germanischen Kulturanlagen 
nicht zur Entfaltung habe kommen lassen. Erst die Normannen- und 
Ungarneinfälle hätten den Weg zu neuen Ufern negativ und positiv 
freigemacht, die Normannen (Germain civilise par la mer im Gegensatz 
zum Germain continental anarchique) mit ihrer Treuebindung die 
Grundlagen neuer Staatsbildung geschaffen und so den Staat der 
Capetinger ermöglicht. Der geistvolle Überblick scheint in vieler Hin- 
sicht eine Neuauflage des alten Bildes von den „dunklen Jahrhunder- 
ten‘ zu sein. 


J.Gouillard, Une @uvre inedite du patriarche Methode: La vie 
d’Euthyme de Sardes, Byz. Zs. 53, 1960, 36—46, gibt eine Inhalts- 
analyse der durch die Person ihres Vf.s und ihren Quellenwert für die 
Geschichte des Bilderstreits in Byzanz interessanten Vita des Euthy- 
mius (gest. 26.12.831). 


Hans Liebeschütz, Zur Geschichte der Erklärung des Mar- 
tianus Capella bei Eriugena, Philologus 104, 1960, 127—137, macht 
deutlich, daß die von L. Labowsky aufgefundene Oxforder Fassung 
der Annotationes in Martianum älter ist als die von C. Lutz edierte 
Pariser Version; sie geht schon in die Frühzeit des Johannes Scottus 
vor 846 und auf die Anfänge seiner kosmologischen Interessen zurück. 


Heinrich Koller, Der östliche Salzburger Besitz im Jahre 860, 
Burgenländische Heimatblätter 22, 1960, 89—106, sucht die in der 
Urkunde Ludwigs des Deutschen für Salzburg von 860 genannten 
Salzburger Besitzungen zu identifizieren und betont, daß das Erz- 
bistum im 9. Jahrhundert diesen Besitz vor allem als Stützpunkte für 
die Missionsreisen, noch nicht aber für Kolonisation und kirchliche 
Verwaltung erworben habe. 


Alexander V.Soloviev, Die angebliche ungarische Herrschaft 
in Kiev im 9. Jahrhundert, Jbb. f. Gesch. Osteur. 8, 1960, 123—129, 
betont, daß die Annahme einer ungarischen Herrschaft über Kiev im 
9, Jahrhundert sich nur auf falsche Interpretationen der altrussischen 
Chronik und fehlerhafte Etymologien stützt. 


P. Aebischer, Le Placitum Feretranum de 885 et les origines 
de Saint-Marin, MA.66, 1960, 1—36, zeigtim AnschlußanC.Manaresi, 
Il placito feretrano, Studi Romagnoli 8, 1957, daß das Gebiet von 
San Marino nach dem Placitum von 885 weder als politisch selb- 
ständig noch als langobardische Enklave im Kirchenstaat zu betrach- 
ten ist; aber neben dem 885 erwähnten Kloster muß es ein politisches 
Zentrum gegeben haben, da schon 756 vom castellum sancti Marini die 
Rede war und da die Pfarrei, die 951 erwähnt wird, jedoch schon 
früher bestanden haben dürfte, eine größere Siedlung voraussetzt. 
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Mathilde Uhlirz, Zu den heiligen Lanzen der karolingischen 
Teilreiche, MIÖG. 68, 1960, 197—208, unterscheidet zwischen der aus 
karolingischem Erbe stammenden ostfränkischen Königslanze Kon- 
rads I. und Heinrichs I. und der von Heinrich I. erworbenen „heiligen“ 
(langobardischen Königs-) Lanze, die als Mauritius-Lanze die deutsche 
Kaiserlanze wurde, die aber nach U. — gegen Schramm — die umge- 
arbeitete alte, von Karl d. Gr. erworbene langobardische Königslanze 
und schließlich Kaiserlanze darstellt; sie schließt aus Wilhelm von 
Malmesbury, daß Karl neben der Lanze schon eine Fahne des hl. 
Mauritius geführt habe. 


Marcelin Defourneaux, Autour de la Chanson de Roland, 
RH. 223, 1960, 29-44, gibt einen Überblick über den Stand der 
Diskussion von Be&diers Epentheorie, wie er sich nach dem großen 
Buch von R. Menendez Pidal, ‚La Chanson de Roland‘ y el neo- 
tradicionalismo (Origines de la &pica romänica), Madrid 1959, darstellt. 
Danach dürfte die These nicht mehr zu halten sein, die Chansons de 
geste seien als rein dichterische Schöpfungen ohne Hintergrund in der 
Geschichte der Karolingerzeit zu betrachten; vielmehr gibt es Zwi- 
schenglieder, und D. neigt im Einklang mit den vorliegenden Zeug- 
nissen und den Auffassungen von Menendez Pidal dazu, als solche 
Zwischenglieder auch Lieder nach Art der spanischen cantares anzu- 
nehmen. H.Lo. 


Wolfgang Dietrich Fritz, Die erste Erwähnung der Burg 
Giebichenstein, FuF 34, 5, 1960, 136—139, trägt die ältesten Nach- 
richten über die Burg Giebichenstein (Halle a.d.Saale) zusammen. 
1961 kann die Burg das tausendjährige Jubiläum der ersten Erwäh- 
nung in einer historischen Quelle feiern. Vom Giebichenstein aus, 
ursprünglich Königsbesitz und Reichsburg (civitas oder urbs), wurde 
das alte Salzwerk bei Halle geleitet. W.L. 


Günther Albrecht, Das Münzwesen im niederlothringi- 
schen und friesischen Raum vom 10. bis zum beginnenden 
12. Jahrhundert. (Numismatische Studien, hrsg. von Walter Häver- 
nick, Heft 6.) Hamburg, Museum für Hamburgische Geschichte 1959. 
213 S., Tafelband. — Die Hamburger Schule Hävernicks hat es sich 
zur Aufgabe gesetzt, das Münzwesen der sächischen und fränkischen 
Kaiserzeit planmäßig zu erforschen. Dabei geht es sowohl darum, an 
Hand der Münzprägung ein Bild von der wirtschaftlichen Bedeutung 
der Einzelmünzstätten bestimmter Gebiete zu gewinnen, als auch 
darum, aus dem fundmäßigen Niederschlag ihrer Gepräge deren Ver- 
breitungswege und so die Handelsverbindungen der Prägeorte zu 
erschließen. Es mußte eine eigene Methodik entwickelt werden, das 
spröde Quellenmaterial der Mittelaltermünze, insbesondere der Münz- 
funde aufzubereiten und der Geschichtsforschung darzubieten als ein 
in seiner Unmittelbarkeit hervorragendes historisches Erkenntnis- 
mittel einer sonst quellenarmen Epoche. — Unter den mehr als 
60 Münzstätten des untersuchten Gebietes, deren Namen zum über- 
wiegenden Teil den auf 21 Prägetabellen zusammengestellten Münzen 
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verdankt werden, ist Köln die weitaus fruchtbarste. Im utrecht- 
friesischen Raum wird der Münzbedarf durch Münzstätten mittlerer 
Größe gedeckt, während sich das westliche Niederlothringen durch ein 
dichtes Netz kleiner und kleinster Münzstätten auszeichnet. Die Fund- 
vorkommen niederlothringischer Münzen lassen auf einen lebhaften 
Handelsverkehr mit Nord- und Osteuropa schließen. Durch norwegi- 
sche Küstenfunde wird der Seeweg nach Skandinavien, durch Fund- 
massierung die Insel Gotland als Umschlagplatz bezeichnet. Über 
Bardowiek-Magdeburg führte der Landweg, der Küste entlang der 
Seeweg ins Elbe-Weichsel-Gebiet und auf den russischen Binnenwasser- 
straßen zur Wolga und zum Dnjepr. Zeitlich beginnt die Schatzlegung 
um die Mitte des 10. Jahrhunderts, und zwar im Prägegebiet sowohl 
als auch in Pommern, Dänemark, Schweden. Anfangs liegen die Funde 
am dichtesten in Dänemark und auf Gotland, verbreiten sich dann 
zahlreich über die gesamten Ostseeländer, verebben zu Beginn des 
12. Jahrhunderts und machen so Ausdehnungsrichtung und Intensitäts- 
schwankungen des deutschen Osthandels sichtbar. 
Karlsruhe Friedrich Wielandt 


A 

“, Josef Lenzenweger, Berthold Abt von Garsten (}1142). 
(Forschungen zur Geschichte Oberösterreichs, hrsg. vom Oberöster- 
reichischen Landesarchiv, 5.) Köln, H. Böhlaus Nachf. 1958. 304 S., 
2 Abb. 20,— DM. — Berthold war Mönch in St. Blasien, dann ‚‚prior 
maior‘‘ in Göttweig und schließlich der erste Abt des Klosters Garsten 
(bei Steyr, Oberösterreich), das er in den drei Jahrzehnten seines 
Wirkens zu großer Blüte brachte. Eigenklosterwesen und Reform- 
bewegung trafen einander hier ohne Konflikte, was durch das hohe 
Ansehen und fromme Wesen des Abtes begünstigt wurde, dem man 
bald Lokalkulte widmete; seine Kanonisation wird gegenwärtig in 
Rom vorbereitet. In diesem Zusammenhang entstand die vorliegende 
Biographie, deren breite und gewissenhafte Schilderung die hagiogra- 
phische Tradition der Vergangenheit fortsetzt. Lenzenweger gibt eine 
vollständige Geschichte des Kults und geht auf die Quellen über das 
Leben Bertholds ein, insbesondere wird die Textüberlieferung der 
Vita geklärt, deren Grundstock in den Jahren 1173/1182 entstand; eine 
Neuedition dieser Quelle wird angeschlossen. Die solide Forschungs- 
arbeit, die hier geleistet wurde, ist aller Anerkennung wert. Kleinere 
Ergänzungen könnte eine Untersuchung über Stil und Latinität der 
Vita bieten, und vielleicht ließe sich doch Näheres über Bertholds 
Herkunft feststellen. 

Wien Heinrich v. Fichtenau 


SPÄTERES MITTELALTER (1250—1500) 


Zeitschriftenberichte von W. Lammers-Hamburg 


W.C. Robinson, Money, Population and Economic Change in 
Late Mediaeval Europe, Econ. Hist. Rev. 12, 1, 1959, 63—76, polemi- 
siert gegen M. M. Postan (und ähnlich gegen Wilhelm Abel), der den 
Aufschwung der Wirtschaft in Europa zwischen dem 11. und 15. Jahr- 





234 Anzeigen und Nachrichten 


nn nn 


hundert mit dem allgemeinen Bevölkerungszuwachs zusammensieht. 
Danach ist auch die spätmittelalterliche Krise eine unabwendbare 
Folge der starken Bevölkerungsvermehrung des Hochmittelalters, 
R. hält dagegen nach wie vor den Wechsel im Bestand des Edel- 
metalls für die Ursache der Schwankungen in der Preisentwicklung 
und die große Pest für die Hauptursache des wirtschaftlichen Nieder- 
gangs. — M. M. Postan antwortet auf die Angriffe S. 77—82. 


George Fenwick Jones, The Function of Food in Mediaeval 
German Literature, Speculum 35, 1, 1960, 78—86, bringt einige 
Stellen zusammen, welche die typischen und zugehörigen Speisen der 
Stände im Mittelalter beschreiben: Nahrungsmittel als ‚‚soziale 
Abzeichen“. Wi 


Georg May, Die geistliche Gerichtsbarkeit des Erz- 
bischofs von Mainz im Thüringen des späten Mittelalters. Das 
Generalgericht zu Erfurt. (Erfurter theologische Studien, hrsg. von 
Erich Kleineidam und Heinz Schürmann, Band 2.) Leipzig, St. Benno- 
Verlag 1956. XXIII, 338 S. 20,— DM. — Die auf sorgfältiger Aus- 
wertung gedruckter und ungedruckter Quellen beruhende Abhandlung 
bringt zunächst die Entstehungsgeschichte des erzbischöflich-main- 
zischen Generalgerichts zu Erfurt. Das vom geistlichen Mittelpunkt 
der Erzdiözese weit entfernte Thüringer Randgebiet hat in Verwal- 
tung und Rechtsprechung stets eine Sonderstellung eingenommen. 
Bereits Ulrich Stutz hat sich mit seiner Eigenart befaßt und eine durch 
den Tod des V£.s im ersten Weltkrieg leider nicht vollendete Schüler- 
arbeit über dieses Thema angeregt. Die Gerichtsbarkeit des Mainzer 
Erzbischofs in Thüringen hat sich aus der am Ende des 12. Jahrhun- 
derts erstmals feststellbaren, gegen die Jurisdiktion der Archidiakone 
gerichtete Spezialdelegation einzelner Richter für die Entscheidung 
von bestimmten Einzelfällen weiter entwickelt. Es ist daraus in der 
ersten Hälfte des 14. Jahrhunderts eine Generaldelegation mit umfas- 
sender Zuständigkeit und aus der Betrauung einzelner Personen 
schließlich eine ständige Behörde, das Generalgericht zu Erfurt, ent- 
standen. Im Jahre 1312 wurde der erste Generalrichter bestellt, seit 
1347 führte das Generalgericht als Behörde ein eigenes Dauersiegel. 
Im einzelnen ist die Entwicklung nicht geradlinig verlaufen. Das 
päpstliche Schisma sowie Schismen bei der Besetzung des Mainzer 
erzbischöflichen Stuhles haben ihren Einfluß geltend gemacht. Das 
hat zu einigen schwer entwirrbaren Situationen geführt. Der Vf. ver- 
sucht eine Klärung, indem er die moderne scharfe Unterscheidung 
zwischen Jurisdiktion und Exekutive anwendet. Das führt manchmal 
weiter. Jedoch scheint auch hie und da die Frage berechtigt, ob undin 
welchem Maße solche Begriffe der modernen Jurisprudenz auf das 
mittelalterliche Rechtsdenken angewendet werden können. Über die 
territorialgeschichtliche Bedeutung hinaus ist die Abhandlung noch 
in einer anderen Beziehung von großem Interesse. Durch die sorg- 
fältige Darstellung der vom Erfurter Generalgericht behandelten f 
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Gegenstände wird dem Leser ein ebenso buntes wie anregendes Bild 
mittelalterlichen Rechtslebens geboten. Es entwickelte sich, nicht 
zuletzt auch im Zusammenhang mit der in hohem Ansehen stehenden 
Erfurter Rechtsschule, eine gepflegte kanonistische Jurisprudenz. Die 
geistliche Gerichtsbarkeit hat damals, nicht zuletzt durch die miß- 
bräuchliche Verwendung kirchlicher Zensuren als Exekutionsmittel 
bei weltlichen Verpflichtungen, ein weites Gebiet umfaßt. Auf diese 
Weise wird durch die verdienstvolle Arbeit zugleich ein Einblick in 
die spätmittelalterliche Kulturgeschichte vermittelt. 


Erlangen Hans Liermann 


Robert A. Koch, Elijah the Prophet, Founder of the Carmelite 
Order, Speculum 34, 4, 1959, 547—560, findet eine Illustration der 
Legende, daß der Karmeliterorden vom Propheten Elias gestiftet 
worden sei, im Skulpturenprogramm am Portal von St. Moritz in 
Vienne von 1480. 


Marvin B. Becker, The Republican City State in Florence: 
An Inquiry into Its Origin and Survival (1280—1434), Speculum 35, 1, 
1960, 39—50, referiert — nicht ohne moderne Wertung — über die 
Sozial- und Verfassungsgeschichte von Florenz von 1280 bis 1434 und 
sieht in den novi cives und den Zünften die Kräfte, welche den bewuß- 
ten Republikanismus des Stadtstaates gegen den Aufstieg großer 
Familien lange Zeit verhinderten. 


Pearl Kibre, Further Manuscripts Containing Alchemical 
Tracts Attributed to Albertus Magnus, Speculum 34, 2, 1959, 238—247, 
ergänzt eine frühere Übersicht über alchimistische Handschriften, 
welche Albertus Magnus zugeschrieben wurden, durch zwölf neue 
Funde. Die Mss. — vom Ende des 13. bis zum Ende des 15. Jahrhun- 
derts — sind weitere Zeugnisse für den besonderen Ruhm des Albertus 
bei seiner Nachwelt. 


J. N. Bartlett, The Expansion and Decline of York in the Later 
Middle Ages, Econ. Hist. Rev. 12, 1, 1959, 17—33, untersucht den 
Zusammenhang von Wirtschafts- und Bevölkerungsgeschichte in der 
englischen Stadt York im Spätmittelalter. Die Bevölkerung von York 
wuchs im 14. Jahrhundert um 50%, an, um — nach einem Höhepunkt 
zu Beginn des 15. Jahrhunderts — bis zur Mitte des 16. Jahrhunderts 
diesen Zuwachs wieder einzubüßen. Die Bevölkerungsbewegung hängt 
mit der Blüte und dem Niedergang der Tuchproduktion und des Fern- 
handels von York zusammen. 


Albert D’Haenens, Une abbaye benedictine sous tutelle 
toyale au XIVe siecle: Les gardiens de St-Martin de Tournai de 1309 
& 1348, Rev. d’Hist, Eccl. 54, 4, 1959, 783—805. — Für die mannig- 
fachen Hilfegesuche, welche im 13. und 14. Jahrhundert eine Reihe 
von Benediktinerklöstern an den französischen König richteten, und 
für die darauf folgenden Reaktionen der Krone bietet St.Martin von 
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Tournai eine typische Illustration. 1309 übernahm Philipp der 
Schöne den Schutz der Abtei und bestellte für die weltliche Verwaltung 
einen Kommissar (gardiator, gardianus). Der Einfluß der Krone blieb 
begrenzt, doch gab das Amt des gardianus Anstöße zur Rationalisie- 
rung der Klosterwirtschaft. 


W. Stanford Reid, The Scots and the Staple Ordinance of 1313, 
Speculum 34, 4, 1959, 598—610, erklärt die Einrichtung des Woll- 
stapelzwanges durch den englischen König Eduard II. 1313 als eine 
Folge des Krieges mit Schottland. 


Donald E.R. Watt, University Clerks and Rolls of Petitions 
for Benefices, Speculum 34, 2, 1959, 213—229, beschreibt eine beson- 
dere Urkundensorte, nämlich Bittschriften von Universitäten an den 
päpstlichen Stuhl um Zuwendung von Pfründen. Zwei Listen solcher 
Petitionen der Universitäten Paris und Orleans sind beigegeben; sie 
reichen von 1317 bis 1448. 


C.G. Hardie, The epistle to Cangrande again. Deutsches Dante- 
Jahrbuch, 48. Bd. Weimar 1960, 51—74, bringt im Anschluß an 
Friedrich Schneider (Dt. Dante-Jb. 34/35, 1957, 3—24) weitere 
Argumente dafür bei, daß der Brief an Can Grande della Scala mit 
einem Kommentar zum Paradiso nicht — wie noch von Curtius ange- 
nommen und auf 1319 datiert — von Dante stammen kann. H. hält 


die Epistel für eine Verteidigungsschrift für Dante und setzt sie in die 
Zeit 1324—27. 


Arthur Bierbach, Ein Hallesches Schöffenbuch-Doppelblatt 
aus der ersten Hälfte des 14. Jahrhunderts, DA 16, 1, 195—223, macht 
einen Fragmentfund, ein Pergament-Doppelblatt mit 31 Notizen aus 
den Jahren 1332—42, bekannt, welcher sich als Teil des ersten Halle- | 
schen Schöffenbuches erwiesen hat. Bringen die bislang unbekannten 
Notizen auch nichts grundsätzlich Neues, so ist doch damit sicher, 
daß das vorliegende erste Hallesche Schöffenbuch unvollständig über- 
liefert ist. 


Ernest H.Wilkins, Philippe de Cabassoles on Petrarch, Specu- 
lum 35, 1, 1960, 69—77, schildert in Form eines erdachten Gespräches 
die Geschichte der Freundschaft Petrarcas mit Philipp, dem Bischof 
von Cavaillon (Vaucluse). 


S. Mollat, Le St-Siege etla France sous le pontificat de Cl&mentVI 
(1342—1352), Rev. d’Hist. Eccl. 55, 1, 5—24. — Entgegen den Grandes 
chroniques de France, die Philipp VI. als den hilfreichen Sachwalter 
der Kirche (le vray catholigue) glorifizieren, liefern die vatikanischen 
Quellen ein ganz anderes Bild. Aus den Tendenzen des französischen 
Königtums ergaben sich im Verhältnis zu Papst Clemens VI. von 1342 
bis 1352 ununterbrochene Spannungen, deren Ausbruch Clemens 
jedoch zu verhindern wußte. 
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Marvin B. Becker, Florentine Politics and the Diffusion of 
Heresy in the Trecento: A Socio-Economic Inquiry, Speculum 34, 1, 
1959, 60—75, bringt die Ausbreitung der häretischen Fratizellen in 
Florenz mit der Herrschaft des popolo minuto nach 1343 zusammen 
und betrachtet die Unterdrückung der ketzerischen Mönche als Folge 
der oligarchischen Stadtherrschaft in den 80er Jahren des 14. Jahr- 


hunderts. 


Joseph H. Dahmus, John Wyclif and the English Government, 
Speculum 35, 1, 1960, 51—68, wendet sich gegen die Auffassung, daß 
John Wiclif in seiner Lehre und seinem Auftreten durch die ‚‚Regie- 
rung“ begünstigt worden wäre. Wiederholte Hilfe erfuhr Wiclif allein 
aus der persönlichen Freundschaft mit John of Gaunt. 


Majorie Nice Boyer, Mediaeval Suspended Carriages, Speculum 
34,3, 1959, 361—366, bezeichnet die Zeit zwischen der Mitte des14. und 
des 16. Jahrhunderts als entscheidende Entwicklungsperiode für die 
Geschichte des Reisens. Dadurch, daß die ‚Kutsche‘ durch Aufhän- 
gung im Fahrgestell eine besondere Federung erhielt, wurde das 
bespannte Fahrzeug zum Hauptverkehrsmittel für Personen. 


E. Delaruelle, La Spiritualit€ aux XIV® et XV® siecles, Cahiers 
d’Histoire Mondiale 5, 1, 1959, 59—70, versucht die Frömmigkeits- 
geschichte des ausgehenden Mittelalters in ihren allgemeinen Tenden- 
zen zu charakterisieren. Im 15. Jahrhundert ist danach die Frömmig- 
keit vor allem praktisch, handgreiflich, intim. Sie will ‚sehen‘ und 
abrechnen. Das Pathos der Kreuzzüge, der Kathedralen und der 
Häresien ist verebbt. ‚Ce chretien est d’abord un conformiste“ 
(S. 69). Es ist eine Frömmigkeit vor einer neuen Glaubenskrise und 
vor einem neuen Menschenbild. 


Hektor Ammann, Klöster in der städtischen Wirtschaft des 
ausgehenden Mittelalters, Festgabe für Otto Mittler, 1960, 102—133, 
untersucht bei einigen Klöstern im Aargau und Umgebung die wirt- 
schaftlichen Verflechtungen mit den städtischen Nachbarn zu Ende 
des Mittelalters; vor allem interessiert die Nachfrage der Klöster nach 
Fremdwaren. Von den soliden und farbigen Ergebnissen seien genannt: 
Die Selbstversorgung der Klöster im Spätmittelalter war immer noch 
bemerkenswert, doch richtete sich der Bedarf auch weitgehend an den 
Fernhandel. An Fernwaren treten hervor: Weine aus dem Elsaß, Tirol, 
Oberitalien und Griechenland, Salz aus Salzburg, Gewürze und Seide 
aus lalien, Fischkonserven aus dem Nordseegebiet, Tuche ausSchwaben, 
vom Mittelrhein, aus den Niederlanden, England und Italien, Metall- 
waren aus Nürnberg, Seife und Glas aus Venedig, Pelze und Wachs 
wahrscheinlich aus dem Osten. 


FrantiSek Kavka, The Hussite Movement and the Czech 
Reformation, Cahiers d’Histoire Mondiale 5, 4, 1960, 830—856, gibt 
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eine Darstellung der Hussitenbewegung, wodurch dieser eine zentrale 
europäische Bedeutung verliehen wird. Bestimmt war das Hussiten- 
tum danach durch sozialrevolutionäre Ziele, welche in die Form eines 


religiösen Programms gefaßt waren (“as is always the case in the 
Middle Ages’” S. 830). Der Auffassung von der gesamteuropäischen 


Wirkung entspricht das Schwergewicht der Hussitenbewegung im 
tschechischen Geschichtsbild: “That is why the Hussite movement 
became in Czech history the source of all democratic efforts and all 
revolutionary traditions of the Czech nation’’ (S. 856). 










Gustave Alef, The Political Significance of the Inseriptions on 


Muscovite Coinage in the Reign of Vasili II, Speculum 34, 1, 1959, 
1—19, gibt Beiträge zur Periode des Großfürsten von Moskau 
Wassilij II. (1425—62) nach numismatischen Quellen. So schließt 
A. u.a. aus den Inschriften der in verschiedenen Gebieten geprägten 
Silbermünzen auf eine unterschiedliche Abhängigkeit der Münz- 
stätten von Moskau. — EIf Tafeln mit Münzabbildungen sind bei- 


gegeben. W.L, 










Danske middelalderlige regnskaber. 1. Raekke. 1. Bind. 
Hof og Centralstyrelse. Udgivet ved Georg Galster af Selskabet for 
Udgivelse af Kilder til dansk Historie. Kobenhavn, G.E.C. Gad 
1944/1953, 835 S. 6 Kr. 75 u. 20 Kr. 25 ®re. — Danskemiddelalder- 
lige Regnskaber. 3. Raekke. 1. Bind. Roskildekirkens Jorde- 


boger og Regnskaber. Udgivet ved C. A. Christensen af Selskabet for 
Udgivelse af Kilder til dansk Historie. Ebd. 1956. IX u. 422. 20 Kr, — 


Mit den hier anzuzeigenden zwei Bänden macht die Gesellschaft 
zur Herausgabe von Quellen zur dänischen Geschichte ein Material 
zugänglich, das auch für den deutschen Historiker von beträchtlichem 
Interesse ist. Am ersten Halbband der ersten Serie, der schon 1944 
gedruckt vorlag, arbeitete noch William Christensen (1949) mit, von 


dem wir ja eine schon zu Jahrhundertbeginn veröffentlichte Abhand- 


lung über die dänische Staatsverwaltung im 15. Jahrhundert haben 
(Dansk Statsforvaltning i det 15. Ärhundrede, 1903). Den Hauptteil 


bearbeitete Georg Galster, der dann auch den zweiten Halbband über- 
nahm. Das Quellenmaterial dieses ersten Bandes der ersten Reihe 
stammt aus der dänischen Hof- und Staatsverwaltung und beginnt mit 
den deutsch geführten Rechnungen von Christopher Parsberg, dem 
Kammermeister König Christophers (von Bayern). Seitdem die Olden- 


burger auf dem dänischen Königsthron saßen, waren begreiflicherweise 


die Verbindungen zu den Herzogtümern Schleswig und Holstein 
besonders eng, und so findet man im folgenden zahlreiche Hinweise 
zur Geschichte der Herzogtümer, zur Geschichte der holsteinischen 
Ritterschaft, des Kieler Umschlags u.a., aber auch Hamburg, Lübeck 
und Lüneburg sind oft genannt. Der Inhalt des ganzen Bandes ist 
durch ein eingehendes Orts-, Personen- und Sachregister gut erschlos- 
sen. Auch Angaben über Maße und Gewichte fehlen bei einem Fach- 


mann der Münzgeschichte wie Galster nicht. Die zweite Reihe der 
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Sammlung wird Lehnsrechnungen bringen. Von ihr wird der erste 
Band eben von Archivar Sune Dalgärd und Frau Prof. Astrid Friis 
bearbeitet. Inzwischen ist von der dritten Reihe bereits der erste Band 


herausgekommen, Der Herausgeber C. A. Christensen wurde bei seiner 


Arbeit von Reichsarchivar Svend Aakjaer unterstützt. Diese dritte 
Reihe soll kirchliche Rechnungen, Inventarien und Aktenstücke ent- 
sprechenden Charakters erfassen. So enthält der erste Band dieser 
Reihe das Erdbuch des Bischofs von Roskilde, das schon 1792 von 
Sutner in seinen Scriptores Rerum Danicarum (VII) nach dem in der 


Universitätsbibliothek Uppsala liegenden Original veröffentlicht 


hatte. Die jetzige Wiedergabe soll es ermöglichen, festzustellen, was 


ursprünglicher Text und was spätere Hinzufügungen sind. Der Haupt- 
teil wurde wahrscheinlich von 7 Schreibern in den siebziger Jahren 
des 14. Jahrhunderts aufgeschrieben. Dazu kommt (Fadeburets 
Regnskab 1522—1524) ein Rechnungsbuch des Roskilder Stifts, das 
sich in der Universitätsbibliothek zu Oslo befindet und mit seinen 
Angaben über die Leistungen von Bauern wertvolle Ergänzungen zum 


Erdbuch bringt, Von den übrigen in den Band aufgenommenen Rech- 


nungen sei schließlich ein Verzeichnis des Roskilder Bischofsguts auf 
Rügen aus der Zeit von 1486—1505 hervorgehoben, das sich in der 
Skoklostersammlung des schwedischen Reichsarchivs befindet. Es 
stellt in der Hauptsache eine aus dem beginnenden 16. Jahrhundert 
stammende Abschrift des Rügenabschnitts im Erdbuch des Roskilder 
Bischofs dar (vgl. S. 178—207 und 289—306). Auch dieser Band ist 


mit einem Orts- und Personennamenregister versehen, 
Nürnberg Hermann Kellenbenz 


Manfred Hellmann, Beiträge zur Geschichte des dreizehnjähri- 
gen Krieges im Ordenslande Preußen, Jb. f. Gesch. Mittel- und Ost- 
deutschlands Bd. 8, 149, macht die Abschriften von acht Urkunden 
aus den Jahren 1455/56 (Archiv der Tiroler Landesregierung, Innsbruck, 


H5,3994) bekannt, welche z. T. neue Auskünfte über die Verhandlungen 


des Deutschen Ordens und des Königs von Polen mit den böhmi- 
schen Söldnerführern während des Dreizehnjährigen Krieges geben. 
Die Abschriften sind von einer Hand zwischen 1457—1461 gefertigt. 
H. vermutet, daß sie auf der Marienburg hergestellt wurden, und daß 
die Sammlung insgesamt als eine apologetische Antwort der Söldner- 
führer auf eine Anfrage aus der Kanzlei Kaiser Friedrichs III. gelten 


kann. 


Juhäsz Koloman, Bischof Albert Hangäcsi von Csandd 
(1457—1466), Humanist, Kirchenfürst und geistlicher Krieger, HJb 78, 
1959, 64—81, entwirft in hochgestimmtem Stil eine harmonisierende 
Biographie des ungarischen Bischofs von Csanäd Hangäcsi, der unter 


' König Matthias hohe kirchliche und diplomatische Tätigkeit mit 
‚ humanistischen Studien zu verbinden wußte. ‚Er hatte einen ent- 
‚ scheidenden Anteil daran, daß in Ungarn der Humanismus niemals 


seiner Bahnbrecherin, der kirchlichen Bildung, entgegentrat“ ($. 79). 
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MichaelSeidlmayer, Konrad Celtis, Jb. f. fränk. Ldsforsch, 19, 
1959, 395—416, gibt zum 500. Geburtstag von Konrad Celtis (geb, 
1. Febr. 1459) ein anschauliches Lebensbild des deutschen Erzhuma- 
nisten; „es ist ein Leben des Für-sich-selber-freiseins‘‘ (S. 402). 


Mortimer Levine, Richard III — Usurper or Lawful King?, 
Speculum 34, 3, 1959, 391—401, wendet sich gegen P. M. Kendall 
(Richard the Third, 1955) und hältan der Ansicht fest, daß Richard III, 
von England nicht legitim an den Thron gelangt sei. Ww.z: 


Elisabeth Werl, Herzogin Sidonia von Sachsen und ihr ältester 
Sohn Herzog Georg (Herbergen der Christenheit, Bd. 3, 1959, S. 8—19), 
Darstellung des geistigen Einflusses der strenggläubigen Herzogin, der 
Tochter Georgs von Podiebrad, auf Herzog Georg an Hand der fast 
hundert erhaltenen Briefe an ihren Sohn. H. Hg. 


W.Jappe Alberts [Hrsg], Die wonderlijcke oorloghen 
van keyser Maximiliaen. Groningen, J. B. Wolters 1957. XV, 176 S.— fi 
Für das Entstehen der habsburgischen Weltmonarchie, für die Lebens- 
geschichte Kaiser Maximilians I. und für die Entwicklung der Nieder- 
lande ist von gleich zentraler Bedeutung das Jahrfünft von 1477—1482, 
in dem der junge Maximilian nach dem Tode Karls des Kühnen die J 
habsburgische Herrschaft in den Niederlanden durchzusetzen ver- 
mochte. Bei der Arbeit am zweiten Teil seines Werkes ‚‚De Staten van 
Gelre en Zutphen’”’ (1956) ist A. auf eine Chronik gestoßen, die das f ı 
genannte Jahrfünft in interessanter Weise beleuchtet und deren $ ı 
genauer Titel lautet: „Dit sijn die wonderlijcke oorloghen van den f „ 
doorluchtighen hoochgheboren prince, keyser Maximiliaen, hoe hij 
eerst int landt quam. ende hoe hij vrou Marien troude.’’ Die Chronik 
widmet sich in ihrer Einleitung dem Entstehen der habsburgisch- 
burgundischen Familienverbindung. Im Hauptteil aber handelt sie 
die Ereignisse von der Ankunft Maximilians in den Niederlanden 1477 
bis zum Tode seiner Gemahlin Maria von Burgund im Jahre 1482 ab 
unter besonderer Berücksichtigung der Vorgänge in Flandern und / 
Nordwestfrankreich. Die Chronik, die ihre endgültige Fassung wahr- | 
scheinlich erst nach 1519 erhielt und deren Autor wir nicht kennen, 
wurde zwischen 1531 und 1577 mehrmals gedruckt, später jedoch 
nicht mehr. So stellt es für die Wissenschaft einen begrüßenswerten 
Gewinn dar, daß A. unter Mitwirkung des Instituts für mittelalter- 
liche Geschichte der Universität Utrecht eine modernen Anforderungen 
entsprechende Ausgabe veranstaltet hat. In ihr sind auch die zahl- 
reichen Holzschnitte wiedergegeben, die die Ausgaben des 16. Jahr- 
hunderts schmücken, und in dem Vorwort weist A. nach, aus welchen 
anderen Druckwerken der Zeit sie übernommen sind. Hierbei findet 
sich unter anderem neuerdings bestätigt, welcher Einfluß von den 
Illustrationen des Theuerdank und des Weißkunig ausging. 
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REFORMATION UND GEGENREFORMATION (1500—1648) 
Zeitschriftenbericht von B. Moeller-Heidelberg 


x Paul Chauvet, Les Ouvriers du livre en France des 
origines & la revolution de 1789. Paris, Presses Univers. de France 
1959. XIV, 542 S. 2900 frcs u. T.L. — Der Titel umschreibt den Inhalt 
des gewichtigen und gründlichen Werkes richtig: Der Bücherfreund, 
der Bibliothekar, der Buchhersteller, der Wirtschaftshistoriker (am 
wenigsten der Literaturhistoriker) — sie alle erhalten hier aus den 
Akten des französischen Staates und den Schätzen der Pariser National- 
bibliothek geschöpfte Belehrung über die Geschichte eines Berufs- 
standes, der von seinem Aufkommen an zu den vornehmsten Hand- 
werkszweigen gehört hat. In der Frühzeit stehen die Buchdrucker in 
enger Beziehung zu den Gelehrten, ja rekrutieren sich z.T. aus ihnen. 
Die zunftmäßigen Zusammenschlüsse der Berufsangehörigen finden 
besondere Beachtung. Für Deutschland ist von Interesse, daß sich 
unter den zur Auswanderung Gezwungenen auch Buchdrucker befan- 
den, die sich in der neuen Heimat einen guten Namen machten. 


Tübingen Axel v.Harnack 


G.Rupp, Andrew Karlstadt and Reformation Puritanism. 
Journ. of Theol. Studies NS 10, 1959, 308—326, sieht bei der Ausein- 
andersetzung zwischen Karlstadt und Luther zwei Grundformen 
reformatorischen Geistes aufeinandertreffen. In der Schilderung des 
Lebenswegs Karlstadts, die R. gibt, ist beachtenswert der Hinweis auf 
die frühen Zusammenhänge der Schweizer und süddeutschen Täufer 
mit dem norddeutschen Theologen. 


G. Strauss, The Religious Policies of Dukes Wilhelm and 
Ludwig of Bavaria in the First Decade of the Protestant Era. Church 
History 28, 1959, 350—373, schildert, auf Archivstudien in Deutsch- 
land gestützt, das Verhalten der bayerischen Herzöge zur Reformation 
bis zum Jahr 1528. Er betont, daß die Fürsten zwar der neuen Lehre 
stets und unbeirrt widerstanden haben, daß sie in ihren Maßnahmen 
aber, jedenfalls bis zum Auftreten der Täufer Ende 1527, auffallend 
umsichtig und zurückhaltend gewesen sind. Freilich werden die Beweg- 


' gründe dieser Politik kaum untersucht. 


J. P. Dolan, Witzel et Erasme ä propos des sacrements. Revue 
d’hist. eccl. 54, 1959, 129—142, zeigt, wie stark dieser katholische 
Reformtheologe von Erasmus beeinflußt ist, in der Kritik an der 
Scholastik und den Mönchen wie zumal in der positiven Zielsetzung, 
die Kirche von Unmoral und Weltfremdheit zu befreien und zu ihren 
Quellen zurückzuführen. Doch geht W. über seinen Meister hinaus 
durch seinen praktischen Sinn, der sich im Fall der Sakramente zumal 
ın energischen Bemühungen um liturgische Besserungen (z.B. Ein- 


| führung der deutschen Sprache im Gottesdienst) ausdrückt. Moe 


Historische Zeitschrift 192. Band 16 
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Richard Raubenheimer, Paul Fagius aus Rheinzabern. 
Sein Leben und Wirken als Reformator und Gelehrter (Veröffentli- 
chungen des Vereins für pfälzische Kirchengeschichte, Bd. vn. 
Roxheim, Selbstverlag 1957, 146 S. — Der hohe Stand, den die Pflege 
der Reformationsgeschichte erreicht hat, macht es möglich, daß sich 
die Forschung in steigendem Maß den Gestalten zuwenden kann, die 
bisher relativ unbeachtet im Schatten der großen Reformatoren 
standen, denen aber gleichwohl für die Erkenntnis der allgemeinen 
Zusammenhänge hohe Bedeutung zukommt. Welch reicher Gewinn 
sich erzielen läßt, wenn man das Leben dieser Persönlichkeiten ver- 
folgt, zeigt neuerdings die Biographie, die Richard Raubenheimer dem 
oberdeutschen Reformator und gelehrten Humanisten Paul Fagius 
gewidmet hat. Fagius gehörte zu den nächsten Anhängern Martin 
Bucers und half als Geistlicher in Isny, Konstanz und Straßburg die 
protestantische Kirche in Oberdeutschland organisieren. Von Straß- 
burg aus wirkte er auch als Visitator in Heidelberg. Nach dem Interim 
aber mußte er Straßburg verlassen. Er folgte einer Einladung nach 
England, konnte jedoch die ihm zugedachte Professur des Hebräischen 
nicht mehr antreten, da er bereits im August 1549 starb. Fagius nahm, 
wie R. überzeugend nachweist, die für Bucer und seinen Kreis 
typische Zwischenstellung zwischen Luther und Zwingli ein. Als 
Hebräist vermochte er Wichtiges zur Erklärung des Alten Testamentes 
beizutragen. Hierdurch ebenso wie dank des Umstandes, daß er in 
Isny und dann in Konstanz eine hebräische Druckerei einrichtete, ist 
er in die Geschichte der Bibelwissenschaft eingegangen. Die gedruckten 
und ungedruckten Werke von Fagius hat R. in einem ausführlichen 
Schriftenverzeichnis zusammengestellt. Auf diesen Werken ebenso wie 
auf dem, was in den gedruckten Quellen zur Reformationsgeschichte 
über Fagius bekannt wird, baut die Biographie auf. Ob darüber 
hinaus noch ungedruckte Briefe von und an Fagius existieren und 
welche Bedeutung ihnen für seine Lebensgeschichte zukommt, bleibt 
dagegen unerörtert. 


Friedrich Hermann Schubert 





München 


W.Knoke untersucht an Hand von Schriften der dreißiger Jahre 
des 16. Jahrhunderts ‚„Schwenckfelds Sakramentsverständnis‘. Zs.f. 
Rel. Geist. Gesch. 11, 1959, 314—327. Danach hat der Schlesier seine 
Abwertung der äußeren Elemente — sie sind für ihn nur Gleichnis der 
eigentlichen, geistlichen Wiedergeburt — aus dem theologischen 
Interesse vorgenommen, Gott nicht an die Materie gebunden denken 
zu müssen; doch wendet er sich gegen alle starre Gesetzlichkeit, und 
die kirchliche Sakramentsverwaltung verliert nicht völlig ihre Bedeu- 
tung, die Enthaltung der Schwenckfelder vom Abendmahl ist gleich- 
sam nur „Hungerstreik“. Leider wird die viel erörterte Frage nach den 
tatsächlichen (nicht dem von Schw. behaupteten) Verhältnis seiner 


Auffassung zu derjenigen der Reformatoren, zumal Zwinglis, auch von 


dieser Untersuchung nicht befriedigend beantwortet. 
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J. T. McNeill, The Significance of the Word of God for Calvin. 
Church History 28, 1959, 131—146, führt in knapper, aber lehrreicher 
Zusammenfassung in Calvins Auffassung der Bibel ein. Er rückt den 
Genfer in dieser Frage nahe an Luther und betont mit Recht seine 
Sachlichkeit und Unbefangenheit im Umgang mit der Hl. Schrift. 
Die spätere Lehre von der Verbalinspiration und unbedingten Irrtums- 
losigkeit der Bibel läßt sich bei Calvin noch nicht finden. Moe 


Roderich Schmidt, Pommern und Sachsen in der Zeit der 
Reformation (Balt. Stud., NF. Bd. 46, 1959, 57—78). Studien zur 
Geschichte des Beitritts Pommerns zum Schmalkaldischen Bund und 
über andere Beziehungen zu Sachsen. H. Hg. 


öf Leo Weisz, Die wirtschaftliche Bedeutung der Tessiner 
Glaubensflüchtlinge für die deutsche Schweiz. Zürich, Verlag 
Berichtshaus 1958. 175 S. — Der um die Erforschung der Wirtschafts- 
und Familiengeschichte der deutschen Schweiz hochverdiente Vf. legt 
hier bedeutend erweitert den Beitrag vor, den er anläßlich der 400jähri- 
gen Wiederkehr der Austreibung der Protestanten aus Locarno 1555 
und ihrer Aufnahme durch die deutschen Städte der Schweiz, nament- 
lich durch Zürich, zuerst in der „Zwingliana‘‘ (10, 1955) veröffentlicht 
hat (vgl. HZ 183, 215). Die Parallele zu jüngsten Ereignissen in der 
ganzen Welt ist nicht zu übersehen, wird aber nicht strapaziert. Die 
Versuche einzelner Tessiner Flüchtlingsfamilien, durch wirtschaftliche 
und industrielle Initiative in der neuen Heimat Fuß zu fassen, waren 
bereits früher bekannt. Die Zusammenfassung und Abrundung des 
Bildes ist höchst dankenswert. Besonders nachdrücklich wird der 
Beweis erbracht, daß es sich in der ersten Generation bei der Pflege 
von bisher weniger betriebenen Formen des Fernhandels, bei der Ein- 
führung ausländischer Techniken und Organisationsformen der 
gewerblichen Produktion, namentlich bei der Herstellung und Versor- 
gung mit Textilien, nicht um die Übertragung bereits früher geübter 
Tätigkeiten in die neue Umgebung handelt, sondern um die Ergeb- 
nisse von Findigkeit und Wendigkeit, die erst auf dem Schweizer 


| Boden erblühten. Erstaunlich sind auch Neid und Mißgunst, sogar 


nationale Vorurteile, die die alteingesessenen Zunftverfassungen den 
Flüchtlingen entgegenstellten und ihre volle Einbürgerung, selbst 
offensichtlichen Erfolgen zum Trotz, in einigen Fällen ein Jahrhundert 
lang verhinderten. Am erschöpfendsten wird, überall gestrafft, das 
Material für Zürich ausgebreitet, das 116 Neuankömmlinge zu versorgen 
hatte. Für Basel, Bern und andere Städte bleiben beim Stand der For- 
schung noch manche Fragen offen, die der Vf. genau bezeichnet. Soweit 
möglich, besonders bei den Familien Orell und Muralt, werden die 
Geschicke bis tief in das 19. Jahrhundert hinein verfolgt, so daß auf 
das deutlichste sichtbar wird, was die deutsche Schweiz den Tessiner 
Glaubensflüchtlingen zu danken hat. Bedauerlich ist, daß im Hinblick 
auf zukünftige Arbeiten die neu erschlossenen Nachrichten quellen- 
mäßig nicht nachgewiesen werden. Auf einen gelehrten Apparat wurde 
weithin verzichtet. Auch ein Register würde die Verwendbarkeit des 


16* 
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mit einer Reihe von Bildern ausgestatteten Buches erhöht haben, Es 
will mehr gelesen denn als Nachschlagewerk benutzt werden. 


Karlsruhe Walther Peter Fuchs 


M. Reulos, L’organisation des Eglises r&formees frangaises et le 
Synode de 1559. Bull. protest. frang. 105, 1959, 9—24, schildert die 
allmähliche Fixierung einer rechtlichen Ordnung der französischen 
reformierten Kirche bis zum Jahr 1559. Die eigenartige Stellung des 
Protestantismus in Frankreich — als unterdrückte Minderheit in dem 
durch den Gallikanismus schon seinerseits in einer gewissen juristischen 
Unabhängigkeit von Rom stehenden Reich — wird schön heraus- 
gearbeitet. — Ph. de F&lice, Le Synode National de 1559. Ebd. 1-8, 
stellt Berichte über diese erste Nationalsynode des französischen 
Protestantismus (Paris, Mai 1559) zusammen und klärt einige Einzel- 
heiten ihres Verlaufs. — Die politischen Ziele und Rücksichten des 
hugenottischen Adels bei den Ereignissen von 1559 beleuchtet ]. 
Poujol, L’Ambassadeur d’Angleterre et la Confession de Foi du 
Synode de 1559. Ebd. 49—53, durch die Heranziehung englischer 
Gesandtschaftsberichte. 


W. Zeller, Valentin Weigel und die Augsburgische Konfession. 
Zs. f. Rel. Geist. Gesch. 11, 1959, 227—240, macht ein neuentdecktes 
Weigel-Autograph bekannt, einen Druck der Confessio Augustana und 
Apologie mit handschriftlichen Eintragungen des späteren lutherischen 
Mystikers aus seiner Wittenberger Studentenzeit. Diese Notizen sind 


allerdings ziemlich dürftig, und sie werden m.E. von dem Vf. über- 
bewertet. Moe 


Ernst Siegmund-Schultze, Kryptocalvinismus in den schle- 
sischen Kirchenordnungen (Jahrb. d. Schlesischen Friedrich-Wilhelms- 
Univ. zu Breslau, Bd. 5, 1960, S. 52—68). — Die Abhandlung bringt 
Angaben über die Träger des Kryptocalvinismus in Schlesien und 
erörtert die Ablehnung der Konkordienformel in den Kirchenordnun- 
gen des Landes. H. Hg. 


“Die Entfaltung der Wissenschaft. Zum Gedenken an 
Joachim Jungius, 1587—1657 (Veröff. d. Joachim-Jungius-Ges,, 
Hamburg). Hamburg, Augustin in Komm. 1958. 159 S. 27 Abb. 
br. 10,80 DM. — Diese Folge von Vorträgen deutscher und ausländi- 
scher Gelehrter zur 300.Wiederkehr des Todestages von Joachim Jungius 
ist ein beachtlicher Beitrag zur Geistes- und Kulturgeschichte vor- 
nehmlich der ersten Hälfte des 17. Jahrhunderts, einer für die Entfal- 
tung der abendländischen Wissenschaft besonders wesentlichen 
Epoche. Kurt Heyns, Hamburg, berichtet zunächst kurz über Leben 
und Schaffen J. Jungius’ und über den Stand der Jungius-Forschung. 
— Rudolf W. Meyer, Zürich, spricht über Jungius und die Philoso- 
phie seiner Zeit. Der philosophische Bildungsgang von Jungius wird 
meisterhaft gezeichnet und der Umbau der aristotelischen Physik in 
der Schule des Jungius dargelegt. — Kurt Vogel, München, referiert 
über mathematische Forschung und Bildung im frühen 17. Jahrhun- 
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dert, da sich ein Übergang kundtut von einer mehr partialen zu einer 
universalen mathematischen Forschungsrichtung, bei der die Ver- 
bindung mehrerer mathematischer Teilgebiete angebahnt wird. — Nun 
folgt ein Vortrag von R. Hooykaas, Amsterdam, über Elementen- 
lehre und Atomistik im 17. Jahrhundert, der in trefflicher Weise dar- 
legt, wie im ersten Viertel des 17. Jahrhunderts synkretistische Kor- 
puskulartheorien aus der demokritischen Atomistik, der empedokle- 
ischen Elementenlehre, dem Paracelsismus und der chemischen Erfah- 
rung gebildet werden und wie Jungius darüber hinausführend auf 
Grund chemischer Erfahrung sich gegen die Wahl der vier Elemente 
und gegen deren wechselseitige Transmutation wendet und fordert, 
durch experimentelle Arbeit nach den eigentlichen Elementen zu 
suchen. — Ein Vortrag von Walther Mevius, Hamburg, behandelt 
den Botaniker Jungius und das Urteil der Nachwelt. Jungius’Bedeutung 
für pflanzliche Morphologie und Systematik wird hervorgehoben. — 
Anschließend macht Johannes Steudel, Bonn, die verschiedenen 
Wege deutlich, die im 17. Jahrhundert in der Medizin zum Experiment 
führten. Harvey, der am Beginn der modernen Experimentalphysio- 
logie steht, ist typisch für das 17. Jahrhundert. Noch herrscht bei ihm 
die philologische Tradition der Renaissancemedizin; aber er läßt 
Fragen, denen er mit seiner induktiven Methode nicht beikommen 
kann, in der Schwebe. — Über die wissenschaftliche und didaktische 
Reform des 17. Jahrhunderts spricht Wilhelm Flitner. Das Streben 
nach universaler Bestandsaufnahme alles bisherigen Wissens, nach 
Kritik des Überlieferten, nach Klassifikation der Erfahrung auf allen 
Wissensgebieten und nach einer sicheren Methode der Erkenntnis ist 
wesentliches Kennzeichen des Zeitalters. — Den theologischen Aus- 
einapdersetzungen in Hamburg im beginnenden 17. Jahrhundert gilt 
ein Vortrag Kurt Dietrich Schmidts, Hamburg. Auch Jungius ist 
mit hineingezogen in die konfessionellen Auseinandersetzungen zwi- 
schen Lutheranern und Reformierten. Auch liegt er im Streit mit dem 
lutherischen Geistlichen Ministerium wegen der — wie er sagt — 
„barbarischen Graecität des Neuen Testamentes‘“. — Über die An- 
fänge neuzeitlicher Kunst im 17. Jahrhundert spricht Kurt Bauch, 
Freiburg i.Br. Gegenüber dem Pathos, der Monumentalität, der Alle- 
gorisierung (z.B. der Gemälde eines Rubens) tritt in jenen Tagen als 
das Neue die nüchterne Sachtreue hervor. Es entstehen die Einzel- 
gattungen des Sittenbildes, des Stillebens, der Landschaft, des Bild- 
nisses, der sachlichen Historiendarstellung. — Die Reihe der Vorträge 
schließt mit einem aufschlußreichen Abriß Otto Brunners, Hamburg, 
über Hamburgs geschichtliche Stellung im Zeitalter des Jungius. Im 
Gegensatz zu anderen deutschen Städten erlebt Hamburg in jener 
Zeit einen besonderen Aufstieg. Es werden nun die geschichtlichen 
Bedingungen dieser eigenartigen Sonderstellung Hamburgs untersucht. 


München Friedrich Klemm 


F.M. Barto$, Wenceslas Budovec’s Defense of the Brethren and 
of Freedom of Conscience, in 1605. Church History 28, 1959, 229—239, 
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beschreibt eine bisher ungedruckte Verteidigungsschrift der Böhmi- 
schen Brüder, die zumal durch ihre deutliche Abhängigkeit von Castel- 
lio bemerkenswert ist. 






J. Semmler liefert „Beiträge zum Aufbau des päpstlichen 
Staatssekretariats unter Paul V. (1605—1621)‘. Röm. Qu-Schr. 54, 
1959, 40—80. In präziser Einzeluntersuchung wird die (übrigens mehr- 
fach wechselnde) Organisationsform und die Art der Tätigkeit dieser 
Behörde klargestellt. Moe 










ZEITALTER DES ABSOLUTISMUS (1648—1789) 






Franz Xaver Seppelt (}), Das Papsttum im Kampf mit 
Staatsabsolutismus und Aufklärung von Paul III. bis zur | 
französischen Revolution. Neu bearbeitet von Georg Schwaiger 
(Geschichte der Päpste von den Anfängen bis zur Mitte des 20. Jahr- 
hunderts., Bd. V). München, Kösel Verlag 1959. 571 S. 36,— DM. — 
Die erste Auflage dieses Bandes, der die wechselvolle Epoche der 
Papstgeschichte vom Tridentiner Konzil bis zum Beginn der französi- 
schen Revolution umspannt, erschien 1936 (vgl. dazu die Besprechung 
von E. Leube in HZ 157, 195 £.). Seitdem ist gerade diese Periode des } 
Papsttums in einer Fülle von Untersuchungen immer wieder durch- 
forscht; es sei etwa nur auf die zahlreichen Arbeiten zum Konzil von } 
Trient erinnert. Den Ertrag dieser Forschung hat wiederum G. Schwai- } 
ger mit behutsamer Hand in Seppelts Darstellung eingearbeitet und | 
dabei dessen Urteile gelegentlich modifiziert, ohne den Charakter des 
Werkes zu ändern. Mit einem Ausblick auf den Pontifikat Papst 
Pius’ VI. (1775—1799) schließt der Band. Seine Regierung, in der } 
Geschichte des Papsttums eine wichtige Zäsur, soll den letzten Band | 
des großen Werkes eröffnen. Gegenüber der ersten Auflage ist das } 
Literaturverzeichnis, das jetzt mehr als 50 Seiten umfaßt, wesentlich 
erweitert worden, so daß es ein unentbehrliches Hilfsmittel für jede ® 
neue Forschung auf diesem Gebiet bildet. 


Kiel K. Jordan 































Alfred Rothe, Eine Missionsfahrt in der Mark Brandenburg im 
Jahre 1664 (Wichmann Jb., Jg. 13/14, 1959/60, S. 5—11). Text, Über- 
setzung und kurze Interpretation eines vom böhmischen Jesuitenpro- } 
vinzial 1665 nach Rom gesandten Berichtes über die Geheimseelsorge 
der Katholiken in den brandenburgischen Ländern im 17. Jahrhundert. 
H. Hg. 


Hans Welzel, Die Naturrechtslehre Samuel Pufendorfs. 
Ein Beitrag zur Ideengeschichte des 17. und 18. Jahrhunderts. Berlin, 
Walther de Gruyter & Co. 1959. 114 S. 14,80 DM. — Welzels Schrift, 


seine teilweise überarbeitete und ergänzte Dissertation von 1928, be- 
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handelt die geschichtlichen und systematischen Grundlagen der Natur- 
rechtslehre Samuel Pufendorfs. Das wahre Bild des großen deutschen 
Naturrechtslehrers ist lange Zeit unter dem Einfluß des Kritizismus 
Kants, der Historischen Schule und des westeuropäischen Positivismus 
verdunkelt worden. Pufendorfs hoher Rang für die Ideengeschichte 
des Rechts liegt vornehmlich darin, daß er die sittliche Freiheit und 
Würde des Menschen proklamiert, die Gleichheit aller Menschen be- 
tont, das rechtmäßige Herrschaftsverhältnis an die freie vertrags- 
mäßige Zustimmung des Beherrschten gebunden und die Idee der 
Toleranz verkündet hat. Des weiteren hat er in seiner Lehre von den 
„entia moralia‘‘ als erster ausgeprägter Kulturphilosoph dem Rechts- 
und Staatsdenken neue fruchtbare Wege gewiesen. — Kultur und 
Natur sind für Pufendorf selbständige Welten, die beide je in ihrer Art 
dem menschlichen Leben Ziel und Richtung geben. In einer der Kultur- 
philosophie zugrundeliegenden Anthropologie betont er den Rang des 
freien menschlichen Willens. Die Analyse der moralischen Handlung 
des Menschen ist ihm ein besonderes Anliegen. Auf diesem geistigen 
Fundament aufbauend, entwickelt er die obersten Prinzipien des Natur- 
rechts. Er lehnt nicht nur die Bibel als Quelle des Rechts ab, sondern 
er leugnet auch die Berechtigung einer ausgeprägt christlichen 
Naturrechtslehre. Dem Denken der Zeit entsprechend, findet er in der 
Vernunft den Ursprung allen Rechts. Er sucht das Wesen der mensch- 
lichen Natur zu deuten, um aus ihr rechtliche und ethische Sollens- 
forderungen abzuleiten. Anthropologisch gesehen, sucht er zwischen 
den Lehren von Grotius und Hobbes zu vermitteln, indem er sowohl 
auf den Selbsterhaltungstrieb wie auch auf den Trieb zur Geselligkeit 
abhebt. Die Sozialität ist ihm oberstes Prinzip des Naturrechts. Ferner 
bemüht er sich, den Begriff des Naturrechts aus der Erfahrung zu ge- 
winnen, indem er als in der menschlichen Natur gegebene Komponen- 
ten den Selbsterhaltungstrieb, die Imbecillitas und Pravitas der Men- 
schen bezeichnet. Entdeckt Pufendorf die besondere Würde der mensch- 
lichen Person, so betont er zugleich die Freiheit und Gleichheit der 
Menschen. Überzeugt, daß das menschliche Handeln durch Normen 
bestimmt wird, trennt er wiederum als einer der ersten die Normen der 
„Legalität‘‘ von jenen der „Moralität‘‘. — In der Staatslehre stützt 
sich Pufendorf im wesentlichen auf die Theorie vom Staatsvertrag. 
Die Lehre vom Strafrecht ist bei ihm ein Teil der umfassenderen Staats- 
theorie. In der Schuldauffassung führt er den Begriff der Zurechnung 
(Imputatio) in die Naturrechtslehre ein, Anregungen aus der aristote- 
lischen Philosophie und der zeitgenössischen Theologie verwertend. 
Seit Pufendorf besteht größere Klarheit darüber, daß jeder strafrecht- 
liche Schuldvorwurf sich letztlich auf eine Anerkennung der freien 
Handlung des Menschen gründet. Was das Verhältnis von Naturrecht 
und Religion, Staat und Kirche anlangt, so betont er die selbständige 
Bedeutung der Religionen im Bereich der Gesamtkultur, predigt er die 
Toleranz und ersehnt er die Vereinigung der Kirchen in Deutschland. 


Freiburg i. Br. Thomas Würtenberger 
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X Rene Salath&, Die Anfänge der historischen Fachzeit- 
schrift in der deutschen Schweiz (1694—1813). (Basler Bei- 
träge der Geschichtswissenschaft, hrsg. von Edgar Bonjour und Werner 
Kaegi, Band 76.) Basel, Helbing und Lichtenhahn 1959. 199 S. 14 Fr. 
— In dieser sehr gehaltvollen, gutfundierten Studie wird zunächst das 
Wesen der Zeitschrift untersucht, dann der Beginn der historisch-poli- 
tischen Zeitschriften in der Aufklärungszeit und ihr Verhältnis zur Ge- 


schichte, hernach die Förderung des nationalschweizerischen Fühlens 
in der Zeitschriftenliteratur als Weg zu einem vertieften geschicht- 
lichen Verstehen und schließlich der historiographische Gehalt der 
Aufklärungs-Zeitschriften geschildert. Ein vierter Teil befaßt sich mit 
den Zeitschriften der Helvetik und der Mediation, gefolgt von einer 
luciden Zusammenfassung. Mit Recht wird darauf verwiesen, daß die 
Fachzeitschrift erstmals die eigentliche öffentliche Fachdiskussion er- 
möglichte (S. 132ff.), und daß diese in der Schweiz einsetzte mit der 
enzyklopädischen Zeitschrift „Das Alte und das Neue aus der gelehrten 
Welt‘‘. Unseres Erachtens werden dagegen die nationalschweizerischen 
Beweggründe — die oft eher einer Sehnsucht als einer Wirklichkeit ent- 


sprachen — im Zeitschriftenwesen der Geschichtsforschung eher über- 
schätzt und die wissenschaftliche Zielsetzung, die zum Teil starke Im- 
pulse durch die aufblühende Naturforschung erhielt, unterschätzt. Die 
„Polyhistorie‘‘ der Aufklärung begünstigte Anregung und Wettstreit 
zwischen den Fakultäten. Insgesamt liegt ein wertvoller Beitrag zu 
einem spannenden Thema vor. 


























Wädenswil/Zürich Eduard Fueter 
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Anna Coreth, Pietas Austriaca, Ursprung und Entwicklung 
barocker Frömmigkeit in Österreich. München, Verlag R. Oldenbourg 
1959. 75 S. 6,— DM. — Diese Schrift geht davon aus, daß es in Öster- 
reich eine „Katholizität spezifisch habsburgischer Prägung‘ gegeben 
habe (6). Vom ‚„Princeps in compendio‘, einem Habsburgischen Für- 
stenspiegel von 1632 bis zur Marienliebe Kaiser Karls, werden gleich- 
bleibende Stilformen der barocken Habsburgerfrömmigkeit mit zahl- 
reichen Quellenbelegen aufgewiesen. Die Verehrung des Altarsakra- 
ments (Pietas Eucharistica) und die Anbetung der Immaculata (Pietas 
Mariana) — diese freilich durch Joseph II. unterbrochen — habe nicht 
nur dem Erzhause das tragende Fundament gegeben, sondern habe 
auch beispielhaft gewirkt, was mindestens für die Haltung hoher Adels- 
kreise nachweisbar sei. Aber Sätze wie der S. 35 zitierte: ‚‚L’Autriche 
est un pays essentiellement eucharistique‘‘, stellen doch wohl eine 
liebenswürdige Übertreibung dar. H.-]. Schoeps 
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Erna Lesky, Österreichisches Gesundheitswesen im 
Zeitalter des aufgeklärten Absolutismus (Archiv für österrei- 
chische Geschichte, 122. Bd., 1. Heft). Wien, R. M. Rohrer 1959. VII, 
228S. 82,506S. — Die österreichische Medizinhistorikerin legt an 


Hand der Quellen eine ebenso umfassende wie gründliche Entwick 
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lungsgeschichte des staatlichen Gesundheitswesens des habsburgischen 


Reiches bis zur Wende vom 18. zum 19. Jahrhundert vor. Das öffent- 
liche Gesundheitswesen reicht in seinen Anfängen zurück auf die stän- 
dischen Maßnahmen zur Pestbekämpfung im 16. Jahrhundert. Die Er- 
richtung des Sanitätskordons ist die medizinische Seite der Abwehr 
der Türkengefahr und der dadurch erzwungenen Errichtung der Mili- 


tärgrenze. Die absolute Monarchie des 18. Jahrhunderts mit ihren 


teils populationistischen, teils humanitären Bestrebungen verstaat- 
lichte die bis dahin den unmittelbar bedrohten Ländern überlassene 
Aufgabe der Pestabwehr und entwickelte sie planmäßig weiter zu 
einer allgemeinen Öffentlichen Gesundheitsfürsorge. Diese ist das 


Werk der großen Kaiserin Maria Theresia und ihres Leibarztes van 


Swieten. Die staatlichen Bemühungen dehnten sich auf die Abwehr 


der Pocken, der venerischen Krankheiten, des Scheintodes aus und er- 
streckten sich unter dem reformbegeisterten Kaiser Joseph II. u.a. 
auch auf Einzelvorschriften der Leichenbestattung. 

Flensburg-Mürwik Georg Franz-Willing 


Wolf-HeinoStruck, Städtepolitik im Ständestaat (Ostdeutsche 


Wissenschaft, Bd. 5, 1958, S. 310—343). Nach Akten des Landes- 
hauptarchivs Schwerin durchgeführte Untersuchung über die Tätig- 
keit der mecklenburgischen Steuer-, Polizei- und städtischen Käm- 
merei-Kommission in den Jahren 1763—1827. Auf Gleichartigkeit und 


Unterschiede gegenüber der Reorganisation des Städtewesens in Bran- 
denburg-Preußen wird nachdrücklich verwiesen. H. Hg. 


NEUERE GESCHICHTE (1789—1870) 
Zeitschriftenbericht von E.Weis-München (1789—1815) und R.Vierhaus-Münster 
(1815—1870) 


A. J. Taylor, Progress and Poverty in Britain, 1780—1850: A 
Reappraisal, in: History 45, 1960, 16—31. — Vf. legt dar, daß zwar 
auf die Frage nach Besserung oder Verschlechterung des Lebens- 
standards der englischen Bevölkerung in der genannten Periode aus 
methodischen Gründen noch keine völlig gesicherte Antwort gegeben 
werden kann, daß aber der Raum für Meinungsverschiedenheiten er- 
heblich eingeengt worden ist. Übereinstimmung bestehe zwischen 
„Optimisten‘‘ und ‚Pessimisten‘‘ darin, daß die Jahre vor 1795 und 
ab 1840 eine allmähliche Aufwärtsentwicklung des Lebensstandards 
brachten, welche im letzteren Falle bis Ende des 19. Jahrhunderts an- 
hielt, daß die bewegten Jahre 1795—1820 eine Zeit des Rückschritts 
waren und daß im 19. Jahrhundert sich die Unterschiede zwischen den 
verschiedenen Gruppen von Arbeitern ebenso wie die Krisenanfällig- 
keit des allgemeinen Lebensstandards der Bevölkerung vergrößerten. — 
Zu ähnlichen Ergebnissen gelangt die gleichzeitig mit der vorge- 
nannten Arbeit erschienene Untersuchung von R.M. Hartwell, Inter- 
pretations of the Industrial Revolution in England: A Methodological 


Inquiry, Journ. Econ. Hist. 19, 1959, 229—249. 
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Willy Andreas, Carl August und Goethe in Schlesien (1790), 
Ostdeutsche Wissenschaft 6, 1959, 158—170. — Vf. schildert als gründ- 
licher Kenner der Korrespondenzen Carl Augusts in anschaulicher 
Weise den in Schlesien, insbesondere in Breslau, verbrachten Aufent- 


halt, zu dem den Herzog seine Stellung als preußischer General ver- 
pflichtete, die Friedenspolitik Carl Augusts und die Eindrücke, die er 


und Goethe von Land und Leuten und insbesondere von der Wirtschaft 
und dem Bergbau Schlesiens empfingen. 

Hans Petri, Das Fürstentum der Moldau im Blickfeld der Süd- 
osteuropapolitik Napoleons I. Die Sendung Karl Friedrich Reinhards 
nach Jassy im Sommer 1806, Ostdeutsche Wissenschaft 6, 1959, 171 
bis 201. — Vf. erzählt auf Grund weit verstreuter gedruckter Quellen 


die fast romanhaft anmutende Episode der Sendung des gebürtigen 
Schwaben K. F. Reinhard als Bevollmächtigter Napoleons beim Für- 
sten der Moldau. Gleichzeitig wird die leidvolle Rolle der Donaufürsten- 


tümer als Spielball im Kampf der großen Mächte, hier besonders 
Frankreichs und Rußlands, deutlich. 


. Hellmuth Rößler, Das Jahr 1809 in europäischer Sicht, BIl. f. 

dt. Ldg. 95, 1959, 109—126. — Dieser auf dem österreichischen Histo- 
rikertag 1954 gehaltene Vortrag befaßt sich, auf den früheren Arbeiten 
des Vf.s fußend, u.a. mit der erstmaligen Mobilisierung der Volks- 


kräfte gegen das napoleonische System durch konservativ-reform- 


freundliche Männer wie die Grafen Stadion und Erzherzog Johann und 


untersucht die Gründe für das Scheitern der österreichischen Erhebung 
von 1809. Im Mißerfolg dieses mit Hilfe des Volkes geführten Feld- 
zuges sieht R. einen Hauptgrund für die folgende Abwendung der 
österreichischen Staatsführung von einer nationalen Reformpolitik 
und ihre Rückkehr zum reinen Etatismus. Andererseits unterstreicht 
er die psychologische und faktische Bedeutung dieses Krieges als Vor- 


bereitung des europäischen Endkampfes gegen Napoleon. E.W. 





Karl Otmar Frhr. v. Aretin, Eugen Beauharnais’ Königreich 
Italien beim Übergang zur österreichischen Herrschaft im April 1814. 
Aus den nachgelassenen Papieren des k.k. Feldzeugmeisters Ludwig 
Frhr. v. Welden, Mitt. österr. Staatsarchiv 12, 1959, 257—288. — Ab- 
gedruckt wird (270ff.) ein erhaltener Abschnitt aus den fragmentari- 
schen Erinnerungen Weldens, der nach der Kapitulation von Mantua 
sich zur Armee Beauharnais’ begab, um diese über die Alpen zurück- 
zugeleiten. Die verworrene Lage in Italien in diesem Zeitpunkt, auf die 
in diesen Aufzeichnungen (allerdings nur sehr begrenzt) einiges Licht 
fällt, wird vom Vf. in seiner Einleitung umfassender skizziert. In den 
biographischen Bemerkungen über Welden wird das bisherige negative 
Urteil über seine Rolle bei der Ablösung Windischgraetz’ vom unga- 
rischen Kommando 1849 als weithin unbegründet zurückgewiesen. 


Rolf Engelsing, Bremen, England und die USA im 19. Jahr- 
hundert, Bundesfirmenregister 7. Ausg., o. J., Sonderdruck, 13 gez. 
Seiten. — An einer für die Wissenschaft abgelegenen Stelle (und ohne 
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Quellennachweise) gibt E. einen hochinteressanten, mit einer Fülle 
von Zitaten belegten Überblick nicht so sehr über den Handel Bremens 
mit den beiden angelsächsischen Wirtschaftsgroßmächten als vielmehr 
über die Entwicklung des bremischen politischen Selbstverständnisses, 


für das das Vorbild Englands und der USA lange entscheidend gewesen 


ist. Anders als in Hamburg tritt in Bremen im 19. Jahrhundert Amerika 
in den Mittelpunkt der Aufmerksamkeit und wird zum Maßstab der 


Vorstellungen und Urteile. Verdrängt wurde der ‚„Amerikanismus‘‘, 
der der Epoche des bremischen Regionalismus angehörte, mit der 


nationalen Integration der Hansestädte und — das hätte vielleicht 


noch deutlicher betont werden können — mit der Entwicklung des 
Reiches zur Wirtschafts- und Handelsgroßmacht. 


Bela Menczer, Metternich und Szechenyi, Der Donauraum 5, 
1960, 78—86, würdigt den ungar. Staatsmann Graf Stephan S. (1791 
bis 1860) als einen Mann, der wie fast kein anderer zur ‚Gestaltung des 


ungarischen Volksgeistes und Nationalcharakters“ beigetragen habe, 


und dem es zu verdanken sei, daß Ungarn, erst um die Mitte der 1840er 
Jahre, ein wirkliches ‚„‚Metternich-System“ erhalten habe. Die Ungarn- 
politik Metternichs wird vom Vf. in konservativem Sinne sehr positiv 
beurteilt. 

Alexander Novotny, Europäische Staatsmänner über die Do- 
naumonarchie, Der Donauraum 5, 1960, 87—91, stellt Urteile über die 


europäische Notwendigkeit Österreich-Ungarns aus der 2. Hälfte des 


19. Jahrhunderts zusammen. Ein bemerkenswerter Satz: „Es gibt 


kaum ein zweites Land, das so wenig aus der gesamteuropäischen Ent- 
wicklung weggedacht werden könnte, kaum eines, das so viele wesent- 
lich europäische Züge in sich trug, und sicher keines, dem wesentlich 
Europäisches so eng vertraut gewesen ist wie Alt-Österreich.‘“ R.V. 


£ Leopold und Adelheid Zunz, An Account in Letters 1815 to 
1885. Ed. with an Introduction by Nahum N. Glatzer. Publications 


of the Leo Baeck Institute of Jews from Germany by the East and 
West Library, London 1958, 427 S. 35 sh. — Das Wirken von Leopold 
Zunz war von größter Bedeutung für die innere Geschichte des Juden- 
tums in Deutschland. Als Mitbegründer des ‚Vereins für Kultur und 
Wissenschaft der Juden“ legte er den Grundstein für die Wissenschaft 
vom Judentum, die er durch eine Fülle von Schriften gefördert hat. 
Trotz einzelner Arbeiten über ihn ist eine wissenschaftliche Biographie 
über diesen Gelehrten bis heute ein Desideratum geblieben. Als Beitrag 
zu einer solchen Biographie ist der vorliegende Briefwechsel anzusehen. 
Diese Briefe aus dem Franz-Rosenzweig-Archiv in Boston sind in der 
Hauptsache an die Freunde der Familie gerichtet, erfassen also nur 
einen recht kleinen Kreis. Der Herausgeber hat ihnen aber einen aus- 
gezeichneten Kommentar beigegeben, der zu manchem Brief mehr 
an Zeitgeschichte enthält als die Briefe selbst. Am Schluß bietet der 
Herausgeber noch eine gute Übersicht über das Leben von Zunz und 
eın genaues Verzeichnis der Briefe mit einem sorgfältigen Index. 
Bonn Heinrich Schnee 


252 Anzeigen und Nachrichten 


Hans Döhn, Eisenbahnpolitik und Eisenbahnbau in 
Rheinhessen 1835—1914. (Phil. Diss. Mainz 1957.) Worms 1959. 2768. 
u. 11 Ktn. — Der Vf. legt eine sehr gründliche und sorgfältige Unter- 
suchung zur hessischen Territorialgeschichte vor. Ihm kommt zugute, 
daß die enge räumliche Begrenzung die, wie es scheint, restlose Aus- 
wertung aller in Frage kommenden Archivalien erlaubte. So ist eine 
interessante Darstellung entstanden, die die nicht für Hessen allein 
gültige Entwicklung der Eisenbahnpolitik der deutschen Territorien 
deutlich macht. Die übergroße Zurückhaltung des Staates — trotz des 
schon 1842 anerkannten Grundsatzes eines Staatsbahnsystems — gab 
den privaten Bahngesellschaften eine starke Stellung, die sie dem Staat 
gegenüber durch hohe Zuschuß- und Garantieforderungen, den Landes- 
teilen gegenüber durch sehr verzögerten Bau weniger rentabler Neben- 
bahnen ausnutzten. Infolge des Fehlens einer vorausschauenden staat- 
lichen Eisenbahn-Politik kam es zur Konzessionierung von Konkur- 
renzbahnen, die sich doppelt nachteilig auswirkte, da die staatliche 
Gliederung des Mittelrheingebietes ohnehin Parallelbahnen unvermeid- 
lich gemacht hatte. Eine wirkliche Bereinigung erfolgte eigentlich erst 
durch die Schaffung der Preußisch-Hessischen Eisenbahngemeinschatt, 
die durch ihre gesunde wirtschaftliche Entwicklung den Ausbau des 
rheinhessischen Bahnnetzes innerhalb von wenigen Jahren ermög- 
lichte. 

Bonn Wolfgang Treue 


Moses Hess, Briefwechsel, hrsg. von Edmund Silberner 
unter Mitwirkung von Werner Blumenberg. ’s-Gravenhage, Verlag 
Mouton und Co. 1959. 678 S. 40 hfl. (Quellen und Untersuchungen zur 
Geschichte der deutschen und österreichischen Arbeiterbewegung, hrsg. 
vom Internationaal Instituut voor sociale Geschiedenis, Amsterdam, 
Bd. II.) — Silberner, jetzt Professor an der Universität Jerusalem, hat 
schon eine Reihe von Einzeluntersuchungen über Moses Hess veröffent- # 
licht und arbeitet gegenwärtig an einer Biographie über ihn. Der von 
ihm vorgelegte Briefband dürfte die wichtigste Quelle dafür sein. Im 
Gegensatz zum Briefwechsel von Zunz wird in dem Briefband von 
Moses Hess eine große Fülle führender Persönlichkeiten der deutschen f 
und europäischen Geschichte erfaßt. Für die Geschichte der deutschen F 
Sozialdemokratie und des internationalen Sozialismus wie des Zionis- 
mus ist dieser Briefwechsel von großem Quellenwert. Von den 452 Brie- ff 
fen werden hier 340 zum erstenmal veröffentlicht. Das Personenregister | 
auf den Seiten 651—666 zeigt den großen Umfang des Briefwechsels. 
Im Vorwort wird eine kurze, aber interessante Geschichte über den 
literarischen Nachlaß geboten, der einst im Besitz der SPD gewesen 
ist. Der Kommentar zu den einzelnen Briefen ist knapp gehalten, bietet 
aber dem Forscher ausreichende Ergänzungen. Das Werk wurde mit 
Unterstützung der Deutschen Forschungsgemeinschaft gedruckt, war- Fi 
um dann nicht in einem deutschen Verlag, zumal es ein Quellenwerk 
zur deutschen Arbeiterbewegung ist. 


Bonn Heinrich Schnee 
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(Heinrich Schliemann, Briefwechsel. Aus dem Nachlaß in 
Auswahl hrsg. von Ernst Meyer. Berlin, Verlag Gebr. Mann 1953, 
1958. I. Band: Von 1842 bis 1875. 382 S. 22 Abb., II. Band: Von 1876 
bis 1890. 488 S. 21 Abb. — Dieses bedeutende, gut ausgestattete 
Quellenwerk der Schliemannforschung beruht auf einer nach dem 
Inhalt getroffenen Auswahl aus 60000 Briefen von und an Schl. 
und seinen übrigen eigenhändigen Notizen in textgetreuer Wieder- 
gabe der Ursprache. Daneben führen die ergänzenden Anmerkungen 
des Herausgebers (I S. 303—360, II S. 412—467) die von Schl. 
aufgeworfenen Probleme bis zum gegenwärtigen Stand, „um im 
Gedanklichen wie im Methodischen den zeitgebundenen und über- 
dauernden Anteil Schl.s sichtbar zu machen‘. Die Briefe dieses 
originalen Enthusiasten, Autodidakten und ernsthaften Forschers 
sind „Ausdruck seines Seins als erste Mitteilung, als Aussage neuer 
Erkenntnisse, als Weg zur Klärung strittiger Fragen und Vorberei- 
tung seiner Bücher ...; das Bild eines rastlos tätigen Menschen des 
19. Jahrhunderts in seiner Entfaltung zur doppelten Existenz des 
selbstherrlichen Großkaufmanns und des Ausgräbers aus Liebe; reise- 
freudig, vielsprachig, handelnd aus dem Glauben an das Glück und 
erfüllt von einer zündkräftigen Leitidee‘‘ (E. Meyer, Nachwort, II 
$.406—411: Stellungnahme und kurze wissenschaftliche Auswertung). 
Die weltweiten Beiträge zur Geschichte des 19. Jahrhunderts, beson- 
ders über wirtschaftliche und Bevölkerungsprobleme, gipfeln in 
Berichten über die deutsche Auswanderung, die Goldgewinnung in 
Kalifornien, über die Folgen des amerikanischen Bürgerkriegs, über 
die Negerfrage und Sklavenemanzipation in Mittelamerika und im 
Süden der Union. Doch nehmen jene zur Geschichte der Altertums- 
wissenschaft den Hauptteil ein. Die Frage ‚Troja-Homer‘‘ mit dem 
Erfolg seiner neuen entscheidenden Auffassung von dem Wirklichkeits- 
gehalt der Sage steht im Kernpunkt seiner Grabungstätigkeit. Die 
Entwicklung der geschichtlichen Archäologie kann hier in ihren 
Anfängen und ersten Überlegungen erkannt werden. Die großen 
aufgeworfenen Fragen sind seine und der Fachwelt Auseinander- 
setzung mit der durch Tiefengrabung neu gewonnenen Welt und den 
sich andeutenden Zusammenhängen der Mittelmeerkultur. Für die kul- 
turelle Deutung und die Synchronisation wurden die von Schl. zutage 
geförderten Funde der Ausgangspunkt. Neben der Zeitgeschichte und 
Archäologie wird das Briefwerk wichtig, besonders durch die Verbin- 
dung mit Virchow für die Vorgeschichte, Anthropologie und Ge- 
schichte der Medizin, und neben den Abschnitten zur Sprachenerler- 
nung und Vergleichenden Sprachwissenschaft bedeutsam für die Klas- 
sische Philologie durch das „vollkommene Eintauchen Schliemanns in 
die altgriechische Welt‘. Es wurden auch im Sinne echter Quellen- 
forschung Schl.s Irrtümer sichtbar gemacht (‚‚nicht so sehr der Person 
des Irrenden wegen als vielmehr ob der Fraglichkeit aller menschlichen 
Erkenntnis‘). 


München Irmgard Maull 
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Rudolf Rezsohazy, Histoire du mouvement mutualiste 
chre&tien en Belgique. (Publications du centre d’&tudes sociales, 
Universit€ catholique de Louvain.) Paris, Editions Erasme 1957, 
344 5. — R.s auf eingehende und umfangreiche Quellenstudien ge- 
stützte Arbeit ist ein wichtiger Beitrag zur Geschichte der katholischen 
Arbeiterbewegung wie auch der Sozialversicherung Belgiens, deren 
Träger, anders als in Deutschland, politisch und konfessionell geprägte 
Versicherungsgenossenschaften und ihre Verbände sind. In sechs zeit- 
lich gegliederten Abschnitten vermittelt er ein umfassendes, die wesent- 
lichen Entwicklungslinien klar herausarbeitendes Bild von der Tätig- 
keit der christlichen (katholischen) Versicherungsgenossenschaften, 
ihrem Werden und ihren zeit- und sachbedingten organisatorischen 
Wandlungen. Anknüpfend an die wenigen berufsständischen Versiche- 
rungsgenossenschaften, die ihre Wurzeln im ‚‚ancien r&gime‘ hatten, 
entstanden die modernen katholischen Genossenschaften, gestützt auf 
die Soziallehren der katholischen Kirche und in der Auseinanderset- 
zung mit denen sozialistischer, liberaler oder neutraler Prägung seit 
den 50er Jahren des vorigen Jahrhunderts. Mit dem allmählichen 
Ausbau der Versicherung von der Beihilfe im Krankheits- und Todes- 
fall zu einer umfassenden und vorbeugenden Familienfürsorge ergaben 
sich zugleich organisatorische Änderungen; die kleinen beruflich ge- 
gliederten Gemeinschaften erweiterten sich zu örtlichen Kassen für 
alle Arbeitnehmer, schlossen sich zur Verbesserung ihrer Leistungen 
seit den 9Der Jahren zu gebietlichen, 1906 zu einem Gesamtverband 
zusammen. Seit den 80er Jahren vollzog sich auch der Übergang von 
den patriarchalisch-karitativen Formen der Frühzeit zu den genossen- 
schaftlich-demokratischen Formen der Gegenwart. Wenn R. auch den 
Gedanken der christlichen Solidarität als tragende Grundlage der 
katholischen Versicherungsgenossenschaften in starkem Maße betont, F 
in seiner tatsächlichen Bedeutung für die innere Organisation vielleicht f 
auch überbewertet, so weist er andererseits mit Nachdruck daraufhin, } 
daß die staatliche Gesetzgebung und staatliche Maßnahmen die Vor- 
aussetzung für das starke Anwachsen der Versicherungsgenossenschaf- 
ten seit den 80er Jahren bildeten. Die Darstellung läßt erkennen, wie 
auch in Belgien unter dem Druck der sozialen Fragen, wie auch der all- 
gemeinen politischen Entwicklung der staatliche Einfluß auf die ver- 
schiedenen Versicherungsträger mittels gesetzlicher Vorschriften, Richt- f 
linien, vor allem aber durch Gewährung von Zuschüssen und Bei- } 
hilfen unter bestimmten Voraussetzungen ständig wächst, insbeson- 
dere seit an die Stelle der freiwilligen Mitgliedschaft für die überwie- 
gende Mehrzahl der Arbeitnehmer die Pflicht, Mitglied einer Versiche- 
rungsgenossenschaft zu werden, getreten ist. R. sieht in dieser Maß- 
nahme den Beginn einer neuen Ära der Sozialpolitik, in der die soziale 
Sicherheit nicht mehr durch die Arbeit der freien Verbände, sondern 
vom Staat unter Mitwirkung freier Vereinigungen gewährleistet wird. 
Daß er demgegenüber die religiösen und moralischen Werte der katho- 
lischen Genossenschaften hervorhebt, für eine pluralistische Lösung 
eintritt, ist verständlich in einer Schrift, die anläßlich des fünfzigjäh- 





—._ 


-ualiste 
Sociales, 
ne 1957, 
(dien ge- 
1olischen 
15, deren 
geprägte 
chs zeit- 
> wesent- 
er Tätig- 
schaften, 
torischen 
Versiche- 
“ hatten, 
tützt auf 
ınderset- 
ung seit 
ählichen 
d Todes- 
ergaben 
flich ge- 
ssen für 
istungen 
verband 
‚ang von 
enossen- 


ıuch den | 


lage der 
: betont, 
rielleicht 
rauf hin, 
die Vor- 
enschaf- 
nen, wie 
ı der all- 
die ver- 
1, Richt- 


ınd Bei- 


nsbeson- 
iberwie- 
’ersiche- 
er Maß- 
e soziale 
sondern 


‚et wird. e 
r katho- Fi 


Lösung 
ıfzigjäh- 


Neueste Geschichte (1871—1945) 255 


rigen Bestehens ihres Gesamtverbandes veröffentlicht wurde. R. macht 
aus seiner politischen Einstellung keinen Hehl und tritt in seiner 
Arbeit für die Selbständigkeit der katholischen Versicherungsgenossen- 
schaften ein, verteidigt sie gegenüber den Bestrebungen anderer Par- 
teien, insbesondere der Sozialisten, die Sozialversicherung zu verein- 
heitlichen, den staatlichen Stellen vermehrte Befugnisse zu übertragen; 
seine Darstellung der belgischen Sozialversicherungsgesetzgebung in 
der Zeit nach dem ersten Weltkrieg bis zur Gegenwart und der sie be- 
stimmenden politischen Kräfte wird dadurch nicht berührt, sie ist 
sachlich und objektiv. Für den nichtbelgischen Leser ist das umfas- 
sende Schrifttumsverzeichnis von besonderem Wert. 
Krefeld H. Croon 


NEUESTE GESCHICHTE (1871—1945) 


( JohannesNichtweiß (f), Dieausländischen Saisonarbei- 
ter in der Landwirtschaft der östlichen und mittleren Gebiete des 
Deutschen Reiches. Ein Beitrag zur Geschichte der preußisch-deut- 
schen Politik von 1890 bis 1914 (Schriftenreihe des Instituts für All- 
gemeine Geschichte an der Humboldt-Universität Berlin, Bd. 4). Ber- 
lin, Rütten & Loening 1959. 292 S. — Der Vf. hat diese Schrift 1958 
der Humboldt-Universität als Habilitationsschrift vorgelegt und ist 
kurz danach verstorben. Die Überarbeitung des Manuskriptes ist dann 
von dem schon zuvor beteiligten Dr. Stoecker vorgenommen worden. 
Wir zitieren aus den Schlußbemerkungen: „Am Ende unserer Unter- 
suchung dieses schändlichen Kapitels preußisch-deutscher Geschichte 
angelangt, hoffen wir, nachgewiesen zu haben, daß die hitlerfaschi- 
stische Versklavungs- und Ausrottungspolitik gegenüber dem polni- 
schen Volk und anderen slawischen Völkern nur die konsequente Fort- 
setzung der Politik preußisch-deutscher Regierungen der Jahrzehnte 
vor dem ersten Weltkrieg war, als der Imperialismus in Deutschland 
zum herrschenden System geworden war. Diese Erkenntnis möge die 
Entschlossenheit der friedliebenden Menschen in ganz Deutschland 
stärken, eine Wiederholung jener tiefsten Schmach, die das deutsche 
Volk in seiner Geschichte auf sich genommen hat, unter allen Um- 
ständen zu verhindern und den Anfängen einer revanchistischen Ost- 
politik, die unter den Bedingungen des wiedererstarkten Imperialismus 
in der Deutschen Bundesrepublik gefährliche Formen anzunehmen 
drohen, mit allen Kräften zu wehren.‘‘ Das Problem der ausländischen 
Saisonarbeiter in der Landwirtschaft des Deutschen Reiches bedarf 
nach wie vor der Untersuchung. 

Bonn Wolfgang Treue 


* Eugen Weber, The nationalist revival in France 1905 
to1914. (University of California Publications in History, Volume LX.) 
Los Angeles, University of California Press 1959. 237 S. 5 $. — Der 
Vf. der vorliegenden Untersuchung geht der Frage nach, wie es dazu 
kam, daß am Vorabend des ersten Weltkrieges in Frankreich sozu- 
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sagen alle Parteien hinter der nationalen Verteidigung und hinter 
Poincar& gestanden haben. Er kann auf Grund weitschichtiger, auch 
die Presse umfassender Materialverarbeitung zeigen, wie ein systema- 
tisch vorangetriebener und ausgebauter Nationalismus das franzö- 
sische Leben im letzten Vorkriegsjahrzehnt kennzeichnet, und zwar 
ein Nationalismus, der sich im wesentlichen defensiv verstanden hat. 
Dabei ist das Wort selbst von den Vertretern und Vorkämpfern dieser 
Erhebung beinahe bewußt vermieden worden, wie es sich denn über- 
haupt mehr um das Werk einer ‚minorite agitante‘ als um eine geistige 
Massenbewegung handelt. Gerade das Beispiel der 1899 ins Leben ge- 
rufenen ‚Action frangaise‘ zeigt indessen, daß sich die Bedeutung einer 
solchen Agitation nicht durchweg an der plebiszitär-parlamentari- 
schen Breitenwirkung bemessen läßt. Stimulierend waren zudem die 
Impulse, die von den außenpolitischen Spannungen ausgingen: die 
erste und vor allem die zweite Marokkokrise sind in hohem Maße der 
nationalen Willensbildung zugute gekommen. Aber auch die Verbesse- 
rung der Beziehungen zur Kirche trug dazu bei: die Seligsprechung der 
Jeanne d’Arc (1909) war insofern bedeutsam, als damit ein für die 
Franzosen aller Partei- und Überzeugungsrichtungen verbindliches 
und sie einendes Symbol aufgewertet wurde. Die Studie gipfelt in 
einer aufschlußreichen Analyse der Diskussion um das Wehrgesetz 
von 1913. 


Zürich Peter Stadler 


Maja Bachofen, Lord Robert Cecil und der Völkerbund. 
(Wirtschaft Gesellschaft Staat. Zürcher Studien zur allgemeinen Ge- 
schichte, Band 20.) Zürich, Europa Verlag 1959. 138 $S. 8 Fr. — Es 
liegt nahe, daß sich gerade eine Schweizer Studie eines Mannes an- 
nimmt, dessen politisches Wirken unter dem Eindruck des ersten 
Weltkrieges auf eine Abkehr von den traditionellen Formen der natio- | 
nalstaatlichen Politik zielte. Die Verfasserin zeigt zu Beginn in einer | 
biographischen Skizze anschaulich, wie sich in Lord Cecils Werde- ! 
gang das Humanitäre mit dem Internationalen verband und ihn zum 
Befürworter des Völkerbundes werden ließ. Aus dem Hauptteil der 
Studie, der sich mit Cecils Ideen und Werk befaßt, ist hervorzuheben, 
daß mit Cecil ein eigenständig britischer Beitrag zur politischen Neu- 
ordnung nach dem Krieg gegeben war, der Wilsons Initiative vorweg- 
genommen und vorbereitet hat. Mit Recht weist die Verfasserin in 
diesem Zusammenhang auf die große Bedeutung des Cecilschen Me- 
morandums vom September 1916 hin, in dem die englische Regierung 
zum erstenmal auf die Möglichkeiten einer zukünftigen Sicherung des 
Friedens durch eine Beschränkung der einzelstaatlichen Souveräni- 
täten aufmerksam gemacht wurde. Erwähnung verdienen ferner Cecils 
allerdings vergebliche Versuche in den 30iger Jahren, die öffentliche f 
Meinung im eigenen Lande für eine Politik kollektiver Sicherheit zu 
gewinnen, was ihn naturgemäß zum Gegner der Chamberlainschen f 
Appeasement-Politik werden ließ. Zu bedauern bleibt, daß ein bedeut- 
sames Thema in der vorliegenden Studie nur sehr vordergründig abge- F 
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handelt wird. Auch ohne zu große Anforderungen an eine Anfänger- 
arbeit stellen zu wollen, sollte man doch erwarten, daß die Quellen- 
grundlage breiter gewählt und über eine bloße Heranziehung der Cecil- 
schen Reden, Autobiographien und Publizistik hinausgegriffen würde. 
Die Verfasserin ist zweifellos so der Gefahr erlegen, politische Äuße- 
rungen eines Politikers als bare Münze zu nehmen und zu rasch das 
Prädikat des christlichen Staatsmannes ihrem Helden zuzuerkennen. 
Politisches Handeln, auch das von Lord Cecil, geschieht nicht in so 
einfachen und klar erkennbaren Dimensionen, wie es die Verfasserin 
wahrhaben möchte. Man vermißt überdies, und hier wird zweifellos 
der historische Ertrag einer Cecil-Biographie liegen, eine Behandlung 
der Problematik, die sich aus einer entschiedenen Unterstützung des 
Völkerbundes gerade für einen englischen Politiker ergeben mußte. 
Die Entfremdung Cecils von der eigenen Konservativen Partei und der 
englischen Politik insgesamt bezeugen, daß hier persönliche Spannun- 
gen auszuhalten waren, deren intensivere Erörterung erst erbringen 
müßte, wie weit ein Dilemma der Loyalitäten wirklich eingetreten ist, 
oder ob nicht doch der nationalstaatliche Kern unangetastet blieb. So 
könnte die Figur des Lord Cecil auch über allgemeinere Entwicklungen 
der zwanziger und dreißiger Jahre Aufschluß geben, und das würde von 
nicht geringem Interesse sein. 


Tübingen Waldemar Besson 


x Wilfried Daim, Der Mann, der Hitler die Ideen gab. Von 


den religiösen Verirrungen eines Sektierers zum Rassenwahn des Dik- 
tators. München, Isar Verlag 1958. 286 S. 19,80 DM. — Daß der Titel 
dieses Buches nicht ernst zu nehmen ist, ist offensichtlich; daß für den 
Inhalt Gleiches gilt, erweist die Lektüre sehr bald. Der mit unzuläng- 


-Jichen Mitteln unternommene Versuch, einen direkten und entschei- 


denden Einfluß ganz bestimmter rassenideologischer Groschenhefte 
auf Hitler schlüssig zu beweisen, ist nicht gelungen; daß Hitler solche 
(und ähnliche) in Wien vor 1914 verbreitete Schriften kannte, nichts 
Neues. Ungenaue Zitate (z.B. S. 35, 196f., 203ff.); ein unbeholfener, 
aufgebauschter Apparat — in dem wichtige Literatur fehlt —; eine 
phantastische Argumentation, die mit der eiligen Verwandlung zu- 
nächst vage geäußerter Vermutungen in gesicherte Prämissen (beson- 
ders grotesk S. 41) an Grillparzers satirischen Brief über die Etymolo- 
gie von Sachsengang erinnert; primitive und vergröberte Anwendung 
selbst der vom Vf. studierten Wissenschaft, der Psychologie (vgl. bes. 
$.215, 224), lassen dem Buch kaum Bedeutung für die Geschichte 
Hitlers. — Interessant sind allenfalls Leben und die allzu ausführlich 
zitierten ekelerregenden Schriften eines österreichischen Obskuranten, 
des Adolf Lanz (1874— 1954), der amore carnali captus den Zisterzienser- 
orden verließ und als selbsternannter Baron Dr. Georg Lan(c)z v. Lie- 
benfels, als Prior des von ihm gegründeten Neutemplerordens, vor 
allem aber mit der seit 1905 erscheinenden Zeitschrift „Ostara‘ eine 
unsinnige dualistische, rasch offen antisemitische Rassenlehre propa- 
gierte, die Anhänger und Finanziers fand, im ganzen jedoch bedeu- 
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tungsloser war, als der Vf. auf Grund der oft unkritisch hingenommenen 
Äußerungen des Lanz selbst meint. — Der Stil des Vf.s ist seinem 
Gegenstand angemessen. 


Göttingen - Joachim Leuschner 


Klaus Revermann, Die stufenweise Durchbrechung des 
Verfassungssystems der Weimarer Republik in den Jahren 
1930 bis 1933. Eine staatsrechtliche und historisch-politische Analyse, 
Münster, Aschendorffsche Verlagsbuchhandlung 1959. X, 1758, 
16,— DM. — Die vorliegende Abhandlung, die als Bd. 62 von ‚‚Aschen- 
dorffs Juristischer Handbücherei‘ erschienen ist, erweist sich als ein 
Versuch, zur Erhellung der jüngsten Vergangenheit mit beizutragen 
und den Ursachen nachzugehen, die zum Zusammenbruch des Wei- 
marer Staates geführt haben. Ausgehend von dem ersten Kabinett 
Brüning bis zum Ermächtigungsgesetz vom 24. März 1933, werden die 
wichtigsten Stationen der Verfassungsentwicklung eingehend unter- 
sucht. Getrennt nach historisch-politischen und staatsrechtlichen Ge- 
sichtspunkten läßt R. die einzelnen Stufen dieses Verfallsprozesses er- 
kennen. In ständiger Auseinandersetzung mit den Theorien und An- 
sichten namhafter Staatsrechtslehrer wie Anschütz, Giese, E. D. Hoff- 
mann, Koellreutter, Poetzsch-Heffter und Carl Schmitt werden die 
einzelnen Ereignisse, die zur Aushöhlung der Verfassung geführt ha- 
ben, genauestens analysiert. R. kommt zu der These, daß die Macht- 
übernahme Hitlers keineswegs schicksalsbedingt war. Nicht mangelnde 
Verfassungsbestimmungen stellten sich als entscheidend heraus, son- 
dern menschliche Unzulänglichkeiten in einer allerdings schwerwiegen- 
den akuten Krisensituation. Den Ausschlag gaben das durch Alters- 
schwäche und mangelnde politische Fähigkeiten bedingte Versagen 
des Reichspräsidenten und das Verhalten einer verantwortungslosen 
Kamarilla, die glaubte, sich von der nationalsozialistischen Massen- 
bewegung nach oben spülen lassen zu können, um Hitler dann in einem 
für sie geeigneten Augenblick beiseite zu schieben. Ein weitschichtiges, 
nicht leicht zu erlangendes Material wird hier übersichtlich ausge- 
breitet und überzeugend erläutert. Es muß aber auch erwähnt werden, 
daß neben einigen Flüchtigkeitsfehlern im Text die Benutzung der 
politischen Literatur nicht immer unter kritischen Gesichtspunkten 
erfolgt ist. Aus der Reihe bisher erschienener Darstellungen und 
manchmal zweifelhafter Quellen werden überspitzte Äußerungen und 
nicht bewiesene Behauptungen übernommen (z. B. S. 101) oder nicht 
überzeugende Parallelen zu Ereignissen der jüngsten Vergangenheit 
gezogen (S. 41). Das kann den Wert der sonst abgewogenen Aussagen 
des Vf.s nur beeinträchtigen. 

Berlin Ernst Schraepler 


Hans-Adolf Jacobsen, Dünkirchen. Ein Beitrag zur Ge 
schichte des Westfeldzuges 1940. Unter Mitarbeit von K. J. Müller. | 
Neckargemünd, Kurt Vowinckel 1958. 239 S. 14,80 DM. — Die Frage 
des plötzlichen Anhaltens der deutschen Tankdivisionen vor Dün- 
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kirchen während des Westfeldzuges, die Verantwortlichkeit für den 
„Halt“-Befehl vom 24. 5. 1940 ist mehrfach im In- und Ausland disku- 
tiert worden, ohne daß es bisher überall geglückt wäre, zu einem ab- 
schließenden Urteil über die Zusammenhänge und ihre wahren Hinter- 
gründe zu gelangen. In dem vorliegenden Buch wird diese Frage noch 
einmal aufgegriffen. Unter Heranziehung weiteren Quellenmaterials 
und der einschlägigen Literatur gelangt Vf. zu dem Ergebnis, es sei 
„zweifelsohne in erster Linie Rundstedts Entscheidung zu verdanken, 
daß die deutschen Panzertruppen vor Dünkirchen fast drei Tage 
auf der Stelle traten‘‘, wenngleich man ‚Hitler als Oberbefehlshaber 
der Wehrmacht auch von der Verantwortung für das ‚Halt‘ nicht frei- 
sprechen‘ könne (S. 203). An Gründen für den „Halt“-Befehl werden 
u.a. aufgeführt: Schonung der wertvollen Tanks für die zweite Phase 
des Feldzuges; Erkenntnis, daß das flandrische Polderland sich als 
wenig geeignet für die Verwendung von Tanks erwiesen hätte; Sorge 
um die Südflanke der deutschen Armeen; Versicherung Görings, die 
eingeschlossenen feindlichen Truppen im flandrischen Kessel durch die 
Luftstreitkräfte zu vernichten; schließlich Hitlers Absicht, die Ent- 
scheidungsschlacht nicht in die flämischen Provinzen Belgiens zu ver- 
legen. Unwillkürlich zieht der Leser einige Schlußfolgerungen mehr 
auf grundsätzlicher Ebene. Es gibt heute sicher Generäle der ehemali- 
gen deutschen Wehrmacht, die bestrebt sind, das Odium gerade der 
militärischen Niederlage des Dritten Reiches von sich abzuwälzen 
und Hitler ausschließlich damit zu belasten. Allein so lassen sich die 
Dinge nicht ‚vereinfachen‘: auch seine Generäle tragen zu ihrem 
Teil die Verantwortung für die deutsche Katastrophe im Zweiten 


Weltkrieg. 
Münster Werner Hahlweg 


Einen ‚Beitrag zu den Methoden der antipolnischen Propaganda‘‘, 
die nachzuweisen suche, daß die Probleme der gewonnenen Westgebiete 
von den Polen nicht bewältigt worden seien, willdas Redaktionsgremium 
der Zachodnia Agencja Prasowa, Achtung Fälschungen, 
Posen-Warschau Wydawnictwo Zachodnie, 1959, 233 $S., geben. 
Die Schrift analysiert die Broschüre des Göttinger Arbeitskreises ‚Die 
deutschen Ostgebiete jenseits von Oder und Neiße im Spiegel der pol- 
nischen Presse‘‘ (eingel. von Herbert Kraus, redig. von Karl O. Kurth), 
Würzburg 1958. — Von 150 Zusammenfassungen der Broschüre wer- 


‚ den 26 Texte behandelt, von denen 2 angeblich nicht existent sind. 


Der Vergleich mit den polnischen Originaltexten, die Einordnung der 
entnommenen Einzelzitate, die Feststellung einseitiger Auswahl der 
negativen Stimmen, beispielsweise vorwiegend aus der Landwirtschaft 
statt aus der Industrie, zeigen nach Meinung des Redaktionsgremiums, 
daß hier so einseitig gearbeitet worden sei, daß man von Fälschung 
sprechen könne. Die Behauptungen des „Spiegels‘‘ Nr. 51 vom 17. 12. 
1958, der „‚Welt‘‘ Nr. 203 vom 2.9.1958 und der „Frankfurter All- 
gemeinen Zeitung‘ Nr. 278 vom 1.12.1958 werden in Einzelnachweisen 
bestätigt. Ohne den hier erhobenen schwerwiegenden Vorwurf zu wieder- 
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holen, daß es sich um bewußte Fälschungen handele, muß festgestellt 
werden, daß die Kritik an der Broschüre in vieler Hinsicht berechtigt 
zu sein scheint. 


Köln Kurt Kluxen 


DEUTSCHE LANDSCHAFTEN 


Zeitschriftenbericht von H.Helbig- Berlin (Nordosten) 


Kurt Forstreuter, Die Gründung des Erzbistums Preußen 
1245/46 (Jahrbuch der Albertus-Univ. zu Königsberg/Pr., Bd. 10, 
1960, S. 9—31). Darstellung der Vorgänge um die Ernennung des Erz- 
bischofs Albert von Armagh in Irland zum Erzbischof von Preußen, 
Livland und Estland, 10. 1. 1246, nach den in jüngster Zeit aufgefun- 
denen Briefen des Papstes Innozenz IV. 


Hans Koeppen, Eine Beschwerdeschrift der Altstadt Thorn 
gegen ihren Komtur Johann Nothaft aus dem Jahre 1350 (Jahrbuch 
der Albertus-Univ. zu Königsberg/Pr., Bd. 10, 1960, S. 32—51). Text- 
abdruck der beiden im Ordensarchiv und im Stadtarchiv Thorn er- 
haltenen Handschriften mit ausführlichem Kommentar über das 
offensichtliche Willkürregiment des Komturs. 


Fritz Gause, Wanderungsbewegungen und kulturelle Bezie- 
hungen zwischen Preußen und Ungarn (Jahrbuch d. Albertus-Univ. 
zu Königsberg/Pr., Bd. 10, 1960, S. 274—288). Chronologische Gliede- 
rung von Einzelzuwanderern nach Berufen. 


Hans Branig, Zur älteren Geschichte Pommerns, 9.—12. Jahr- | 
hundert (Jb. f. Gesch. M.O. Dtschl., Bd. 8, 1959, S. 365—407). Be- 
richt über die polnische Nachkriegsforschung. H. Hg. 


Margarete Schindler, Buxtehude. Studien zur mittelalter- 


lichen Geschichte einer Gründungsstadt. (Vierteljahrschrift für Sozial- | 


und Wirtschaftsgeschichte, Beiheft Nr. 42.) Wiesbaden, Franz Steiner 
Verlag 1959. 6 Abb. und 4 Tafeln. VIII, 92 S. 8,60 DM. — Verfasserin 
sieht in der Gründung der Stadt Buxtehude (1287) durch Erzbischof 


Giselbert von Bremen in der Nähe des gleichnamigen Benediktinerinnen- 


klosters (1197) eine Antwort auf die in bedrohlicher Nähe errichtete 
Harburg. Diese Stadtgründung gehört in den Zusammenhang der Aus- 


einandersetzung zwischen dem Erzstift und den Welfen um das Erbe 


Heinrich des Löwen. Durch den Vergleich von 1236 war die Este Grenz- 
fluß im Nordosten des bremischen Territoriums geworden. Der Grund- 
riß Buxtehudes verrät eine rationale Planung, die sich an einen im 
Nordosten zu vermutenden erzbischöflichen Fronhof anlegte. Der Vf.in 
ist durch die verdienstvollen Beobachtungen ihres Lehrers H. Aubin 
und seiner Schule (Haase) der Blick für die Problematik der Stadt- 


rechtsverleihung hinreichend geschärft, um zu erkennen, daß die 1321 
und 1328 bezeugte Bewidmung mit Stader Recht keine einheitliche 





—. 


tgestellt 
-rechtigt 


luxen 


Preußen 

Bd. 10, 
des Erz- 
?reußen, 
ufgefun- 


t Thorn 
ahrbuch 
). Text- 
horn er- 
ber das 


» Bezie- 
ıs-Univ. 


: Gliede- 


2. Jahr- 
7). Be- 
T. Hg. 


telalter- 


- Sozial- 

Steiner 
fasserin 
zbischof 
rinnen- 
richtete 
ler Aus- 


as Erbe 


> Grenz- 
Grund- 
inen im 
er Vf.in 
. Aubin 
 Stadt- 


lie 1321 


‚eitliche 


Deutsche Landschaften 261 


Übernahme des Mutterrechts bedeutete. Die von ihr wieder aufgefun- 
denen Stadtbücher (ab 1320) werden sorgfältig ausgewertet und in 
ihrer Anlage als durchaus selbständig erkannt. Auch die Zunftstatuten 
sind ebenso wie die Statuten der Ämter nicht schematisch von 
Nachbarstädten übernommen, sondern im Mittelalter am Orte formu- 
liert worden. Unter dem ‚‚Charakter der Stadt‘ begreift Vf.in Beobach- 
tungen über die Herkunft der Bewohner (vorzugsweise Westfalen und 
zu 80%, Siedler aus dem Geestgebiet), Bemerkungen über den Renten- 
markt (seit etwa 1390) und daraus erkennbare soziale Umschichtungen 
sowie Ausführungen über den Getreidefernhandel, der Anlaß zu Span- 
nungen zwischen Buxtehude und Hamburg gab. Als ältester Markt 
kann der Platz bei der Petri-Kirche, wo im 15. Jahrhundert fünf 
Marktbuden standen, nachgewiesen werden. Vf.in glaubt, mit den vor- 
gelegten Resultaten, die sie aus Kenntnis der Probleme der modernen 
Städteforschung mit Umsicht einem Objekt von begrenzter Ergiebig- 
keit abgewonnen hat, die Frage des ‚„Rationalen in der städtischen 
Gründungsbewegung‘“ auf das eigentliche Maß zurückgeführt zu haben. 


Cappel bei Marburg (Lahn) Hans Patze 


Bruno Schremmer, Die Patrozinien der märkischen Stadt- 


) kirchen im Mittelalter (Wichmann-Jb., Jg. 13/14, 1959/60, S. 42—62). 


Nichtbelegte Angaben über Herkunft und Verbreitung von 26 Kirchen- 
heiligen in der Mark Brandenburg und ihren Nachbardiözesen. 


Irmgard Hort, Die böhmischen Ansiedelungen in und um Berlin 


/ (Herbergen der Christenheit, Bd. 3, 1959, S. 20—54). Schilderung der 
| Entwicklung der durch die Ansiedlung von etwa 2000 böhmischen 


Exulanten unter Friedrich Wilhelm I. und Friedrich II. um Berlin 
entstandenen Gemeinden. 


Joseph Eismann, Die Tüödden, westfälische Kaufleute als 


‚Wegbereiter der Kirche in Brandenburg und Pommern (Wichmann- 


\ Jb., Jg.13/14, 1959/60, $.86—104). Seit dem 17, Jahrhundert mit west- 


 fälischen Leinen hausierende, später Eisen- und Manufakturwaren 
) handelnde Katholiken, auf die in 84 Orten die Begründung katholischen 


Kirchenwesens zurückgeht. H. Hg. 
“Westfälische Lebensbilder. Im Auftrage der Historischen 


| Kommission Westfalens hrsg. von Wilhelm Steffens und Karl 


‚Zuhorn, Band 8. Münster, Aschendorff 1959, 188 $. 15,80 DM. — 


Der vorliegende Band enthält die Biographie des Grafen Gottfried von 
Cappenberg, des Stifters des gleichnamigen Klosters (H. Grundmann), 


des Kartographen Johann Gigas (J. Prinz), des ebenso bedeutenden 


Bischofs wie Gelehrten und Förderers der Kunst Ferdinand von Für- 
stenberg (H. Lahrkamp), des preuß. Kabinettsministers Wilhelm 
Heinrich von Thulemeiers (J. Jacoby), Simon Augusts Graf zu Lippe 
(B. Schiefer), des münsterschen und später preuß. Beamten Johann 


Gerhard von Druffel, des Großvaters des Historikers August von 


| Druffel (A. H. von Wallthor), des Pädagogen Adolph Diesterweg 
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(H. G. Bloth), der Schriftstellerin und Vorkämpferin für die Gleich- 
berechtigung der Frau Mathilde Franziska Anneke (W. Schulte), des 


Verwaltungsfachmanns und preuß. Finanzministers Johann yon 


Miquel (G. Schulz) und des Diplomaten und Außenministers im ersten 
Kabinett Wirth Friedrich Rosen (H. Müller-Werth). Allen Beiträgen 
sind wiederum dankenswerterweise, wie in den vorhergehenden Bänden, 
ein ausführliches Quellen- und Literaturverzeichnis wie auch eine 
Abbildung der behandelten Persönlichkeit beigefügt. Ein sorgfältig 
gearbeitetes Personen-, Länder- und Ortsverzeichnis erschließt weiter 


den Inhalt des schönen Bandes. Hans Jürgen Rieckenberg 













Ur Martin Leube, Das Tübinger Stift 1770 — 1950. Stuttgart, 
J. F. Steinkopf 1954. 732 S. 15,— DM. — Die Geschichte des berühm- | 
testen deutschen Studenteninternats, deren ersten Bänden (1921 und 
1930) hier der dritte, zuerst 1936 erschienene, in neuer, stark erwei- 
terter Bearbeitung folgt, darf in einer Zeit, in der man sich mit Bursen, 
Kollegien u.a. neu um die Gestaltung akademischer Lebensgemein- 
schaft bemüht, ein allgemeineres Interesse beanspruchen. Das ver- | 
dienstvolle Werk hatte von Anfang an ein besonderes Schwergewicht in | 
der sorgfältigen Schilderung der wirtschaftlichen und organisatorischen f 
Zustände, Studienordnungen und Gemeinschaftsformen und trägt 
damit viel zur Vorgeschichte der heutigen Bemühungen bei. In der ® 
Darstellung der theologischen und geistesgeschichtlichen Entwicklung 
und der biographischen Würdigung legt Leube sich, wenn auch die # 
wichtigsten Stufen sichtbar werden, Zurückhaltung auf. Dazu ist 
schon manches gesagt, und der Vf. bevorzugt offenbar den Stil einer 
dokumentierten Chronik. In den reichen Aktenauszügen, die er ein- 
streut (z.B. pompösen Huldigungen für Karl Eugen, geistvollen 
Repetentenberichten von Dav. Fr. Strauß, Zeugnissen über die 
Revolutionsunruhen 1848/49 u.a.), läßt er aber immer wieder das 
geschichtliche Leben selbst hindurchblitzen. Für zeitbedrängte Leser # 
hat Leube dankenswerterweise am Schluß (S. 657—688) eine Zusam- 

L 
























menfassung der drei Bände gegeben. 








Heidelberg Heinrich Bornkamm 





Hermann Löscher, Zur Frühgeschichte des Freiberger Berg- f 
rechts (Zs. Sav. RG. GA. 76, 1959, S. 343—352). Die in den ältesten 
Freiberger Bergrechten nachweisbare, den Bergleuten garantierte | 
Freiheit der Person und Arbeit (Bergfreiheit) spricht gegen die oft } 
behauptete Abhängigkeit des Freiberger Bergrechts vom Goslar- f 
Rammelsberger Bergrecht des Sachsenspiegels. 














Heinrich Herzog, Die rechtliche Sonderstellung der Ober- 
lausitz in der sächsischen Landeskirche (Herbergen der Christenheit, f 
Bd. 3, 1959, S. 71—95). Darstellung der von den Landständen der 
Oberlausitz auf Grund des Traditionsrezesses von 1635 bis ins 20. Jahr- ? 
hundert zäh verteidigten Privilegien auf kirchenrechtlichem Gebiet. f 
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Ursula Lewald, Geschichte der Stadt Löwenberg (Heimatbuch 
des Kreises Löwenberg in Schlesien, hrsg. v. Landkreis Hannover, 


Bückeburg 1959, S. 583627). Überblick über die Geschichte der 


Stadt bis zu ihrem Übergang an Preußen, vor allem ihrer mittelalter- 
lichen Entwicklung (Gründung und Verfassung, Goldbergbau, Fern- 
handel und städtisches Gewerbe, landesherrliche Privilegien, Erwerb 
der Landvogtei durch die Stadt). 

Hans Jürgen von Witzendorff-Rehdinger, Die Breslauer 
Stadtschreiber 1272—1741 (Jahrbuch d. Schles. Friedrich-Wilhelms- 
Univ. zu Breslau, Bd. 5, 1960, S. 7—32). Namenliste mit biographi- 
schen Angaben und kurzer Einleitung. H. Hg. 


NEKROLOGE 


Fritz Valjavecf 


In Wien 1909 geboren, mütterlicherseits Donauschwabe, verlebte 
V. seine Jugend in Ungarn (bis 1930). Die reichsdeutsche Oberschule 
in Budapest, die starke Persönlichkeit des Germanisten J. Bleyer, 
die von diesem geleitete deutsche Bewegung, die sommerlichen Ferien 
im schwäbischen Dorf, das waren die Eindrücke, die ihn formten. Er 
erlebte in der hauptstädtischen Atmosphäre Bleyers tragischen Kampf, 
die ganze Problematik der deutschen Volksgruppe und des Nationali- 
tätenstaats Ungarn, ebenso aber auch die andere Wirklichkeit Ungarns: 
die Provinz, das schwäbische Dorf, die friedsame Symbiose der 
Schwaben mit Magyaren, Rumänen, Serben, Kroaten, Slowaken. Er 
sprach alle landesüblichen Idiome, kannte alle Stämme des ungari- 
schen Raums in ihrer Art. Mit instinktsicherer Konzentration setzte 
er sich als Lebensziel, das Wesen dieses Raumes und das geschichtliche 
Schicksal seiner Volksgruppe zu erforschen, nicht nur von innen her, 
sondern auch von außen aus europäischer Sicht. Diese holte er sich in 
den erstaunlich vielseitig genützten Jahren an der Universität Mün- 
chen (1931/35). Als Assistent einsichtiger Chefs, später als Leiter des 
Südostinstituts, als Münchener Dozent, als Professor an der Ausland- 
wissenschaftlichen Fakultät Berlin gewann er zahlreiche Schüler 
für die Südostforschung, erhob seine Zeitschrift, die ‚„SOForschungen“ 
zum international führenden Organ (18 Bände seit 1935), brachte über 
50 wertvolle Bände der „Südosteuropäischen Arbeiten‘ heraus und 
schrieb selbst eine grundlegende Darstellung (Der deutsche Kultur- 
einfluß im nahen Südosten 1940, Neubearbeitung als „Gesch. d. deut- 
schen Kulturbeziehungen zu SOEuropa 1—3, 1953—1958, der 4. Bd. 
erscheint demnächst). Als unersetzlich wird sich auch seine hohe 
Organisationsgabe erweisen. Es gelang ihm, 1951 das SODeutsche 
Kulturwerk, 1957 die SOEuropagesellschaft, 1958 die SOD Histor. 
Kommission ins Leben zu rufen, die seither bei der Erforschung des 
SORaums und des SODeutschtums elastisch zusammenwirken. Und 
überall war V. die treibende und koordinierende Kraft und nahm 
aktiven Anteil an den verschiedenen neuen Zeitschriften und Buch- 
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reihen. Dann aber wuchs er über dieses Arbeitsgebiet hinaus mit d 
Büchern „Der Josephinismus‘‘? (1945), „Die Entstehung d. 
Strömungen in Deutschland 1770—1815 (1951) und ‚Die Aufkli A 
(erscheint 1961). Früh schon hat V. eine Betrachtungsweise ausgebildet, 
die man als „allgemeine“ oder ‚ganzheitliche Kulturgeschichte | 
bezeichnen könnte. Entgegen der heutigen Auflösung dieses Faches 
in viele Spezialdisziplinen und einer Bevorzugung der Geistesgeschich s 
die sich dabei oft zur bloßen Ideengeschichte verdünnt, ging V. auf 
das Ganze, auf den Gesamtprozeß der Kultur, auf die Verflechtung‘ 
aller Schichten, der führenden Schichten und ihrer neuen Ideen und 
schöpferischen Persönlichkeiten mit den breiten Massen des Durch 
schnitts und dem volkstümlichen Brauchtum der niederen Schichten. 
Sein Quellenstoff reichte von der hohen Dichtung und dem philosophi- 
schen Denken bis zum Volkskalender, dem Speisezettel, dem Privat 
brief, von der hohen Kunst bis zur Volkskunst und dem ganzen muse-/ 
alen Stoff. In seiner Darstellung fließen alle Äußerungen der geistigen 
wie der materiellen Kultur zusammen zum Gewebe des gesellschaft“ 
lichen Daseins, zur Kulturatmosphäre der einzelnen Völker und Zeit“ 
alter. Als V. in dankbarer Pietät für den älteren Freund die Heraus 
gabe der vom genialen Fritz Kern geplanten, (aber nur für die ersten 
zwei Bände durchgeplanten) Weltgeschichte Historia mundi übernahm 
(I—IX 1952—1959, X. erscheint 1961), erweiterte sich sein Gesichtskreig) 
auf die Überseewelt, er faßte den Plan einer allgemeinen, nicht nach’ 
Spenglers Art spekulativen, sondern streng empirischen Kulturmorphos 
logie. Man sieht, mit Valjavec ist ein Unvollendeter vorzeitig dahin 
gegangen, von dem noch viel zu erwarten war. Mit Fug und Recht hat 
Meinecke 1951 in seiner letzten Berliner Rede unter den Anzeichen, 
die ihn auf einen neuen Anstieg unseres Faches hoffen ließen, auch 
Valjavecs Arbeiten genannt. V. war eine glückliche Mischung: im 
intellektuellen Habitus ein Verstandesmensch von streng sachlicher 
Nüchternheit und Besonnenheit, dabei aber ganz frei vom blinden’ 
Verstandeskult des platten Rationalismus. Diese kühle Klarheit des! 
Denkens verband sich aber mit einer gleichen Klarheit und Reinheit‘ 
des Gefühls und der Gesinnung und großer innerer Bescheidenheit; 
sie war durchwärmt von heißer Hingabe an seine Volksgruppe, das 
deutsche Volk und die wissenschaftliche Wahrheit und von echtem 
Wohlwollen für Schüler, Freunde, Menschen überhaupt. Er wußte das 
SOJ und alle seine Mitarbeiter mit seinem Geist der Hingabe an di 
Sache, der unbedingten Pflichterfüllung und Kameradschaftlichkeit 
zu erfüllen. Sein Vorbild wird in der SOForschung weiterwirken. Mag’ 
hat mit ihm einen guten Mann begraben, mir war er mehr. Literatuf 
K.A. Fischer, Fritz Valjavec, SOForschungen Bd. 19, S.1f., mit, 
Schriftenverzeichnis von F. v. Schröder. — Nachrufe von H. Diplich 
Südostdeutsche VjBlätter Bd.9. — F. v. Schröder, Jahrbücher& 
Gesch. Osteuropas Bd.8. — A. Malaschofsky, In memoriam Fritz 
Valjavec, Österr. Begegnung Bd. 1. — H. Steinacker, Der Kultur 
historiker Fritz Valjavec, SOdeutsches Archiv Bd. 3, 1—13. 
Innsbruck Harold Steinacker 
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